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Die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft 


Von H. Franke, ſtellvertretender Geſchäftsführer der Reichswirtſchaftskammer 


Die folgenden Ausführungen bezwecken das Eindringen in 
das Gebiet des Organiſationsrechtes durch eine kurze Darſtel⸗ 
lung des Entwicklungsſtandes und einige Hinweiſe auf weſent⸗ 
liche organiſationspolitiſche und -rechtliche Probleme, um das 
Verſtändnis für die funktionsmäßigen Zuſammenhänge zu er⸗ 
leichtern. Es ſoll mit anderen Worten ein Überblick über ein 
Neuland geboten werden, deſſen juriſtiſche Durchforſchung noch 
durchaus in den Anfängen ſteckt und deſſen darſtellende und 
wertende Behandlung — ſo reichhaltig die zu dem Thema ent⸗ 
ſtandene Zeitſchriftenliteratur der letzten Jahre auch iſt — bis⸗ 
her dadurch beeinträchtigt war, daß der erforderliche zeitliche und 
ſachliche Abſtand von den Dingen vielfach fehlte, und vor allem, 
weil der Gegenſtand der Behandlung noch nicht hinreichend ge⸗ 
klärt, gefeftigt und überſehbar ſich der Betrachtung darſtellte. 
Das iſt nur natürlich, weil die Entwicklung der letzten Zeit wie 
in allen weſentlichen Bezirken des politiſchen Lebens ſeit der 
Machtergreifung ſo auch auf dieſem Gebiet in einem früher nicht 
für möglich erachteten Tempo vorwärtsdrängte. Sie iſt auch 
heute noch nicht abgeſchloſſen. Jedoch ermöglicht der heutige 
Sachſtand, der durch ſchrittweiſe getroffene ordnende Maßnah⸗ 
Urn der Geſetzgebung und Verwaltung geſchaffen iſt, bereits 
Feſtſtellungen über die Grundſätze, nach denen die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Regierung die Wirtſchaft, das iſt die in ihr tätigen 
Menſchen und Unternehmungen organiſiert, alſo zuſammenfaßt 
und abgrenzt, ihnen Funktionen zuweiſt und ihre Beziehungen 
zu anderen Gliederungen regelt. In dieſer Beziehung leitet ein 
in jüngſter Zeit ergangener Erlaß des RWiM. ) einen neuen 
und wichtigen Entwicklungsabſchnitt ein. 
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I. In Übereinſtimmung mit den grundſätzlichen Ausfüh⸗ 
rungen des vorerwähnten Erlaſſes iſt zunächſt Folgendes allge⸗ 
mein und grundſätzlich über Notwendigkeit und Weſen der Or⸗ 
ganiſation der gewerblichen Wirtſchaft feſtzuſtellen: 


„ Der nationalſozialiſtiſche Staat greift zur Erfüllung der 
ihm geſtellten Aufgaben der Wirtſchaftslenkung und des Wirt- 
ſchaftsaufbaus, insbeſ. auch auf die ſachkundige Mitarbeit aller 
in der Wirtſchaft verantwortlich tätigen Leiter von Unterneh⸗ 
mungen der gewerblichen Wirtſchaft zurück. Dieſe Mitarbeit 
vermittelt ihm eine Organiſation, die in doppelter Funktions⸗ 


1) Vom 7. Juli 1936, IV 18631/86: Reichsanzeiger Nr. 157 
v. 9. Juli 1936. are 


richtung tätig wird: einmal trägt fie der Regierung den Rat, 
die Erfahrungen, die Wünſche und Sorgen der gewerblichen 
Wirtſchaft vor, zum anderen leitet die Anordnungen wirt⸗ 
ſchaftspolitiſcher Art von der Wirtſchaftsführung, d. h. dem 
Staate, her, hin zu den an der Front der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft Tätigen. Die Organiſation dient alſo in gleicher Weiſe der 
Wirtſchaft i. S. der Geſamtheit der Unternehmer und Unter⸗ 
nehmungen wie dem Staate. Dem Bedürfnis ſachkundiger Be⸗ 
ratung des Staates hat Dr. Schacht in einer Anſprache vor 
dem Beirat der Wirtſchaftskammer für Weſtfalen und Lippe 
am 8. Juli 1936 2) Rechnung getragen, in der er aus führte: 

„ Die ſelbſtändige Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft 
iſt für mich als RWi M. eine Notwendigkeit. Wir brauchen ein 
ſolches Inſtrument zur Durchgabe von Anordnungen an die 
Wirtſchaft und zur geordneten Sammlung von Wünſchen der 
Wirtſchaft an die Regierung. Wenn unſer neuer Staat die Füh⸗ 
rung über die Wirtſchaft beanſprucht, ſo muß er auch ein Or⸗ 
gan haben, durch das er dieſe Führung verwirklicht. Ich werde 
dafür ſorgen, daß die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft 
in Zukunft in ſtärkerer Weiſe in die Tagesarbeit der Wirt⸗ 
ſchaftspolitit eingeſchaltet wird.“ 

II. Die Organiſation faßt das Gemeinſame zuſammen und 
trennt das nicht Zugehörige zum Zwecke einer ſinnvollen Glie⸗ 
derung des Ganzen. Dies iſt im Bereich der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft in zweifacher Richtung möglich und zweckmäßig: einmal 
fachlich und zum anderen überfachlich⸗bezirklich. Durch die erſt⸗ 
genannte fachliche Organiſationsweiſe werden die Angehörigen 
des gleichen Gewerbezweiges im ganzen Reich zuſammenge⸗ 
ſchloſſen, durch die letztgenannte Organiſationsweiſe die Ge⸗ 
werbetreibenden eines Bezirks ohne Unterſchied des Gewerbe⸗ 
zweiges. Eine Organiſation, die ein wirkſames Inſtrument der 
Wirtſchaftspolitik fein ſoll, ift ferner nach dem Grundſatz der 
Totalität und der Pflichtmitgliedſchaft aufzubauen. Auf die vor⸗ 
erwähnte erſte Organiſationsweiſe angewandt bedeutet dies, daß 
ſämtliche Unternehmer und Unternehmungen eines Gewerbe⸗ 
zweiges der fachlichen Gliederung zugehören. Für die überfach⸗ 
lich⸗bezirkliche Gliederung führt dieſes Prinzip zur — auch be⸗ 
reits früher beſtehenden — Pflichtzugehörigkeit ſämtlicher Un⸗ 
ternehmer und Unternehmungen der gewerblichen Wirtſchaft zu 
den Induſtrie⸗ und Handelskammern bzw. Handwerkskammern. 

III. Ein geſchichklicher Rückblick ergibt, daß unter den wirt⸗ 
ſchaftlichen Organiſationsformen der Neuzeit die Induſtrie⸗ und 


2) Reichsanzeiger Nr. 157 v. 9. Juli 1936. 
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Handelskammern ſich zuerſt entwickelten, zum Teil in Fortfüh⸗ 
rung der Zuſammenſchlüſſe von „Alteſten der Kaufmannſchaft“, 
wie ſie vielfach noch bis vor wenigen Jahrzehnten beſtanden 
haben, und in Fortentwicklung einer Tradition, die auf die Kor⸗ 
porationen der Hanſe zurückreicht. Von ihnen rührt insbeſ. der 
Gedanke ſelbſtverwaltender Förderung von Induſtrie, Handel 
und Schiffahrt her, die noch heute einen beachtlichen Teil der 
Kammertätigkeit darſtellt. Als Zuſammenſchlüſſe aller in einem 
beſtimmten Bezirk anſäſſigen Unternehmer und Unternehmun⸗ 
gen der gewerblichen Wirtſchaft mit Ausnahme des Handwerks 
entſtanden die Induſtrie⸗ und Handelskammern in der Rechts⸗ 
form der Körperſchaft des öffentlichen Rechts zuerſt vor etwa 
100 Jahren im Rheinland. Daneben entwickelten ſich ſpäter, 
und zwar zunächſt auf bezirklicher Grundlage, auch Fachver⸗ 
bände, z. B. der Induftrie, des Groß- und Einzelhandels, der 
Banken uſw.; dieſe allerdings auf Grund freiwilliger Mitglied⸗ 
ſchaft. Ihre Aufgabe, die Wahrnehmung wirtſchaftspolitiſcher 
Intereſſen, gewann in der Nachkriegszeit in ſteigendem Maße 
an Bedeutung. Ihre Rechtsform war zumeiſt dem bürgerlichen 
Vereinsrecht entnommen. Sie beſtanden neben den mit ſoztal⸗ 
politiſchen und arbeitsrechtlichen Aufgaben betrauten Arbeit⸗ 
geberverbänden, die als Gegenſtück zu den Gewerkſchaften nach 
Errichtung der Arbeitsfront und der durch das ArbO®. vom 
20. Jan. 1934 geſchaffenen Neuordnung aufgelöſt worden ſind. 
Ihre Spitzenverbände waren insbeſ. der Reichsverband der 
Deutſchen Induſtrie, der Reichsverband des Deutſchen Groß⸗ 
und Überſeehandels, die Hauptgemeinſchaft des Deutſchen 
Einzelhandels, der Reichsverband des deutſchen Handwerks 
und der Zentralverband des Deutſchen Bank- und Ban⸗ 
kiergewerbes. — Der Spitzenverband der deutſchen Induſtrie⸗ 
und Handelskammern war der 1861 gegründete Deutſche In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelstag, der der Handwerks- und Gewerbekam⸗ 
mern der Deutſche Handwerks- und Gewerbekammertag. 

Die wirtſchaftspolitiſchen Verbände und die Induſtrie⸗ und 
Handelskammern ſind im Zuge der nationalſozialiſtiſchen 
Machtergreifung zunächſt perſonell gleichgeſchaltet worden, eben⸗ 
ſo ihre Spitzenverbände. Die Wirtſchaftsorganiſation und ihre 
Gliederungen ſtanden alsdann im Mittelpunkt einer lebhaften 
Auseinanderſetzung mit berufsſtändiſcher Problemſtellung, im 
Verlauf deren die verſchiedenſten Löſungsmöglichkeiten, oft nicht 
zu ſehr aus den Bedürfniſſen der wirtſchaftlichen Praxis als 
vielmehr aus einer beſtimmten Lehrmeinung heraus, vertreten 
wurden. 

Demgegenüber hat die Regierung, in voller Anerkennung 
der Notwendigkeit, das komplizierte Verbandsweſen neu zu ord⸗ 
nen, für ihre Entſcheidungen die in einem nationalſozialiſtiſchen 
Gemeinweſen allein mögliche Richtung verfolgt, daß eine Orga⸗ 
niſation der wirtſchaftlichen Selbstverwaltung ausſchließlich ihre 
Geſtalt erhält aus dem Grundgedanken heraus, der in der 
Staatsführung verkörpert iſt. Die Frage, ob in einem autori⸗ 
tären Staat und damit auch in einem Staate autoritärer Wirt⸗ 
ſchaftsführung eine wirtſchaftliche Selbſtverwaltung noch am 
Platze iſt, iſt entſprechend den oben unter A1 dargelegten Ge⸗ 
ſichtspunkten bejaht worden. 

IV. Dem Grundſatz getreu, daß eine organiſatoriſche Auf⸗ 
bauarbeit an das Beſtehende anzuknüpfen hat, ſind die Indu⸗ 
ſtrie- und Handelskammern durch die Geſetzgebung der Jahre 
nach der Machtergreifung in ihrem weiter unten noch zu er⸗ 
örternden Weſen erhalten und in die Geſamtorganiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft übernommen worden, mit der ſelbſtver⸗ 
ſtändlichen Maßgabe, daß das Führerprinzip eingeführt wurde 
und an die Stelle der Staatsaufſicht der Lander die Staatsauf⸗ 
ſicht des Reiches getreten iſt e). Ihre rechtliche Entſtehung und 
Stellung beruht auf Akten der Landesgeſetzgebung, die ſeit der 
Machtergreifung durchweg entſprechend den Grundſätzen natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Denkens geändert find 9. 


3) VD. über die Induſtrie⸗ 
1934 (RG Bl. I, 790). 
4) Im einzelnen handelt es ſich um nachſtehende Geſete: 
Preußen: Preußiſches Geſetz v. 24. Febr. 1870 mit verſchiedenen 
Anderungen, beſonders v. 28. Dez. 1933 (Preußiſche Geſetzſamm⸗ 
lung 34 Nr. 2). 
Bayern: Verordnung v. 5. Febr. 1927. 


und Handelskammern v. 20. Aug 


Für die geſetzliche Regelung des Verbandsweſens gab das 
Geſetz zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaues der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft vom 27. Febr. 1934 (RGBl. I, 185) die Grund⸗ 
lage. Auf Grund der darin enthaltenen Ermächtigung hat 
der RWiM. die Umbildung der wirtſchaftspolitiſchen Verbände 
vorgenommen. Die Ausgeſtaltung im einzelnen enthält die 
1. DurchfV O. zum Gef. zur Vorbereitung des organiſchen Auf- 
baues der deutſchen Wirtſchaft v. 27. Nov. 1934 (RGBl. I., 
1194) 5). 


V. Eine beſondere Entwicklung hat der Aufbau des Hand⸗ 
werks genommen. Die dem Handwerk eigenen, auf beſonderer 
Tradition erwachſenen Organiſationsformen ſind hier die In⸗ 
nungen und Handwerkskammern. Den vorläufigen Aufbau des 
Handwerks regelt das Geſetz über den vorläufigen Aufbau des 
deutſchen Handwerks v. 29. Nov. 1933 (RGBl. 1, 1015) und die 
dazu ergangenen Verordnungen v. 15. Juni 1934 (RGBl. 5 
403), v. 18. Jan. 1935 (RG Bl. I, 14 und 15) ſowie v. 9. Nov. 
1934 (RG Bl. I, 1106). Der fachliche wie der bezirkliche Aufbau 
des deutſchen Handwerks weiſt gegenüber dem der Gliederung 
der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft im übrigen ge⸗ 
wiſſe Abweichungen auf, die in einer geſonderten Darſtellung 
bereits behandelt find o). 


B. 


Betrachtet man die beſtehende Organiſation der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft einmal vom Betriebe und ſeinen Erforder⸗ 
niſſen her, fo ſtellt ſich das Bedürfnis heraus, die an der Front 
des wirtſchaftlichen Geſchehens Tätigen in den verſchiedenſten 
Fragen zu betreuen, d. h. zu beraten, ihnen tatſächliche Aus⸗ 
künfte zu erteilen, Weiſungen der Regierung zu übermitteln, 


Sachſen: Geſetz v. 4. Aug. 1900 mit Anderungen insbeſondere 
v. 21. März 1929 (Sächſiſches Geſetzblatt Nr. 8) und 11. April 
1935 (Sächſiſches Geſetzblatt Nr. 10). 

Württemberg: Geſetz v. 30. Juli 1899 mit Anderung v. 8, Juni 
1934 (Regierungsblatt für Württemberg Nr. 23). 0 
Baden: Geſetz v. 11. Dez. 1878 mit verſchiedenen Anderungen x. 1 
letzt v. 1. Juli 1933 (Babifches Geſeß⸗ und Verordnungsblatt 
Nr. 43) und 5. Febr. 1935 (Vadiſches Geſetz- und Verordun ng 

blatt Nr. 6). m0 

Heſſen: Geſetz v. 6. Aug. 1902 in der Faſſung v. 25. Juni 1. 925 
mit Anderung v. 4. Aug. 1933 (Heſſiſches Regierungsblatt Nr. 20 * 

Mecklenburg: Geſetz 
v. 12. Aug. 1933 (Regierungsblatt von Mecklenburg⸗Schwerin 
Nr. 47) und Anderungsgeſetz v. 7. Juli 1934 (Regierungsblatt 
für Mecklenburg Nr. 41). 

Thüringen: Geſetz v. 10. Febr. 1923 mit Anderung v. 11. Juli 
1933 (Geſetzſammlung Thüringen Nr. 39). 

Oldenburg: Geſetz v. 3. Juli 1924 mit Anderung v. 13. Sept. 1926 
(für Birkenfeld v. 30. Juni 1926), Geſetz über die Umbildung 
v. 18. Nov. 1933 (Geſetzblatt für den Freiſtaat Oldenburg, 
65. Stück). 

Braunſchweig: Geſetz v. 23. Dez. 1933. 

Anhalt: Geſetz v. 13. und 22. März 1912 mit verſchiedenen Ande⸗ 
rungen. 

Lippe: Geſetz v. 2. Jan. 1926. 

Schaumburg Lippe: Geſetz v. 3. April 1925 (Schaumburg⸗ 
Lippiſche Landesverordnung 1925 Nr. 12). 

Hamburg: Geſetz v. 17. März 1919 mit zahlreichen Anderungen, 
Neubildungsgeſetz v. 16. Juni 1933 (Hamburgiſches Geſetz⸗ und 
Verordnungsblatt Nr. 56). 

Bremen: Geſetz v. 17. Juli 1921 mit verſchiedenen Anderungen, 
zuletzt v. 28. Juni 1933 (Geſetzblatt Nr. 52). 

Lübeck: Geſetz v. 4. Dez. 1934 (Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Nr. 1). 


5) Eine handliche Zuſammenſtellung des einſchlägigen Geſetzes⸗ 
und Verordnungsmaterials enthalt Weike, Der Aufbau der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft, Berlin 1935 (Verlag für Sozialpolitik, Wirtſchaft 
u. Statiſtik Gmb); ferner: Frielinghaus, Kommentar zum 
Geſetz über den Aufbau der gewerbl. Wirtſchaft nebſt Durchführungs⸗ 
verordnungen; Berlin 1936 (Verlag für Verwaltung und Recht 
C. A. Wellner Gmbh.) 


) Hartmann, Handwerksbetrieb und Handwerksorganiſation: 
JW. 1935, 3269 ff. 


v. 7. März 1925 mit Umbildungsgeſen 0 


\ 


\ 


65. Jahrg. 1936 Heft 87/38] 


2595 


nach den beſonderen örtlichen und fachlichen Bedürfniſſen zu er⸗ 
läutern und ſich der verſchiedenen Wünſche, Sorgen und Be⸗ 
lange anzunehmen. Ein Betrieb bedarf der Unterrichtung in 
Angelegenheiten des Außenhandels. Die Wünſche mit Bezug auf 
beſtehende oder zu treffende Zollregelungen müſſen behandelt 
werden. Der Betrieb benötigt Auskünfte in Angelegenheiten 
der Deviſenbewirtſchaftung, in Verkehrs-, Steuerfragen, in Fra⸗ 
gen der Marktordnung. Es muſſen ferner Stellen als Träger 
von Einrichtungen für die Förderung der Ausbildung des Nach⸗ 
wuchſes vorhanden ſein. Unendlich viele Fragen des Wirtſchafts⸗ 
rechts und der Wirtſchaftsverwaltung und das damit zuſam⸗ 
menhängende Beſcheinigungsweſen erfordern ein Tätigwerden 
von Organiſationen der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung. Be⸗ 
triebswirtſchaftliche bzw. techniſche Fortſchritte und Erfahrun⸗ 
gen bedürfen der Behandlung, damit ſie den betreffenden Unter⸗ 
nehmungen zugute kommen. Forſchungs- und Schulungsinſti⸗ 
tute, deren Arbeit der Wirtſchaft dient, find zu fördern; hinzu 
kommt die Behandlung wehrwirtſchaftlicher Fragen, die Ermitt⸗ 
lung von Handelsbräuchen, die Erſtattung von Gutachten, durch 
die Recht, Sitte und Brauch in Induſtrie, Handel und Verkehr, 
im Bankweſen, im Bereich der Energiewirtſchaft uſw. fortge⸗ 
bildet werden. Bei alledem muß geſamtwirtſchaftlich gedacht 
werden, müſſen Intereſſengegenſätze als ſolche erkannt, auf das 
Gemeinwohl ausgerichtet und ausgeglichen werden, Hinweiſe 
für die Möglichkeiten und die Grenzen der Vertretung wirt⸗ 
ſchaftlicher Belange gegeben werden. Neben die ſach- und be⸗ 
triebsnahe Fühlung mit den betreuten Firmen hat eine enge 
und vertrauensvolle Zuſammenarbeit mit den zuſtändigen Stel⸗ 
len von Partei und Staat zu treten. — Es iſt unmöglich, eine 
auch nur annähernd vollſtändige Überſicht zu geben. Die nur 
beiſpielsweiſe und ſtichwortartig angeführten Aufgaben, die von 
der Selbſtverwaltungsorganiſation der Wirtſchaft zu löſen ſind, 
können von jedem, der in einem gewerblichen Betrieb verant⸗ 
wortlich tätig iſt, um zahlreiche weitere Punkte vermehrt wer⸗ 
den. Es iſt klar, daß das Aufgabengebiet je nach der inner⸗ 
und außenwirtſchaftlichen Lage bald dieſe, bald jene Angelegen⸗ 
heiten an Zahl zunehmen und an Bedeutung gewinnen und 
verlieren läßt, daß die Struktur der einen Branche ein ver⸗ 
ſtärktes Maß von Betreuung in Fragen erfordert, für die in 
anderen Branchen ein Tätigwerden der wirtſchaftlichen Organi⸗ 
ſation ſich erübrigt, daß in manchen Bezirken Angelegenheiten 
keine oder nur geringe Bedeutung haben, die in anderen Be⸗ 
zirken im Mittelpunkt der Tagesarbeit einer wirtſchaftlichen 
Organiſation ſtehen. 


C. 


Welche Organiſationen ftehen zur Verfügung, um den 
vorſtehend angedeuteten Bedürfniſſen zu genügen? Diefe Frage 
ſoll nachſtehend unter Beſchränkung auf das Notwendigſte und 
unter Verzicht auf eine erſchöpfende Behandlung der wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen und der rechtlichen Probleme aufgeführt wer⸗ 
den. Im großen und ganzen geſehen ſind es zwei Organiſa⸗ 
tionsformen; einmal die Kamm ern, die der bezirklich⸗über⸗ 
fachlichen Betreuung dienen, zum anderen die Gruppen, die 
die branchenmäßig⸗fachliche Betreuung durchführen. Beide Or⸗ 
ganiſationen ſind als Funktionen eines einheitlichen Ganzen 
aufzufaſſen und zu würdigen; denn, wie der RWiM. in dem 
oben angeführten Erlaß v. 7. Juli 1936 ausgeführt hat, es 
gibt nicht „regionale“ und fachliche“ Unternehmungen; die ge⸗ 
werbliche Wirtſchaft als Summe von Unternehmungen und 
Unternehmern iſt vielmehr eine Einheit. 


I. Die Induſtrie⸗ und Handelskammern — 
es ſind 95 im Reichsgebiet — find organiſiert nach dem Prin⸗ 
zip, die ganze gewerbliche Wirtſchaft eines überſehbaren Ge⸗ 
biets auf der Grundlage der allen gemeinſamen Betätigung als 
Kaufleute im weiteſten Sinne zur ausgleichenden Wahrneh⸗ 
mung der Belange und zur Selbſtverwaltung allgemeiner und 
beſonderer Aufgaben zuſammenzufaſſen. Ebenſo wie das HGB. 
gemeinſam gilt für alle Firmen der Induſtrie, des Handels, 
des Verkehrs, des Bank- und Verſicherungsgewerbes, der 
Energiewirtſchaft uſw., ſo finden alle dieſe Gewerbetreibenden 
ihre gemeinſame Vertretung in der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer. Die Kammern haben nicht die Aufgabe, einzelne Fach⸗ 


Auff äbe 


intereſſen zu vertreten, ſondern fie ſollen vermöge ihrer Zu⸗ 
ſammenſetzung und Betriebsnähe ſowie ihrer umfaſſenden 
Kenntnis der wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Bezirks die Ge⸗ 
ſamtbelange nach dem Grundſatz „Gemeinnutz geht vor Eigen⸗ 
nutz“ wahrnehmen. Nach ihrer Zuſammenſetzung und ihrer 
Verfaſſung ſind die Kammern in der Lage, bereits am Ent⸗ 
ſtehungsort die zwiſchen den einzelnen Firmen, einzelnen Ge⸗ 
werbezweigen, Produktionsſtufen auftretenden widerſtreitenden 
Intereſſen auszugleichen und auf das Gemeinwohl auszurich⸗ 
ten. Dieſe Aufgabenſtellung für die Kammern gewährleiſtet 
auf der einen Seite eine rationelle und billige Betreuung der 
bezirkszugehörigen Firmen, auf der anderen Seite ermöglicht 
der Überblick, den die Kammern durch die vergleichende Beob⸗ 
achtung wirtſchaftlicher Vorgänge, durch ihre Betreuungs- 
arbeit, durch den Meinungs⸗ und Erfahrungsaustauſch unter 
den von ihnen betreuten Firmen, durch ihre Beratung und 
ihre ausgleichende Funktion gewinnen, eine objektive Gut⸗ 
achtertätigkeit den Behörden gegenüber. Die Tätigkeit in der 
Kammer iſt alſo ſowohl den Bezirksfirmen wie dem Staate 
zugewandt, und die Betreuung wie auch die Gutachtertätigkeit 
bedingen wiederum, daß den Kammern ſämtliche Gewerbetrei⸗ 
benden ihres Bezirks zugehören, um aus der lebendigen Be⸗ 
treuungsarbeit die erforderlichen Beobachtungen, Kenntniſſe 
und Erfahrungen zu gewinnen. 

Die Gebiete aufzuzählen, auf die ſich die Arbeit der Kam⸗ 
mern erſtreckt, würde zu weit führen. Nur um Beiſpiele zu 
nennen, ſei hingewieſen auf die Gutachtertätigkeit in wirtſchaft⸗ 
lich⸗rechtlichen Angelegenheiten, z. B. bei Inſolvenzen (vgl. 
3 14 VerglO. v. 26. Febr. 1935), die Unterſtützung der Gerichte 
bei der Führung des Handelsregiſters (vgl. § 126 FGG.), die 
gutachtliche Außerung vor der Eröffnung von neuen Einzel⸗ 
handelsgeſchäften, ihre Tätigkeit auf dem Gebiet der Bekämp⸗ 
fung des unlauteren Wettbewerbs, in Fragen der Regelung 
des Ladenſchluſſes, die Erſtattung von Gutachten über Han⸗ 
delsbräuche, die Beeidigung von Sachverſtändigen und ähnliches 
mehr. Die Kammern werden ferner vor der Feſtſetzung von 
Gewerbeſteuern angehört, ſie find Träger von Kaufmannsge⸗ 
hilfen⸗ und Induſtriefacharbeiterprüfungen; ſie ſind zum Teil 
Träger von Berufs- und Fachſchulen und unterſtützen dieſe all⸗ 
gemein finanziell; ſie äußern ſich zu Anträgen auf Zuteilung 
von Deviſen; ſie fertigen Beſcheinigungen, z. B. Urſprungs⸗ 
zeugniſſe, aus; fie erſtatten Bericht über die Wirtſchaftslage 
ihres Bezirks. Bei weit über die Halfte der deutſchen Kam⸗ 
mern beſtehen auf freiwilliger Grundlage errichtete kaufmän⸗ 
niſche Ehrengerichte. 

Was die Rechtsform der Induſtrie⸗ und Handelskammern 
betrifft, ſo ſind ſämtliche deutſchen Kammern Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts und vermöge ihrer Stellung im ſtaat⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Leben ſowie der Staatsauftrags⸗ 
angelegenheiten, mit denen ſie betraut ſind, als behördenähn⸗ 
liche Einrichtungen anzuſehen. An der Spitze einer Kammer 
ſteht der Vorſitzende (Präsident), der vom RWiM. ernannt 
wird. Er vertritt die Kammern nach außen; er beruft die 
Sitzungen ein und führt den Vorſitz der Verhandlungen. Er 
iſt das für die Willensbildung der Kammer als Körperſchaft 
maßgebende Organ. Früher vollzog ſich die Willensbildung der 
Induſtrie⸗ und Handelskammern in der von Vertretern der 
wahlberechtigten und beitragspflichtigen Firmen gewählten 
Vollverſammlung. An die Stelle der Vollverſammlung iſt der 
Beirat getreten. Er dient der Beratung und Unterſtützung des 
Präſidenten, von dem die Mitglieder des Beirats berufen wer⸗ 
den; dieſe bedürfen der Beſtätigung des RWiM. Die Befra⸗ 
gung des Beirats dient dazu, dem Präſidenten ein klares Bild 
über die Verhältniſſe ſeines Bezirkes zu verſchaffen und ihn 
zum Zweck der Vorbereitung ſeiner Entſcheidungen zu beraten. 

Der Aufwand der Induſtrie- und Handelskammern wird 
durch öffentlich⸗rechtliche Beiträge (Umlagen) ſämtlicher zur 
Kammer gehörigen Unternehmungen beſtritten. In Preußen 
ſind kammerzugehörig und beitragspflichtig auch diejenigen Ge⸗ 
werbetreibenden, die weder im Handelsregiſter noch mit ihrem 
ganzen Betriebe in der Handwerksrolle eingetragen ſind (Min⸗ 
derkaufleute) ), während ſonſt im allgemeinen die Eintragung 


7) PrGheſ. v. 28. Dez. 1933, GS. 34, 7, 8 26 Abſ. 4. 
325* 


2596 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ins Handelsregiſter die Grundlage für die Heranziehung zu den 
Kammerbeiträgen bildet. Der Maßſtab für die Umlage iſt in 
den meiſten Ländern die ſtaatlich veranlagte Gewerbeſteuer. 
Die Beiträge werden notfalls im Wege des Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahrens wie Steuern beigetrieben; hierbei können ſich 
die Kammern der Unterſtützung der Gemeinden bedienen). 
Einſprüche gegen die Heranziehung zu Kammerbeiträgen wer⸗ 
den im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens entſchieden; die 
oberſte Inſtanz iſt in Preußen das OVG. 

Neben der Beſtreitung des Haushaltsbedarfs durch die 
Kammerbeiträge iſt in den meiſten deutſchen Induſtrie⸗ und 
Handelskammern die rechtliche Möglichkeit gegeben, für die Be⸗ 
nutzung von Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen ſowie für 
Amtshandlungen zugunſten einzelner öffentlich⸗rechtliche Ge⸗ 
bühren zu erheben. 

II. In den Gruppen der Organiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft iſt das fachliche Organiſa⸗ 
tionsprinzip verwirklicht. Ihre Aufgabe iſt die fachliche Be— 
treuung, die Beobachtung und Vertretung der fachlichen Be⸗ 
ſonderheiten eines Gewerbezweiges. 

Es beſtehen folgende ſechs Reichsgruppen: Induſtrie, Han⸗ 
del, Handwerke), Banken, Verſicherungen und Energiewirt⸗ 
ſchaft. Die Reichsgruppen ſind untergegliedert in Wirtſchafts⸗ 
gruppen und je nach Bedarf weiter in Fach⸗ und Fachunter⸗ 
gruppen 10). So weiſt die Reichsgruppe Induſtrie z. B. 
29 Wirtſchaftsgruppen auf, von denen wiederum mehrere in 
Hauptgruppen (insgeſamt 7) zuſammengeſchloſſen find. 

Von den Organiſationsprinzipien iſt oben bereits der 
Grundſatz der Ausſchließlichkeit ſowie der Grundſatz der Pflicht- 
mitgliedſchaft und der Grundſatz des Führerprinzips erwähnt. 
Daraus ergibt ſich eine Fülle neuer Rechtsprobleme, deren Er⸗ 
örterung im einzelnen zu weit führen würde. Lediglich bei⸗ 
ſpielsweiſe und um auf die grundſätzliche Anderung im Orga- 
niſationsrecht ſowie auf deſſen Entwicklungstendenzen hinzu⸗ 
weiſen, ſollen einige Gedanken aufgezeigt werden, die in der 
Tagesarbeit der Organiſationen erkennbar geworden ſind. So 
ergibt ſich aus dem Grundſatz der Pflichtmitgliedſchaft, daß 
ein Unternehmer nicht durch ein privatrechtliches Rechtsgeſchäft 
Mitglied einer Gruppe wird. Die Mitgliedſchaft wird viel⸗ 
mehr grundſätzlich unabhängig von dem Willen der Firma oder 
der Gruppe begründet. Es gibt keine Aufnahme in die Gruppe; 
entſcheidend iſt vielmehr das „Tätigſein“ bzw. „Tätigwerden“ 
auf dem Fachgebiet gemäß $ 8 BO. v. 27. Nov. 1934. Für 
bereits beſtehende Unternehmungen alſo datiert der Beginn der 
Mitgliedſchaft vom Inkrafttreten der Anordnung des Miniſters 
an, welche die Gruppe ins Leben ruft, für neu gegründete Un⸗ 
ternehmungen der Beginn der gewerblichen Betätigung in der 
betreffenden Branche; ein Verzicht auf die Mitgliedſchaft iſt 
nicht möglich, ebenſowenig eine freiwillige regelmäßige Mit⸗ 
gliedſchaft mit Ausnahme der Beſonderheiten, die der bereits 
angeführte Erlaß v. 7. Juli 1936 für die ſogenannten Liſten⸗ 
mitglieder vorſieht: Hiernach wird ein Unternehmen, deſſen 
Geſchäftsbereich ſich außer auf das Gebiet der Wirtſchafts⸗ 
gruppe, in deren Rahmen das Schwergewicht der fachlichen 
Betreuung fällt, auch auf das Gebiet anderer Wirtſchafts⸗ 
gruppen erſtreckt, Fachmitglied bei dieſen Gruppen, ſalls nicht 
die Wirtſchaftsgruppe auf die Erfaſſung verzichtet. Handelt es 
ſich lediglich um Hilfs- und Nebenbetriebe, fo können dieſe nur 
als „Liſtenmitglieder“ erfaßt werden, die nicht beitragspflichtig 
ſind. Freiwilliger Beitritt als „Fachmitglied“ iſt möglich; in 
dieſem Falle iſt die Verpflichtung für Beitragszahlung ge⸗ 
geben. 


8) Pgl. z. B. PrGeſ. über die Induſtrie⸗ und Handelskammern 
in der Faſſung des Geſetzes v. 28. Dez. 1933, 828. 

9) Bezüglich des Handwerks ſ. o. bei A., V. 

10) Vgl. Krauſe, Organiſation von Arbeit und Wirtſchaft, 
(Otto⸗Elsner⸗Verlagsgeſellſchaft), Berlin 1935, und „Verzeichnis der 
Mitglieder der Reichswirtſchaftskammer und deren Untergliederungen“, 
herausgegeben von der Reichswirtſchaftskammer, Carl Heymanns Ver⸗ 
lag, Berlin 1936; ferner: Handbuch des Aufbaus der gewerbl. Wirt⸗ 
ſchaft, herausgegeben von Dr. Teſchemacher, Band I: Reichsgruppen 
Induſtrie, Energiewirtſchaft, Banken, Verſicherungen; Leipzig 1936 
(Lühe & Co.), Band II (bearbeitet von Dr. Günther): Reichsgruppe 
Handel; Leipzig 1935 (Lühe & Co.). 


Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zu den Gruppen ent⸗ 
ſcheidet in oberſter Inſtanz als Auffichtsbehörde der RWiM. 
Nach § 10 der mehrfach erwähnten Durchf VO. v. 27. Nov. 1934 
eutſcheidet Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zu einer Fach⸗ 
oder Fachuntergruppe der Leiter der Wirtſchaftsgruppe, Strei⸗ 
tigkeiten über die Zugehörigkeit zu einer Wirtſchaftsgruppe 
oder einem Wirtſchaftsbezirk der Leiter der Reichsgruppe — 
für die Induſtriegruppen der Leiter der Hauptgruppe. Wenn 
auch die Verordnung nicht ausdrücklich zum Ausdruck bringt, 
daß die Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen einer Gruppe 
und einem Unternehmen über die Zugehörigkeit des Unter⸗ 
nehmens zu der betreffenden Gruppe ausſchließlich dieſen letzt⸗ 
genannten Stellen vorbehalten werden ſoll, ſo ſprechen doch 
Sinn der Verordnung und die den Leitern der Gruppen ge⸗ 
ſetzten Aufgaben dafür, die Entſcheidung über ſolche Streitig⸗ 
keiten in ihre Hände zu legen. 

Für die Beitragsklagen der Gliederungen der Gruppen 
ſind die ordentlichen Gerichte zuſtändig, die nach dem Vorge— 
ſagten nicht feſtzuſtellen haben, ob der die Zugehörigkeit zur 
Gruppe begründende Tatbeſtand gegeben iſt, noch ob die Höhe 
des Beitrages angemeſſen erſcheint. Es verbleibt im weſent⸗ 
lichen nur die Feſtſtellung der Fälligkeit des Anſpruchs, die 
Prüfung der Frage, ob Einwendungen oder Einreden entgegen⸗ 
ſtehen uſw. Die Leiter der Gruppen können Weiſungen, die 
durch den Zweck der Gruppe bedingt ſind, durch Ordnungs— 
ſtrafzwang durchſetzen; dieſe Orduungsſtrafen find von den In— 
duſtrie- und Handelskammern einzuziehen 15). 

Nach §8 5 VO. v. 27. Nov. 1934 haben die Wirtſchafts⸗ 
gruppen und ihre ſelbſtändigen Fachgruppen, Fachnuntergrup⸗ 
pen und bezirklichen Gruppen die Stellung von rechtsfähigen 
Vereinen; die Vorſchriften des § 27 Abſ. 3 und die 88 30, 31 
und 42 BGB. finden ſinngemäß Anwendung. 

Die gleiche Rechtsſtellung haben unter den Reichsgruppen 
auch die Reichsgruppe Induſtrie und die Reichsgruppe Handel 
durch beſondere Anordnungen 10) erhalten; ferner nach 85 VO. 
über den organiſchen Aufbau des Verkehrs (ſ. u.) v. 25. Sept. 
1935 (RG Bl. 1169), die Reichsverkehrsgruppen. 

Für die Verfaſſung der Reichsgruppen gilt folgendes: an 
der Spitze der Gruppe ſteht der Leiter, der, wie der Präſident 
einer Induſtrie- und Handelskammer, ehrenamtlich tätig iſt. 
Er wird wie dieſer vom RWiM. beſtellt. Auch ihm ſteht ein 
Beirat zur Seite, der vor wichtigen Maßnahmen zu hören iſt, 
inSbef. bei der Feſtſtellung des Haushaltsplanes, der Feſtſetzung 
von Beiträgen uſw. 

Was die Aufgaben der Gruppe betrifft, fo ſeien als Bei: 
ſpiele der fachlichen Betreuung erwähnt die techniſche Unter⸗ 
richtung und Aufklärung der Mitglieder, Unterrichtung über 
Einführung neuer techniſcher Verfahren, über neue Werkſtoffe 
und über die techniſchen Fortſchritte auf Nachbargebieten; wirt⸗ 
ſchaftliche Unterrichtung der Mitglieder über die weſentlichen 
wirtſchaftlichen Fragen ihres Fachzweiges (Marktlage der Vor⸗ 
produkte und der wichtigſten Rohſtoffe für ihre Erzeugniſſe); 
Betreuung der Mitglieder mit dem Ziel der Verbeſſerung der 
Arbeitsweiſe und der Betriebsführung zur Erhöhung der Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit (betriebswirtſchaftliche Förderung der Mitglieder, 
Kalkulationsweſen); ferner die Sammlung von Zollwünſchen, 
Förderung von Forſchungs⸗ und Schulungsinſtituten, deren Ar⸗ 
beiten den betreffenden Fachzweigen zugute kommen u. a. m. 

Im Intereſſe der Vereinfachung und Erhöhung des Wir⸗ 
kungsgrades der Organifation hat der RWiM. in der vorer⸗ 
wähnten VO. v. 7. Juli 1936 verſchiedeue Beſtimmungen ge⸗ 
troffen, die ſich an die Gruppen richten und dem Ziel der 
Schaffung einer ſchlagkräftigen, klaren und billigen Wirtſchafts⸗ 
organiſation dienen. So bedarf insbe]. die Errichtung bezirk⸗ 
licher Gruppen jeweils der Zuſtimmung der zuſtändigen Reichs⸗ 
gruppe. Neue bezirkliche Gruppen ſollen regelmäßig nur mit 
Bezirksgrenzen der Wirtſchaftsbezirke oder von Teilen der Wirt⸗ 
ſchaftsbezirke errichtet werden. Vor der Errichtung neuer fach⸗ 


11) 8816 und 17 VO. v. 27. Nov. 1934. 

12) Reichsgruppe Induſtrie: Anordnung des RWIM. v. 12. Jan. 
1935, Reichsanzeiger Nr. 12; Reichsgruppe Handel: Anordnung des 
RWIM. v. 5. Febr. 1935, Reichsanzeiger Nr. 83, 
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licher und fachlich⸗bezirklicher Untergliederungen (Fachgruppen, 
Fachuntergruppen und deren bezirkliche Gruppen) iſt die Zu⸗ 
ſtimmung des RWiqhk. einzuholen. Klar wird in dieſem Erlaß 
auch das Überordnungsverhältnis von der Reichsgruppe zur 
Wirtſchaftsgruppe, von der Wirtſchaftsgruppe zu den Fachgrup⸗ 
pen und von den Fachgruppen zu den Fachuntergruppen und 
deren Untergliederungen herausgeſtellt. Anf Grund dieſes Über- 
ordnungsverhältniſſes find die Leiter der Gruppen im Rahmen 
ihrer Aufgaben befugt, ihren nachgeordneten Gruppen Wei⸗ 
ſungen zu erteilen und Auskünfte einzuſordern. Statiſtiſche Er⸗ 
hebungen der Fachgruppen und Fachuntergruppen bedürfen der 
Zuſtimmung der zuſtändigen Wirtſchaftsgruppen. 

III. In den Bezirkswirtſchaftskammern (meiſt 
kurz Wirtſchaftskammern genaunt) iſt durch den Erlaß v. 7. Juli 
4936 eine Verſchmelzung des fachlichen und des regionalen 
Prinzips vorgenommen. Es beſtehen 18 Wirtſchaftskammern 
mit dem Sitz in: Königsberg i. Pr., Breslau, Berlin, Stettin, 
Hamburg, Bremen, Hannover, Düſſeldorf, Dortmund, Köln, 
Frankfurt a. M., Magdeburg, Weimar Dresden, München, 
Karlsruhe, Stuttgart und Saarbrücken. Ihnen fehlte bisher 
noch die eigene Rechtsperſönlichkeit. Die Verleihung der Rechts- 
perſönlichkeit dürfte aber unmittelbar bevorſtehen. Was ihre 
Verfaſſung betrifft, jo iſt die Wirtſchaftskammer im weſent⸗ 
lichen wie eine Industrie- und Handelskammer organiſiert; an 
ihrer Spitze ſteht ein Leiter mit einem Beirat; die Geſchäfte 
werden von einer vom RWiM. beſtimmten Induſtrie- und 
Handelskammer 1) geführt. Die Mitglieder der Bezirkswirt⸗ 
ſchaftskammern find die Induſtrie-⸗ und Handelskammern, die 
Handwerkskammern und die fachlichen Gliederungen des Be— 
zirks. Die bisher gebildeten Bezirksgruppen der Reichsgruppe 
Induſtrie und der Wirtſchaftsgruppen der Reichsgruppe 10) 
Handel werden, gleichviel ob ſie rechtliche Selbſtändigkeit be⸗ 
ſaßen oder nicht, in einer im einzelnen durch den Erlaß vom 
7. Juli 1936 beſtimmten Weiſe mit den Wirtſchaftskammern 
verbunden. Die übrigen Reichsgruppen find nicht bezirklich un⸗ 
tergegliedert geweſen; der Reformerlaß v. 7. Juli 1936 ſieht 
vor, daß auch hier vom Leiter der Wirtſchaftskammer im Ein⸗ 
vernehmen mit der zuſtändigen Reichsgruppe Abteilungen für 
Handwerk, Banken, Verſicherung, Energiewirtſchaft zur Bear⸗ 
beitung von fachlichen Fragen eingerichtet werden können, weun 
Bedarf hierzu vorliegt. Mit der Überführung der Bezirksgrup⸗ 
pen in Juduſtrieabteilungen und in Groß⸗, Ein⸗ und Ausfuhr», 
Einzelhandel uſw. Unterabteilungen der Wirtſchaftskammern, 
die bis zum 1. Okt. d. J. erfolgen und im Wege des Vertrages 
Ned ar nen werden wird, werden die Wirtſchaftskammern die 
nuscbesnachfolge dieſer Bezirksgruppen antreten. Die Fachabtei⸗ 
zungen werden, wie bisher die Bezirksgruppen, im engen Kon⸗ 
takt 1 Betrieben bzgl. ihrer fachlichen Aufgaben ſtehen. 
=“ weiteren werden die bisherigen Bezirksausgleichſtellen für 
öffentliche Aufträge den Wirtſchaftskammern als Abteilungen 
angegliedert!) — Die Wirtſchaftskammern haben ihren Mit⸗ 
gliedern gegenüber das Recht auf Auskunftserteilung im Rah⸗ 
men ihrer Aufgaben. — Die Entwicklung geht weiter dahin, 
die Wirtſchaftskammern auch zu Trägern der Außenhandels⸗ 
1 0 (Geſetz über Maßnahmen zur Förderung des Außenhan⸗ 
eee v. 18. Okt. 1933 (RG Bl. 1, 743) zu machen. Aufgabe dieſer 

ußenchandelsſtellen iſt, in Fragen des Außenhandels die Fir⸗ 
men ihres Bezirks zu unterrichten, zu werben und die Vermitt⸗ 
lung zwiſchen den Behörden und den einzelnen Unternehmun⸗ 
gen herzuſtellen. Es beſtehen 18 ſolcher Außenhandelsſtellen, die 
ihren Sitz ſämtlich am Sitz einer Induſtrie⸗ und Handelskam⸗ 
er haben. Die Geſchäftsführung liegt in der Regel bei der 
betreffenden Kammer. Die Träger der Außenhandelsſtellen wa⸗ 
ren bisher die Induſtrie⸗ und Handelskammern und Hand⸗ 
werkskammern des Bezirks der Außenhandelsſtelle. 
.Der Vereinigung des fachlichen und des bezirklichen Grund⸗ 
ſutzes zu einer Einheit dient endlich auch, daß die bisherigen 
allerdings nicht in allen Teilen des Reiches beſtehenden — 


— 


flag 13) Anordnung des NM. über die Abgrenzung von Wirte 
nn abegirten und die Bildung von Wirtſchaftskammern v. 14. März 
1935 (Reichsanzeiger Nr. 64 v. 16. März 1935). 
1 Dieſe ſelbſt hatte keine bezirklichen Untergliederungen. 
Erlaß des Ni M. v. 5. Aug. 1936 (IV 24772/30. 


landſchaftlichen Induſtrie⸗ und Handelskammertage (3. B. In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammerverband Niederſachſen⸗Kaſſel, Würt⸗ 
tembergiſcher Induſtrie- und Handelstag, Bayeriſcher Indu⸗ 
ſtrie⸗ und Handelskammertag) aufzulöſen find. Die gemeinſamen 
Aufgaben der Induſtrie⸗ und Handelskammern eines Wirt⸗ 
ſchaftsbezirks werden nach dem Erlaß v. 7. Juli 1936 von der 
Abteilung für Induſtrie⸗ und Handelskammern in der Bezirks⸗ 
wirtſchaftskammer (Kammer⸗Abteilung) bearbeitet werden. 

Die bei den Wirtſchaftskammern gebildeten Abteilungen 
erhalten einen Leiter, einen Beirat und einen Geſchäftsführer. 
Die Leiter der Fachabteilungen werden vom Leiter der Wirt⸗ 
ſchaftskammer auf Vorſchlag des Leiters der zuſtändigen Reichs⸗ 
gruppe ernannt und mit deſſen Einverſtändnis abberufen. Den 
Beirat bilden die dem betreffenden Wirtſchaftszweig angehoͤren⸗ 
den Mitglieder des Beirats der Wirtſchaftskammer, bei der 
Kammerabteilung die Präſidenten der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kamniern des Wirtſchaftsbezirks; der Leiter der Abteilung kann 
mit Zuſtimmung des Leiters der Wirtſchaftskammer weitere 
Mitglieder aus den für die Abteilung in Frage kommenden 
Wirtſchaftszweigen berufen. 

Aus der Zahl der Beiratsmitglieder der Wirtſchaftskam⸗ 
mer bildet der Leiter einen engeren Beirat, der mit dem Leiter 
und ſeinen Stellvertretern die Höchſtzahl von fünf Mitgliedern 
nicht überſchreiten darf 1). Dieſem iſt Gelegenheit zu geben, 
ſich zu allen Fragen zu äußern, die für die Mitglieder von be 
ſonderer Bedeutung ſind, insbeſ. wird der engere Beirat vor 
Feſtſtellung des Haushaltplanes, Feſtſetzung der Beiträge und 
Beſtellung von Geſchäftsführern zu hören ſein. 

Der Geſchäftsführer wird auf Vorſchlag des Leiters der 
Abteilung vom Leiter der Wirtſchaftskammer beſtellt; er ſoll 
zugleich die Bearbeitung beſtimmter Sachaufgaben bei der als 
Geſchäftsſtelle beſtimmten Induſtrie⸗ und Handelskammer über⸗ 
nehmen. Geſchäftsführer der Kammerabteilung iſt der erſte Ge⸗ 
ſchäftsführer der als Geſchäftsſtelle beſtimmten Induſtrie⸗ und 
Handelskammer. Die Geſchäftsführer der Abteilungen vertreten 
den erſten Geſchäftsführer der als Geſchäftsſtelle beſtimmten 
Induſtrie⸗ und Handelskammer, der Hauptgeſchäftsführer der 
ſrtſchaftstammer iſt, für den Geſchäftsbereich ihrer Abtei⸗ 
ungen. 

Als eine weitere wichtige Aufgabe der Wirtſchaftskammern 
ſei schließlich erwähnt, daß die Wirtſchaftskammern zu Trägern 
von Ehrengerichten der gewerblichen Wirtſchaft als Einrichtun⸗ 
gen der Selbſtverwaltung auserſehen ſind. Hierbei ſollen die 
mit den freiwilligen kaufmänniſchen Ehrengerichten der In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammern gemachten Erfahrungen verwer⸗ 
tet werden. Über die Zuſtändigkeit, das Verfahren und die Be⸗ 
fugniſſe der zukünftigen Ehrengerichte wird die Reichswirt⸗ 
ſchaftskammer dem RWiM. ein Gutachten erſtatten, das durch 
einen unter dem Vorſitz des Grafen von der Goltz ſtehen⸗ 
den Ausſchuß vorbereitet werden ſoll. j Br 

IV. Eine befondere Organiſation iſt für die Unter⸗ 
nehmungen des Verkehrs geſchaffen. Sie iſt dem RVerkM. 
unmittelbar unterſtellt, der den organiſchen Aufbau des Ver⸗ 
kehrsgewerbes durch beſondere Verordnung geregelt hat . Die 
Organiſation ſchließt ſich eng an den Aufbau der gewerblichen 
Wirtſchaft an, zu der die Verbindung dadurch hergeſtellt ift, daß 
die Organiſation des Verkehrs als ſolche Mitglied der Reichs⸗ 
wirtſchaftskammer iſt 8). Die bisherigen Spitzenverbände des 
Verkehrsgewerbes find zu den Reichsverkehrsgruppen 

a) Seeſchiffahrt, 

b) Binnenſchiffahrt, 

c) Kraftfahrgewerbe, 

d) Fuhrgewerbe, 

e) Schienenbahnen, 

f) Spedition und Lagerei, 

g) Hilfsgewerbe des Verkehrs 


16) Erlaß v. 7. Juli 1936 II B Ziff. 5. 

17) VO. über den organiſchen Aufbau des Verkehrs v. 25. Sept. 
1935 (2. VO. zur Durchführung des Geſetzes zur Vorbereitung des 
organiſchen Aufbaus der deutſchen Wirtſchaft); RGBl. , 1169. 

18) 834 VerkVO. i. Verb. m. 8 2 der Satzung der Reichswirt⸗ 
ſchaftskammer, durch den der § 33 der 1. Durchf VO. über den Aufban 
der gewerblichen Wirtſchaft inſoweit abgeändert ift, 


2598 


zuſammengefaßt, die ſich wieder in Fachgruppen untergliedern. 
Die Beſtimmungen über die Bildung der Fachgruppen hat der 
RVerkM. in der Anordnung über die Gliederungen der Reichs⸗ 
verkehrsgruppen 16) getroffen. Die Reichsverkehrsgruppen kön⸗ 
nen nach Bedarf auch bezirkliche Gruppen bilden; die Entſchei⸗ 
dung hierüber ſteht dem RVerkM. zu. Die Rechtsſtellung der 
Reichsverkehrsgruppen iſt — entſprechend der Rechtsſtellung der 
Wirtſchaftsgruppen in der gewerblichen Wirtſchaft — die eines 
rechtsfähigen Vereins. Für die fachlichen und bezirklichen Glie⸗ 
derungen der Reichsverkehrsgruppen iſt die Rechtsfähigkeit nicht 


vorgeſehen; ſie kann nur den Gliederungen der Reichsverkehrs⸗ 


gruppe Seeſchiffahrt nach Anhörung des Leiters dieſer Gruppe 
durch den RVerkM. verliehen werden. 
Die Zugehörigkeit der einzelnen Unternehmen und Unter⸗ 
nehmungen zu den Gruppen des Verkehrsgewerbes richtet ſich 
im allgemeinen nach den gleichen Grundſätzen wie bei der ge⸗ 
werblichen Wirtſchaft. Zu bemerken iſt, daß durch den § 15 
Abſ. 4 VerkO. der Begriff der Betreuungsgruppe eingeführt iſt; 
d. h., ſofern ſich der Geſchäftsbereich eines Unternehmens auf 
mehrere Reichsverkehrsgruppen erſtreckt, ſo tritt zwar die Mit⸗ 
gliedſchaft bei allen beteiligten Reichsgruppen ein, jedoch hat 
die Reichsverkehrsgruppe, in deren Rahmen das Schwergewicht 
der fachlichen Betätigung des Mitgliedes liegt, auch feine all- 
gemeine Betreuung zu übernehmen. Ahnliche Grundſätze ſieht 
bekanntlich der Reformerlaß v. 7. Juli 1936 für die Organiſa⸗ 
tion der gewerblichen Wirtſchaft vor 20). Auch hinſichtlich der 
Beitragspflicht und Beitragseinziehung hat die VerkVO. eine 
Entwicklung eingeleitet, die ihren Niederſchlag für die gewerb⸗ 
liche Wirtſchaft in dem Erlaß v. 7. Juli 1936 gefunden hat. — 
Die Aufgaben der Verkehrsgruppen liegen, wie auch bei den 
Gruppen der gewerblichen Wirtſchaft, ganz allgemein in der 
Beratung und Betreuung auf dem Fachgebiet. Leitung, Bildung 
und Befugniſſe des Beirats und der Geſchäftsführung ſind eben⸗ 
falls in enger Anlehnung an die Beſtimmungen der 1. Durchf⸗ 
VO. über den organiſchen Aufbau der gewerblichen Wirtſchaft 
geregelt. 
An der Zugehörigkeit der Verkehrsbetriebe zu den öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Berufsvertretungen der Wirtſchaft, den Indu⸗ 
ſtrie⸗ und Handelskammern, iſt nichts geändert. Die Kammern 
haben die Verkehrsbetriebe hinſichtlich der bezirklich⸗überfach⸗ 
lichen Belange nach wie vor in gleicher Weiſe zu betreuen wie 
bisher. 
Als Sonderregelung im Verkehrsgewerbe beſteht ein Reichs⸗ 
verkehrsrat, der etwa dem Beirat der Reichswirtſchaftskammer 
gleichzuſetzen iſt. Er ſetzt ſich zuſammen aus Vertretern der 
Verkehrsträger und der Verkehrsnutzer. Für die Verkehrsträger 
gehören ihm die Leiter der Reichsverkehrsgruppen und Vertreter 
der öffentlich⸗rechtlich verwalteten Verkehrsbetriebe ſowie der 
Generalinſpekteur für das Deutſche Straßenweſen an. Als Ver⸗ 
treter der Verkehrsnutzer werden vom RVerkM. berufen: 
2 Vertreter des Reichsnährſtandes (vorzuſchlagen vom 
Reichsbauernführer), 

6 Vertreter der gewerblichen Wirtſchaft (vorzuſchlagen vom 
Leiter der Reichswirtſchaftskammer), 

1 Vertreter der Reichskulturkammer (vorzuschlagen vom 
Leiter der Reichskulturkammer), 

1 Vertreter der Gemeinden (vorzuſchlagen vom RMd J.), 

1 Vertreter der Deutſchen Arbeitsfront (vorzuſchlagen vom 
Reichsleiter der DA F.). 


Ferner beſteht für den RVerkM. die Möglichkeit, weitere im 
Verkehrsgewerbe tätige oder mit den Verhältniſſen im Ver⸗ 
kehrsgewerbe beſonders vertraute Perſonen als Mitglieder zu 
berufen. Eine Stellvertretung im Reichsverkehrsrat iſt nicht zu⸗ 
läſſig. Das Arbeitsgebiet iſt — allgemein umriſſen — die Be⸗ 
ratung in Verkehrsfragen für das ganze Reich. 

In der Ebene der Wirtſchaftskammerbezirke ſah die Verk⸗ 
VO. die Schaffung von Bezirksverkehrsräten vor, die der Be⸗ 
ratung von Angelegenheiten des bezirklichen Verkehrs dienen 
ſollten. Ihre Bildung iſt bisher nicht erfolgt. Es ſollen unter 
Verzicht hierauf bei den Bezirkswirtſchaftskammern beſondere 


19) Reichsanzeiger Nr. 132 v. 10. Juni 1936. 
20) Vgl. oben C., II. 
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Verkehrsabteilungen — entſprechend den Induſtrieabteilungen 
uſw. — errichtet werden. Den beſonderen Belangen des Ver⸗ 
kehrs wird dann bei der Bildung des Beirats ſowie der Be⸗ 
ſtellung des Leiters und Geſchäftsführers der Abteilung Rech⸗ 
nung getragen werden können. 


V. Die Spitze der Organiſation der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft bildet die Reichswirtſchaftskammer, die ihren 
Sitz in Berlin hat. Sie iſt die gemeinſame Vertretung der fach⸗ 
lichen und bezirklichen Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft 
und der Organiſation des Verkehrsgewerbes, der Induſtrie⸗ und 
Handelskammern und der Handwerkskammern. Durch die vom 
RWi M. erlaſſene Satzung iſt ihr die Rechtsfähigkeit verliehen ey. 
Als Mitglieder gehören ihr die Reichsgruppen der gewerblichen 
Wirtſchaft, die Organiſation des Verkehrsgewerbes 22), die Wirt⸗ 
ſchaftskammern, die Induſtrie- und Handelskammern und die 
Handwerkskammern aun 28). An ihrer Spitze ſteht ein Leiter und 
ein oder mehrere Stellvertreter ), die vom RWiM. berufen 
werden. Die Geſchäfte werden von einem oder mehreren Ge⸗ 
ſchäftsführern geführt, deren Beſtellung der Zuſtimmung des 
RWi M. bedarf. Die Reichswirtſchaftskammer hat einen Beirat, 
der dem RWiM. als beratendes Organ dienen ſoll. Er iſt alſo 
nicht, wie die Beiräte der Reichsgruppen und Reichsverkehrs⸗ 
gruppen und ihrer fachlichen Untergliederungen, Organ der 
Organiſation ſelbſt, ſondern ein ſolches des RWiM. Die Mit⸗ 
glieder des Beirats ſind 

1. der Leiter der Reichswirtſchaftskammer, ſeine Stellver⸗ 

treter ſowie der Leiter der Arbeitsgemeinſchaft der In⸗ 
duſtrie- und Handelskammern 2), 

2. die Leiter der Reichsgruppen und der Hauptgruppen der 

gewerblichen Wirtſchaft, 

3. die Leiter der Wirtſchaftskammern, 

4. 3 Vertreter der Organiſation des Verkehrsgewerbes und 

1 Vertreter der Deutſchen Reichsbahn-⸗Geſellſchaft, die 
der RWiM. auf Vorſchlag des RVerkM. beruft, 

5. die vom RWi M. berufenen Mitglieder, und zwar 

a) ein auf Vorſchlag des Reichsbauernführers berufener 
Vertreter des Reichsnährſtands, 
b) ein auf Vorſchlag des RMdJ. berufener Vertreter 
der Gemeinden, 
c) ſonſtige in der gewerblichen Wirtſchaft tätige oder mit 
ihren Verhältniſſen beſonders vertraute Perſonen. 
Die Leiter der Reichsgruppen und der Hauptgruppen in der 
gewerblichen Wirtſchaft ſowie die Leiter der Wirtſchaftskam⸗ 
mern können ſich im Falle ihrer Behinderung durch ihre 
ſatzungsgemäßen Stellvertreter vertreten laſſen; die Mitglied⸗ 
ſchaft der anderen iſt an die Perſon gebunden. Als Organ des 
RWi M. wird der Beirat auf deſſen Wunſch vom Leiter der 
Reichswirtſchaftskammer einberufen; den Gegenſtand der Be- 


ratung beſtimmt der RWi M., der auch die Verhandlung leitet 


oder ſich vertreten läßt. Zur Beratung von Fragen der Selbſt⸗ 
verwaltung kann der Leiter der Reichswirtſchaftskammer den 
Beirat ſelbſtändig zuſammenrufen; er ſoll ihm Gelegenheit zur 
Außerung geben bei den Angelegenheiten, die für die Mitglieder 
von beſonderer Bedeutung ſind, wie zum Haushaltsplan, zur 
Umlage und zu grundſätzlichen Fragen der Organiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft. Die Stellung des Beirats als Organ 
des RWiM. wird dazu beitragen, die Staatsführung in leben⸗ 
diger Nähe mit der Wirtſchaft zu halten und ſie damit über 


21) Erlaß des RWiM. v. 3. Mai 1935 (IV/84 73/35) mit Ab⸗ 
änderungserlaß v. 16. Okt. 1935 (IV/202 16/35 II. Anh.). 

22) Vgl. Anm. 18. 

23) Die in 8 33 der 1. DurchfVoO. vorgeſehene Mitgliedſchaft der 
Hauptgruppen der Reichsgruppe Induſtrie iſt durch die Satzung der 
Reichswirtſchaftskammer 82 in Fortfall gekommen. Die Hauptgruppen 
bleiben jedoch im Beirat der Reichswirtſchaftskammer vertreten (8 7 
der Satzung). 

24) Leiter: Ewald Hecker; Stellvertreter: Eßberger (Leiter der 
Reichsverkehrsgruppe Seeſchiffahrt), Lüer (Leiter der Reichsgruppe 
Handel), Trendelenburg (Leiter der Reichsgruppe Induſtrie), Schmidt 
(Leiter der Reichsgruppe Handwerk). 

25) Über die Stellung der Arbeitsgemeinſchaft der Induſtrie⸗ und 
Handelskammern vgl. unten. 
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deren Wünſche und Anregungen ftändig zu unterrichten, wie 
andererſeits in umgekehrter Richtung die Staatsführung die 
Wirtſchaft zur Löſung beſtimmter Aufgaben heranziehen wird. 
Die Satzung der Reichswirtſchaftskammer ſieht entſprechend vor, 
daß die Reichswirtſchaftskammer als Organ der Selbſtverwal⸗ 
tung die gemeinſamen Angelegenheiten der Reichsgruppen, der 
Wirtſchaftskammern, der Induſtrie⸗ und Handelskammern und 
der Handwerkskammern zu bearbeiten hat, während ſie als Or⸗ 
gan des RWi M. Aufgaben zur Erledigung übertragen erhält, 
die ihr von dieſem geſtellt werden. So wird z. B. nach dem Re⸗ 
formerlaß v. 7. Juli die Reichswirtſchaftskammer eine Prüf⸗ 
ſtelle für den Bereich der Organiſation der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft bilden. Auch ſonſt hat der Miniſter von der Übertragung 
beſonderer Aufgaben wiederholt Gebrauch gemacht. 

Um den überfachlich⸗ bezirklichen Organiſationen, den In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammern, Gelegenheit zu geben, ihre ge⸗ 
meinſamen Aufgaben zentral zu bearbeiten, wie dies in der 
früheren Spitzenorganiſation der Kammern, dem Deutſchen In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelstag, erfolgte, ſieht die Satzung der Reichs⸗ 
wirtſchaftskammer vor, daß in ihr eine beſondere Arbeitsge⸗ 
meinſchaft der Induſtrie⸗ und Handelskammern gebildet wird, 
in die der Deutſche Induſtrie⸗ und Handelstag überführt wor⸗ 
den iſt 28). Die Arbeitsgemeinſchaft ſoll für einen Erfahrungs⸗ 
austauſch über die von den Kammern in den einzelnen Bezirken 
angeſtellten Beobachtungen ſorgen und die Unterlagen liefern, 
die aus der Arbeit der Kammern oder aus der Behandlung 
gleichartiger Tatbeſtände zu gewinnen ſind. Die einzelnen Kam⸗ 
mern werden von ſich aus nicht immer in der Lage ſein zu er⸗ 
kennen, ob die ihnen vorgetragenen Anregungen und Klagen 
allgemeine oder nur örtliche Bedeutung haben, ob die einzelne 
Frage nur für einen beſtimmten Wirtſchaftszweig von Inter⸗ 
eſſe iſt oder ob fie die geſamte deutſche Wirtſchaft angeht. Es 
könnte nun nicht der Stellung der Reichswirtſchaftskammer ent⸗ 
ſprechen, daß dieſe Aufgaben für die Induſtrie⸗ und Handels- 
kammern von ihr ſelbſt erledigt werden, da ſie nur die alle 
Organiſationen der gewerblichen Wirtſchaft gemeinſamen gro⸗ 
zen Aufgaben zu bearbeiten hat. Den Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammern mußte daher die Möglichkeit gegeben werden, durch die 
banden gemi ihre Auffaſſung geſchloſſen zur Geltung zu 

ringen. 

An der Spitze der Arbeitsgemeinſchaft, die nach der VO. 
v. 24. Juli 1935 die Stellung eines rechtsfähigen Vereins hat, 
ſteht ein Leiter, der vom RWiM. zu berufen ift und Vorſitzen⸗ 
der einer Induſtrie- und Handelskammer fein muß ?). Auch 


„ ec BO. des RWiM. betreffend die Überführung des Deutſchen 
Iuouſtrie⸗ und Handelstags e. V. in die Arbeitsgemeinſchaft der 
Industrie und Handelskammern v. 24. Juli 1935 (Reichsanzeiger 
Nr. 172 v. 26. Juli 1935). 

„) Ewald Hecker, Präſident der Induſtrie- und Handelskammer 
Vannover, der zugleich Leiter der Reichswirtſchaftskammer iſt. 


ſeine Stellvertreter ſind vom RWi M. zu berufen. Weitere Or⸗ 
gane der Arbeitsgemeinſchaft ſind der Beirat, die Ausſchüſſe 
und die Vollverſammlung. Dem Beirat der Arbeitsgemeinſchaft, 
dem eine Höchſtzahl von 30 Perſonen vorgeſchrieben iſt, gehören 
die Leiter der Wirtſchaftskammern in jedem Falle an; die 
übrigen Mitglieder beruft der Leiter mit Zuſtimmung des 
RWiM. Die Aufgabe des Beirats liegt in der Beratung und 
Unterſtützung des Leiters der Arbeitsgemeinſchaft. Der Beirat 
ſoll insbeſ. gehört werden zum Haushaltsplan, zur Umlage und 
vor grundſätzlichen Maßnahmen, insbeſ. organiſatoriſcher Art. 

Die Satzung der Arbeitsgemeinſchaft e) ſieht die Möglich⸗ 
keit vor, daß für beſtimmte Gruppen von Beratungsgegenſtän⸗ 
den ſtändige Ausſchüſſe gebildet werden, in die auch Perſonen 
berufen werden können, die keiner Induſtrie⸗ und Handelskam⸗ 
mer angehören, z. B. Vertreter der NSDAP. uſw. Für die wich⸗ 
tigſten Fragen, wie z. B. Steuern, Verkehrsfragen, Bildungs⸗ 
weſen uſw., ſind ſolche Ausſchüſſe bereits gebildet worden. Zur 
Bearbeitung einzelner beſonderer Gegenſtände können Sonder⸗ 
ausſchüſſe eingeſetzt werden. 

Die Vollverſammlung beſteht aus den Vertretern der Mit⸗ 
glieder und den dem Beirat angehörigen Perſonen. In gewiſſen 
Zeitabſtänden ſoll der Vollverſammlung Gelegenheit gegeben 
werden, in einen Erfahrungsaustauſch zu grundſätzlichen Fra⸗ 
gen zu treten. 

Von beſonderer Bedeutung iſt, daß die Arbeitsgemeinſchaft 
zugleich die Geſamtvertretung der anerkannten deutſchen Aus⸗ 
landshandelskammern und wirtſchaftlichen Vereinigungen deut⸗ 
ſcher Kaufleute und Induſtrieller im Ausland iſt. Dieſe gehören 
ihr als außerordentliche Mitglieder an. 


So zeigt ſich uns heute das Bild der Organiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft. Nach außen erſcheint ſie vielgeſtaltig 
und mannigfaltig; im Innern iſt ſie ſtraff durchgeſtaltet und 
bietet der Staatsführung dadurch, daß von der Organiſation 
jeder einzelne Betrieb erfaßt wird, die Gewähr, daß die Organi⸗ 
ſation das iſt, was ſie ſein ſoll, ein ſchlagfertiges Inſtrument 
der Wirtſchaftspolitik. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Entwick⸗ 
lung ſeit 1933 nicht ohne Störungen vor ſich gehen konnte; es 
muß jedoch feſtgeſtellt werden, daß das geſteckte Ziel erreicht iſt. 
Der Reformerlaß des RWiM. v. 7. Juli 1936 beſeitigt Aus⸗ 
wüchſe, die ſich in gewiſſem Maße gezeigt haben, und bildet ſo⸗ 
mit den Schlußſtrich für einen Teilabſchnitt; es ift daher jetzt 
die Gelegenheit geboten, eine Zwiſchenbilanz zu ziehen, die einen 
Überblick über das ganze geſtattet. Die Organiſation der ge⸗ 
werblichen Wirtſchaft darf und kann nicht etwas Starres ſein, 
ſondern ſie muß, wenn ſie lebensnahe bleiben will, ſich den Be⸗ 
dürfniſſen der Wirtſchaft anpaſſen. 


26) Erlaß des RWiM. v. 3. Mai 1935 (V/8473/35) mit Ab⸗ 
e v. 24. Juni 1935 (V/960 1/35). 


— 


Die Anwendung der Generalklauſeln im Wettbewerbsrecht unter befonderer 
Berückſichtigung des neuen Werberechts 


Von Dr. Hans Krauſe, Mülheim⸗Ruhr. 


I. 


„ Gewerbefreiheit bringt es mit ſich, daß jeder Gewerbe⸗ 
treibende in die Abſatzſphäre des anderen einzudringen ber- 
Ki Es entſteht der unvermeidliche Kampf um den Kun⸗ 
en: der Wettbewerb. Dieſen Kampf von der Anwendung 
Unlauterer Mittel freizuhalten, iſt Zweck des UnlWG. Das 
Geſetz, das urſprünglich aus dem Jahre 1896 ſtammt und 
eine letzte Faſſung am 7. Juni 1909 erhielt, begnügte ſich 
im weſentlichen mit der Aufſtellung einer Reihe von für un⸗ 
ip heutiges Rechtsempfinden ziemlich notdürftigen Einzel⸗ 
norſchriften gegen gewiſſe Auswüchſe der Reklame und des Aus⸗ 
vertaufsweſens, gegen das Schmiergelder-Unweſen, gegen die 


erabſetzung des Wettbewerbers, gegen den Mißbrauch von ge⸗ 
De Ae und gegen den Verrat von Geſchäfts⸗ 
und Betriebsgeheimniſſen. Allerdings ſetzte es als Auslegungs⸗ 
regel über alle Wettbewerbshandlungen neben die allgemeine 
Generalklauſel des $ 826 BGB. noch die Generalklauſel des § 1, 
nach welcher derjenige, der im geſchäftlichen Verkehr zum Zwecke 
des Wettbewerbs Handlungen vornimmt, die gegen die guten 
Sitten verſtoßen, auf Unterlaſſung und Schadenserſatz in An⸗ 
ſpruch genommen werden kann. Da der Maßſtab für den Be⸗ 
griff der „guten Sitten“ jedoch aus dem herrſchenden Volks⸗ 
bewußtſein zu entnehmen ift (R&B. 48, 124), ſo vermochte in 
Zeiten liberaliſtiſcher Wirtſchaftsgeſinnung die Anwendung 
dieſer Generalklauſeln einen für die Bedürfniſſe des Geſchäfts⸗ 
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verkehrs ausreichenden Rechtsſchutz nicht zu geben. Es iſt daher 
nicht verwunderlich, daß ſeit dem Beſtehen des UnlWG. die 
Forderungen nach ergänzenden Schutzbeſtimmungen immer 
dringender wurden, die dann zum Teil vor der Machtüber⸗ 
nahme, zum überwiegenden Teil aber nach der politiſchen Um⸗ 
wälzung zu einer wahren Fülle von Sondergeſetzen führten. 

Die Not O. zum Schutze der Wirtſchaft v. 9. März 1932 
(RGBl. J, 121), mit welcher die neue Sondergeſetzgebung ein⸗ 
geleitet wurde, ſollte eigentlich ſchon allen Abänderungswünſchen 
Rechnung tragen. Sie brachte tatſächlich eine wirkſamere Be⸗ 
kämpfung der Auswüchſe im Ausverkaufsweſen und des Verrats 
von Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen, ferner eine Regelung 
des Zugabeweſens und als wichtige Neuerung durch Einfügung 
des § 27 a in das UnlWG. die Einführung von Einigungs⸗ 
ämtern bei den öffentlich-rechtlichen Berufsvertretungen von 
Handel, Handwerk und Induſtrie. Die Verordnung erwies ſich 
aber ſchon bald als unzureichend. Es folgte das Gef. v. 12. Mai 
1933 (RGBl. I, 264) über eine Verſchärfung des Zugabever⸗ 
botes, das Geſ. v. 25. Nov. 1933 (RGBl. I, 1011) über Preis⸗ 
nachläſſe (das ſogenannte „Rabattgeſetz“) und das Gef. vom 
26. Febr. 1935 (RGBl. I, 311) betr. Anderung des UnlWG. zum 
Zwecke einer nochmaligen Verbeſſerung des Schutzes gegen den 
Ausverkaufsſchwindel. Zur Durchführung des zuletzt genannten 
Geſetzes erfolgten dann noch weſentliche Einſchränkungen der 
Saiſon⸗Schluß⸗ und Inventur⸗Verkäufe durch Anordnung des 
RWi M. v. 14. Mai 1935 (Arch. f. Wettbewerbsrecht 1935, 53) 
und das Verbot der Sonderveranſtaltungen durch Anordnung 
des RWi M. v. 4. Juli 1935 (Arch. f. Wettbewerbsrecht 1935, 91). 
Zu erwähnen ſind ferner noch die in verſchiedenen nicht mehr 
zum eigentlichen Wettbewerbsrecht gehörenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften enthaltenen Gewerbeſperren, von denen die wichtigſte 
das Geſ. z. Schutze des Einzelhandels v. 12. Mai 1933 (RGBl. I, 
262) darſtellt, ſodann die VO. des Reichskommiſſars für Preis⸗ 
überwachung über Wettbewerb v. 21. Dez. 1934 (RGBl. I, 1280), 
die ſich gegen Preisſchleuderei richtet, und v. 19. Juni 1935 
(RAnz. 1935 Nr. 141) über Werbebeſchränkungen, die ſich gegen 
Preisſteigerungen wendet, ſowie ſchließlich noch das Geſ. über 
Wirtſchaftswerbung v. 12. Sept. 1933 (RG Bl. I, 625), das zu 
der wichtigen Inſtitution des Werberats der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft führte, der neben dem formellen Recht im Verwaltungs⸗ 
wege bisher 18 für die Werbung höchſt bedeutſame Bekannt⸗ 
machungen erlaſſen hat, auf die zum Teil noch ausführlicher 
zurückzukommen ſein wird. 


II. 


Angeſichts der Tatſache, daß die Generalklauſeln des Wett⸗ 
bewerbsrechts bei den heute geſteigerten Anforderungen an gute 
Wettbewerbsſitten wieder erhöhte Bedeutung gewonnen haben, 
insbeſ. aber angeſichts des maßgebenden Einfluſſes des Werbe- 
rats auf die Werbung ſelbſt, darf die vorſtehend angedeutete 
rechtspolitiſche Tendenz einer Häufung von Sonderſchutzgeſetzen 
wohl als abgeſchloſſen angeſehen werden. Betrachtet man die 
für das Recht des Wettbewerbs im weiteſten Sinne maßgeben⸗ 
den Generalklauſeln, ſo iſt zu unterſcheiden: 
a) zwiſchen den Beſtimmungen, die einen Handels- 
brauch als Norm aufſtellen (in erſter Linie § 346 
HGB.) und 

b) zwiſchen denjenigen Beſtimmungen, die darüber hinaus 
an jede Handlung den Maßſtab der guten Sit- 
ten anlegen ($ 1 Unl WG., $ 826 BGB.). 


Zu a. Der § 346 HGB. beſtimmt allgemein, daß unter 
Kaufleuten in Anſehung der Bedeutung und Wirkung von 
Handlungen und Unterlaſſungen auf die im Handelsverkehr gel⸗ 
tenden Gewohnheiten und Gebräuche Rückſicht zu nehmen iſt. 
Dieſe Beſtimmung regelt die tatſächliche Übung und Verkehrs- 
fitte (Handels⸗Uſance) als Auslegungsmittel, nicht als Handels⸗ 
gewohnheitsrecht. Sie behandelt den Stoff allerdings — auch 
nicht für das Handelsrecht — nicht erſchöpfend, ſo daß es zu 
ihrer Ergänzung der Heranziehung des § 133 BGB. (Auslegung 
von Willenserklärungen) und § 157 BGB. (Auslegung von Ver⸗ 
trägen nach Treu und Glauben) bedarf. Im übrigen findet die 
Vorſchrift nur auf Fälle Anwendung, in denen beide Teile 
Kaufleute ſind. Bei Minderkaufleuten iſt zu prüfen, ob der 


Handelsbrauch im Rechtsverkehr auch unter dieſen als Ver⸗ 
kehrsſitte anzuſprechen iſt. Dasſelbe gilt auch für den Verkehr 
zwiſchen Kaufleuten und Nichtkaufleuten. Für das geſetzte Recht 
bleibt mithin maßgebend, ob ſich eine Handlung im Rahmen 
der guten Sitten bewegt, für den Handelsbrauch aber nur, 
welche Bedeutung den Handlungen der Beteiligten unter dem 
Geſichtspunkt der kaufmänniſchen Übung beizumeſſen iſt. Dies 
führt zu der weiteren Feſtſtellung, daß noch lange nicht jede 
kaufmänniſche Übung Rechtsſchutz genießt, ſondern daß eine 
kaufmänniſche übung dann zum Handelsmißbrauch wird, wenn 
ſie aus dem Rahmen des allgemeinen Rechts herausfällt. Han⸗ 
delsmißbrauch iſt daher Norm, Handelsüblichkeit dagegen das 
Übertragen der Norm auf den täglichen Geſchäftsverkehr (vgl. 
Hecht: Archiv für Wettbewerbsrecht 1935, 132 f.). 

Jusbeſ. in ſeinen Sondergeſetzen (Rabattgeſetz und Zu⸗ 
gabeverbot) verweiſt das Wettbewerbsrecht wiederholt auf die 
Notwendigkeit der Handelsüblichkeit als Vorausſetzung für die 
Zuläſſigkeit der Abweichung von der allgemein gültigen Norm. 
Da der einzelne Kaufmann die Handelsüblichkeit nur in den 
ſeltenſten Fällen klar abzugrenzen in der Lage iſt, erwächſt hier 
den beruflichen Standesorganiſationen und den 
amtlichen Berufs vertretungen, insbeſ. alſo den 
Handelskammern, die Aufgabe, auf breiteſter Grundlage das 
Vorliegen und den Umfang eines Handelsbrauches abzuwäger 
Beſondere Schwierigkeiten ergaben ſich z. B. bis vor kurzem aus 
dem Zugabeverbot hinſichtlich der handelsüblichen Verpackung, 
deren Zuläſſigkeit im $ 1 Abſ. 2 d Zugabe BO. i. d. Faſſ. vom 
12. Mai 1933 von dem Zugabeverbot im Rahmen des Handels⸗ 
üblichen freigelaſſen war, und ihrer Abgrenzung von zur Ver⸗ 
ſchleierung verbotener Zugaben dienenden gekoppelten Ver⸗ 
käufen. Hier hat jetzt ein umfaſſendes Gutachten der Reichs: 
wirtſchaftskammer vom November vorigen Jahres die nötige 
Klarheit für den Geſchäftsverkehr und damit die Grundlage für 
eine einheitliche Rechtſprechung geſchaffen. 

Für die Handelsüblichkeit ſind im übrigen, wie Hecht feſt⸗ 
ſtellt, zwei Merkmale aufzuſtellen. Dieſe beſtehen einmal in 
dem Umfang, in welchem eine beſtimmte Auffaſſung von den 
beteiligten Kreiſen vertreten und praktiſch verwertet wird, und 
zum anderen in der längeren Übung und Entwick⸗ 
lung durch die beteiligten Kreiſe. Über beiden Merkmalen 
ſteht jedoch das Erfordernis, daß 

1. die Übung der geſetzlichen Regelung nicht zuwiderlaufen 
darf, ſoweit es ſich nicht um nachgiebiges Recht handelt 
(beiſpielsweiſe kann eine allgemeine Übung, 5% Rabatt 
zu geben, niemals dazu führen, das Rabattgeſetz, das 
nur 3% zuläßt, ſtillſchweigend zu ändern), und daß 
die Übung ſich im Rahmen der guten Sitten halten 
muß, die ſich nach dem allgemein anerkannten Maßſtab 
lauteren Geſchäftsgebarens beſtimmen. 


Iſt den vorſtehenden Anforderungen entſprochen, „ſo wird 
der Handelsbrauch durch ſeine Einfügung in das geſetzte Recht 
ſelbſt zum geſetzten Recht“ (vgl. Hecht a. a. O.). 

Zu erwähnen ift noch, daß das Geſetz die kaufmänniſche 
Verkehrsſitte auch nach Ortsüblichkeit und Handels⸗ 
üblichkeit trennt. Während die Handelsüblichkeit ſich auf einen 
beſtimmten Wirtſchaftszweig bezieht und an örtliche Grenzen 
nicht gebunden iſt, ſich meiſt alſo über das ganze Reichsgebiet 
erſtreckt, beſchränkt ſich die Ortsüblichkeit auf einen räumlich 
eng begrenzten Bezirk, meiſt auf eine Stadt, einen Seeplatz, 
Binnenhafen oder ein ſonſtiges zentrales Warenumſchlagsgebiet. 
Ortliche kaufmänniſche Gewohnheiten begründen daher nicht 
ohne weiteres eine Handelsüblichkeit, es ſei denn, daß ſie als 
branchenüblich allgemein anzutreffen, alſo nicht ortsgebunden 
ſind. 


0 


Zu b. Was die Anwendung der Generalklauſeln des $ 1 
UnlWG. und § 826 BGB. auf das Recht des Wettbewerbs an 
langt, jo iſt feſtzuſtellen, daß nach 8 1 Unl WG. jeder, der im 
Geſchäftsverkehr zu Zwecken des Wettbewerbs gegen die guten 
Sitten verſtößt, unlauteren Wettbewerb begeht und auf 
Unterlaſſung und Schadenserſatz in Anſpruch genommen wer: 
den kann. Beſtritten iſt, ob hierbei den Täter ein Verſchul⸗ 
den treffen muß. Schrifttum und Rechtſprechung find hier 
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über geteilter Meinung. Bemerkenswert ſind die Ausführungen, 
mit denen ſichͥ Krüger-⸗Velthuſen mit dieſer Frage im 
Wirtſchaftsblatt der Handelskammer zu Berlin (1935, 739 ff.) 
auseinanderſetzt. Krüger⸗Velthuſen übt an der Recht⸗ 
ſprechung die folgende Kritik: 

Während das RG. in ſeinen Entſcheidungen vom 3. Mai 
1909 (RG. 71, 112 = JW. 1909, 391) und vom 3. Dez. 1917 
(RG. 91, 359 = JW. 1918, 167) für die Frage, ob ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten vorliege, neben der objektiven 
auch die Prüfung der ſubjektiven Seite für erforderlich hält, 
ſieht es in ſeinem Urteil vom 18. Juni 1912 (RG. 79, 418 = 
JW. 1912, 853) nur den objektiven Tatbeſtand für entſchet⸗ 
dend an. An dieſem Erfordernis wird auch in der Entſchei⸗ 
dung vom 8. Dez. 1912 (RGZ. 79, 23 = JW. 1912, 538) feſt⸗ 
gehalten, allerdings mit dem Hinzufügen, daß es je nach Lage 
des Falles auch auf das ſubjektive Verhalten des Täters an⸗ 
kommen könne. In der Entſcheidung vom 31. Jan. 1929 
(RG. 123, 277 = JW. 1929, 1462 m. Anm.) wird dieſe 
letztere Anficht aufrechterhalten, wozu freilich die weiteren 
Ausführungen nicht recht paſſen wollen, daß regelmäßig 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten dann nicht angenommen 
werden könne, wenn der Täter der redlichen Überzeugung ſei, 
daß er infolge eines erlaubten Intereſſes ſo handeln dürfe, 
wie er handele. Die Umſtände könnten freilich auch zu einem 
anderen Ergebnis führen. 

Der Verfaſſer führt dieſe ſchwankende Rechtſprechung auf 
die Lehre von der ſogenaunten objektiven Natur der Sitten⸗ 
widrigkeit zurück. Dieſe Lehre iſt entſtanden aus dem Vergleich 
der Wortlaute der beiden Geſetzesbeſtimmungen. Während näm⸗ 
lich im $ 826 BGB. die Haftung von einer vorſätzlich 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Schädigung abhängig ge⸗ 
macht wird, räumt der $ 1 UnlWG. dem Geſchädigten einen 
Anſpruch auf Unterlaſſung und Schadenserſatz ſchlechthin gegen- 
über jedem ein, der im geſchäftlichen Verkehr zum Zwecke des 
Wettbewerbs gegen die guten Sitten verſtoßende Handlungen 
vornimmt. 

Es ſcheint demnach ſo, als wenn es in dem letzteren Falle 
auf den Vorſatz der Schädigung nicht ankomme. Man hat dar⸗ 
aus gefolgert, daß Schadenserſatz⸗ und Unterlaſſungsanſprüche 
rechtlich verſchieden zu begründen ſeien, nämlich die erſteren 
mit dem Vorliegen einer ſubjektiven und die letzteren mit dem 
Vorliegen einer nur objektiven Sittenwidrigkeit. Krüger⸗ 
Velthuſen ſtellt feſt, daß eine ſolche Auffaſſung den Ab⸗ 
ſichten der Geſetzesverfaſſer nicht entſpreche. Er bezieht ſich auf 
die Kommiſſionsberichte S. 3 f., S. 53 f., S. 73 f., aus denen her⸗ 
vorgeht: 

Die Generalklauſel des $ 1 Unl WG. „weiche nur ſchein⸗ 
bar von dem Syſtem des BGB. ab“, das für den Unter- 
laſſungs⸗ und Schadenserſatzanſpruch aus unerlaubter Hand- 
lung ſtets Verſchulden verlange; denn „die Vornahme einer 

ſittenwidrigen Handlung ſchließe ſtets ein Verſchulden in ſich“. 
Deshalb ſei es „ein logiſcher Fehler, die Vorausſehbarleit des 
Schadens noch beſonders zu erfordern“. 

Daraus ergibt ſich, daß nach den Abſichten der Geſetzes⸗ 
verfaſſer der 5 1 UWG. von den allgemeinen Grundſätzen des 
8 826 BOB. nicht abweichen wollte, und daß nicht nur der 
Begriff des Verſchuldens, ſondern auch der weitergehende Be- 
griff der Fahrläſſigkeit aus 8 1 UnlWG. mit Abſicht fortgelaſſen 
iſt, weil eben jede Wettbewerbshandlung ihrem Weſen entſpre⸗ 
chend eine Schädigung des Wettbewerbers zur Folge haben 
kann und daher jeder Kaufmann die Pflicht hat, die möglichen 
Folgen ſeines Tuns beim Wettbewerb vorher zu prüfen. Das 
Merkmal der vorſätzlichen Schädigung iſt alſo auch ſchon durch 
das Bewußtſein des Täters erfüllt, daß infolge ſeiner Hand⸗ 
lungsweiſe der andere Schaden leiden könne, ſofern er dieſen 
möglichen Erfolg in ſeinem Willen aufgenommen und für den 
Fall feines Eintrittes gebilligt hat (RGRKomm., Anm. 3 zu 
§ 826 BGB.). Unterläßt deshalb der Kaufmann bei einer auf 
Wettbewerb gerichteten Handlung die Prüfung, ob und inwie⸗ 
weit ſeine Handlungsweiſe dem Mitbewerber Schaden zufügen 
kann, oder iſt er zu dieſer Prüfung nicht fähig, dann muß er 
damit rechnen, wegen Vorſatzes oder wegen fahrläſſigen Ver⸗ 
ſchuldens in Anſpruch genommen zu werden. 
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Krüger Velthuſen iſt daher darin zuzuſtimmen, 
daß es nicht nötig war, im § 1 die Vorausſehbarkeit des Scha⸗ 
dens noch beſonders zu betonen. 

Im übrigen iſt die Lehre von der objektiven Sitten⸗ 
widrigkeit, wie auch Krüger⸗Velthuſen (a. a. O., S. 744) 
erwähnt, doch auf einen Fall des UnlWG. anwendbar, nämlich 
auf § 13 Abf. 3 Unl WG. Danach kann, falls ein Verſtoß gegen 
eine Reihe von Vorſchriften des Geſetzes durch einen Ange⸗ 
ſtellten oder Beauftragten erfolgt, auch der Inhaber wegen 
Unterlaſſung in Anſpruch genommen werden, und zwar auch 
dann, wenn ihn kein vorſätzliches oder fahrläſſiges Verſchulden 
trifft, alſo auch ohne Berückſichtigung des inneren (ſubjek⸗ 
tiven) Tatbeſtandes. Man kann daraus aber nicht ſchließen, 
daß auch der $ 1 UnlWG. vom Verſchulden abſehe. Denn der 
$ 13 Abf. 3 iſt kein Ausnahmefall des $ 1, ſondern er geht dar⸗ 
über hinaus und begründet neben der unbeſchränkten Haftung 
des Täters aus § 1 eine unbeſchränkte Mithaftung (und zwar 
beſchränkt auf Unterlaſſungsanſprüche) des Betriebsinhabers 
für fremdes Verſchulden. 


III. 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Beſtimmungen des $ 1 
Unl WG. und der 88 823, 826 BGB. ergänzend neben jeder 
Beſtimmung der Vorſchriften auch des Urheberrechts, des Pa⸗ 
tent⸗ und Gebrauchsmuſterrechts und des Warenzeichenrechts 
ſtehen, da dieſe Gebiete nur Ausſchnitte aus dem allgemeinen 
Wettbewerbsrecht darſtellen. Entſprechendes gilt auch für den 
Ausſtattungsſchutz. Beſonders auf dem Gebiet des Warenzei⸗ 
chenrechts, des Firmen- und Ausſtattungsſchutzes hat ſich etwa 
ſeit dem Jahre 1924 in Anlehnung an die bereits im Ausland 
(insbeſ. in England) herrſchende Lehre, daß im Grunde die 
Verkehrsanſchauung für das Zeichen viel wichtiger ſei 
als das formale Zeichenrecht, die Rechtſprechung herausgebildet, 
daß das formale Recht hinter die allgemeinen Grundſätze des 
lauteren Wettbewerbs und der guten Sitten im Geſchäftsver⸗ 
kehr zurückzutreten habe (ogl. z. B. RG. 108, 272 JW. 
1924, 13697; RG. 109, 213 JW. 1926, 3671; RG. 114, 
90 = GewgSch. 1926, 394 = DNZ. 1926 Nr. 768; JW. 1927, 
653; RG. 115, 401 = ZW. 1927, 1585 21; JW. 1927, 1563 9). 

Dabei bezieht ſich der allgemeine Rechtsſchutz nicht nur auf 
die Warengattungen, die der Verletzte unter einem beſtimmten 
Kennzeichen vertreibt, ſondern auch auf andere, von dem Ver⸗ 
letzten nicht geführte, aber unter einem ähnlichen Kennzeichen 
vertriebene Waren. 

So hat in dem zuletzt erwähnten Asbach-Uralt-Urteil das 
RG. den Grundſatz aufgeſtellt: 3 

„Es iſt Pflicht des anſtändigen Geſchäftsmannes, es zu 
vermeiden, eine Warenbezeichnung, die ſich als Kennzeichen 
der Ware eines anderen im Verkehr eingebürgert hat, zu ver⸗ 
wenden, auch wenn es ſich bei der ſeinigen um eine andere 
Warengattung handelt.“ 


Und in dem bekannten Urteil „4711“ (vom 23. Juni 1931, 
II 458/80: JW. 1932, 1858), dem der Tatbeſtand zugrunde lag, 
daß die beklagte Firma ein von dem Klägeriſchen völlig ver⸗ 
ſchiedenes Fabrikat, aber ebenfalls mit einer Zahl (und zwar 
mit der Zahl 333) vertrieb und mit dem Zuſatz ihrer Firma 
„Rudol“, hat das RG. ausgeführt: Wenn auch eine Verletzung 
des Zeichenrechts wegen Fehlens der Gleichartigkeit der beider⸗ 
ſeitig geſchützten Waren nicht vorliege, ſo verletze doch die Be⸗ 
klagte die Grundſätze des lauteren Geſchäftsverkehrs. Denn ent⸗ 
weder werde der Anſchein erweckt, als ſtehe der Geſchäftsbetrieb, 
aus dem die widerrechtlich bezeichnete Ware ſtammt, in beſon⸗ 
derer Beziehung zu dem des Klägers, der deshalb Einfluß auf 
Herſtellung und Vertrieb dieſer Ware habe, was auch trotz 
Fehlens der Gleichartigkeit der beiderſeitigen Waren durchaus 
möglich ſei, oder es ſei maßgebend der Geſichtspunkt illoyaler 
Ausnutzung eines mit Mühe und Koſten geſchaffenen fremden 
Arbeitsergebniſſes durch Verwendung eines allgemein bekannt⸗ 
gewordenen charakteriſtiſchen Elements der Warenbezeichnung 
des Klägers, um mit Hilfe der Zugkraft desſelben die Abſatz⸗ 
möglichkeiten der eigenen Ware zu erhöhen. 

Während nun das UnlWG. aus der Feſtſtellung, daß 
Schutzgegenſtand des Geſetzes die freie gewerbliche Betätigung 
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iſt, den Schutz des lauteren Wettbewerbers, nicht aber ſo ſehr 
den Schutz des Publikums bezweckt, iſt der Zweck des WbzGh. 
(ogl. 8 20) neben dem Schutz des Berechtigten gegen unlautere 
Konkurrenz anderer Gewerbetreibender, auch der Schutz 
der Allgemeinheit vor Täuſchungen über Herkunft der 
gekennzeichneten Ware (RG. 53, 95; 100, 122). Daher würde 
eine Abrede, nach welcher der eine Teil dem anderen die Er⸗ 
laubnis zur Benutzung ſeines Warenzeichens geſtatten würde, 
dann, wenn die Benutzung geeignet wäre, eine Täuſchung des 
Publikums herbeizuführen, als gegen den Zweck des Wbz®. ver⸗ 
ſtoßend ſittenwidrig und daher nichtig ſein, und zwar auf Grund 
der Generalklauſel des § 138 BGB. i. Verb. m. § 134 BGB. 

In dieſem Zuſammenhang hat ſich das RG. neuerdings 
(vgl. Urteil v. 12. März 1935, II 326/34: AWR. 1935 Heft 3 
S. 56) auch zu der Frage der Verwirkung im Wettbewerbs⸗ 
recht wie folgt geäußert: 

„In der Rechtſprechung des erkennenden Senats iſt wie⸗ 
derholt ausgeſprochen worden, daß eine Verwirkung des Un⸗ 
terlaſſungsanſpruches im Wettbewerbs- und Warenzeichen 
recht niemals eintreten kann, dann, wenn es ſich nur um die 
Verletzung des Individualrechts eines einzelnen Mitbewer⸗ 
bers, z. B. ſeines älteren Zeichens, ſeiner Firma, ſeines Aus⸗ 
ſtattungsbeſitzes handelt, ſondern wenn gleichzeitig eine irre⸗ 
führende unrichtige Angabe i. S. des §3 UnlWG. vorliegt, denn 
in Fällen dieſer Art wird nicht nur das Intereſſe eines ein⸗ 
zelnen Mitbewerbers berührt, ſondern es werden die Inter⸗ 
eſſen ſämtlicher Mitbewerber und gleichzeitig die des Publi⸗ 
kums, alſo der Allgemeinheit, betroffen, die durch un⸗ 
richtige, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes 
erweckende Angaben getäuſcht wird.“ 

Das RG. führt weiter aus: 

„Ein rechtlich geſchützter Beſitzſtand könne nämlich über⸗ 
haupt nicht begründet werden, wenn die in Frage ſtehenden 
Bezeichnungen irreführend ſeien, da niemals der Schutz zur 
Täuſchung des Verkehrs führen dürfe.“ 

Und ſchließlich: 

„Der Rechtsbehelf der Verwirkung muß in Fällen, wo 
Intereſſen der Allgemeinheit auf dem Spiele ſtehen, 
ausſcheiden. — Nach Treu und Glauben, dem für die Ver⸗ 
wirkung maßgebenden Geſichtspunkt (vgl. RG. 184, 38 = 
JW. 1932, 942° m. Anm.) beſteht kein Bedürfnis, eine in⸗ 
haltlich unwahre, die Intereſſen aller Mitbewerber oder des 
Publikums ſchädigende Behauptung oder Warenbezeichnung 
jemals zu ſchützen. Wer eine ſolche, inhaltlich unwahre Be⸗ 
hauptung aufſtellt, verdient keine Rückſicht, auch wenn er 
noch ſo viel Mühe und Arbeit in die Verbreitung und Pro⸗ 
pagierung dieſer Unwahrheit geſteckt hat.“ 


IV. 


Von Bedeutung für die künftige Geſtaltung des Wett⸗ 
bewerbs können auch die bereits eingangs erwähnten, in den 
verſchiedenen Bekanntmachungen des Werberats der deutſchen 
Wirtſchaft aufgeſtellten Richtlinien für die Werbung ſein, die 
zum Teil zwar Tatbeſtände wiederholen, die im weſentlichen 
bereits im Unl WG. geregelt find, zum überwiegenden Teil aber 
vorbeugende, aufſichtsführende und erziehe⸗ 
riſche Abſichten und damit eine über die Ziele des UnlWG., 
das zunächſt und in erſter Linie dem Schutz des einzelnen 
verletzten Wettbewerbers dient, hinausgehende Zweckrichtung 
verfolgen. 

Die Meinungen, ob die ordentlichen Gerichte die den lau⸗ 
teren Wettbewerb betreffenden Bekanntmachungen des Werbe⸗ 
rates zu beachten haben, ſind geteilt. Elſter vertritt z. B. in 
ſeinem Aufſatz „Geſchmackloſigkeit der Werbung wettbewerbs⸗ 
widrig?“ (Archiv für Wettbewerbsrecht 1935, 86) die Meinung, 
daß die in der zweiten Bekanntmachung des Werberats unter 
Ziff. 6 veröffentlichten Richtlinien „außerordentlich wichtige 
Ausführungsbeſtimmungen zu $ 1 UnlWG. enthalten“ und den 
Gerichten eine Handhabe bieten, den guten Geſchmack als gleich⸗ 
ſtarkes Erfordernis neben Sitte und Wahrheit zu ſtellen. 
Culemann verneint dagegen (JW. 1936, 901 ff. und 1639), 
daß die Richtlinien und ſonſtigen Bekanntmachungen des Werbe- 


rats von den ordentlichen Gerichten zu beachten ſind. Von 
Braunmühl kommt in einer längeren Erörterung über „das 
Verhältnis der Beſtimmungen des Werberates über den Juhalt 
der Werbung zu Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes“ (AWR. 
1935 Heft 1 S. 6 ff.), ebenfalls zu einer Verneinung dieſer Frage, 
und zwar aus folgenden Erwägungen: 

Er ſieht es als unbeſtritten an, daß eine Klage nicht un⸗ 
mittelbar auf die Beſtimmungen des Werberates geſtützt 
werden kann. Denn der Werberat iſt eine Verwaltungsbehörde, 
die ihren Anweiſungen nur durch Entziehung der Werbungs⸗ 
genehmigung Nachdruck verleihen kann, im übrigen die Mög⸗ 
lichkeit beſitzt, Mißſtände im Wege der Rechts⸗ und Verwal⸗ 
tungshilfe abſtellen zu laſſen. 

Es bliebe alſo nur zu prüfen, ob die ordentlichen Gerichte 
mittelbar über $ 134 BGB. (Nichtigkeit eines gegen ein 
geſetzliches Verbot verſtoßenden Rechtsgeſchäfts) oder über 8 823 
Abſ. 2 BGB. (Schadenserſatz bei Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz) 
die Beſtimmungen des Werberats zur Anwendung bringen 
können. 

Beides wird von v. Braunmühl verneint, einmal, 
weil die Beſtimmungen des Werberats nicht 
„den Schutz eines anderen“ bezwecken, und zum an⸗ 
deren, weil die Beſtimmungen des Werbe- 
rates auch nicht als „Geſetze“ i. S. des BGB. an- 
geſehen werden können. 

Dem freien Wettbewerb ſei eine Ordnung zur Seite 
geſetzt worden, die nunmehr auch unmittelbar das Gemein⸗ 
wohl fördern ſolle. Dieſe Ordnung ſei etwas Neues, ſie ſei 
das Mittel zur Steuerung der Wirtſchaft und zu 
ihren Trägern gehören der ſtändiſche Aufbau und der 
Werberat. Daraus entwickele ſich künftig ein elaſtiſches 
Berufsſtands recht. 

V. Braunmühl hält es für außerhalb der Zielſetzung 
der ordentlichen Gerichte liegend, dieſes neue Recht, für 
das er zur Unterſcheidung vom „allgemeinen Recht“ den Begriff 
„Gruppeurecht“ wählt, anwenden zu müſſen, folange ſich das⸗ 
ſelbe noch in ſtändiger Entwicklung befindet. Die Träger dieſes 
neuen Rechts haben im übrigen die Möglichkeit, ihren An⸗ 
ordnungen durch Zwangsmittel verſchiedener Art ſelbſt Geltung 
zu verſchaffen. Solche Zwangsmittel der Berufsſtände ſind z. B. 
die Verhängung von Ordnungsſtrafen oder die Einleitung 
ehrengerichtlicher Verfahren. Als Zwangsmittel des Werberats 
ſind zu nennen das Verbot einer einzelnen Werbung oder als 
ſchärfſte Maßnahme die Entziehung der Genehmigung zur 
Wirtſchaftswerbung überhaupt. 

Wenn hiernach feſtſteht, daß die Richtlinien des Werberats 
für die Gerichte nicht bindend ſind, da ſie keineswegs Rechtsſätze 
des materiellen Rechtes ſchaffen, ſondern vorwiegend als Ge⸗ 
bots normen im Gegenſatz zu Verbots normen aufzufaſſen 
find (vgl. Culemann, Komm. zum Geſ. über Wirtſchafts⸗ 
werbung v. 12. Sept. 1933, 2. Aufl., S. 9), ſo ſollte doch ein Aus⸗ 
einanderfallen der Verfügungen des Werberates und der Ent⸗ 
ſcheidungen der ordentlichen Gerichte möglichſt vermieden wer⸗ 
den. Es wird wohl kaum damit zu rechnen fein, daß der Werbe⸗ 
rat eine Werbung für zuläſſig erachten wird, die das Gericht als 
ſittenwidrig anſieht. Andererſeits ſollten die Gerichte in ihren 
Entſcheidungen einer Verfügung des Werberates folgen, wenn 
dieſer eine Werbung unterſagt, weil fie den Anſchauungen ehr- 
barer Kaufleute nicht entſpricht. Hat aber im umgekehrten Falle 
das Gericht darauf erkannt, daß eine Werbung nicht gegen die 
guten Sitten verſtößt, ſo bleibt es dem Werberat u. U. trotzdem 
unbenommen, eine derartige Werbung zu verbieten, wenn ſie 
mit ſeinen werbegeſtaltenden Grundſätzen nicht in Überein⸗ 
ſtimmung zu bringen iſt, alſo z. B. geſchmacklos oder nicht klar 
iſt, oder in marktſchreieriſcher Weiſe durch Übertreibung verlockt, 
ohne die bisher durch das Unl WG. gezogenen Grenzen zu ver⸗ 
letzen. Denn der Werberat geht in ſeinen Richtlinien über die 
Vorſchriften des Unl WG. bewußt hinaus: Er will Einfluß neh⸗ 
men auch auf die Geſtaltung der Werbung, wie dies in den 
in Ziff. 6 der 2. Bek. aufgeſtellten Richtlinien zum Ausdruck 
kommt: 

„Die Werbung hat in Geſinnung und Ausdruck deutſch 
zu ſein. Sie darf das ſittliche Empfinden des deutſchen Volkes, 
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insbeſ. fein religiöſes vaterländiſches politiſches Fühlen und 
Wollen nicht verletzen.“ 


Und insbeſondere: 


„Die Werbung ſoll geſchmackvoll und anſprechend ge⸗ 
ſtaltet ſein. Verunſtaltungen von Bauwerken, Ortſchaften und 
Landſchaften müſſen unterbleiben.“ 


Gerade in dieſen Forderungen kommt die hohe erzieheriſche 
Bedeutung des Werberates plaſtiſch zum Ausdruck. Hier liegt 
auch die Grenze für das Mitgehen der Gerichte. Denn es kann 
nicht Aufgabe der Rechtſprechung ſein, in dieſe erzieheriſchen 
Aufgaben einzugreifen, wohingegen der Werberat dieſen Auf⸗ 
gaben viel elaſtiſcher und der Geſtaltung der Werbung förder⸗ 
licher je nach Lage des Falles mit einem Verbot oder mit der 
Feſtſtellung der Unerwünſchtheit oder auch nur mit der Ertei⸗ 
lung eines Rates gerecht werden kann, bis ſich eine von Grund 
auf neue Wirtſchaftsgeſinnung in der Werbung durchgeſetzt hat 
und damit feſte berufsſtändiſche Rechtsnormen herausgebildet 
haben werden. 

Der Werberat will durch ſeine Verfügungen zur Bildung 
einer neuen Geſchäftsmoral beitragen, und erſt dann kann dieſe 
Moral für die Gerichte beachtlich ſein, wenn die überwiegende 
Mehrzahl der ehrbaren Kaufleute dieſe neue Moral billigt und 
befolgt. Unzweckmäßig muß es daher erſcheinen, wenn der 
Werberat im Gegenſatz zu der Auffaſſung des RG. den ſoge⸗ 
nannten Syſtem vergleich ablehnt, bei dem unter Hinweis 
auf beſtimmte Erzeugniſſe eine allgemeine Vergleichung meh⸗ 
rerer techniſcher Herſtellungs⸗ oder Bearbeitungsmöglichkeiten, 
alſo mehrerer Syſteme, ſtattfindet, obwohl das RG. denſelben 
nicht unter den Begriff der „vergleichenden Werbung“ gefaßt 
ſehen will. Hier verſucht der Werberat eine neue Moral gegen 
die beſtehende Anſicht durchzubringen. Auf dieſem Wege werden 
die Gerichte dem Werberat nicht folgen können und auch nicht 
folgen dürfen. 


Ms 
Das an ſich lohnende Vergleichen zwiſchen den Richtlinien 
des Werberates und denjenigen Beſtimmungen des UnlWG. 
und des bürgerlichen Rechts, die ſich mit unrichtigen bzw. un⸗ 
wahren und zur Irreführung geeigneten Angaben in Verbin⸗ 
dung mit einer Herabſetzung bzw. Schädigung des Wettbewer⸗ 
bers beſchäftigen, würde den Rahmen dieſes Aufſatzes über⸗ 
ſchreiten. Sie ſind lediglich noch inſoweit zu berühren, als ihre 
Verletzung oder Umgehung regelmäßig auch die Anwendung 
fer r auen des $ 1 UnlWG. bzw. § 826 BGB. recht⸗ 
igt. 

Hier find einander gegenüberzuſtellen, einerſeits die in 

Ziff. 6 der 2. Bek. enthaltenen Richtlinien des Werberates: 
„Wer Wirtſchaftswerbung ausführt, hat dabei als ehr⸗ 
barer Kaufmann zu handeln. Alle Angaben müffen wahr 
de fein und die Möglichkeit einer Irreführung ver⸗ 
eident, 


Und: 


+} „Die Werbung darf weiter nicht in markſchreieriſcher 
Weiſe oder durch Übertreibung verlocken, ſondern ſoll in ſach⸗ 
licher Beweisführung die Vorteile der eigenen Lei⸗ 


Nu ng hervorheben, Der Wettbewerber darf nicht herab- 
geſetzt werden.“ 


„Und andererſeits der $ 824 BGB. und § 14 UnlWG., nach 
denen es unzuläſſig iſt, über einen anderen (gleichviel ob Wett⸗ 
bewerber oder nicht) unwahre Tatſachen zu behaupten oder zu 
verbreiten, die geeignet find, feinen Kredit zu ſchädigen. 

a. Zunächst iſt feſtzuſtellen, daß nach den Richtlinien des 
Werberates die Werbung objektiv wahr ſein muß. Die ſub⸗ 
letliwe Beurteilung durch den Werbungtreibenden genügt alſo 
nicht. Die Werbung muß aber auch innerlich wahr ſein, 
82. Z. beim Publikum den unmittelbaren Eindruck der 
Wahrheit erwecken. Es genügt alſo nicht, daß der Empfänger 
der Werbung dieſe als unrichtig erkennt und das Behauptete 
für ſich derart richtig ftellt, daß fein Eindruck letztlich wahrheits⸗ 
gemäß ift. Denn in dieſem Falle iſt diefer Eindruck nicht un⸗ 
mittelbar wahrheitsgemäß (vgl. v. Braunmüh l, Wahr⸗ 
heit in der Werbung: AWR. 1935, 64). ; N 


Der Werberat hat daher neben das Erfordernis der Wahr⸗ 
heit auch das der Klarheit und der Vermeidung der Mög⸗ 
lichkeit einer Irreführung geſetzt. 2 * 5 

Während das RG. den Begriff „Marktſchreierei“ milder 
beurteilt und übertriebene oder ſelbſt unwahre Angaben, die 
das Publikum ohne weiteres als ſolche erkennt und denen es 
keine Bedeutung beilegt, zuläßt, verbietet der Werberat eine 
derartige Werbung. Das beruht wieder darauf, daß das UnlWG. 
in erſter Linie dem Schutz des Wettbewerbers dienen will, wäh⸗ 
rend die Richtlinien des Werberates darüber hinaus auch im 
Intereſſe des Schutzes der Allgemeinheit die Lauterkeit und 
eine wirkſame Geſtaltung der Werbung bezwecken. 

Wie bereits erwähnt, ſtellt der Werberat an die Werbung 
das Erfordernis der Herausſtellung der eigenen Leiſtung und 
verbietet die Herabſetzung des Mitbewerbers. 

Dies führt zu einer ſtrengen Scheidung von eigener 
perſönlicher Werbung, d. h. von einer Werbung, bei der die 
Perſon und die Leiſtung, wie z. B. bei perſönlichen Dienſtlei⸗ 
ſtungen, in enge Verbindung gebracht, und von fremd per⸗ 
ſönlicher oder vergleichender Werbung, bei der die per 
ſönlichen Verhältniſſe oder Leiſtungen eines anderen zur 
Hebung der eigenen Leiſtung in Vergleich geſtellt werden. 
Während gegen die eigen-perfünlihe Werbung keine Bedenken 
beſtehen, iſt die fremd⸗perſönliche Werbung als leiſtungsfremd 
grundſätzlich abzulehnen. 

Zieht man hier eine Parallele zu $ 14 UnlWG. und 8 824 
BGB., wonach eine unzuläſſige Kreditgefährdung dann nicht 
vorliegt, wenn wah re Tatjachen verbreitet werden, ſelbſt wenn 
dieſe geeignet ſind, den Kredit des Mitbewerbers zu zerſtören, 
ſo mag es auf den erſten Blick erſcheinen, als ob hier eine Lücke 
im Geſetz klaffe. Dem iſt aber nicht ſo, denn die Verbreitung auch 
wahrer Tatſachen kann ſehr wohl ein zum Schadenserſatz ver⸗ 
pflichtendes Verhalten darftellen, wenn die Behauptung ſolcher 
Tatſachen gegen $ 1 UnlWG. bzw. § 826 B B., alſo gegen die 
Grundſätze des lauteren Wettbewerbs bzw. gegen die guten 
Sitten verſtößt. 

Auch das RG. hat in ſtändiger Rechtſprechung den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß es grundſätzlich unzuläſſig iſt, in . 
bungen für die eigene gewerbliche Leiſtung auf perſönliche An⸗ 
gelegenheiten des Mitbewerbers, die außerhalb des Wettbe- 
werbsgegenſtandes liegen, alſo wettbewerbsfremde Dinge ſind, 
auch mit feiner geſchäftlichen Zuverläſſigteit nichts zu tun 
haben, hinzuweiſen, ſelbſt wenn die Angaben dieſes Inhalts 
wahr fein ſollten (vgl. Urt. v. 25. Jan. 1935, II 199/34 und die 
daſelbſt zitierte Rechtſprechung: AWR. 1935, 30/31). 

Hiernach müßte jeder Hinweis auf perſönliche Eigenſchaften 
des Wettbewerbers, auch z. B. auf ſeine ausländiſche Staatsange⸗ 
hörigkeit, fein Arbeiten mit ausländiſchem Kapital u. dgl. als 
wettbewerbsfremd und damit als unerlaubt angeſehen werden. 
Um ſo beachtlicher war daher die bekannte Dunlop⸗Entſcheidung 
des RG. v. 10. März 1933, II 357/32 (JW. 1933, 1578 2), in der 
feſtgeſtellt wurde, daß die Propaganda eines deutſchen Kauf⸗ 
manns und Gewerbetreibenden für ſeine Waren mit dem Hin⸗ 
weis auf ihre deutſche Herkunft und dem weiteren Hinweis auf 
den ausländiſchen Charakter eines fremden Geſchäfts oder einer 
fremden Ware und die Notwendigkeit der Beſchränkung aus⸗ 
ländiſcher Zufuhren nicht gegen A ll Unl Wc. verſtoße. Noch 
klarer wurde dieſer Grundſatz in der Entſcheidung vom 1. Jan. 
1935, II 221/34 (Adreſſiermaſchinen⸗Urteil: RG. 147,1 = JW. 
1935, 1681 1) herausgeſtellt. Das RG. erklärt hier ausdrücklich, 
daß in dem wahrheitsgemäßen Hinweis des Wettbewerbers dar⸗ 
auf, daß der Mitbewerber Ausländer ſei oder Waren auslän⸗ 
diſcher Herkunft verkaufe, eine unlautere perſönliche Reklame 
nicht zu erblicken ſei. Das RG. ift hier wieder zu ſeiner bereits 
während des Weltkrieges vertretenen Auffaſſung zurückgekehrt, 
die in der Nachkriegszeit als „Patriotismus der eigenen Taſche 
ſchärfſtens verurteilt worden war (vgl. auch Wendlandt, 
Die Kreditgefährdung im Wettbewerbsrecht: AWR. 1935, 107), 
und begründet ſeine Entſcheidung mit dem inzwiſchen in den 
Anſchauungen des Verkehrs eingetretenen Wandel. a 

Beide Urteile ſind vom Schrifttum der letzten Zeit und 
zum Teil auch von der Rechtſprechung der unteren Gerichte über⸗ 
wiegend abgelehnt worden, und zwar hauptſächlich aus politi⸗ 
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ſchen und wirtſchaftspolitiſchen Erwägungen, die anzuſtellen 
dem einzelnen Wettbewerber und auch den Gerichten nicht ob⸗ 
liegen könne. Deſſen ungeachtet hat ſich eine Abkehr des RG. 
auch in feinen beiden jüngſten Entſcheidungen vom 7. Jan. 1936, 
II 125/35 (Doſenmilch⸗Urteil: JW. 1936, 1365 ) und vom 
25. Febr. 1936, II 193/35 und II 221/35 (Verſicherungsurteil: 
JW. 1936, 1366 1) keineswegs vollzogen. In dem zuerſt ge⸗ 
nannten Urteil lehnt das RG. den Hinweis auf die ausländiſche 
Kapitalgrundlage eines anderen inländiſchen Unternehmens als 
unlauter ab, weil es ſich hier um eine grundſätzlich andere 
Frage handele, als darum, ob ein Unternehmen ein auslän⸗ 
diſches ſei oder ob der Mitbewerber Ausländereigenſchaft beſitze. 
In dem zuletzt erwähnten Urteil ſtellt das RG. feſt, daß nicht 
jede wirtſchaftliche Beziehung eines Unternehmens zun Aus⸗ 
land, insbef. ein internationaler Geſchäftsbetrieb des Mitbe⸗ 
werbers an ſich noch nicht einen Anlaß biete, ſeiner ſich im 
Rahmen der ſtaatlichen Zulaſſung haltenden Betätigung im 
Inland entgegenzutreten. 

Zu dieſer Rechtſprechung hat ſich Culemann (JW. 
1936, 1369) eingehend geäußert und treffend ausgeführt, daß in 
„Zeiten nationaler Erregung“ und „wirtſchaftlicher Not“ auch 
wirtſchaftspolitiſche Erwägungen tatſächlich zum Gedankengut 
eines ganzen Volkes werden, und daß eine fo gewandelte Ver⸗ 
kehrsanſchauung von der Rechtſprechung auf Grund des 8 1 
Unl WG. berückſichtigt werden muß. Auch zu den Richtlinien 
des Werberats ſteht die reichsgerichtliche Rechtſprechung nicht 
in Widerſpruch. Die Richtlinien verbieten die Herabſetzung 
des Wettbewerbers, ein Hinweis auf die Ausländereigenſchaft 
des Wettbewerbers iſt aber noch keine Herabſetzung, ſondern ein 
volkswirtſchaftlicher Geſichtspunkt, den hervorzuheben in den 
Richtlinien nicht unterſagt iſt. Trotzdem kann der Werberat, 
wie Culemann mit Recht hervorhebt, einen derartigen Hin⸗ 
weis verbieten, nämlich dann, wenn z. B. „die augenblicklichen 
Belange der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik gleichwohl einen Ver⸗ 
zicht auf das dem einzelnen durch die Verkehrsanſchauung zu⸗ 
gebilligte Recht notwendig machen“. In der Durchſetzung einer 
derartigen Zweckmäßigkeitserwägung durch den Werberat ſei 
aber keine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihm und dem RG. 
zu erblicken. Nur wenn der Werberat die gleiche Zweckmäßig⸗ 
keitserwägung in allen gleichgelagerten Fällen anſtelle oder 
eine allgemeine Verlautbarung herausgebe, entſtehe die Frage, 
ob die vom RG. feſtgeſtellte Verkehrsanſchauung ſich inzwiſchen 
erneut gewandelt habe. 

VI. 

Bei aller Anerkennung des Grundſatzes, daß das ſich ent⸗ 
wickelnde neue Berufsſtandsrecht durch eine vorzeitige Reform 
des geſamten Wettbewerbsrechts — etwa durch eine Zuſammen⸗ 
faſſung aller Einzelgeſetze in ein einheitliches Geſetzgebungswerk 
unter Voranſtellung einer neuen vom römiſchen Rechtsbegriff 
befreiten Generalklauſel — nicht zu einer Erſtarrung gebracht 
werden ſoll, wie dies insbeſ. auch im Wettbewerbsrechts⸗Aus⸗ 
ſchuß der Akademie für deutſches Recht zum Ansdruck gekommen 
iſt, ſo kann doch vor einer Überſpitzung des Gedankens, die 
Rechtsentwicklung vorwiegend den Organen der berufsſtändi⸗ 
ſchen Organiſationen zu überlaſſen, nicht eindringlich genug ge- 
warnt werden. 

Solange an dem freien Wettbewerb und an dem Leiſtungs⸗ 
prinzip in ihm feſtgehalten wird, muß der Wettbewerb des Lei⸗ 
ſtungsfähigeren dem weniger leiſtungsfähigen Wettbewerber 
unbequem werden. Ein unbequemer Wettbewerb iſt aber 
noch lange fein unlauterer Wettbewerb. Eine Verwechſ⸗ 
lungsmöglichkeit dieſer Begriffe durch berufsſtändiſche Organi- 
ſationen iſt aus naheliegenden Gründen gegeben. So hat bei⸗ 
ſpielsweiſe die Auferlegung von Werbebeſchränkungen 
innerhalb berufsſtändiſcher Organiſationen (wie das Verbot des 
Inſerierens als ſtandeswidrig) zu der bekannten VO. des 
Reichskommiſſars für Preisüberwachung v. 19. Juni 1935 
(RAnz. 141) geführt, in welcher gegenüber der Überfpannung 
des Begriffes der guten Sitten ausdrücklich feſtgeſtellt wor⸗ 
den iſt: 

„Im Rahmen der durch geſetzliche und behördliche Be 
ſtimmungen geſtellten Grenzen muß dem einzelnen ſoviel 


Freiheit bei ſeiner Werbung gelaſſen werden, daß er nach 
eigenem Ermeſſen Art und Umfang der Werbung beſtimmen 
kann. 

Es iſt nicht angängig, daß Verbände und Organiſationen 
ohne beſondere Ermächtigung ihren Mitgliedern beſchränkende 
Beſtimmungen auferlegen.“ 


Ahnliches hat ſich auf dem Gebiet der Preisgeſtal⸗ 
tung gezeigt, als in Wirtſchaftskreiſen immer wieder die For⸗ 
derung erhoben wurde, daß jedenfalls die für den Geſchäfts⸗ 
zweig normalerweiſe gegebenen Kalkulationsgrundlagen 
nicht überſchritten werden dürften. Auch hier hat der Reichs⸗ 
kommiſſar für Preisüberwachung durch ſeine VO. v. 21. Dez. 
1934 (R Anz. 299) klargeſtellt, daß ſittenwidrig nur der handelt, 
der ſtändig zu Verluſtpreiſen oder mit unzureichender Gewinn⸗ 
ſpanne verkauft. Sehr bedeutſam iſt auf dieſem Gebiet auch die 
Eutſcheidung des OLG. Köln vom 1. Febr. 1935, 8 U 160/34 
(JW. 1935, 11056 = AWR. 1935, 38): 

„Es iſt nicht ohne weiteres unlauter, wenn ein Gewerbe⸗ 
treibender verſucht, durch Unterbieten feinen Umſatz auf Ko⸗ 
ſten der Mitbewerber auszudehnen. Das Beſtreben, durch 
Ausnutzung der günſtigſten Einkaufsmöglichkeit und durch 
Senkung der Betriebsunkoſten die Preiſe möglichſt niedrig 
zu halten, um einen Vorſprung vor der Konkurrenz zu er⸗ 
zielen, kennzeichnet gerade den geſunden Wettbewerb. Un⸗ 
lauter wird das Unterbieten des Kaufmannes, der entgegen 
den Gepflogenheiten des anſtändigen Geſchäftsverkehrs ſtändig 
die Regeln einer ordnungsmäßigen Preiskalkulation durch— 
bricht und zu Verluſtpreiſen oder mit ungenügender Gewinn⸗ 
ſpanne verkauft.“ 


Ahnlich äußert ſich das Urteil des OLG. Düſſeldorf vom 


3. April 1935, 3 U 254/34 (AWR. 1935, 72): 

„Es verſtößt nicht gegen die Grundſätze des lauteren 
Geſchäftsverkehrs, wenn jemand auf Grund ſeiner beſſeren 
Leiſtungsfähigkeit und tatſächlichen Leiſtung auf Koſten des 
Umſatzes ſeiner Mitbewerber geſchäftliche Erfolge erzielt. Der 
Vorwurf ſittenwidriger Preisſchleuderei jet voraus, daß ohne 
Gewinn oder doch zu Preiſen verkauft wird, bei denen die 
Erfüllung der Verpflichtungen des Geſchäftsinhabers gefähr⸗ 
det erſcheint. Bei der Gewinnberechnung kann neben den 
eigenen Geſchäftsunkoſten nicht auch noch der im Standes; 
intereſſe anzuſtrebende Mindeſtnutzen berückſichtigt werden.“ 


Erfreulicherweiſe hat das NG. mit Urteil vom 15. Okt. 
1935, II 44/35 (JW. 1936, 65112 (m. Anm.] = AWR. 1936, 7) 
auch auf dieſem Gebiet eine richtungweiſende Entſcheidung ge 
fällt. Das Urteil lautet: 


„Die Preisunterbietung iſt allein noch nicht ein uner 
laubtes Mittel im Wettbewerbskampf. Sie kann nur durch 
Hinzutreten beſonderer Umſtände, wie ſie z. B. in der auf die 
Vernichtung des Wettbewerbers abzielenden wirtſchaftlich un⸗ 
gerechtfertigten Preisdrückerei zu finden ſind, ſittenwidrig 
werden. 

Selbſt die Preisſtellung unter Selbſt⸗ 
koſten iſt nicht ſchlechthin, ſondern nur bei 
Sittenwidrigkeit der Begleitumſtände, un⸗ 
zuläſſig. 

Eine weitgehende Preisherabſetzung kann, wenn damit 
z. B. das Unternehmen erhalten oder über eine 
vorübergehende wirtſchaftliche Depreſſion 
hinweggebracht werden ſoll, berechtigt ſein. Der 
Kaufmann tft Herr feiner Kalkulation. Seine 
Freiheit in der Preisſtellung an ſich findet ihre Grenzen nur 
in einer Beeinträchtigung des Wohles beſtimmter anderer am 
Wettbewerb nicht beteiligter Volkskreiſe.“ 


In den Entſcheidungsgründen wird unter Bezugnahme auf 
die oben zitierte VO. des Preiskommiſſars v. 21. Dez. 1934 dar⸗ 
auf hingewieſen, daß das Angebot unter Selbſtkoſten allein zur 
Erfüllung des Tatbeſtandes dieſer Verordnung nicht ausreiche, 
und daß dem Standpunkt, daß eine Preisſtellung unter Selbſt⸗ 
koſten nach heutiger Anſchanung au und für ſich den Be⸗ 
langen der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohles wider: 


N 
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ſpreche und daher ohne weiteres ſittenwidrig ſei, nicht beige⸗ 
treten werden könne. 

Analogien finden ſich auch auf anderen Gebieten des Wett⸗ 
bewerbsrechts, z. B. auf dem Gebiet der Auslegung der BO, 
über das Zugabeweſen v. 12. Mai 1933 (RGBl. I, 264). Wäh⸗ 
rend dieſe Verordnung nach ihrem Karen Wortlaut in der Anz 
kündigung der noch erlaubten Zugaben keinen Unterſchied macht, 
hat ſich eine immer mehr zunehmende Verwaltungsprazis der 
berufsſtändiſchen Schiedseinigungsämter herausgebildet, die 
Ankündigung der in der Verordnung im $ 1 Abſ. 2 unter a ge⸗ 
nannten Reklamegegenſtande von geringem Wert uſw. als un⸗ 
zuläſſig zu erklären, obwohl durch die ordentlichen Gerichte mehr⸗ 
fach feſtgeſtellt worden tt, daß eine ſolche Ankündigung den 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht widerſpreche. Eine reichsgericht⸗ 
liche Entſcheidung konnte mit Rückſicht auf die geringe Objelt⸗ 
höhe im Einzelfalle noch nicht herbeigeführt werden. 

Durch den auf Grund der Nov. v. 9. März 1932 dem 
Unl W eingefügten $ 27 a iſt den bei den Induſtrie- und Han⸗ 
delskammern eingerichteten Einigungsämtern im Falle des 
Nichtzuſtandekommens einer Einigung nur die Befugnis ein⸗ 
geräumt, ſich gutachtlich zu äußern, nicht aber zu entſcheiden. 
Ob damit auch allgemein das Recht erteilt iſt, derartige Gut⸗ 
achten zu veröffentlichen, mag dahingeſtellt bleiben. Der § 27 a 
verbietet dies jedenfalls nicht. In der Veröffentlichung ſolcher 
Gutachten liegt aber keine geringe Gefahr. Der kleinere Kauf⸗ 
mann ſieht ſie als „Entſcheidungen“ an, er glaubt ſie in jedem 
Falle beachten zu müſſen, zumal ſie ja nicht von „weltfremden“ 
Richtern, ſondern von erfahrenen Kaufleuten ſtammen. Der 
Handel wird dadurch beunruhigt, der Anreiz zur Werbetätigkeit 
ſchwindet, die Phantaſie des Einzelnen wird lahmgelegt, die 
Sorge, gegen eines der Gutachten zu verſtoßen, wird zur Unluſt, 
überhaupt noch etwas „riskieren“ zu wollen. Zu den Gutachten 
der Einigungsämter kommen noch hinzu zahlreiche Gutachten 
der Fachgruppen der gewerblichen Wirtſchaft, des Reichsaus⸗ 
ſchuſſes für das Zugabeverbot, des Sonderausſchuſſes zur Re⸗ 
gelung von Wettbewerbsſtreitigkeiten im Einzelhandel und an⸗ 
dere mehr. Dieſes Nebeneinander und Gegeneinander von Gut⸗ 
achten und Rechtſprechung der ordentlichen Gerichte muß ſich, 
wie erwähnt, auf dem wichtigſten Gebiet des Wettbewerbs, 
nämlich der der Abſatzförderung dienenden Werbung lah⸗ 


mend auswirken und die Rechtsſicherheit ſtören. Was ſoll man 
beiſpielsweiſe von dem gutachtlichen Spruch des Einigungs⸗ 
amtes für Wettbewerbsſtreitigkeiten in Frankfurt a. M. vom 
13. Dez. 1935 (A. I 11 374/85) halten, das in ſeiner Begrün⸗ 
dung für die Ablehnung der Ankündigung von Zugaben ſich 
folgendermaßen äußert: 


„Das Einigungsamt für Wettbewerbsſtreitigkeiten iſt 
zu der Überzeugung gelangt, daß es ſich in der Frage der 
Ankündigung von Zugaben um einen Widerſpruch im 
Geſetz handelt, der mit den üblichen Mitteln 
der juriſtiſchen Interpretation nicht beſei⸗ 
tigt werden kann.“ (ö) 


Die Achtung vor der Rechtſprechung der ordentlichen Ge⸗ 

richte, insbeſ. vor der höchſtrichterlichen Rechtſprechung, kann 
durch derartige „Begründungen“ nicht gefördert werden. 

Es ſollte daher bei Würdigung aller Geſichtspunkte, die für 
eine möglichſt elaſtiſche Entwicklung des künftigen Berufsſtands⸗ 
rechtes ſprechen, dieſe Überſchüttung des um feine Exiſtenz ſchon 
ohnehin ſchwer ringenden Einzelhandels mit zahlloſen Gutachten 
beſeitigt werden. Der Handel hat ſich wieder in der Achtung 
vor dem höchſten Gericht nach der Rechtſprechung des RG. zu 
orientieren, das einen Rechtsſtoff, der in zwei Inſtanzen ein⸗ 
gehend durchgearbeitet und vorgeprüft worden iſt, mit weitaus 
größerer Sorgfalt und Verantwortung zu entſcheiden in der 
Lage iſt, als irgendein berufsſtändiſches Laiengericht. Dem Ein⸗ 
wand, daß bis zur Herausbildung einer feſten Rechtſprechung 
oft eine lange Zeit vergeht, iſt entgegenzuhalten, daß der mit 
allen erforderlichen Machtmitteln ausgeſtattete Werberat, der 
ſeinerſeits das Beſtreben hat, ſich im Einklang mit der höchſt⸗ 
richterlichen Rechtſprechung und den Auffaſſungen des RWiM. 
zu halten, jederzeit die Möglichkeit hat, auf die Wettbewerbs⸗ 
moral den weiteſtgehenden Einfluß zu nehmen und etwaige Miß⸗ 
ſtände mit den wirkſamſten Mitteln abzuſtellen. Bei einer un⸗ 
einheitlichen Rechtſprechung, wie ſie ſich z. B. auf dem Gebiet 
des Zugabeweſens anzubahnen droht, ſollte jedoch eine zwiſchen⸗ 
zeitliche Klarſtellung durch den Geſetzgeber herbeigeführt wer⸗ 
den, denn gerade ein volksnahes Recht, das dem gefunden Volks- 
empfinden Rechnung tragen ſoll, hat in erſter Linie auf 
Rechtsſicherheit Bedacht zu nehmen. 


Werbungsfragen der verſandgeſchäſte 


Von Rechtsanwalt Dr. jur. Gerhardt Richter, Berlin 


Auf der Ausſtellung „Die deutſche Werbung“, die in 
Eſſen vom 26. Sept. bis 11. Okt. 1936 ſtattfindet, wird ge⸗ 
zeigt werden, welchen Anteil die Verſandgeſchäfte an dem 
Wirtſchaftsleben in Deutſchland haben. Der Beſucher kann 
aus einer großen ausgebreiteten Karte erkennen, in welchen 
Branchen es in Deutſchlaud Verſandgeſchäfte gibt und wo 
dieſe vorzugsweiſe ihren Sitz haben. So findet er Kaffeever⸗ 
ſandgeſchäfte hauptſächlich in Bremen und Hamburg, Lebens⸗ 
mittelverfandgeichäfte in Schleswig⸗Holſtein, Textilverſand⸗ 
geſchäfte in Nordbayern und auch in Südbaden, Tuchverſender 
in Aachen und in der Lauſig, Fahrräder, Nähmaſchinen und 
Leinen in der Bielefelder Gegend, Uhren und Schmuckwaren 
in der Pforzheimer Gegend, Muſikverſender im Erzgebirge. 
Zahlen veranſchaulichen die Bedeutung noch mehr. So geben 
die deutſchen Verſandgeſchäfte jährlich für Porto 40 bis 
50 Millionen, für Proſpekte und Kataloge 25 Millionen und 
für Inſerate 20 Millionen RM aus. Dieſe Zahlen führen in 
das für die Verſandgeſchäfte bedeutſamſte Aufgabengebiet: gut 
und richtig zu werben. Zum Verſandgeſchäft kommt der 
Kunde nicht hin, der die Ware ſonſt beſichtigen und daraufhin 
kaufen könnte, vielmehr muß das Verſandgeſchäft zum Kun⸗ 
den hinausgehen und ihm ſagen, was er kaufen ſoll. Das 
Sprachrohr find hierfür der Vertreter und der Poſpekt-Kata⸗ 
log. Dort, wo Proſpekt⸗Kataloge nicht allein durch die Poſt — 
pp als Druckſache oder Poſtwurfſendung — an den letzten 
Verbraucher geſandt werden, ſondern die perſönliche Werbung 


durch Vertreter ausgeübt wird, müſſen ſich dieſe ebenfalls 
wieder des druckſchriftlichen Werbematerials bedienen. 

Dieſe beſondere Art der Güterverteilung in der letzten 
Wirtſchaftsſtufe, im Einzelhandel bedingt gerade beſondere 
Werbemaßnahmen. Gleichzeitig aber, da das geſchriebene 
Wort unverrückbar feſtſteht, eine beſondere Beachtung deſſen, 
was in der Werbung erlaubt und zuläſſig iſt. 

Die Ware muß ſo beſchrieben, die Vorzüge der eigenen 
Leiſtung müſſen ſo herausgeſtellt werden, daß der Kunde die 
Vorteile des Angebots erkennt. Darüber hinaus dürfen aber 
nicht Erwartungen erweckt werden, die das Verſandgeſchäft 
nicht einhalten kann. Der oberſte Grundſatz des Werberates 
in ſeiner 2. Bekanntmachung vom 1. Nov. 1933 verdient die 
rah Beachtung: Die Werbung muß wahr und 

lar fein! 

at leicht iſt es gefagt, daß ein Stoff „nur“ 12,50 RM 
koſte und daß er die „allerbeſte Qualität“ darſtelle. Wie un⸗ 
wahr kann aber auch ein ſolcher Hinweis ſein! Wenn ein 
Konkurrenzunternehmen denſelben Stoff ſchon für 11,50 RM 
anbietet, hat das Wort „nur“ bereits feine Berechtigung ver⸗ 
loren. Der Werberat hat in Nr. 20 ſeiner Zeitſchrift „Wirt⸗ 
ſchaftswerbung“ (Okt. 1935) erklärt, daß, wenn die mit dem 
Wort „nur“ bezeichneten Preiſe nicht erheblich unter den all⸗ 
gemein üblichen liegen, die Werbung gegen das Erfordernis 
der Wahrheit und Klarheit verſtoße. Derſelben Auffaſſung 
iſt auch der Sonderausſchuß zur Regelung von Wettbewerbs⸗ 
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fragen in ſeinem Gutachten Nr. 2 von 1934 geweſen. Über⸗ 
dies ergibt ſich die rechtliche Unzuläſſigkeit auch bereits aus 
dem § 1 UnlWG. 

Das werbungtreibende Verſandgeſchäft darf alſo nicht 
den Maßſtab nur bei der eigenen Ware anlegen. Dasſelbe 
trifft in gleichem Maße für Qualitätsbezeichnungen zu. Bei 
dem Hinweis „allerbeſte Qualität“ darf man nicht 
von dem eigenen Geſchäft, man muß vielmehr von der ganzen. 
Branche ausgehen. Gleichzeitig hüte man ſich aber dabei, für 
jede gute Qualität nun gleich die „allerbeſte“ zu ſagen. Auf 
derſelben Linie liegen übertreibungen, wie „unübertrof⸗ 
fen“ und „unverwüſt lich“. Der werbungtreibende Kauf⸗ 
mann kann ja gar nicht den Beweis hierfür antreten. Auch 
„Spitzenleiſtungen“ können übertroffen werden, und 
eine „unbegrenzte Haltbarkeit“ gibt es nicht. Wie 
hier, ſo ſetze man überall das Wort „faſt“ davor. Superlative 
ſind in der Werbung überhaupt zu vermeiden. 

Wenn ein Verſender ein „beſonders günſtiges 
Angebot“ oder einen „Gelegenheitskauf“ bringen 
will, dann kann er unter der Vorausſetzung, daß es ſich auch 
tatſächlich unter der Berückſichtigung der ganzen Branche um 
„beſonders billige Angebote“ handelt, dies wohl ſagen. Er 
kann aber dieſe „Vorzugsangebote“ nicht derart häufen, daß 
die ganze Werbung nur noch aus ſolchen in der Bezeichnung 
zum Schein oft wechſelnden Angeboten beſteht. Vielmehr kön⸗ 
nen die „Sonderangebote“, um die es ſich hier handelt, 
nur einen Teil des Geſamtangebots ausmachen. Es kann ſich 
lediglich darum handeln, daß, wie die Anordnung des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſters vom 4. Juli 1935 ſagt, „einzelne nach 
Güte oder Preis gekennzeichnete Waren“ ſich aus dem Ge⸗ 
famtangebot herausheben. Sie muſſen nach der erwähnten 
Anordnung „ſich in den Rahmen des regelmäßigen Geſchäfts⸗ 
betriebs des Geſamtunternehmens oder der Betriebsabteilung 
einfügen“. Damit iſt dann der begriffliche Gegenſatz zu der 
„Sonderveranſtaltung“ gegeben. Dieſe umfaßt den über⸗ 
wiegenden Teil des Sortiments, ſo daß ein Sonderangebot 
durch die Zahl der Artikel begrifflich zur Sonderveranſtal⸗ 
tung werden kann. Die vielfach vertretene Meinung, daß es 
auf die Zahl allein ankomme, iſt danach irrig. Ausſchlag⸗ 
gebend iſt vielmehr das zahlenmäßige Verhältnis. Wenn 
alſo die Zahl der Artikel im Sonderangebot zu der in der 
Hauptliſte in keinem Mißverhältnis ſteht, kann das Sonder⸗ 
angebot nicht ſeinen Rahmen überſchritten haben und auch 
keine Sonderveranſtaltung geworden ſein. Da außer den 
Jubiläumsveranſtaltungen eines Geſchäfts, von Räumungs⸗ 
und Ausverkäufen, ſowie den Sommer⸗ und Winterſchluß⸗ 
verkäufen abgeſehen, weitere Sonderveranſtaltungen nicht mehr 
zugelaſſen find, und da für Näumungs- und Ausverkäufe 
zudem eine Anzeigepflicht gemäß 8 7b UnlWöG. beſteht, iſt 
dieſe Grenze von Bedeutung. Gerade mit den Räumungsver⸗ 
käufen, die ſich nur auf das Abſtoßen eines beſtimmten 
Warenvorrats beziehen, kann das Sonderangebot verwechſelt 
werden. Hinzu kommt außerdem, daß für dieſe Verkäufe eine 
gewiſſe Verkaufszeit — ein Monat — gilt, und daß für ſie 
ein Grund angegeben werden muß, während Sonderangebote, 
ohne daß es einer ſolchen Grundangabe bedarf, keineswegs 
befriſtet werden dürfen. 

Auch die Bezeichnung „GHelegenheitspoſten“ und 
„Reſtpoſten“ kann, obwohl nur ein Sonderangebot ge⸗ 
meint iſt, zu der Verwechſlung mit einem Räumungsverkauf 
führen. Die Verſandgeſchäfte, denen das Bedürfnis nach 
häufigen Sonderangeboten nicht beſtritten werden kann, tun 
danach gut daran, den Ausdruck „Poſten“ zu vermeiden. 
Gerade der Umſtand, daß den Verſandgeſchäften, wie dies 
im Ladenhandel der Fall iſt, die Möglichkeit fehlt, durch in⸗ 
tenſive Werbung durch Angeſtellte, den Verkauf nichtgängiger 
Ware zu forcieren, nötigt ſie, da die Kataloge nicht immer 
wieder von neuem mit ſolchen Überbleibſeln gefüllt werden 
können, dieſe im Sonderangebot abzuſtoßen. 

In der Praxis haben ſich nun dadurch, daß dieſe Son⸗ 
derangebote als Zettelbeilagen zu den regulären Proſpekt⸗ 
Katalogen erſcheinen, die als „Juli⸗Preisliſte“ oder als 
„Preisliſte Nr. 14“ zeitlich begrenzt ſind, Schwierigkeiten 
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herausgebildet. Es wurde nämlich die Auffaſſung vertreten, 
daß durch die Beifügung der Sonderangebotszettel zu den 
zeitlich begrenzten Preisliſten eine zeitliche Begrenzung auch 
der Sonderangebote entſtehe. Dieſer Rückſchluß iſt aber durch 
nichts begründet. Man muß ſogar aus Villigkeitsgründen, 
um nämlich verſpätete Anfragen von Kunden, die z. B. auf 
Grund der Juli⸗Liſte erſt im Dezember einen Artikel aus 
dem Sonderangebot beſtellen, zu vermeiden, den Firmen zu⸗ 
geſtehen, daß die Sonderangebote einen Aufdruck erhalten, 
wie: „Zur Juli⸗Preisliſte“ o. ä. Der Kunde, der im Dez. 
noch beſtellen will, weiß damit, daß der betreffende Artikel 
nun wohl nicht mehr am Lager iſt. Eine unnötige und un⸗ 
produktive Korreſpondenz wird damit vermieden, ohne daß 
deswegen, wie die beteiligten Kreiſe letzthin in einer Beſpre⸗ 
chung im Reichswirtſchaftsminiſterium übereinſtimmend er⸗ 
klärt haben, eine unzuläſſige Begrenzung des Sonderangebots 
vorliegt (vgl. auch Verf.: Arch. f. Wettbewft. 1936, 148). 

Eine gewiſſe Hervorhebung dieſer Sonderangebote iſt 
vielfach dadurch vorgenommen worden, daß die mwerbung- 
treibende Firma einen „Wertſchein“ herausgab. Sie er⸗ 
klärte in ihren Proſpekt⸗Katalogen, daß ſie jedem Kunden die 
Vorzüge dieſes günſtigen Angebots verſchaffen wolle, des⸗ 
halb nur eine beſchränkte Menge abgebe, und daß der Kunde 
gegen Einſendung dieſes Wertſcheins die Ware erhalte. Da 
nach dem RabattG. ein beſtimmter Verbraucherkreis nicht 
durch Gewährung von Sonderpreiſen bevorzugt beliefert wer⸗ 
den darf — fo etwa das Offizierskorps des Art.⸗Agts. X —, 
entſteht die Frage, worin der Wert dieſes Wertſcheins liegt. 
Man kann zwar ſagen, daß für den Kunden, der mit dieſem 
Schein beſtellen ſoll und dem an dieſem Sonderangebot ge⸗ 
legen iſt, dieſes einen gewiſſen Wert. hat. Da indeſſen der 
Kunde im Vergleich zu anderen nichts Beſonderes erhält und 
auch nicht erhalten darf, und er außerdem auch ohne Be⸗ 
nützung des Scheins in den Genuß des Sonderangebots ge⸗ 
langen wird, kann man von einem objektiven Wert dieſes 
Scheins nicht ſprechen. Vielmehr handelt es ſich lediglich um 
einen Beſtellſchein, der für die Firma vielleicht ſtatiſtiſche Be⸗ 
deutung hat. Ihm aber aus Gründen einer zugkräftigeren 
Werbung die Bezeichnung eines Wert⸗ oder Gutſcheins zu 
geben, erſcheint bedenklich. Wenn man durch derartige Scheine 
auf das günſtige Sonderangebot noch beſonders hinweiſen 
will, dann ſoll man dieſen Schein mit dem bezeichnen, was er 
tatſächlich iſt, mit „Beſtellſchein“. 

Anders verhält es ſich mit den Gutſcheinen, die an 
Stelle eines Bar⸗ oder Mengenrabatts gegeben wer⸗ 
den. Ehe aber hierauf eingegangen werden ſoll, muß vorerſt 
die vielumſtrittene Frage der Rabattgewäh rung erörtert 
werden, 

Die beiden Arten des Rabatts, die dem Kunden gewährt 
werden können, Barzahlungs- und Mengenrabatt, find im 
Kabatt®. v. 25. Nov. 1933 eingehend geregelt. Während der 
Barrabatt im geſamten Einzelhandel, alſo gleichermaßen bei 
Laden⸗ und Verſandgeſchäften vorkommt, iſt der Mengen⸗ 
rabatt eine Beſonderheit der Verſandgeſchäfte. 

Die früher in der Rabattgewährung durch Über⸗ 
treibung und gegenſeitige Überbietung der Gewährung zwei⸗ 
fellos vorhanden geweſenen Mißſtände, die beſonders in der 
letzten Stufe der Warenverteilung, dem Einzelhandel, für die 
weiteſten Volkskreiſe augenfällig in Erſcheinung traten, ſind 
durch das Rabattch. beſeitigt worden. So iſt der Barzah⸗ 
lungsrabatt auf 30% beſchränkt worden und der Mengen 
rabatt an die Vorausſetzung der Handelsüblichkeit 
geknüpft. Damit wäre alles in Ordnung, wenn nun nicht 
im Verlauf der Zeit, d. h. lange nach dem Rabatt., neuer⸗ 
dings Auffaſſungen entſtanden wären, daß der ganze Rabatt, 
insbeſondere aber der Mengenrabatt, beſeitigt werden müſſe. 
Man zweifelt den Verſandgeſchäften die Begründung einer 
beſonderen Handelsüblichkeit an, geht in Wirklichkeit aber von 
konkurrenzlichen Erwägungen aus. 

Man kann nicht ſagen, daß für die Frage der Handels⸗ 
üblichkeit die geſamte Branche der jeweiligen Wirtſchaftsſtufe, 
alſo hier des Einzelhandels, einen Handelsbrauch üben muß, 
wenn dieſer als handelsüblich anerkannt werden ſoll. Ebeuſo⸗ 
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wenig ift die Auffaſſung zutreffend, daß die Verſandgeſchäfte 
eine beſondere Betriebsform darſtellen und ſchon deswegen, 
den Großbetrieben und Warenhäuſern entſprechend, keine be⸗ 
ſondere Handelsüblichkeit begründen könnten. Eine ſolche Auf⸗ 
faſſung verkennt völlig die zu dem Ladenhandel ganz anders 
geartete Struktur des Verſandgeſchäfts. Zunächſt ſind es tech⸗ 
niſche Verſchiedenheiten der Warenverteilung, die eine geſon⸗ 
derte Behandlung notwendig machen. Wie bereits eingangs 
erwähnt iſt, muß das Verſandgeſchäft durch Katalog- oder 
Vertreterwerbung den Kunden erſt gewinnen. Die zum Laden⸗ 
geſchäft gehörenden Vorausſetzungen eines Verkaufsraums, 
deſſen Ausſtattung uſw., fallen beim Verſandgeſchäft weg. 
An deren Stelle treten zu der bloßen Bürohaltung die durch 
Verpackung und Verſendung entſtehenden Koſten. Damit iſt 
aber weiterhin eine andere Kalkulation erforderlich. Während 
ein Ladengeſchäft bereits / kg Kaffee verkaufen kann, wird 
ein Verſandgeſchäft erſt bei einer weſentlich größeren Menge 
rentabel liefern können, für die die Verpackungs⸗ und Verſen⸗ 
dungskoſten gegenüber der geringeren Menge faſt die gleichen 
ſind. Damit haben ſich bei den Verſandgeſchäften beſondere 
Handelsgebräuche herausgebildet, die ihren Grund in der 
erwähnten, den Ladengeſchäften gegenüber anders gearteten 
Vertriebsart haben. Verſandgeſchäfte ſind, wie der Verfaſſer 
immer wieder betont, keine beſondere Betriebsform wie 
Warenhäuſer, Filialgeſchäfte u. a., ſondern eine Vertriebsart. 
Dieſe Erkenntnis muß und wird ſich durchſetzen. 

Das Gutachten der Rhein⸗-Mainiſchen Induſtrie⸗ und 
Handelskammer in Frankfurt a. M., das zu der Frage des 
Schuhmengenrabatts bei Verſandgeſchäften eine ablehnende 
Haltung eingenommen hatte, und das dieſe nur aus dem 
Rabatt. zu beantwortende Frage mit wettbewerbsrechtlichen 
Erwägungen verknüpft hatte, dürfte durch den bekannten 
Kommentator des RabattG., Oberregierungsrat Dr. Michel, 
widerlegt ſein. So hat Michel u. a. durchaus zutreffend 
darauf hingewieſen, daß die Auffaſſung der erwähnten Ju- 
duſtrie- und Handelskammer, der Mengenrabatt verſchaffe 
den Verſandgeſchäften einen wettbewerblichen Vorſprung, in⸗ 
ſofern abwegig iſt, als Verſand⸗ und Ladenhandel völlig 
verſchiedene Wettbewerbsbedingungen haben. Außerdem hat 
aber auch das Rabatt. mit dem Wettbewerbsrecht nichts 
zu tun. Der Mengenrabatt iſt kein Mittel des Wettbewerbs, 
ſondern eine Vereinfachung und Verbilligung des Verſand— 
geſchäftsablaufs, die dem Kunden wieder gutgebracht werden 
ſoll. Jedenfalls iſt nach langem Meinungsſtreit durch die 
neueſte Veröffentlichung von Michel anerkannt worden, 
daß die Verſandgeſchäfte auf Grund ihrer ganz anders ge— 
arteten Kalkulation eine beſondere Handelsüblichkeit für ſich 
allein, alſo ohne den Ladenhandel in Anſpruch nehmen kön⸗ 
nen. Damit ift geſagt, daß, wenn die Mehrheit der Verſand⸗ 
geſchäfte die bei größeren Lieferungen entſtehende Erſparnis 
an Porto» und Verpackungsſpeſen in Geſtalt des Mengen⸗ 
rabatts dem Kunden wieder zugute kommen läßt, dieſes Be⸗ 
denken als durchaus handelsüblich angeſehen werden muß ). 


Zudem hat die 37. Kleine Strafkammer Berlin in einem 
Urteil v. 5. Aug. 1936 unter Freiſprechung des wegen Ver⸗ 
gehens gegen das Rabattch. angeklagten Verſenders erkannt: 

e, Nach Anſicht der Strafkammer können für die Bil⸗ 
dung einer Handelsüblichkeit Ladengeſchäfte und Verſand⸗ 
geſchäfte nicht zuſammen genommen werden, da es ſich um 
jene Arten von Geſchäften handelt, die ihrer innerbetrieb⸗ 
lichen Struktur nach verſchieden ſind. Das Verſandgeſchäft iſt 
auf den Abſatz größerer Mengen im Paket im Gegenſatz zum 
Einzelhandel im Ladengeſchäft eingeſtellt und arbeitet mit 
anderen Unkoſten als das Ladengeſchäft. Es kann daher für 
die Entſcheidung der Frage, ob etwas im Verſandgeſchäft 
handelsüblich iſt, nicht das Ladengeſchäft mit herangezogen 
werden, da ſolche Geſchäfte wie beim Verſandgeſchäft bei ihm 


) Im Rahmen dieſes Aufſatzes ſoll nur die hierfür in Frage 
kommende Literatur angegeben werden, ſo das Gutachten der Induſtrie⸗ 
und Handelskammer zu Frankfurt im Archiv für Wettbewerbsrecht 
1936, 99, der Verfaſſer dortſelbſt S. 106, Michel im „berblick“ 
Nr. 25 v. 20. Juli 1936 S. 427, ſowie der Verfaſſer nochmals zur 
ſammenfaſſend in der Dag. Nr. 362 v. 5. Aug. 1936 
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nicht vorkommen ... Es muß vielmehr in jeder Geſchäfts⸗ 
art getrennt geprüft werden, was dort handelsüblich iſt 

Damit dürfte dieſe Streitfrage endgültig geklärt fein. 
Die Beftrebungen, den Verſandgeſchäften entgegen der bis⸗ 
herigen Handelsübung den Mengenrabatt abzuſprechen, würde 
überdies wegen der damit verbundenen Verteuerung, die der 
Kunde durch den Fortfall der Rabatte indirekt tragen müßte, 
auch eine Markt⸗ und Preisregelung darſtellen, die den auf 
dem hier vorliegenden Gebiete tätigen Verbänden bekanntlich 
unterfagt iſt und auch dem Wirtſchaftsleben überaus nach⸗ 
teilig wäre. 7 

Recht umſtritten war weiterhin die Frage, ob bei einem 
Mengenrabatt ein Gutſchein gewährt werden darf. Daß 
ein ſolcher bei Barzahlungsnachläſſen zuläſſig iſt, iſt ange⸗ 
ſichts der klaren Faſſung des Nabatt®. unzweifelhaft. Bei 
dem nicht nur in Waren, ſondern auch durch Geldnachlaß zu 
gewährenden Mengenrabatt erſchien es dagegen fraglich, ob 
die Vorſchrift des § 1 Abſ. 1, nach der der Mengenrabatt 
nur bei einheitlicher Lieferung zuläſſig iſt, in Form von Gut⸗ 
ſcheinen gewährt werden kann. Wenn man nun das übliche 
Verfahren, das bei dem Barzahlungsrabatt angewandt wird, 
betrachtet, nämlich die Gutſcheine bei Erreichung eines be⸗ 
ſtimmten Betrages einzulöſen — § 4 Abſ. 1 Rabatt. ſieht 
dies vor — dann gelangt man nach der Faſſung des 87 zu 
dem Ergebnis, daß dieſes Gutſcheinverfahren bei dem Men⸗ 
genrabatt nicht möglich iſt. Gibt man jedoch dem Kunden 
die Möglichkeit, ſofort jeden einzelnen Gutſchein ſchon für ſich 
ſogleich einzulöſen, ſo daß es im Belieben des Kunden ſteht, 
ob er die Gutſcheine etwa ſammeln will, dann ſtellt der ein⸗ 
zelne Gutſchein nichts anderes als ein Inhaberpapier über 
den Mengenrabatt dar. Die Faſſung des § 7 des Rabatt. 
ſteht dem nicht entgegen. Man kann auch nicht ſagen, daß das 
Geſetz bei dem Mengennachlaß ein Gutſcheinſyſtem überhaupt 
nicht wolle. Vielmehr iſt in den Veſtimmungen der 88 7 und 
8, die nur für den Mengenrabatt gelten, lediglich geſagt, daß 
eine einheitliche Lieferung vorhanden ſein muß, wenn ein 
Mengenrabatt zuläſſig ſein ſoll. Nur bei dem Barzahlungs⸗ 
rabatt ſind in § 4 eingehende, das Gutſcheinſyſtem betreffende 
Beſtimmungen enthalten. Der Geſetzgeber ſtellt es alſo beim 
Mengenrabatt frei, ob und wie dieſer gewährt wird, ſofern 
nur die Vorausſetzung der Einheitlichkeit der Lieferung vor⸗ 
liegt. Daß bei ſofortiger Einlösbarkeit jedes einzelnen Gut⸗ 
ſcheins die Einheitlichkeit der Lieferung und der aus dieſer 
zu berechnende Mengennachlaß gewahrt bleiben, kann nicht 
beſtritten werden. Man wird daher, wie auch Michel in 
Überblick Nr. 25 v. 20. Juli 1936, S. 42 7, zu dem Er⸗ 
gebnis gelangen können, daß unter den erwähnten Voraus⸗ 
ſetzungen auch bei Mengennachläſſen Gutſcheine gewährt wer— 
den dürfen. 0 \ 

Die Einheitlichkeit der Lieferung iſt bei 
Sammelbeſtellungen vielfach beſtritten worden, indem man 
geſagt hat, daß es ſich hierbei um mehrere Kaufverträge han⸗ 
dele, und daß demgemäß eine einheitliche Lieferung nicht 
vorliegen könne. Man argumentiert weiterhin, daß nur einem 
einzelnen Beſteller einer größeren Warenmenge der Mengen⸗ 
rabatt gewährt werden ſolle, da es ſich andernfalls um eine 
Bevorzugung der Sammelbeſtellungen handeln würde, die 
nicht dem Zweck und der Tendenz des RabattG. entſpräche 
(ogl. Induſtrie⸗ und Handelskammer a. a. O. und Dr. Blum 
im Archf WettbewR. 1935, 111). Zur Erwiderung hierauf 
kann nur immer wieder geſagt werden, daß das Rabatt. für 
den letzten Verbraucher da iſt, und daß ein anderer Sinn und 
Zweck, ſo etwa der der az, von Sammelbeſtel⸗ 
lun nicht erkennbar iſt. 

51 Aber heißt es aber in $ 7 Abſ. 1 Nabatt®. aus⸗ 
drücklich, daß, falls ein Mengennachlaß erlaubt ſein ſoll, 
mehrere Stücke oder eine größere Menge bon Ware „in 
einer Lieferung“ veräußert werden müßten. Es kommt alſo 
nicht auf eine Veräußerung an. Die Vielheit der obligatori⸗ 
ſchen Kaufverträge zwiſchen der Firma und den einzelnen 
Beſtellern ſchließt den einheitlichen Kaufakt in Geſtalt der 
Verſendung „in einer Lieferung“ keineswegs aus. Sofern 
eben nur eine Lieferung erfolgt, iſt deren Einheitlichkeit auch 
bei mehreren Beſtellern gewahrt. Schließlich verlangt das 
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Rabatt. nicht, daß derjenige, der eine Sammelbeſtellung 
aufgibt, nun auch die geſamte Ware für ſich gebrauchen muß. 
Demgemäß hat der für die Auslegung des NRabatt®. 
maßgebende Kommentator Oberregierungsrat Mich el in ſei⸗ 
ner neueſten Veröffentlichung in der Zeitſchrift „Überblick“ 
Nr. 25 v. 20. Juli 1936, S. 427, eindeutig erklärt, daß der⸗ 
artige Sammelbeſtellungen, wie ſie an eine Vielheit von 
Verbrauchern zu Händen eines Beauftragten von ihnen ge- 
langen, keineswegs dem Rabatt. widerſprächen, ſondern 
auch gerade nach wiederholten Verlautbarungen des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſters wirtſchaftspolitiſch durchaus zuläſſig ſeien 
(dgl. auch Verfaſſer in DWZ. Nr. 362 v. 5. Aug. 1936). 

Von ähnlicher Bedeutung wie die Rabattfrage iſt für die 
Verſandgeſchäfte die Frage der Zugaben. Die Zeit, in der 
alle Handelskreiſe — Groß- und Einzelhandel — hemmungs⸗ 
los Zugaben gewährten, iſt ebenſo wie bei dem Rabatt vor⸗ 
über. Die Zugabe O. v. 9. März 1932 hat hier den erforder⸗ 
lichen Wandel geſchaffen. Sie hat dafür geſorgt, daß es ſich, 
wenn zu der als Hauptſache verkauften Ware daneben eine 
andere Ware oder auch Leiſtung gewährt wird, um eine un⸗ 
zuläſſige Zugabe handelt (S 1 Zugabe O.). Ausgenommen 
ſind jedoch nach dem Geſetz Reklamegegenſtände von geringem 
Wert, geringwertige Kleinigkeiten, handelsübliches Zubehör 
und handelsübliche Nebenleiſtungen. Werbegaben gehören in 
bedingtem Maße ebenfalls hierher. 

Wie bei dem Mengenrabatt, fo haben ſich auch hier in 
zunehmendem Maße Beſtrebungen herausgebildet, die er⸗ 
wähnten Ausnahmen größtmöglichſt einzuſchränken. So hat 
man vielfach erklärt: Der Abi. 3 des § 1 Zugabe O. ver⸗ 
biete die erlaubten Zugaben „als unentgeltlich gewährt“ 
anzukündigen oder ſonſtwie den Eindruck der Unentgelt⸗ 
lichkeit zu erwecken. Deswegen dürfte eine Zugabe, ſoweit ſie 
erlaubt ſei, wohl gewährt, nicht aber angekündigt werden, 
alſo niemals in der Werbung erwähnt werden. Wohin eine 
ſolche Auffaſſung führt, zeigen die Verhältniſſe bei dem 
Muſikverſand. Wenn z. B. ein Muſikverſender zu dem In⸗ 
ſtrument eine Schule liefert, die zum Selbſterlernen desſelben 
Inſtrumentes beſtimmt iſt, dann dürfte es ſich um eine er⸗ 
laubte Zugabe handeln, mag man ſie nun als Reklame⸗ 
gegenſtand von geringem Wert oder als geringwertige Klei⸗ 
nigkeit auffaſſen. Jedenfalls hat der Verſender ein begreif⸗ 
liches Intereſſe daran, daß der Kunde, der ein Muſikinſtru⸗ 
ment von ihm kaufen will, gleichzeitig erfährt, wie er auf 
dem Inſtrument zu ſpielen hat. Lieſt er eine ſolche Ankündi⸗ 
gung in der Werbung nicht, dann wird er ſich wohl nicht zum 
Kauf ſo leicht entſchließen. Der Auffaſſung des KG. in ſeinem 
Urteil v. 28. Mai 1936, daß erlaubte Zugaben nicht nur ge⸗ 
währt, ſondern auch angekündigt werden dürfen (vgl. Archf⸗ 
WettbewR. 1936, 155) kann daher nur zugeſtimmt werden. 
Die Zugabe O. will alſo lediglich, daß die Zugabe nicht als 
„Gratis“ -Zugabe oder Geſchenk bezeichnet wird. 

An Hand des erwähnten Beiſpiels gelangt man ſogleich 
zu weiteren Streitfällen. Ob nämlich die erwähnte Schule ein 
Reklamegegenſtand von geringem Wert iſt, hängt wieder von 
ihrer Aufmachung ab. Es iſt durchaus denkbar, daß die An⸗ 
leitung zum Selbſterlernen auch bei gleichzeitigen Reklame⸗ 
hinweiſen über den Rahmen eines ſolchen Reklamegegenſtan⸗ 
des hinausgeht. Wo hören nun alſo wertmäßig die er⸗ 
laubten Zugaben auf?! Der Geſetzgeber ſpricht von „Reklame⸗ 
gegenſtänden von geringem Wert“ und von „geringwertigen 
Kleinigkeiten“. Die Auslegungen haben hieran angeknüpft und 
verſucht, die Auslegung ziffernmäßig in Pſennigen auszu⸗ 
drücken. Man hat noch weiterhin verſucht, die Zuläſſigkeit des 
Zugabeartikels aus ſeinem Verhältnis zum Wert der Haupt⸗ 
ware herzuleiten. Das bekannte RGUrt. v. 10. Dez. 1935 
(JW. 1936, 713 ff.) hat dieſe Auslegungsverſuche generell 
abgelehnt. Es hat aber andererſeits zu dem feiner Entſchei⸗ 
dung zugrunde liegenden Fall einer Werbegabe geſagt, daß 
ein „wertvoller Gegenſtand“ nicht zuläſſig fein ſoll, da der 
Geber auf das Anſtandsgefühl der Bezieher rechne, angeſichts 
des täglichen Benützens dieſes Gegenſtandes nun auch bei dem 
Geber kaufen zu müſſen. Man wird dieſen Grundſatz auch für 
den Reklamegegenſtand von geringem Wert ſowie für die 


geringwertige Kleinigkeit, die ja beide neben der Hauptware 
gewährt werden dürfen, entſprechend anwenden muͤſſen. Für 
eine Auslegung iſt alſo ein noch weiter Raum vorhanden. 
Die Beantwortung dieſer Fragen wird ſich daher nur von 
Fall zu Fall nach den jeweiligen Umftänden und mit Rück⸗ 
15 5 auf die Erforderniſſe der einzelnen Brauchen vornehmen 
aſſen. 

Gerade dieſe Umſtände ſind für die Werbegabe von 
Bedeutung. Der vielfach geäußerten Auffaſſung, daß eine 
Werbegabe ja deswegen keine Zugabe ſei, weil ſie nicht neben 
der Hauptware gewährt werde, hat das erwähnte RGurteil 
widerſprochen. Es hat ausdrücklich geſagt, daß auch eine zeit⸗ 
liche vorherige oder nachherige Verſendung der Werbegabe 
ſtets noch den Charakter einer Gewährung „neben der Ware“ 
habe. Das RG. hat hierbei gerade an den Fall gedacht, daß 
Kunden zum Jahresabſchluß für die im Verlauf des Jahres 
aufgegebenen Beſtellungen eine ſolche Werbegabe erhalten, 
und es hat die Abſicht der werbungtreibenden Firma, die 
Gabe als Belohnung für vergangene Beſtellungen oder als 
Auſporn für die Zukunft zu überreichen, als Kriterium für 
die Unzuläſſigkeit angeſehen. Eine „Treugabe“, mag dieſe auch 
ohne unmittelbaren zeitlichen Zuſammenhang mit einer der 
Lieferungen „geſchenkt“ worden ſein, dient ausſchließlich, ob 
als Belohnung oder als Anſporn, in jedem Fall gleicher⸗ 
maßen der Anlockung des Kunden. Gerade in dieſer Tendenz 
der Werbegabe wird die verbotene Zugabe erblickt. Da das 
RGUrteil aber in dieſem Zuſammenhang und zumal in dem 
ſeinem Urteil zugrunde liegenden Fall von einem beſonderen 
Wert des Werbegegenſtandes ſpricht, wird man zu der Auf⸗ 
faſſung gelangen können, daß da, wo dieſe allzu offenſicht⸗ 
lichen Werbungsmethoden nicht vorhanden ſind, ſondern es 
ſich uur um eine Aufmerkſamkeit als ſolche handelt, die nicht 
mit ihrem Wert, ſondern durch die Tatſache des bloßen Ge⸗ 
denkens im Sinne des wohlverſtandenen Dienſtes am Kunden 
beachtet ſein will, keine Bedenken beſtehen. Man wird dieſe 
um fo weniger hegen können, als oft branchezugehörige Ar⸗ 
tikel — wie bei dem Kaffeeverſand einmal im Jahr eine Auf- 
bewahrungsdoſe — als Werbegaben gewährt werden. Daß es 
ſich dann aber nur um Gegenſtände handeln kann, die keinen 
beſonderen Wert darſtellen, die vielmehr durch Reklamever— 
merke eines eigenen Verkehrswertes entkleidet find, erſcheint 
angeſichts des RGuUrteils ſelbſtverſtändlich. Dieſe Bedingung 
erſcheint ſogar notwendig, damit nicht das RnuUrteil über 
den Rahmen des erwähnten Falles mißverſtanden und jede 
Werbung um den Kunden als Anlockung hingeſtellt wird. 
Einer Verallgemeinerung dieſes Urteils, daß nun etwa jede 
Werbegabe unzuläſſig ſein ſoll, muß entſchieden widerſprochen 
werden (vgl. auch hierzu Culemann: JW. 1936, 715 und 
1936, 2026). Auch Gottſchick ſelbſt iſt nicht grundſätzlich 
Gegner der Werbegaben (ogl. Miniſterialblatt für Wirtſchaſt 
Nr. 5, 1936 S. 65). An den üblichen normalen Werbegaben, 
die alſo über den Rahmen des Reklamegegenſtandes von ge— 
ringem Wert und der geringwertigen Kleinigkeit hinaus⸗ 
gehen, wie auch insbeſondere an den Kalendern und Notiz⸗ 
büchern, kann daher unter Beachtung der erwähnten Ein⸗ 
ſchränkungen unbedenklich feſtgehalten werden. Für das Ver⸗ 
ſandgeſchäft iſt dies um ſo bedeutſamer, als es keine andere 
Möglichkeit hat, dem Kunden eine Geſte der Zuvorkommenheit 
zu erweiſen. Das perſönlich-verbindliche Lächeln des Ver⸗ 
käufers oder Geſchäftsführers und die Verſicherung ſeiner 
beſten Weihnachtswünſche zuſammen mit einer Kleinigkeit im 
Ladengeſchäft iſt hier die Werbegabe des Verſenders. 

Einer anderen rechtlichen Beurteilung unterliegen Kop⸗ 
pelungsverkäufe, d. h. diejenigen Fälle, in denen zwei 
Gegenſtände zu einem gemeinſamen Preis angeboten werden. 
Gerade bei Kaffee in Doſen, Koufekt in Schalen, Zigarren in 
Kaſſetten, finden ſich häufig ſolche Zuſammenſtellungen. Hier 
kommt es darauf an, daß dieſe nicht eine Verſchleierung der 
Zugabe darſtellen. Ordnungsmäßige Kalkulation für jeden der 
beiden Artikel, d. h. die Einberechnung eines Gewinns zu 
den beiden Einſtandspreiſen, iſt die erſte Vorausſetzung. 

Die Auffaſſung, durch Verwendung des Wortes „Ge⸗ 
ſamtpreis“ oder durch getrennte Preisſtellung für beide Ar⸗ 
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tikel der Zugabecharakter zu vermeiden, reicht aber allein nicht 
aus. Bei einer Koppelung von Waren, die branchemäßig 
überhaupt nicht zuſammengehören oder auch ſonſt gar keinen 
Zuſammenhang haben — wie Reiſekoffer und Kaffee —, der 
dem Verbraucher einen beſonderen Gebrauchsvorteil bieten 
konnte, wird man eine Zuläſſigkeit verneinen müſſen. Wenn 
der Zweck eines ſolchen Angebots darauf gerichtet iſt, mit 
dem einen Artikel, dem Mitgehartikel, einen beſonderen An⸗ 
reiz auf den Kunden auszuüben, dann iſt auch bei getrennter 
Preisſtellung, zumal meiſtens der Mitgehartikel auffallend 
niedrig kalkuliert iſt, eine Umgehung des Zugabeverbots an⸗ 
zunehmen. Alſo lediglich dann, wenn der andere Artikel kein 
bloßer Mitgehartikel iſt, ſondern, getrennt kalkuliert, für den 
Kunden einen Gebrauchsvorteil bietet und wenn möglich auch 
noch für ſich allein zum Verkauf geſtellt wird, dürften Be⸗ 
denken zugaberechtlicher Art nicht mehr vorliegen. Inwieweit 
dies unter den Geſichtspunkt der Sortimentserweiterung und 
der Branchefremdheit fällt, iſt eine andere Frage. Jedenfalls 
iſt die Auffaſſung der Reichswirtſchaftskammer in deren Gut⸗ 
achten v. 14. Nov. 1935 (Überblick Nr. 43, 1935 S. 710), 
daß durch die Koppelung ein erheblicher Gebrauchswert für 
die Hauptware geſchaffen ſein müſſe, durchaus verſtändlich. 

Die erwähnten Kaffeedoſen, die im Verhältnis zu der 
Hauptware, dem Kaffee, auch als Verpackung angeſehen 
werden können, ſind, da ſie unter Umſtänden als handels⸗ 
übliches Zubehör nicht unter das Zugabeyerbot fallen, 
Gegenſtand eines Gutachtens der Reichswirtſchaftskammer ge⸗ 
weſen. Dieſe hat ſelbſtverſtändlich die grundſätzliche Freiſtel⸗ 
lung einer Verpackung von dem Zugabecharakter bejaht. Sie 
hat aber gleichzeitig mit Recht geſagt, daß eine Verpackung, 
die nach ihrer Form erkennbar zu einem gleichzeitig anderen 
Zweck beſtimmt iſt, oder die nach Material oder Ausſtattung 
einen beſonderen mit dem Verpackungszweck nicht mehr ver⸗ 
einbaren Wert darſtellt, kein handelsübliches Zubehör mehr 
fein kann (vgl. Gutachten der Reichswirtſchaftskammer a. a. 
O.). Da aber hier ebenſo Branchefragen beachtet werden 
müſſen, find mit Rückſicht auf dieſe Sondervereinbarungen 
getroffen worden, die nicht Gegenſtand des heutigen Aufſatzes 
ſein können. Erwähnt ſei nur, daß einfache Kaffeeblechdoſen, 
die einen Werbeaufdruck uf. haben, „gelegentlich“ als Ver⸗ 
packung abgegeben werden dürfen. Gleichzeitig ſollen zu 
Weihnachten und Oſtern Kaffeedoſen als Feſttagspackungen ans 
geboten werden können, wobei eine Preistrennung — ord⸗ 
nungsmäßige Kalkulation vorausgeſetzt — nicht erforderlich 
iſt, ſondern lediglich in der Werbung der Hinweis „Preis der 
Doſe einbegriffen“ gebracht werden muß. Mit der Auslegung 
des Zugaberechts haben aber dieſe Beſchränkungen nichts 
zu tun! 

Von der Doſe der Kaffeeverſender abgeſehen, ſpielt das 
Zubehör aber in anderen Branchen eine nicht minder große 
Rolle. So iſt es bei dem Verſand von Mineralwäſſern er⸗ 
forderlich, einen Schlüſſel zum Offnen der Flaſche mitzuſen⸗ 
den. Bei dieſem Artikel dürfte es ſich zweifellos um einen 
Gegenſtand handeln, der dem Zweck, der Hauptſache zu die⸗ 
nen, beſtimmt iſt, alſo ein Zubehör darſtellt. Daß hier die 
Handelsüblichkeit, die die Zugabe BO. verlangt, in jedem Fall 
vorliegt, dürfte auch unſtreitbar ſein. Auch bei der Verſen⸗ 
dung von Füllfederhaltern kommt es auf die Handelsüblich⸗ 
keit — jedoch in einem anderen Sinn — an. Im Laden⸗ 
geſchäft wird der Kauf eines Füllfederhalters ſich nicht auf 
die Pipette zum Füllen erſtrecken. Im Verſand erſcheint es 
indeſſen erforderlich, die Pipette, die ja als Zubehör des 
Füllfederhalters nach ihrer Zweckbeſtimmung aufgefaßt wer⸗ 
den muß, mitzuliefern, ohne daß man etwa ein nicht handels⸗ 
übliches Zubehör und damit eine verbotene Zugabe anneh⸗ 
men könnte. Der Kunde würde ſonſt gezwungen ſein, wegen 
der zum Gebrauch des Füllfederhalters notwendigen Pipette 
noch eine zweite Beſtellung aufzugeben oder, wenn er ab⸗ 
gelegen auf einem Dorfe wohnt, eigens in die Stadt zu fah⸗ 
ren. Hier wird es ſich alſo wieder um eine Handelsüblichkeit 
handeln, die wegen der Eigenart des Vertriebs im Verſand 
nur nach dieſem beurteilt werden kann. 


Wie bei dem Zubehör, fo ift auch bei gewiſſen Neben- 
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leiſtungen eine Freiſtellung von dem Zugabeverbot anzu⸗ 
nehmen, ſofern nur dieſe Nebenleiſtungen ebenfalls handels⸗ 
üblich find. Was aber zum Begriff der Nebenleiſtung gehört, 
iſt ſtark umſtritten. 

So wird vielfach als Zugabe auch die „Garantie“ 
aufgefaßt, die ein Verſandgeſchäft im Verhältnis zu dem Kun⸗ 
den übernimmt. Auch die Bezeichnung ſelbſt wird angegriffen, 
indem man ſagt, es handele ſich nur um die Übernahme einer 
Gewährleiſtung. Das Verſandgeſchäft will in Wirklichkeit aber 
etwas ganz anderes. Die Gewährleiſtungspflicht im Sinne des 
$ 459 BGB. erſtreckt ſich nur darauf, mangelfrei und den 
zugeſicherten Eigenſchaften entſprechend zu liefern. Der Kunde 
hat dann die Rechte aus der geſetzlichen, ſechs Monate betra⸗ 
genden Gewährsfriſt. Der Verſender geht aber darüber hin⸗ 
aus. Er übernimmt mit dem Hinweis „Garantie — bei 
Nichtgefallen der Ware nehme ich dieſe anſtandslos zurück“ 
eine Zuſicherung, die ſogar das bloße Gefallen der Ware bei 
dem Kunden, unabhängig von ihrer Qualität und der damit 
verbundenen Mängelhaftung, zum Gegenſtand hat. Dieſe Zu⸗ 
ſicherung bezieht ſich auch auf Eigenſchaften der Ware und 
auf Meinungen der Kunden, welche auf eine Fortdauer dieſer 
beſtimmten Eigenſchaften auf die Zeit nach der Gefahrübergabe 
gerichtet ſind. Von einer Gewährleiſtung kann man dann aber 
nicht mehr ſprechen, vielmehr liegt damit ein Garantiever⸗ 
10 vor (vgl. RONKomm Anm. 2, 4 II zu 8 459 


Wenn nun geſagt wird, daß, gerade weil der Verſender 
über die geſetzliche Gewährfriſt bei ſeinen Garantieverſprechen 
hinausgehe, deswegen eine Zugabe vorliege, ſo iſt hierauf zu 
erwidern, daß dieſes Hinausgehen über die geſetzlichen Gewähr⸗ 
friſten nicht das Kriterium für die Zugabe ſein kann. Aus⸗ 
ſchlaggebend dürfte vielmehr ſein, ob das Garantieverſprechen 
einen Teil des Verkaufsvertrages darſtellt. Hierbei muß man 
wieder davon ausgehen, daß der Vertrieb im Wege des Ver⸗ 
ſandes es dem Kunden nicht ermöglicht, die Ware vorher 
zu beſichtigen. Der Kunde kauft bekanntlich oft nur auf Grund 
der Inaugenſcheinnahme und fällt ſein Urteil, das jenſeits 
der Frage der Qualität liegt. Demgemäß muß man dem Ver⸗ 
ſender zubilligen, daß er einem ſolchen Kunden die Möglich⸗ 
keit läßt, die Ware wieder zurückzuſenden. Mit dem Hinweis 
„Umtauſch oder Geld zurück“ wird der Vertrag unter der 
einfeitig aufſchiebenden Bedingung der Zuſtimmung durch den 
Kunden geſchloſſen. Stimmt der Kunde durch Schweigen oder 
konkludente Handlung zu, nämlich dadurch, daß er die Ware 
zu gebrauchen oder zu verbrauchen begiunt, wird der Vertrag 
wirkſam. Gefällt dem Kunden die Ware nicht, dann macht er 
von dem ihm garantierten Recht der Wandlung Gebrauch. 
Daß aber die Bedingung, unter der ein Vertrag abgeſchloſſen 
wird oder der Anſpruch auf Wandlung eine Nebenleiſtung 
oder gar eine Zugabe darſtellen ſoll, erſcheint unverſtändlich 
(vgl. Wendlandt, „Die Praxis des Wettbewerbsrechts“: 
Wirtſchaftsblatt der Industrie- und Handelskammer Berlin, 
1936, S. 858 ff.). Eine Bedingung iſt aber auch dann keine 
Zugabe, wenn ſie in ihrem Umfang, ſo im Falle einer Ga⸗ 
rantie von zehn Jahren, über das Vertretbare hinausgeht. 
Sie mag dann unlauter, alſo nach dem UnlWG. unzu⸗ 
läſſig fein, fie bleibt aber ſtets ein Teil des Vertrages. 
Dasselbe trifft auch auf die Lieferungsbedingungen — 
„frei Haus“, „verpackungs- und portofrei“ — zu. Dieſe ſind 
geradezu ein Eſſentiale des Vertrages. Man kann einen ſol⸗ 
chen Vertrag doch nicht zugaberechtlich in Haupt⸗ und Neben⸗ 
leiſtung zerlegen und das Eſſentiale als Nebenleiſtung auf⸗ 
faſſen wollen. Insbeſondere können Käufer und Verkäufer als 
Erfüllungsort — „frei Haus“ — jede Vereinbarung treffen. 
Zu demſelben Ergebnis gelangt auch Wendlandt in ſei⸗ 
nem Auffatz „Die Praxis des Wettbewerbsrechts (in Wirt⸗ 
ſchaftsblatt der Induſtrie- und Handelskammer Berlin, 1956, 
S. 858 ff.), indem er fagt, daß lediglich dann, wenn der Ver⸗ 
käufer nicht an dem Wohnſitz des Käufers erfülle, ſondern 
ſeinen eigenen Wohnſitz als Erfüllungsort verabrede und 
dieſer Abrede zuwider frei Haus an den Käufer ſende, die 
Frage der Nebenleiſtung akut werde. Nur in dieſem Fall des 
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darauf an, ob eine Handelsüblichkeit der Verſendung frei 
Haus gegeben iſt. 

Zumindeſt wird man aber, ſoweit die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen „Nebenleiſtung“ nach der Zugabe VSO. von der Han⸗ 
delsüblichkeit abhängt, dieſe verſchieden, je nach der Art des 
Vertriebs beurteilen müſſen. Die vorangegangenen Ausfüh⸗ 
rungen über den Mengenrabatt und ſeine für Verſandgeſchäfte 
geſondert zu beurteilende Handelsüblichkeit gelten auch hier. 

Wollte man die Garantie⸗ und Lieferungsbedingungen 
mit und ohne Handelsüblichkeit auf jeden Fall als Zugabe 
aus dem Geſichtspunkt der Zugabe VO. anſehen, dann würde 
man dieſe tatſächlich, wie Wendlandt (a. a. O.) und Cule⸗ 
mann (JW. 1936, 2370) ſagen, zu einem „Zwangskartell⸗ 
geſetz“ machen, das das Streben nach Höchſtleiſtungen unter⸗ 
bindet. Der Leidtragende iſt wieder der letzte Verbraucher. Er 
hat keinen Anſpruch auf Garantie, die Leiſtung des Geſchäfts, 
die Qualität und das Ausſehen der Ware laſſen nach, er muß 
Verpackung, Porto und Anlieferung bezahlen, wendet alſo 
mehr auf, als er ohne dieſe zugaberechtlichen Bedenken tun 
würde. Die notwendige Verbilligung wird alſo verhindert. 
Die zu dem Mengenrabatt und ſeiner Bekämpfung erwähnten 
Bedenken der Markt- und Preisregelung gelten auch hier. 

Zunächſt herrſcht aber noch auf dem geſamten Zugabe⸗ 
gebiet die Tendenz einer alles umfaſſen wollenden Aus⸗ 
legung. Die dadurch entſtandene Rechtsunſicherheit bedeutet 
für den werbungtreibenden Kaufmann eine ſchwere Belaſtung. 
Als erſter Schritt zur Abhilfe iſt das vorerwähnte Gutachten 
der Reichswirtſchaftskammer aufzufaſſen, das weſentlich, auch 
wenn es ſich vorerſt nur um die Frage der Kombinations⸗ 
angebote handelt, zur Klärung beigetragen hat. Bei der 
Vielgeſtaltigkeit der Wirtſchaft kann aber auch ein ſolches Gut⸗ 
achten nicht alle im praktiſchen Leben vorkommenden Fälle 
erfaſſen, ſo daß auch heute noch eine Unzahl von Fragen 
offenſteht. Je ſchneller dieſe geklärt werden, deſto beſſer iſt 
es für den ruhigen Gang der Wirtſchaft. Den geſetzlichen 
Berufsorganiſationen dürfte auch hierbei, ohne daß einer 
Hauſſe von Gutachten von einzelnen Einigungsämtern das 
Wort geredet werden ſoll, noch manche Arbeit zufallen. 

Wie diefe Arbeit, die eigenen beteiligten Kreiſe erfaſ⸗ 
ſend, aufgefaßt werden ſoll, ergibt gerade die Einſtellung der 
Verſandgeſchäfte zu der ſie am meiſten berührenden Werbung 
des „direkt“⸗Hinweiſes. So hat die Zweckvereinigung Ver⸗ 
ſandgeſchäfte von vornherein Werbehinweiſe dieſer Art, wie 
auch insbeſondere „direkt ab Fabrik“ in ihren eigenen 
Reihen bekämpft. Die Praxis hat gelehrt, daß die mit einem 
ſolchen Hinweis verbundene Berühmung beſonderer Vorteile 
häufig gar nicht zutrifft und auch nicht einmal zutreffen kann. 
In wie vielen Fällen ſind die Geſtehungskoſten bei einer klei⸗ 
nen Fabrik höher als die Einſtandspreiſe, die ein kapitalkräf⸗ 
tiges Einzelhandelsunternehmen durch einen günſtigen Kauf 
bei einem notleidenden Fabrikanten oder aus einer Konkurs⸗ 
maſſe hat. Es wird ſogar vorkommen, daß große Abſchlüſſe 
ſolcher Art einen Verkaufspreis ermöglichen, der unter den 
Geſtehungskoſten des Fabrikanten liegt. Dasſelbe gilt auch 
für die bloßen „direkt“ -Hinweiſe, wie „direkt aus der 
Stadt der Tuche“, „direkt aus dem Weinland“ u. ä. Auch in 
dieſen Fällen iſt nicht geſagt, daß der Warenbezug aus einer 
Gegend, die einen beſonders großen Warenumſchlag in dieſer 
Branche hat, damit auch beſondere Vorteile bietet. 

Konſequenterweiſe muß dann aber auch der abgekürzte 
Hinweis „ab Fabrik“ für unzuläſſig erklärt werden. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt es einem Herſteller unbenommen, wenn er die 
maſchinellen und ſonſtigen Vorausſetzungen erfüllt, ſich als 
Fabrik zu bezeichnen. Der Hinweis „ab Fabrik“ läßt aber 
dieſelbe Berühmung einer beſonderen Preisſtellung erkennen. 

Wie die Herſtellerverſender, ſo ſind auch bei den auf Ab⸗ 
zahlung liefernden Verſandgeſchäften oft Beſonderheiten in 
der Werbung gegeben. Der in Inſeraten und Proſpekt⸗Kata⸗ 
logen enthaltene Hinweis „ohne Anzahlung“ iſt in 
Gutachten der Einigungsämter für Wettbewerbsſtreitigkeiten 
bei den Induſtrie⸗ und Handelkammern in Berlin, München 
und Stettin für unzuläſſig erklärt worden (vgl. Überblick 
Nr. 17 vom 7. Mai 1936 und Nr. 19/20 vom 30. Mai 1936). 
In der Begründung wird darauf hingewieſen, daß der Ver⸗ 
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merk „ohne Anzahlung“ eine Art Lockwerbung ſei, die einen 
Anreiz zum Schuldenmachen bedeute. Die Gutachten der er⸗ 
wähnten Einigungsämter haben daher einen Verſtoß gegen 
§ 1 UnlWG. angenommen. Wenn auch nicht verkannt werden 
ſoll, daß es Verbraucher gibt, die, weil ſie nichts haben, deſto 
leichtſinniger Verpflichtungen eingehen, ſo darf doch nicht ver⸗ 
kannt werden, daß Sinn und Zweck des Abzahlüngsgeſchäfts 
und auch des in der Werbung zum Ausdruck kommenden Hin⸗ 
weiſes „ohne Anzahlung“ ganz andere ſein können. Zunächſt 
hat das Verſandgeſchäft gar kein Intereſſe daran, einen Kun⸗ 
den, der ſich in ſchlechten wirtſchaftlichen Verhältniſſen be⸗ 
findet, durch ein ſolches Angebot zu werben. Die dubioſen 
Außenſtände in Abzahlungsgeſchäften ſind eine viel zu ab⸗ 
ſchreckende Mahnung zur Vorſicht. Vielmehr ſoll gerade 
dem wirtſchaftlich ſtarken Kunden geſagt werden, daß er es 
nicht nötig habe, die Ware auf gut Glück zu nehmen, daß er 
ſie vielmehr vorher auf die zugeſicherten Eigenſchaften und das 
Gefallen hin prüfen köune. Eine gegen die guten Sitten ber- 
ſtoßende Unlauterkeit kann man hierin aber nicht ſehen. Daß 
ein übertriebener Hinweis auf günſtige Abzahlungsbedin— 
gungen, insbeſondere das betonte Herausſtellen des Vermerks 
„ohne Anzahlung“ gegen $ 1 UnlWG. verſtoßen, iſt wieder⸗ 
um zuzugeben. 


Eine andere Art, wirtſchaftlich ſtarke Kunden zu gewin⸗ 
nen, muß jedoch in jedem Fall unbedingt abgelehnt werden, 
und das iſt die Zuſendung von Ware ohne Auf⸗ 
trag. Dieſe Werbemethode, die dahin ging, Ware an mut⸗ 
maßliche Intereſſenten zu verſenden, ohne daß dieſe dazu, 
aufgefordert hätten, iſt in jedem Fall unlauter. Sie iſt auch 
dann abzulehnen, wenn das betreffende Geſchäft dem Inter⸗ 
eſſenten anheimſtellt, die Ware nicht zurückzuſenden, da dieſe 
bei Nichtgefallen abgeholt werden würde. Die Beläſtigung, 
die dem Kunden durch Überſendung der Ware zugemutet wird, 
entſteht in dem letzterwähnten Fall in genau dem gleichen 
Maße, denn der Kunde wird in den meiſten Fällen aus 
Rechtsunkennutnis der Auffaſſung fein, daß er zur Zurück- 
ſendung, zumindeſt aber zum forgfältigen Aufbewahren ver⸗ 
pflichtet iſt. Daß dieſe Auffaſſung, die der Werberat in Nr. 12 
ſeiner Zeitſchrift „Wirtſchaftswerbung“ von 1935 ausgeſpro⸗ 
chen hat, auch für die unverlangte Zuſendung von Muſtern 
gilt, an die die gleiche Erwartung der Zurückſendung geknüpft 
iſt, verſteht ſich von ſelbſt. 

Zum Schluß ſollen noch einige Werbungsfragen geſtreift 
werden, die auch gerade für Verſandgeſchäfte Bedeutung haben. 
So findet man häufig, daß Preis ausſchreiben ge 
bracht werden, die den Charakter einer Ausſpielung haben, bei 
denen alſo der ausgeſetzte Gewinn von einem Zufall abhängig 
gemacht wird. Derartige Preisausſchreiben find unzuläſſig. 
Es wird vielmehr verlangt werden müſſen, daß der Kunde 
eine gewiſſe Leiſtung aufbringt, um in den Genuß des aus⸗ 
geſetzten Preiſes zu gelangen. Außerdem darf ſelbſtverſtänd⸗ 
lich die Beteiligung nicht an einen Einſatz geknüpft fein, fie 
muß vielmehr jedem unentgeltlich freiſtehen. Im anderen 
Fall, insbeſondere der zu einfachen Löſung, beſteht die Gefahr, 
daß der Tatbeſtand des $ 286 StGB. der verbotenen Aus⸗ 
ſpielung vorliegt. Wenn auch Lotterien im eigentlichen Sinne 
durch Ausgabe von Loſen kaum noch vorkommen, ſo muß 
doch beachtet werden, daß eine allzu einfache Löſung des⸗ 
wegen bedenklich iſt, weil bei der zu erwartenden Fülle rich- 
tiger Löſungen die Ermittlung des Gewinns, die zumeiſt durch 
das Los vorgenommen wird, von vornherein eine Lotterie 
darſtellen würde (vgl. Gottſchick über „Kundenwerbung 
durch Lotterien und Ausſpielungen“: Miniſterialblatt für Wirt⸗ 
ſchaft und Arbeit Nr. 2 vom 16. Febr. Mi Was nun 
unter der Leiſtung eines Teilnehmers zu verſtehen iſt, hängt 
von dem einzelnen Fall ab. Geographiſche und geſchichtliche 
Fragen, die nicht allzu geringe Anforderungen an Bildung 
und Wiſſen ſtellen, dürften zuläſſig ſein. Am meiſten ver⸗ 
tretbar und auch nicht ohne wirtſchaftliche Berechtigung er⸗ 
ſcheinen aber Preisausſchreiben, bei denen die Firma zur Fin⸗ 
dung eines Werbeſpruchs auffordert und für die beſte Löſung 
einen Preis ausſetzt. 

Erwähnungswert iſt außerdem noch die Verwendung der 
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Dank⸗ und Empfehlungsſchreiben. Es wird heute 
noch überſehen, daß der Werberat bereits in ſeiner 7. Bekannt⸗ 
machung Heft 7 von 1934 erklärt hat, daß nicht nur Tag und 
Ort der Ausſtellung und ausgeſchriebener Vor- und Zuname 
des Dankſchreibenden erforderlich ſeien, ſondern auch die Ein⸗ 
willigung. Außerdem darf kein Entgelt für die Veröffent⸗ 
lichung gewährt werden. 

Von Intereſſe ſind noch die Werbeprämien. Der 
Werberat hat wegen des Mißbrauchs, der damit getrieben 
worden iſt, ausdrücklich erklärt, daß die Ware des Kaufmanns 
durch ſich ſelbſt werben ſolle, nicht aber einer entgeltlichen 
Empfehlung bedürfe. In Einzelhandelskreiſen halt man dieſer 
Auffaſſung vielfach entgegen, daß es in der Verſicherungs⸗ 
branche ſowie im Zeitungsverlagsgewerbe heute noch üblich ſei, 
für die Gewinnung eines neuen Verſicherungsnehmers oder 
eines Abonnenten Prämien zu zahlen. So verſtändlich dieſer 
Hinweis iſt, ſo darf doch andererſeits nicht verkannt werden, 
daß die Prämiengewährung bei der Empfehlung von Lei⸗ 
ſtungen wie der vorerwähnten Art niemals den herabwürdi⸗ 


genden und unlauteren Charakter tragen kann wie bei der 
Empfehlung von Ware. 

Die obigen Ausführungen, die keineswegs den Anſpruch 
auf Vollſtändigkeit erheben, laſſen die Vielgeſtaltigkeit der 
gerade für Verſandgeſchäfte in Betracht kommenden Wer⸗ 
bungsfragen erkennen. Sie ſollen weiterhin dartun, daß ge⸗ 
rade der ein Verſandgeſchäft betreibende Kaufmann mit der 
Werbung denkbar eng verknüpft iſt. Jede Einengung und 
Reglementierung, die nur aus Konkurrenzneid anderer ge⸗ 
boren iſt und geſetzliche Beſtimmungen mißbraucht, muß ver⸗ 
mieden werden. Es geht nicht an, daß die freie Initiative 
des Kaufmanns gehemmt wird und durch die damit verbun⸗ 
dene Ausſchaltung eines geſunden Wettbewerbs eine innerliche 
Stagnation eintritt. Einzelhandelsgeſchäfte ſind keine Alten⸗ 
teile. Es ſoll nicht wie in unſeligen zurückliegenden Zeiten 
hemmungslos gefeilſcht werden. Der Kampf um den Erfolg 
und die damit verbundene Ausleſe des Tüchtigen ſoll oberſtes 
Geſetz bleiben. Darum laſſe man auch dem gerade preisregu⸗ 
lierenden Verſandgeſchäft eine lebendige Werbung. 


plakatanſchlag und Gemeinden 


Von Dr. Cyrus, Berlin 


Unter Plakatanſchlag ſoll hier der Bogenanſchlag i. S. 
der Werbebeſtimmungen (vgl. 9. Bek. des Werberats der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft v. 1. Jan. 1934 [R Anz. v. 1. Juni 1934 Nr. 125] 
Ziff. 3) verſtanden werden, das iſt der Anſchlag von Papier⸗ 
plakaten an den öffentlichen Anſchlagſtellen (Litfaßſäulen und 
Anſchlagtafeln). 

Die Unternehmen, die den Plakatanſchlag gewerbsmäßig 
ausüben, führen noch vielfach die Bezeichnung „Städtiſches kon⸗ 
zeſſioniertes Anſchlagweſen“. Dieſe Bezeichnung hat ſtellen⸗ 
weiſe, und zwar vereinzelt auch bei Gemeinden, zu der Auffaſ⸗ 
fung geführt, daß die Städte als ſolche berechtigt find, Auſchlag⸗ 
unternehmen Anſchlagkonzeſſionen zu erteilen. Dieſe Auffaſſung 
iſt nur bedingt richtig. 

Fur das gewerbsmäßige Anſchlagen von Plakaten auf den 
öffentlichen Straßen und Platzen ift gem. $ 43 Abſ. 1 GewO. 
eine behördliche Erlaubnis erforderlich. Die Erlaubnis wird von 
der Ortspolizeibehörde erteilt. Die Ortspolizeibehörde iſt in den 
Städten in der Regel, jedoch nicht allgemein der Bürgermeiſter. 
Die Erlaubnis zum gewerbsmäßigen Anſchlagen von Plakaten 
wird daher gewöhnlich von dem Bürgermeiſter als Ortspolizei⸗ 
behörde erteilt. Sie iſt nach dem Wortlaut des Geſetzes ein⸗ 
zuholen von dem, der die Plakate gewerbsmäßig anſchlägt. 
Mit dem Anſchläger iſt in dem Geſetz derjenige gemeint, 
der die manuelle Tätigkeit des Anſchlagens ausübt. Dies geht 
aus der weiteren Beſtimmung hervor, daß der Anſchläger einen 
über dieſe Erlaubnis auszuſtellenden, auf ſeinen Namen lauten⸗ 
den Legitimationsſchein bei ſich führen muß. Dieſe Beſtimmung 
hat nur dann Sinn, wenn ſie beſagt, daß derjenige, der den 
Anſchlag perſönlich durchführt, den Legitimationsſchein bei ſich 
tragen muß. Die Vorſchrift des § 43 Abſ. 1 GewO. erklärt ſich 
daraus, daß zu der Zeit der Veröffentlichung und Inkraftſetzung 
des Geſetzes der Umfang des Plakatanſchlages ein ſo geringer 
war, daß die praktiſche Durchführung des Anſchlagens von einer 
einzelnen Perſon vorgenommen werden konnte. Der Anſchläger 
war infolgedeſſen mit dem Anſchlagunternehmer perſonengleich. 
Späterhin nahm dann der Plakatanſchlag einen ſehr viel grö⸗ 
ßeren Umfang an. Für den Anſchlag von Plakaten in größeren 
Städten wurden mehrere Kleber erforderlich, die im Auftrage 
eines Dritten, nämlich des Anſchlagunternehmers, den Plakat⸗ 
anſchlag durchführten. 

Die Erteilung der Erlaubnis zum gewerbsmäßigen An⸗ 
ſchlagen von Plakaten iſt ein behördlicher Hoheitsakt, für deſſen 
Vollzug gegebenenfalls Verwaltungsgebühren zu zahlen ſind. Er 
iſt nicht zu verwechſeln mit dem ſogenannten Pachtvertrag, den 
Gemeinden und Anſchlagunternehmen miteinander abſchließen. 
Dieſer ſogenannte Pachtvertrag iſt ein privatrechtlicher Ver⸗ 


trag. Er iſt neben der Erlaubnis der Ortspolizeibehörde, die der 
Anſchläger, d. i. heute der von dem Anſchlagunternehmer be⸗ 
ſchäftigte Kleber zum gewerbsmäßigen Anſchlagen von Plakaten 
einholen muß, inſoweit notwendig, als ſtädtiſcher Grund und 
Boden zur Errichtung von Anſchlagſtellen in Anſpruch genom⸗ 
men werden muß, weil geeigneter privater Grund und Boden 
hierfür nicht zur Verfügung ſteht. Dies trifft faſt allgemein zu. 

Die rechtliche Natur des Pachtvertrages des Anſchlagunter⸗ 
nehmers mit der Gemeinde iſt umſtritten. Durch Urteil vom 
9. Jan. 1934, VIII GSt. 705/32 hat das PrOVG. entſchieden, 
daß die ſogenannte Pachtabgabe der Anſchlagunternehmer nicht 
Pacht i. S. des BGB., ſondern zu ihrem überwiegenden Teil 
Monopolgarantieentgelt iſt, d. h. das Entgelt dafür, daß die Ge⸗ 
meinde ſich dazu verpflichtet, einen ähnlichen Vertrag nicht mit 
einem anderen abzuſchließen. Dementſprechend find naturgemäß 
die ſogenannten Pachtverträge der Anſchlagunternehmer auch 
nicht als Pachtverträge i. S. des BGB. anzuſehen, ſondern, 
da ſich der rechtliche Charakter von Verträgen nach der Haupt⸗ 
leiſtung, nicht aber nach Nebenleiſtungen beſtimmt (JW. 1927, 
97 = RG2. 115, 17), Monopolgarantieverträge. Da Monopol⸗ 
garantieverträge nicht im BGB. geregelt find, find dieſe Ver⸗ 
träge rechtlich als Verträge eigener Art, bzw. als „ſonſtige Ver⸗ 
träge“ anzuſehen. 

Im Gegenſatz zu der vorerwähnten O8. Entſcheidung 
ſpricht RG. 82, 340 v. 6. Jun! 1913 mit Bezug auf den 
Vertrag eines beſtimmten Anſchlagunternehmers mit einer 
Stadt als von einem Pachtvertrage. — Auf dieſe RG.⸗Ent⸗ 
ſcheidung bezieht ſich auch der Kommentar Loeck Eiffler, 
11. Auff., Anm. 19 b zu Tarifſtelle 10 LStempStGG. — Die 
Verhältniſſe, von denen die Entſcheidung ausgeht, ſind jedoch 
andere als die allgemein üblichen. Die Entſcheidung betrifft 
den Pachtvertrag einer Berliner Anſchlagfirma im Jahre 1913 
und vor dieſer Zeit. In der betreffenden Zeit gab es mehrere 
Berliner Anſchlagfirmen. Dies hatte zur Folge, daß das Publi⸗ 
kum, das ſich in den Straßen von Groß-Berlin bewegte, nach⸗ 
einander von der Werbung auf den Anſchlagſäulen der mehre⸗ 
ren Anſchlagunternehmer erfaßt wurde. Ein Monopol konnte 
infolgedeſſen nicht garantiert werden und iſt auch in dem Ver⸗ 
trag nicht garantiert worden. 

Da die vorſtehend angezogene RG.⸗Entſcheidung von an⸗ 
deren Verhältniſſen als den gewöhnlich vorliegenden ausgeht, 
ſteht fie der Auffaſſung, die das OVG. in ſeiner Entſcheidung 
vom 9. Jan. 1934 bzgl. des rechtlichen Charakters der ſog. 
Pachtverträge der Anſchlagunternehmer einnimmt, nicht ent⸗ 
gegen. 

Die OVG.⸗Entſcheidung vom 9. Jan. 1934 iſt u. a. von 
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ſteuerpolitiſcher Bedeutung, und zwar für die (preußiſche) Ge⸗ 
werbeſteuer und die neue Urkundenſteuer. 

Bezüglich der Gewerbeſteuer ergibt ſich nach der OVG.⸗ 
Entſcheidung, daß bei ihrer Errechnung nicht / der ganzen 
ſogenannten Pacht, ſondern nur / der tatſächlichen 
Pacht, die nur einen Bruchteil der ſog. Pacht darſtellt, dem 
Gewerbeertrage bzw. den nicht abzugsfähigen Betriebsaus⸗ 
gaben hinzuzuſchlagen iſt. Als wirkliche Pacht iſt in einigen 
in den letzten Jahren entſchiedenen Fällen 8,5% bis 15% 
der ſog. Pacht gerechnet worden. 

Die OVG.⸗Entſcheidung vom 9. Jan. 1934 befaßt ſich, 
da ſie von einem Streitfall in einer Gewerbeſteuerſache aus⸗ 
geht, nur mit den Folgerungen, die aus der Feſtſtellung, daß 
die ſog. Pachtverträge der Anſchlagunternehmer ihrem vor⸗ 
wiegenden Charakter entſprechend Monopolgarantieverträge 
ſind, in Anſehung der Berechnung der Gewerbeſteuer bei die⸗ 
ſen Verträgen zu ziehen ſind. Es kann aber wohl keine Frage 
ſein, daß der rechtliche Charakter der Verträge in Anſehung 
ſonſtiger Steuern nicht anders beurteilt werden darf. 

Was die Urkundenſteuer betrifft, folgt aus der angezo⸗ 
genen Entſcheidung des OVG., daß die ſogenannten Pachtver— 
träge der Anſchlagunternehmer gem. § 20 (2) 2 UrkStG. ein⸗ 
malig mit 3 , zu verſteuern find, ſoweit fie nicht gem. § 4 
(1) 1 a. a. O. von der Urkundenſteuer befreit find, weil der 
Gegenſtandswert des Rechtsgeſchäfts 150 %% nicht überſteigt. 
Von anderen Inſtanzen gefällte Entſcheidungen, die etwa zu 
anderen als den vorſtehenden Ergebniſſen gelangen, gehen 
offenbar nicht von den durchſchnittlich üblichen Verhältniſſen 
aus, wie ſie in den dem OVG.⸗Urteil vom 9. Jan. 1934 zu⸗ 
grunde liegenden Fällen vorliegen, ſondern von Ausnahme: 
verhältniſſen. 

Eine beſondere Bedeutung hat im Zuſammenhang mit der 
Entwicklung des Anſchlaggewerbes in den letzten Jahren die 
Frage erlangt, ob die Anſchlagſtellen, die der Anſchlagunter⸗ 
nehmer auf ſeine Koſten auf ſtädtiſchem Grund und Boden er— 
richtet, nach ihrer Errichtung ſelbſtändige Sachen bleiben oder 
Beſtandteile des Grund und Bodens werden, auf dem ſie er» 
richtet ſind. Dieſe Frage iſt u. a. deshalb von Wichtigkeit, weil 
die Auſchlagſtellen gegebenenfalls eine Unterlage für Kredite 
darſtellen, die die Anſchlagunternehmer aufnehmen, um die Er⸗ 
richtung von Anſchlagſtellen, wie ſie zur Zeit in großem Um⸗ 
fange durchgeführt wird, zu finanzieren. Eine ſolche Kredit⸗ 
unterlage können die Anſchlagſäulen oder Tafeln für den An⸗ 
ſchlagunternehmer nur dann darſtellen, einer Pfändung durch 
Gläubiger des Anſchlagunternehmens ſind ſie nur dann unterwor⸗ 
fen, wenn fie nicht Beſtandteile des Grund und Bodens, jondern 
ſelbſtändige Sache find. Zu den Beſtandteilen eines Grunde 
ſtücks gehören nach $ 95 BGB. ſolche Sachen nicht, die nur zu 
einem vorübergehenden Zweck mit dem Grund und Boden ver— 
bunden ſind. Nach Plank (ähnlich Staudinger und RGR⸗ 
Komm.) iſt der Zweck der Verbindung vorübergehend, 
wenn die Wiederaufhebung der Verbindung in Ausſicht genom⸗ 
men iſt. Eine ſolche fpätere Wiederaufhebung der Verbindung 
wird bei Anſchlagſtellen regelmäßig von vornherein ins Auge 
gefaßt. Die Verträge der Anſchlagunternehmer mit den Ge⸗ 
meinden behalten faſt ausnahmslos die Verſetzung oder Ent⸗ 
fernung der Anſchlagſtellen während der Vertragszeit vor, oder 
die Verſetzung zu gegebener Zeit wird als fo ſelbſtverſtändlich 
vorausgeſetzt, daß dieſe Selbſtverſtändlichkeit gar nicht beſon⸗ 
ders erwähnt, ſondern bereits die Koſtentragung im Falle der 
Verſetzung von Anſchlagſtellen geregelt wird. Eine — zum Teil 
mehrfache — Verſetzung von Anſchlagſtellen iſt nicht zufällig, 
ſondern findet faſt immer ſtatt. Zufall iſt es, wenn Anſchlag⸗ 
ſtellen innerhalb der Vertragsdauer nicht entfernt oder ver⸗ 
ſetzt werden. Da das häufige Umſetzen der einzelnen Anſchlag⸗ 
ſtellen, d. h. alſo ihre Verbindung mit dem Boden nur zu 
einem vorübergehenden Zweck zur Regel geworden iſt, 
iſt hierauf bereits in den Beſtimmungen des Werberats be- 
treffend die an die Gemeinden von den Auſchlagunternehmern 
zu zahlenden Benutzungsgebühren ausdrücklich Rückſicht genom- 
men worden. In die 12. Bek. des Werberats der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft (RAnz. Nr. 76 v. 30. März 1985) iſt eine beſondere Vor⸗ 
ſchrift (Ziff. 4) aufgenommen worden, die die Frage der an die 
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Gemeinden von den Anſchlagunternehmern in den Fällen zu 
zahlenden Benutzungsgebühren regelt, in denen eine Umſetzung 
der Anſchlagſtellen während der Vertragsdauer ſtattfindet. Zu⸗ 
weilen ſehen die Verträge vor, daß ſämtliche Anſchlagſtellen bei 
Vertragsablauf entfernt werden. 

Die Tatſache, daß die Pachtverträge der Anſchlagunter— 
nehmer auf läugere Zeit (im Durchſchnitt auf zehn Jahre) ab⸗ 
geſchloſſen werden, ſteht der Annahme eines vorübergehenden 
Zweckes der Verbindung nicht entgegen. „Eine nur auf die 
Dauer der Miet- oder Pachtzeit bewirkte Verbindung iſt jedoch 
auch auf längere Vertragsdauer nur zu vorübergehendem 
Zwecke erfolgt“ (Plank). „Daß ſich der Zweck in kurzer Zeit 
erreichen läßt, iſt nicht erforderlich; ‚vorübergehend‘ iſt er viel⸗ 
mehr in allen Fällen, in denen ihm uach feiner Natur eine zeit⸗ 
liche Begrenzung innewohnt, mag auch das Ende erſt nach 
Jahren oder Jahrzehnten eintreten“ (Staudinger). 

Die Regelung des Plakatanſchlaggewerbes durch den Wer— 
berat der deutſchen Wirtſchaft ſieht eine Genehmigungspflicht 
für Wirtſchaftswerbung durch Plakatanſchlag vor, die von dem 
Anſchlagunternehmen beim Werberat der deutſchen Wirtſchaft 
einzuholen iſt. Die Genehmigungsbefugnis des Werberats er⸗ 
gibt ſich aus § 3 Geſ. über Wirtſchaftswerbung v. 12. Sept. 
1933 (RGBl. I, 625). Die Genehmigung muß der Auſchlag 
unternehmer für jedes einzelne nach Inkrafttreten der 2. Bek. 
des Werberats der deutſchen Wirtſchaft (RAnz. Nr. 256 vom 
1. Nov. 1933) neugepachtetes Anſchlagweſen beim Werberat be: 
antragen, ſoweit ihm hierfür nicht auf Grund der Ziff. 8 der 
2. Bek. die Genehmigung insgeſamt erteilt worden iſt. Voraus⸗ 
ſetzung der Erteilung der Genehmigung in perſönlicher Hinſicht 
iſt Zuverläſſigkeit und Befähigung. Der Auffaſſung, daß durch 
die geſetzlichen Beſtimmungen über die Genehmigungsbefugnis 
des Werberats andere Genehmigungsbefugniſſe, wie z. B. die⸗ 
jenige gemäß § 43 Abſ. 1 GewO. aufgehoben wären, kann nicht 
beigetreten werden. Soweit Beſtimmungen der GewO. durch 
ſpätere Geſetze aufgehoben worden ſind, iſt dies ausdrücklich in 
Geſetzen zur Anderung der GewO, wie z. B. derjenigen vom 
3. Juli 1934, ausgeſprochen worden. In der Pragzis iſt dieſe 
Frage verhältnismäßig bedeutungslos. Die Erlaubnis gemäß 
§ 43 Abſ. 1 GewO. bezieht ſich auf die techniſche Ausführung 
des Anſchlagens, die Genehmigung des Werberats auf die 
wirtſchaftliche Anſchlagunternehmertätigkeit. Eine gegenſeitige 
Überſchneidung dieſer beiden Befugniſſe kommt nur inſoweit 
in Betracht, wie der Anſchlagunternehmer die Plakate perſön⸗ 
lich anſchlägt, alſo ſozuſagen fein eigener Kleber iſt. In dieſem 
Falle bedarf er ſowohl der Genehmigung des Werberats wie 
auch der Erlaubnis der Ortspolizeibehörde gem. § 43 Abſ. 1 
GewO. Dieſer Fall tritt aber heute bei der Einrichtung neuer 
Anſchlagweſen, für die die Genehmigung des Werberats erfor- 
derlich iſt, kaum noch ein. Auch in einem Fall der letzteren Art 
können ſich rechtliche Schwierigkeiten nicht ergeben. Die Ertei⸗ 
lung der Genehmigung durch den Werberat ſetzt nämlich in der 
Regel den Abſchluß eines Vertrages mit der Gemeinde voraus, 
deren Auſchlagweſen der Antragſteller übernehmen will. Der 
Abſchluß des Vertrages mit der Gemeinde dürfte jedoch im all⸗ 
gemeinen die Erteilung der Erlaubnis durch die Ortspolizei⸗ 
behörde gem. § 43 Abſ. 1 GewO. zur Vorausſetzung haben. Bei 
Erteilung der Erlaubnis durch die Ortspolizeibehörde wird Zu⸗ 
verläſſigkeit in gleicher Weiſe geprüft wie bei Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung ſeitens des Werberats. Zum Zwecke der Prüfung 
der perſönlichen Zuverläſſigkeit des Antragſtellers wird ſeitens 
des Werberats die Einreichung eines polizeilichen Führungs: 
zeugniſſes verlangt. Die Genehmigungsbefugnis der Ortspolizei⸗ 
behörde und des Werberats ergänzen ſich ſomit gegenſeitig. Die 
Vorausſetzungen der Genehmigung des Werberats gehen nur 
inſofern weiter als diejenige der ortspolizeilichen Erlaubnis, 
als zu dieſer das Erfordernis der Befähigung und ſachliche Vor⸗ 
ausſetzungen hinzukommen. Allenfalls hieraus könnten rechtliche 
Schwierigkeiten entſtehen, freilich nicht in der Art, daß der 
Werberat die Genehmigung erteilt, während die Ortspolizei⸗ 
behörde die Erlaubnis verſagt, ſondern in der umgekehrten 
Weiſe, indem nämlich die Ortspolizeibehörde die Erlaubnis er⸗ 
teilt, der Werberat jedoch die Genehmigung verſagt. In dieſem 
Falle gilt die ortspolizeiliche Erlaubnis nicht als aufgehoben, 
von ihr kann nur kein praktiſcher Gebrauch gemacht werden. Im 
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übrigen beſteht nicht die Gefahr, daß der Gemeinde ein ihr 
nicht willkommener Anſchlagunternehmer aufgenötigt wird, da 
Vorausſetzung der Genehmigung ſeitens des Werberats in der 
Regel ein Vertrag iſt, den die Gemeinde aus freiem Willen 
mit einem Anſchlagunternehmer abſchließt. 

Der Umſtand, daß durch die GewO. ein Genehmigungs⸗ 
verfahren für das gewerbsmäßige Anſchlagen von Plakaten vor⸗ 
geſehen wurde, zeigt, daß der damalige Staat ſich ſtark genug 
fühlte, das Anſchlagweſen privater Bewirtſchaftung zu über⸗ 
laſſen. Eine Anderung trat in dieſer Hinſicht erſt im marxiſti⸗ 
ſchen Staate ein.) In der von ihm eingeführten Erlaubnis⸗ 
pflicht für das gewerbsmäßige Anſchlagen von Plakaten ſah er 
eine genügende Sicherheit dagegen, daß ſtaatsfeindliche Ele⸗ 
mente verſuchten, ihre politiſchen Ziele mit Hilfe des öffent⸗ 
lichen Plakatanſchlages zu verfolgen. Die Einführung der Ge⸗ 
nehmigungsbefugnis des Werberats, dem die Wirtſchaftswer⸗ 
bung, nicht jedoch die politiſche Werbung unterſteht, geſchah im 
Intereſſe der Wirtſchaft. In einem Staat, der jo gefeſtigt 
daſteht wie der jetzige, ergab ſich keine Notwendigkeit, aus po⸗ 
litiſchen Gründen auf das Genehmigungsverfahren oder die 
Bewirtſchaftungsform Einfluß zu nehmen. Die Unterſtützung 
derartiger Beſtrebungen hätte nur als eine Schwächeerklärung 
angeſehen werden können. Weder aus $ 67 GemO. v. 30. Jau. 
1935, noch aus der amtlichen Begründung hierzu (RAnz. Nr. 27 
v. 1. Febr. 1935) läßt ſich die Berechtigung herleiten, gemeind- 
liche Unternehmen auf dem Gebiete des Anſchlagweſens zu er⸗ 
richten oder zu erweitern. Von den drei Erforderniſſen, die § 67 
a. a. O. für eine gerechtfertigte Errichtung oder Erweiterung ge⸗ 
meindlicher Unternehmen anführt, trifft hier bereits das an 
erſter Stelle genannte Erfordernis: Rechtfertigung durch den 
öffentlichen Zweck, nicht zu, da durch die Notwendigkeit der orts⸗ 


polizeilichen Erlaubnis gemäß § 42 Abf. 1 Gew., des Pacht⸗ 
vertrages mit der Gemeinde und ſchließlich der Genehmigung 
durch den Werberat eine dreifache Sicherung dafür gegeben iſt, 
daß die öffentlichen Belange einſchließlich der gemeindlichen von 
den Anſchlagunternehmern voll gewahrt werden. Hinzu kommt, 
daß der öffentliche Zweck des Anſchlagweſens gegenüber dem 
wirtſchaftlichen Zweck infolge der Entwicklung anderer amt⸗ 
lichen Bekanntmachungsmittel, infolge der Beſeitigung des 
Parteienſyſtems und infolge des Fortſchritts der Wirtſchafts⸗ 
werbung im Laufe der letzten Jahre immer mehr zurückgetreten 
iſt und nur noch eine ſehr untergeordnete Bedeutung hat. 

Der rechtliche Charakter der Verträge der Anſchlagunter⸗ 
nehmer mit den Gemeinden betreffend Ausnutzung des An⸗ 
ſchlagweſens ift durch die Beſtimmungen des Werberats nicht 
verändert worden. Die Sollvorſchriften der 9. Bek. ſchließen 
grundſätzlich die Möglichkeit des Vertragsabſchluſſes einer Ge⸗ 
meinde mit mehr als einem Unternehmer nicht aus. Tatſächlich 
behalten aber die Gemeinden das auch ſchon früher freiwillig 
angewandte Verfahren, immer nur mit einem Anſchlagunter⸗ 
nehmer abzuſchließen, bei, zumal lediglich für einen Abſchluß 
mit nur einem Anſchlagunternehmer die Sollvorſchriften be⸗ 
treffend Höhe der ſogenannten Pachtabgabe vorgeſehen ſind. 
Daher ſtellt die „Pachtabgabe“ nach wie vor nur zu einem klei⸗ 
nen Bruchteil Pacht i. S. des BGB., in ihrem überwiegenden 
Teil jedoch Monopolgarantieentgelt dar, und ſind auch die ſo⸗ 
genannten Pachtverträge der Anſchlagunternehmer nicht Pacht⸗ 
verträge i. S. des BGB., ſondern Monopolgarantieverträge. 
Aus dieſem Grunde behalten die oben dargelegten ſteuerrecht⸗ 
lichen Unterſuchungsergebniſſe ihre Geltung auch für Verträge, 


die auf Grund der Beſtimmungen des Werberats abgeſchloſſen 
werden. 


IN unlauterer Wettbewerb im Ausland vor deutſchen Gerichten und nach 
deutſchem Recht verfolgbar? 


Von Rechtsanwalt Dr. Danielcik, Berlin 


Die Frage, ob ein im Auslande begangener unlauterer 
Wettbewerb unter die deutſche Wettbewerbsgeſetzgebung fällt, 
hat ſchon ſeit langem Rechtſprechung und Schrifttum be— 
ſchäftigt. Praktiſch iſt die Bedeutung der Frage mit der Er⸗ 
ſchwerung der zwiſchenſtaatlichen Handelsbeziehungen jedoch 
erheblich geſtiegen. Denn einerſeits hat ſich infolge dieſer Er⸗ 
ſchwerungen der Kampf um die ausländiſchen Märkte nicht 
nur zwiſchen den einzelnen Vollswirtſchaften der Export trei⸗ 
benden Länder, ſondern auch zwiſchen den Konkurrenzunter⸗ 
nehmen dieſer Länder ſelbſt erheblich verſchärft. Sodann iſt 
es insbeſondere volkswirtſchaftlich von außerordentlicher Wich⸗ 
tigkeit, daß die vorhandenen Exportkräfte einer Volkswirtſchaft 
nur in einem lauteren Leiſtungswettbewerb, nicht aber in 
einem zerſtörenden und nationalwirtſchaftlich nachteiligen un⸗ 
lauteren Wettbewerb um den ausländiſchen Markt ringen. 

„Ein Beiſpiel: Es iſt volkswirtſchaftlich nützlich, wenn 
zwei Firmen des gleichen Wirtſchaftszweiges mit ehrlichen 
Werbungsmitteln Erfolge auf einem ausländiſchen Markt zu 
erringen verſuchen. Es iſt volkswirtſchaftlich ſchädlich, wenn 
jedoch von zwei konkurrierenden Firmen die eine die andere 
derart unlauter unterbietet, daß volkswirtſchaftliche Werte ver⸗ 
ſchleudert werden. 

Es liegt auf der Hand, daß gerade angeſichts dieſer Be⸗ 
deutung der Frage für die deutſche Volkswirtſchaft auch die 
Rechtsfindung von volks-, nicht von privat wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkten auszugehen hat — entſprechend dem 
Satze des Reichsrechtsführers „Recht iſt, was dem Volke 
nutzt, Unrecht, was ihm ſchadet“. 

II. überblickt man die bisherige Rechtſprechung zu der 
Frage, ſo laſſen ſich drei Entwicklungsphaſen erkennen: 

1. In einer älteren Entſcheidung hat das RG. die Ver⸗ 
folgbarkeit im Auslande begangener Wettbewerbshandlungen 
grundſätzlich anerkannt (vgl. RZ. 55, 199). 


2. Später hat es, wohl namentlich unter dem Einfluß 
eines artfremden liberaliſtiſchen Schrifttums, dieſe Anſicht 
aufgegeben und hat die Frage generell verneint, und zwar 
lit der Begründung, daß ſich die Verfolgung einer ausſchließ⸗ 
lich im Ausland begangenen Handlung als „Eingriff in 
fremde Gerichtsbarkeit“ darſtelle, den die Hoheit des frem⸗ 
den Staates nicht zu dulden brauche. e 

3. Sodann iſt es zur Einſchränkung dieſes Satzes ge⸗ 
langt. Bereits die Entſcheidung in JW. 1933, 26469 mit 
Anm. = R. 140, 25 ſpricht aus, daß alle inländiſchen 
Gewerbetreibenden, d. h. diejenigen, die den Sitz des Haupt⸗ 
geſchäfts im Deutſchen Reich haben, „untereinander ihren ge⸗ 
ſamten Wettbewerb auch für das Ausland nach den inländi⸗ 
ſchen Vorſchriften gegen unlauteren Wettbewerb einrichten“ 
müſſen, eine Auffaſſung, die freilich den Widerſpruch eines 
gewiſſen Schrifttums gefunden hat, inzwiſchen aber — ent⸗ 
ſprechend dem nationalſozialiſtiſchen Rechtsdenken — in eini⸗ 
gen Entſcheidungen der letzten Monate weiter entwickelt wor⸗ 
den iſt. 

f III. In dieſen Entſcheidungen (JW. 1936, 92312 und 
1371) ſind folgende Grundſätze aufgeſtellt: 

1. Jeder Wettbewerbsverſtoß iſt nach deutſchem Recht 
eine unerlaubte Handlung. Erfolgt irgendein Teil des Wett⸗ 
bewerbsverſtoßes in Deutſchland, ſo iſt die Zuſtändigkeft 
beutſcher Gerichte und die Anwendung deutſchen Rechtes ge- 
rechtfertigt. h i 

“ 8 Ale Gewerbetreibenden, die im Inland eine Nieder⸗ 
laſſung haben, müſſen ihren Wettbewerb im Ausland nach den 
inländiſchen Vorſchriften gegen den unlauteren Wettbewerb 
einrichten. * 

3. Begehen ausländiſche Firmen im Auslande unlauteren 
Wettbewerb, die von deutſchen Firmen dazu veranlaßt wer⸗ 
den oder — z. B. als Konzernfirmen — von deutſchen Firmen 
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abhängig find, fo haben die betreffenden deutſchen Firmen, 
die unlauteren Wettbewerbshandlungen zu vertreten und 
können gleichfalls vor deutſchen Gerichten nach deutſchem 
Recht in Anſpruch genommen werden (JW. 1936, 1371). 

Anläßlich des zuletzt entſchiedenen Falles war das KG. 
noch einen Schritt weitergegangen und hatte unter Zugrunde⸗ 
legung des oben zu 2 genannten Grundſatzes von dem Er⸗ 
fordernis, daß ein Stück der Wettbewerbshandlung im In⸗ 
land begangen werden müſſe, abgeſehen. Dies iſt vom RG. 
nicht gebilligt worden (JW. 1936, 1373). 

IV. Den hier angeführten reichsgerichtlichen Grundſätzen 
zu 1—3 iſt im weſentlichen beizuſtimmen. Sie bedürfen jedoch 
noch einer Ergänzung, namentlich im Hinblick auf das 
m. E. — im Gegenſatz zum KG. — zu Unrecht aufgeſtellte 
Erfordernis, daß ein Teil der Handlung immer im In⸗ 
land begangen worden ſein muß. Das Gegenteil folgt eigent⸗ 
lich ſchon logiſcherweiſe aus dem Grundſatz zu 2, der ganz 
zweifellos nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung entſpricht. 
Wenn der inländiſche Gewerbetreibende, wie es hier das RG. 
ausgeſprochen hat, rechtlich verpflichtet iſt, inländiſchen Wett⸗ 
bewerbern gegenüber ſeinen Wettbewerb auch im Ausland 
nach inländiſchen Vorſchriften einzurichten, ſo folgt daraus, 
daß eine Verletzung dieſes Grundſatzes, auch wenn ſie ledig⸗ 
lich im Ausland begangen wird, im Inland vor dem für 
die inländifche Firma allgemeinzuſtändigen Gericht verfolgt 
werden muß. 

Dieſes Ergebnis iſt dann auch als zutreffend zu erachten, 
wenn es ſich um volkswirtſchaftlich bedeutſame Ver⸗ 
ſtöße handelt. Dies folgt aus der volksgenöſſiſchen Treue⸗ 
pflicht, die überhaupt die Grundlage jenes vom RG. auf⸗ 
geſtellten Rechtsſatzes bildet. 

Es iſt alſo bei der Löſung der Frage von folgendem 
auszugehen: 

Das inländiſche Unternehmen, das im Auslande Wett⸗ 
bewerb treibt, iſt nicht nur „Privatbetrieb“, ſondern gleich- 
zeitig Glied der deutſchen Volkswirtſchaft, das — unbeſchadet 
ob der Unternehmer Volksgenoſſe iſt oder nicht — Treue⸗ 
pflichten der deutſchen Volksgemeinſchaft gegenüber erfüllen 
muß. Es kann und muß ſelbſtverſtändlich im Rahmen ſeines 
Könnens ſeine Kräfte im Ausland einſetzen, aber da jedes 
unlautere Handeln auf die deutſche Wirtſchaft ſelbſt zurück⸗ 
fällt, in lauterer Weiſe und nicht unlauter. Es ſind nun im 
einzelnen folgende Fälle denkbar: 

1. Der inländiſche Unternehmer ſteht mit ausländiſchen 
Unternehmern im Ausland in Wettbewerb: dann beſtimmt 
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ſich der Begriff der Unlauterkeit im allgemeinen nach den 
Vorſchriften des ausländiſchen Rechtes. 

2. Der inländiſche Unternehmer ſteht im Ausland mit 
inländiſchen Wettbewerbern im Wettbewerb; ein Teil der 
Wettbewerbshandlung, z. B. das Drucken oder Verſenden von 
Proſpekten, die Anweiſung an den im Ausland befindlichen 
Vertreter uſw. wird im Inland begangen. Der Wettbewerb 
unterſteht dem deutſchen Wettbewerbsrecht. Unlauterer Wett⸗ 
bewerb iſt vor deutſchen Gerichten nach deutſchen Geſetzen 
zu verfolgen. 

3. Der inländifche Unternehmer betreibt ausſchließ⸗ 
lich im Ausland gegen einen andern Juländer Wettbewerb. 
3. B. der ausländiſche Vertreter einer deutſchen Firma ſtellt 
von ſich aus wahrheitswidrige Behauptungen im Ausland 
gegen eine andere deutſche Firma auf, macht von ſich aus 
Schleuderpreiſe uſw. 

Hier kommt es darauf an, ob die lediglich im Ausland 
begangene Wettbewerbshandlung ſich als Verſtoß gegen die 
volksgenöſſiſche Treuepflicht im obigen Sinne darſtellt oder 
nicht. Liegt ein ſolcher Verſtoß unter Zugrundelegung 
nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung vor, ſo iſt auch dann 
eine Verfolgbarkeit im Inland gegeben, wenn die Handlung 
lediglich im Ausland begangen iſt. Denn jeder deutſche Unter⸗ 
nehmer hat einen Anſpruch darauf, in ſeinem für die Volks⸗ 
gemeinſchaft geführten lauteren Wettbewerbskampf auf den 
Exportmärkten gegen unlautere Handlungen anderer deutſcher 
Unternehmer geſchützt zu werden. Und vor allem muß die 
Volksgemeinſchaft die Möglichkeit haben, auch gegen den 
Treuebrecher, der die Treuepflicht im Auslande durch un⸗ 
lauteres Handeln verletzt hat, vorzugehen. Dieſe Treuepflicht 
aber beſteht immer und überall. Sie iſt unabhängig von den 
Grenzen, ebenſo wie auch ein im Ausland begangener Landes⸗ 
verrat, eine im Ausland begangene Raſſenſchande im Inland 
verfolgbar iſt, muß eine im Ausland begangene Wettbewerbs- 
handlung, die ſich als gröbliche Treuepflichtverletzung dar⸗ 
ſtellt, im Inland verfolgt werden können. 

Liegt dagegen ſolche Verletzung der volksgenöſſiſchen 
Treuepflicht nicht vor, ſondern werden durch die ausſchließlich 
im Ausland begangene Wettbewerbshandlung lediglich die 
privaten Intereſſen eines andern Unternehmers verletzt, fo 
find die ausländifchen Wettbewerbsvorſchriften maßgebend. 
Denn dann fehlt es an dem Grunde, der Vorausſetzung für 
die Verfolgbarkeit einer lediglich im Ausland begangenen 
Tat nach deutſchen Geſetzen bildet, an der Verletzung der 
volksgenöſſiſchen Treuepflicht. 


Zum Oroͤnungsſtrafrecht der Überwachungsſtellen) 


Von Gerichtsaſſeſſor Wolfgang Gähtgens, Berlin 


Die VO. über den Warenverkehr v. 4. Sept. 1934, die ge⸗ 
ſetzliche Grundlage für die Tätigkeit der Überwachungsſtellen, 
kennt im weſentlichen drei Straftatbeſtände: 

1. Vergehen gegen die Auskunftspflicht (5 10), 

2. Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen des RWiM. 

(812) und 


3. Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen der Über» 
wachungsſtellen (§ 14). 


In allen drei Fällen iſt grundſätzlich die Strafverfolgung wahl⸗ 
weiſe im Wege des Strafverfahrens vor den ordentlichen Ge⸗ 


1) Für die Würdigung des Ordnungsſtrafverfahrens der Über» 
wachungsſtellen vom Geſichtspunkt der Wirtſchaft aus muß, wie aus 
Kreiſen der Wirtſchaftsorganiſation betont wird, noch ein weiterer 
ſehr wichtiger Geſichtspunkt berückſichtigt werden. Die Überwachungs⸗ 
ſtellen pflegen, ſobald hinreichender Verdacht eines Verſtoßes irgend⸗ 
welcher Art vorliegt, zunächſt die Erteilung von jeglichen Deviſen⸗ 
beſcheinigungen oder ſonſtigen Genehmigungen zu verweigern. Dieſer 
Umſtand allein wird meiſt für das betroffene Unternehmen von ſo 
empfindlicher Wirkung ſein, daß die Frage, ob und in welcher Höhe 
ſchließlich eine Ordnungsſtrafe verhängt wird, mehr oder weniger in 
den Hintergrund tritt. Häufig wird jede nicht ganz vorübergehende 


richten, des Ordnungsſtrafverfahrens vor dem NWIG. und des 
Ordnungsſtrafverfahrens durch den Reichsbeauftragten möglich. 
Nach $ 15 VO. kann der Reichsbeauftragte Ordunngsſtrafen 
bis zu 10 000 %% feſtſetzen, wenn an der Herbeiführung einer 
gerichtlichen Entſcheidung kein öffentliches Intereſſe beſteht. Tat- 
ſächlich ſind gerichtliche Verfahren ſelten, die Feſtſetzung einer 
Ordnungsſtrafe durch den Reichsbeauftragten iſt die Regel und 
der ihm zur Verfügung ſtehende Strafrahmen reicht im all- 
gemeinen auch aus, um den Anordnungen der Überwachungs- 
ſtellen Achtung zu verſchaffen. 

Die Uberwachungsſtellen können alle zur Überwachung 


Sperre der Genehmigungen ſchon als ſolche eine Exiſtenzgefährdung 
des Unternehmens bedeuten. Vom Geſichtspunkt der Wirtſchaft aus 
wird alſo häufig die Zeitdauer des Verfahrens viel wichtiger ſein 
als ſein Ausgang. 

Dies gilt insbeſondere in den vom Verfaſſer allerdings als ſelten 
bezeichneten Fällen, in denen die Überwachungsſtelle die Strafverfol⸗ 
gung im Wege des Strafverfahrens wählt. Es beſteht die Gefahr, 
daß ein unter dem Drucke der Genehmigungsſperre ſtehender Unter- 
nehmer unter dieſen Umſtänden zur Inanſpruchnahme des Unter⸗ 
werfungsverfahrens auch in Fällen veranlaßt wird, in denen ein ſolches 
Verfahren ſonſt nicht in Frage gekommen wäre. 
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und Regelung des Warenverkehrs gebotenen Anordnungen er⸗ 
laſſen (58 1-3 BD.) Je nach den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen 
des Zuſtändigkeitsgebietes iſt der Inhalt der Anordnungen bei 
den einzelnen Überwachungsſtellen und damit der zur Eutſchei⸗ 
dung ſtehende Tatbeſtand verſchieden. Aber nicht die Mannig⸗ 
faltigkeit der Tatbeſtände iſt das Intereſſante an dieſem Rechts⸗ 
gebiet, reizvoller iſt die Suche nach den Vorſchriften und Grund⸗ 
ſätzen, die dem Ordnungsſtrafverfahren bei allen Uberwachungs⸗ 
ſtellen gemeinſam ſind und die man den Allgemeinen Teil dieſes 
nu Buena nennen könnte (vgl. Dieeste: Da. 1936, 
109). 

Eine Antwort auf die grundlegende Frage, ob und in⸗ 
wieweit der Allgemeine Teil des StGB. im Ordnungsſtrafver⸗ 
fahren anwendbar iſt, ſetzt zunächſt einen Vergleich des Krimi⸗ 
nalverfahrens mit dem Ordnungsſtrafverfahren voraus. Ein 
Ordnungsſtrafverfahreu ſoll bei einer ÜUberwachungsſtelle nur 
eingeleitet werden, wenn „ein öffentliches Intereſſe an der 
Herbeiführung einer gerichtlichen Entſcheidung nach 88 12, 13, 
14 nicht beſteht“ (8 15), wenn alſo aus rechtlichen, tatſächlichen, 
ſittlichen oder anderen Gründen die Verhandlung der Sache 
vor dem Kriminalgericht oder dem NWIG. nicht geboten er⸗ 
ſcheint. Vergegenwärtigen wir uns weiter das in den verſchie⸗ 
denen Verfahren zuläſſige Höchſtmaß der Strafe: Das Gericht 
kann Gefängnis und Geldſtrafe in unbeſchränkter Höhe, das 
R Wich. Ordnungsſtrafen bis zu 300 000 % verhängen, der 
Reichsbeauftragte aber nur Ordnungsſtrafen bis zu 10 000 %% 
ausſprechen. Nur leichtere Fälle ohne öffentliches Intereſſe ſol⸗ 
len alſo von den Reichsbeauftragten aus eigener Zuſtändigkeit 
geahndet werden. Einige Beiſpiele mögen zeigen, welcher Art 
dieſe Fälle ſind: Eine Firma hat die von der Überwachungsſtelle 
vorgeſchriebenen Beſtands⸗ und Lagerbücher nicht geführt; eine 
andere die ihr zur Verarbeitung freigegebene Rohſtoffmenge 
überſchritten; ein Unternehmer hat — dem beſtehenden Ver⸗ 
wendungsverbot zuwider — Kupfer zur Herſtellung von Bier⸗ 
marken verarbeitet; ein Lagerhalter hat Waren über die zu⸗ 
läſſige Höchſtmenge hinaus auf Lager gehalten. 

Dieſe wahllos herausgegriffenen Beiſpiele zeigen den 
grundſätzlichen Unterſchied zwiſchen den Tatbeſtänden des St⸗ 
GB. und den im Ordnungsſtrafverfahren anwendbaren Be⸗ 
ſtimmungen auf. Stellen die Vorſchriften des StGBis durch⸗ 
weg eine der Grundlagen für die ſittliche Gemeinſchaft im ge⸗ 
ordneten Staatsweſen dar, ſo handelt es ſich bei den Anordnun⸗ 
gen der Überwachungsſtellen um Beſtimmungen, die aus den 
wirtſchaftlichen Schwierigkeiten der Zeit geboren ſind und das 
wirtſchaftlich Notwendige und Zweckmäßige auf einem beſtimm⸗ 
ten Wirtſchaftsgebiete niederlegen, alſo um Vorſchriften, die 
entſprechend den wechſelnden wirtſchaftlichen Gegebenheiten ge⸗ 
andert oder aufgehoben werden können, ohne daß dadurch die 
ittliche Grundlage unſerer Gemeinſchaft berührt würde. Der 
Schluß, daß die Entſcheidung im Ordnungsſtrafverfahren ſtets 
frei von einer sittlichen Wertung wäre, ginge allerdings über 
das Ziel hinaus. Bisweilen zeigen die Akten des Verfahrens 
ein bewußt allgemeinſchädliches Verhalten, das wir als unfitt- 
lich anſehen müſſen. Richtig iſt aber, daß die Entſcheidung des 
Reichsbeauftragten eine ſittliche Wertung nur in Ausnahme⸗ 
fällen enthält, während fie im Kriminalverfahren die Regel ift. 

Deshalb kann auch die Ordnungsſtrafe keine Ehrenſtrafe 
ſein. Eine Eintragung in das Strafregiſter findet nicht Statt; 
allgemeine Amneſtien berühren das Ordnungsſtrafverfahren 
nicht (Urt. des AWIG., 7 8 XL 19/86 und Erlaß des RWiM, 
II R 9145/86). Die Ordnungsſtrafe iſt weder eine Kriminal⸗ 
ſtrafe noch eine Abart der Kriminalſtrafe, ſondern eine neue 
Form der Sühne im Wirtſchaftsrecht, die eher der Difziplinar- 
ſtrafe ähnelt und ihren eigenen Regeln folgt. 

Dieſe grundlegenden Uuterſchiede verbieten es, für das 
Ordnungsſtrafverfahren den Allgemeinen Teil des Strafrechts 
ohne weiteres zu übernehmen. Dieſe Vorſchriften gelten im Ver⸗ 
fahren der Reichsbeauftragten nur, ſoweit fie dem Weſen des 
Ordnungsſtrafrechts entſprechen. Einige Beiſpiele mögen dies 
erläutern: 

Nach $ 2 StchB. i. d. Faſſ. des Geſ. v. 28. Juni 1935 
iſt ſtrafbar, wer eine Tat begeht, die „das Geſetz für ſtrafbar 
erklart oder die nach dem Grundgedanken eines Strafgeſetzes 


und nach geſundem Volksempfinden Beſtrafung verdient“. Für 
das Ordnungsſtrafverfahren muß die Zuläſſigkeit der Rechts⸗ 
analogie verneint werden. Dieſes Verfahren verlangt die „Tat⸗ 
beſtandsmäßigkeit“ der Handlung; denn das wirtſchaftliche Un⸗ 
recht, das hier zur Entſcheidung ſteht, wird nicht nach einem 
ſittlichen Maßſtabe gemeſſen, ſondern durch den Tatbeſtand der 
Anordnung eindeutig beſtimmt. Wir haben feſtgeſtellt, daß nur 
leichtere Fälle ohne öffentliches Intereſſe in das Verfahren 
vor der Überwachungsſtelle gehören. In ſolchen Fällen kaun 
nicht angenommen werden, daß eine Beſtrafung nach geſundem 
Volksempfinden geboten ſei, es fehlt mithin an der grundlegen⸗ 
den Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Analogie. Sollte 
dieſe Vorausſetzung aber doch ausnahmslos gegeben ſein, ſo 
müßte die Verfolgung im gerichtlichen Verfahren durchgeführt 
werden, da dann offenſichtlich ein öffentliches Intereſſe an einer 
gerichtlichen Entſcheidung beſtünde. Die Rechtsanalogie iſt daher 
dem Ordnungsſtrafverfahren weſensfremd. Dieſe Auffaſſung 
wird durch den Wortlaut des § 14 BO. unterſtützt, in dem ein 
ausdrücklicher Hinweis auf die Strafvorſchriften zur Voraus⸗ 
ſetzung der Strafbarkeit bei Zuwiderhandlungen gegen Anord⸗ 
nungen der Überwachungsſtellen gemacht iſt. 

Straflos iſt auch der Verſuch. 8 12 VO. erklärt den Ver⸗ 
ſuch nicht für ſtrafbar; im Kriminalverfahren wäre alſo nach 
$ 43 Abſ. 2 StGB. eine Beſtrafung wegen einer verſuchten 
Zuwiderhandlung gegen Anordnungen ausgeſchloſſen. Eine Not⸗ 
wendigkeit, den verbrecheriſchen Willen zu beſtrafen, ſobald er 
äußerlich in Erſcheinung tritt, liegt im Ordnungsſtrafverfahren 
nicht vor. Seine Aufgabe iſt nicht die Beſtrafung des verbre⸗ 
cheriſchen Willens, ſondern die der ſchädlichen Tat, die in der 
vollendeten Zuwiderhandlung gegen das Verbot oder Gebot 
einer Überwachungsſtelle liegt. 

Auch im Ordnungsſtrafverfahren gilt aber der Grundſatz 
des $ 2a StGB.: ö 

„Die Strafbarkeit einer Tat und die Strafe beſtimmen ſich 
nach dem Recht, das zur Zeit der Tat gilt.“ Die Ausnahme 
des § 2a Abſ. 2 Satz 1 wird für die hier fraglichen Fälle kaum 
praktiſch werden, weil fie nicht nur eine Anderung der betref⸗ 
fenden Anordnung, ſondern die Milderung des Strafrahmens 
der VO. über den Warenverkehr vorausſetzen würde. Wird 
aber die Anordnung der Überwachungsſtelle nach Begehung 
der Tat, jedoch vor ihrer Aburteilung aufgehoben, ſo . 
gegen eine entſprechende Anwendung des Grundſatzes: „Iſt die 
Tat zur Zeit der Entſcheidung nicht mehr mit Strafe bedroht, 
fo kann die Beſtrafung unterbleiben“ ($ 2 2 Abſ. 2 Satz 2 
StGB.), keine Bedenken beſtehen. Dieſer Grundſatz würde dem 
Reichsbeauftragten in beſonderen Ausnahmefällen, ohne einen 
Zwang zu begründen, die Möglichkeit geben, von der Beſtra⸗ 
fung aus Billigkeitserwägungen. oder wegen einer Läuterung 
der Rechtsauffaſſung abzuſehen. ** 

Es würde in dieſem Zuſammenhange zu weit führen, die 
Vorſchriften des Allgemeinen Teils des StGB. einzeln auf ihre 
Anwendbarkeit im Ordnungsſtrafverfahren zu prüfen. Auf ein⸗ 
zelne Beſtimmungen wird ſpäter noch einzugehen ſein. Im 
Folgenden ſollen einige beſonders brennende allgemeine Fragen 
des Ordnungsſtrafſyſtems bei den Überwachungsſtellen behan⸗ 
delt werden. 

l. Wer kann beſtraft werden? 

12 VO. wird beſtraft, „wer vorſätzlich oder fahr⸗ 
laſig einer Anordnung zuwiderhandelt“ .. Neben dem im 
Kriminalverfahren abzuurteilenden Tater kann nach 8 13 VO. 
der Inhaber oder Leiter des Betriebes, in dem die ſtrafbare 
Handlung begangen worden iſt, vom RBIG. in eine Ord⸗ 
nungsſtrafe genommen werden, „ſofern fie nicht nachweiſen, daß 
ſie die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zur Verhütung der 
ſtrafbaren Handlung angewandt haben“. 10 65 7 

Unſerer Aufgabe entſprechend laſſen wir dieſe beiden Fälle 
dahinſtehen und betrachten nur die Perſon des Strafunterwor⸗ 
fenen im Ordnungsſtrafverfahren der Überwachungsſtellen. 815 
gibt dem Reichsbeauftragten die Befugnis, gegen „den Schul⸗ 
digen oder den Inhaber oder Leiter des Betriebes, in dem die 
ſtraftbare Handlung begangen iſt“, eine Ordnungsſtrafe feſt⸗ 
zuſetzen. Der Begriff „Schuldiger“ bietet keine rechtlichen 
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Schwierigkeiten, es iſt der, der in feiner Perſon und durch ſeine 
Handlung den Tatbeſtand eines Verſtoßes gegen die fragliche 
Vorſchrift erfüllt, alſo der „Täter“ des Allgemeinen Strafrechts. 
Als Schuldiger kann auch der Inhaber beſtraft werden. Schul⸗ 
dig können nebeneinander auch mehrere Perſonen ſein, ſo z. B. 
der Arbeiter, der vorſätzlich oder fahrläſſig dem Verbot einer 
Anordnung zuwiderhandelt, und der Werkmeiſter, der ihm den 
Auftrag dazu gegeben hat. Die Grundſätze der mittelbaren 
Täterſchaft können angewendet werden. Hält alſo im vorigen 
Beiſpiel der Arbeiter die Handlung ohne Verſchulden für er⸗ 
laubt und nutzt der Werkmeiſter dieſe Unkenntnis wiſſentlich 
aus, ſo iſt er allein der Schuldige. Den Täter feſtzuſtellen, kann 
im Einzelfall vielleicht tatſächliche, niemals aber rechtliche 
Schwierigkeiten bereiten. 

Inhaber des Betriebes iſt derjenige, in deſſen Namen und 
für deſſen Rechnung der Betrieb arbeitet. Die VO. macht keinen 
Unterſchied zwiſchen Kaufleuten und Handwerkern. Der Kreis 
der Betroffenen wird durch den Inhalt der Anordnungen be— 
ſtimmt. Inhaber des Betriebes kann auch ein Minderjähriger 
ſein, deſſen Betrieb durch den geſetzlichen Vertreter geleitet wird, 
wobei auf die Frage der Straffähigkeit ſpäter einzugehen iſt. 

Zweifel haben ſich in den häufigen Fällen ergeben, in 
denen eine offene Handelsgeſellſchaft oder eine juriſtiſche Per⸗ 
fon (Akt., GmbH., e mbh.) Unternehmer iſt. Einige Über- 
wachungsſtellen haben in derartigen Fallen ſchlechthin die 
„Firma“ als Inhaber des Betriebes in Strafe genommen; an⸗ 
dere haben — offenbar aus allgemeinen ſtrafrechtlichen Er⸗ 
wägungen heraus — die Rechtsform des Unternehmens berück- 
ſichtigt und bei Perſonengeſellſchaften das Ordnungsſtrafverfah⸗ 
ren gegen ſämtliche Inhaber eingeleitet, bei juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen von einer Beſtrafung des „Inhabers“ abgeſehen und 
nur den Leiter des Betriebes, alſo den Vorſtand der AktG. 
oder den Geſchäftsführer der GmbH., in Strafe genommen. 
Das letzte Verfahren iſt zwar zuläſſig, aber nicht erforderlich; 
denn die ſtrafrechtliche Selbſtverſtändlichkeit, daß nur natürliche 
Perſonen tatbeſtandsmäßig handeln können, gilt im Ordnungs⸗ 
ſtrafverfahren ſchon um deswillen nicht, weil bei der Beſtrafung 
des Inhabers als ſolchen ein tatbeſtandsmäßiges Handeln nicht 
in Frage ſteht. Hier genügt grundſätzlich — von ſpäteren Er⸗ 
örterungen über die Schuldfrage zunächſt abgeſehen — die 
Tatſache der Inhaberſchaft, um die Ordnungsſtrafe zu begrün⸗ 
den. Überdies darf nicht vergeſſen werden, daß wir es hier 
mit einem Teil des Wirtſchaftsrechts zu tun haben, und daß 
das Wirtſchaftsrecht gleichmäßig jeden wirtſchaftenden Orgauis— 
mus, Unternehmer oder Betrieb, erfaßt, gleichgültig auf wel⸗ 
cher Rechtsform er aufgebaut iſt. Wenn alſo die „Firma“ als 
Inhaber beſtraft wird, fo iſt ein ſolches Verfahren um fo weni— 
ger bedenklich, als die Firma ja doch nur ein Gewerbename 
iſt ($ 17 HGB.) und die Strafe den wirklichen Gewalthaber 
trifft. 

Der „Leiter des Betriebes“, deſſen Beſtrafung § 15 wei⸗ 
terhin vorſieht, iſt der Betriebsführer. Seine ſtrafrechtliche Ver⸗ 
antwortlichkeit wird vor allem in den Fällen bedeutſam, in 
denen ein Unternehmer mehrere räumlich getrennte Betriebe 
unterhält. Haben die leitenden Angeſtellten der einzelnen 
Zweigwerke eine gewiſſe Selbſtändigkeit, ſo konnte es unbillig 
ſein, den Unternehmer in eine Strafe zu nehmen. Hier wird 
eine Beſtrafung des Leiters des Einzelbetriebes, in dem die 
Zuwiderhandlung geſchehen iſt, den tatſächlichen Verhältuiſſen 
am meiſten gerecht. Ein weiterer wichtiger Fall iſt oben bereits 
erörtert worden. Die Vorſchrift begründet die Möglichkeit, ohne 
Rückſicht auf die rechtlichen Verhältniſſe den tatſächlich für den 
Betrieb Verantwortlichen zu ſtrafen. 


II. Wann wird geſtraft? 


Auf dieſe Frage gibt 8 15 VO. Antwort in feinen ein— 
leitenden Worten: „Handelt jemand vorſätzlich oder fahrläſſig 
einer Anordnung zuwider ..“ Dieſe Wendung betrifft zunächſt 
die Strafbarkeit des „Schuldigen“; eine Ordnungsſtrafe gegen 
ihn ſetzt alſo ein tatbeſtandsmäßiges, rechtwidriges und ſchuld⸗ 
haftes Verhalten voraus. Wenn wir hier Begriffe des All 
gemeinen Strafrechts übernehmen, jo müſſen wir zu ihrer Er⸗ 
läuterung auch die Vorſchriften heranziehen, die ihren Inhalt 
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beſtimmen. Der Schuldige kann ſich alſo auch im Ordnungs— 
ſtrafverfahren zu ſeiner Rechtfertigung oder Eutſchuldigung auf 
Notwehr, Notſtand, Sachnotſtand (88 228, 904 BGB.) uſw. be⸗ 
rufen. Die Möglichkeit hierzu kann ſich vor allem dort, wo die 
Vernichtung von Roh- oder Altſtoffen verboten iſt (z. B. 8 2 der 
Anordnung 35 der Uberwachungsſtelle für Kautſchuk und Asbeſt), 
ergeben. Fraglich iſt die Bedeutung eines Irrtums über das Be⸗ 
ſtehen einer Anordnung geworden. Die Anwendbarkeit des 
Grundſatzes „Unkenntnis des Geſetzes ſchützt nicht vor Strafe“ 
kann ſchon deshalb in Zweifel gezogen werden, weil auf dem 
Gebiete des Wirtſchaftsnotrechts im allgemeinen das Gewiſſen 
als Wegweiſer für das Erlaubte und das Verbotene verſagen 
wird. Von Stetten (Rechtsformen der Bewirtſchaftung ge⸗ 
werblicher Rohſtoffe, 1936, S. 43) möchte die Frage entſpre⸗ 
chend 8 44 Dev®. beantworten. Aber der Rückgriff auf dieſe 
Beſtimmung erſcheint entbehrlich, weil ſich die Entſcheidung un— 
mittelbar aus & 59 StGB., der als eigentliche Grundlage des 
Verſchuldensbegriffes auch im Ordnungsſtrafperfahren an 
gewendet werden muß, ergibt. Die Strafvorſchriften der VO. 
find nur Rahmenbeſtimmungen, die durch die Anordnungen der 
Überwachungsſtellen exit ihren lebendigen Inhalt erhalten. Den 
Irrtum über eine zur Ausfüllung eines Blankettſtrafgeſetzes 
dienende Rechtsvorſchrift hat das RG. durchweg als beacht⸗ 
lichen außerſtrafrechtlichen Irrtum angeſehen (E. 57/15). Die 
unverſchuldete Unkennntnis einer Anordnung befreit alſo von 
der Ordnungsſtrafe. Doch muß in dieſem Zuſammenhange be— 
ton werden, daß die Kenntnis der einſchlägigen Beſtimmungen 
von jedem Unternehmer und leitenden Augeſtellten erwartet 
werden muß und daher die feſtgeſtellte Unkenntnis ſtets die Ver⸗ 
mutung der Fahrläſſigkeit in ſich birgt. 

Die Strafbarkeit des Inhabers oder Leiters des Betriebes 
ſetzt zunächſt voraus, daß jemand in dem Betriebe ſchuldhaft 
einer Anordnung zuwidergehandelt hat, daß alſo ein Gefolg⸗ 
ſchaftsangehöriger „Schuldiger“ iſt. Dieſe Vorausſetzung fehlt, 
wenn die Handlung des Täters aus beſonderen Gründen ge— 
rechtfertigt oder entſchuldigt iſt. Die VO. läßt aber die Straf⸗ 
barkeit des Schuldigen genügen; daß er wirklich beſtraft würde, 
iſt nicht erforderlich, da der Reichsbeauftragte nach $ 15 ein 
Wahlrecht zwiſchen der Beſtrafung des Schuldigen und der des 
für den Betrieb Verantwortlichen hat. 

Neben die Prozeßvorausſetzung der Strafbarkeit eines 
Schuldigen tritt als einziges Tatbeſtandsmerkmal die recht— 
liche oder tatſächliche Verantwortlichkeit für den Betrieb — In. 
haberſchaft oder Leitung. Nach $ 13 werden der Inhaber oder 
Leiter in dem Verfahren vor dem NWIG. beſtraft, wenn fie 
nicht nachweiſen, daß ſie die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
zur Verhütung der ſtrafbaren Handlung angewandt haben. Die 
Zuläſſigkeit eines Entlaſtungsbeweiſes vor der Überwachungs- 
ſtelle iſt verſchiedentlich mit der Begründung beſtritten worden, 
daß § 15 den Eutlaſtungsbeweis weder ausdrücklich noch in 
Form der Verweiſung auf $ 13 erwähne. Der allgemeine 
Grundſatz, daß eine Ordnungsſtrafe nur im Falle eines Ver— 
ſchuldens erhoben werden kann, beanſprucht aber auch hier 
Berückſichtigung (Meeske a. a. O.). Auf Grund ihrer Führer⸗ 
ſtellung in dem Betriebe muß allerdings bei Inhaber und Lei⸗ 
ter vermutet werden, daß ſie ihre Pflichten vernachläſſigt haben, 
wenn in ihrem Betriebe den Anordnungen zuwidergehandelt 
wird. Während dem Schuldigen ſein Verſchulden nachgewieſen 
werden muß, legt die VO. dem Inhaber oder Leiter den Ent: 
laſtungsbeweis auf. Das Wirtſchaftsnotrecht zwingt dazu, ſcharfe 
Anforderungen an dieſen Nachweis zu ſtellen. Man wird von 
einem verantwortungsbewußten Betriebsführer nicht nur ver 
langen, daß er die einſchlägigen Vorſchriften verfolgt und ſeine 
Gefolgſchaft entſprechend unterrichtet, ſondern daß er darüber 
hinaus die Innehaltung der Beſtimmungen in geeigneter Weiſe 
überwacht. Der Nachweis, daß er zuverläſſige Mitarbeiter ein⸗ 
geſtellt habe, kaun ihn nicht von der vollen Verantworklichkeit 
befreien. Wird eine juriſtiſche Perſon als Inhaber zur Ver⸗ 
antwortung gezogen, ſo muß der Entlaſtungsbeweis für den 
Betriebsführer geführt werden. 

Im Verkehr erforderlich iſt die Sorgfalt, die unter Be⸗ 
rückſichtigung aller Uuſtäude von dem Verantwortlichen erwar⸗ 
tet werden muß. Der minderjährige Yuhaber iſt daher ver- 
antwortlich nur, wenn die Leitung bei ihm und nicht in der 
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Hand ſeines geſetzlichen Vertreters liegt. Iſt er zur ſelbſtändi⸗ 
gen Führung des Betriebes ermächtigt worden ($ 112 BGB.), 
ſo hat er für die Innehaltung der Anordnungen einzuſtehen. 
Der Inhaber, der ſeinen Betrieb zeitweilig verlaſſen muß, kann 
ſich entlaſten, wenn er nachweiſt, daß er entſprechende Vorſorge 
gegen Verſtöße getroffen, einen zuverläſſigen Vertreter ein⸗ 
geſetzt und ihm die Überwachung zur Pflicht gemacht hat. Selbſt⸗ 
verſtändlich macht auch der Nachweis, daß der derzeitige In⸗ 
haber zur Zeit der Zuwiderhandlung noch nicht für den Be⸗ 
trieb verantwortlich war, ſtraffrei, da hiermit die Grundlage 
der Verantwortlichkeit entfällt. 


III. Wie wird geſtraft? 


Kurz ſollen noch zwei verfahrensrechtliche Fragen behan⸗ 
delt werden, die bei Erörterungen über das Ordnungsſtrafrecht 
immer wieder geſtellt werden. 

Kann neben dem Schuldigen auch der Inhaber beſtraft 
werden oder ſchließt die Beſtrafung des einen die des anderen 
aus? Das häufig gegen eine Beſtrafung beider geäußerte Be⸗ 
denken, daß die gleiche Tat nicht zwei voneinander unabhängigen 
Perſonen zugerechnet werden dürfe, ſchlägt ſicher nicht durch. 
Werden Schuldiger und Inhaber auch aus dem gleichen Anlaß 
in Strafe genommen, ſo geſchieht dies doch wegen verſchiedener 
Tatbeſtände; der Schuldige wird geſtraft, weil er der Anord⸗ 
nung entgegen gehandelt, der Inhaber, weil er es nicht ver⸗ 
hindert hat. Man iſt verſucht, hier von einer neuen Form der 
Teilnahme zu ſprechen. Auch aus der Wendung „den Schuldigen 
oder den Inhaber“ darf nicht geſchloſſen werden, daß die 
Beſtrafung des einen die des anderen ausſchließe. Dieſe Faſ⸗ 
ſung gibt dem Reichsbeauftragten nur die Möglichkeit der Wahl 
unter mehreren Strafunterworfenen, ohne fein Recht, alle Be— 
teiligten zur Verantwortung zu ziehen, zu ſchmälern. Nach der 
bisherigen Verwaltungsübung wird im allgemeinen nur der 
Inhaber oder der Leiter beſtraft; ihnen bleibt es überlaſſen, 
eine innerbetriebliche Regelung für den Schuldigen zu finden. 
Der Schuldige iſt neben dem Verantwortlichen gemeinhin nur 
zur Rechenſchaft gezogen worden, wenn dies aus beſonderen 
Gründen geboten erſchien. 
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Die weitere Frage, ob durch die Ordnungsſtrafe die Strafe 
im Kriminalverfahren verbraucht werde, wird im Ordnungs⸗ 
ſtrafverfahren der Überwachungsſtellen kaum praktiſch werden. 
Inhaber und Leiter unterliegen als ſolche nach § 12 einer 
öffentlichen Strafe nicht; dieſer Tatbeſtand trifft auf ſie nur zu, 
ſoweit ſie ſelbſt Schuldige ſind. Der Schuldige aber wird in 
eine Ordnungsſtrafe nur dann genommen, wenn an ſeiner 
gerichtlichen Aburteilung kein öffentliches Intereſſe beſteht. Da⸗ 
mit aber ſchließen ſich für die Fälle des § 15 öffentliche Klage 
und Ordnungsſtrafverfahren gegenfeitig aus, jo daß der Ver⸗ 
brauch der öffentlichen Klage durch eine rechtskräftige Orb⸗ 
nungsſtrafe angenommen werden muß (Mees ke a. a. O.). Ob 
die gleichen Erwägungen auch für das Verfahren vor dem 
RWich. zutreffen, kann hier dahingeſtellt bleiben. 


Zum Schluß noch einige Worte über das Verfahren der 
Uberwachungsſtellen überhaupt. Im Zuſammenhange mit Er⸗ 
örterungen über das Ordnungsſtrafrecht im Wirtſchaftsrecht iſt 
die Befürchtung ausgeſprochen worden, daß die Überwachungs⸗ 
ſtellen als Verwaltungsſtellen von ihren Befugniſſen einen zu 
weit gehenden Gebrauch machen könnten und dabei die recht⸗ 
liche Würdigung zugunſten der wirtſchaftlichen Würdigung der 
Tat zu kurz kommen müſſe. Von den 21 der Auſſicht des 
RWiM. unterſtehenden Überwachungsſtellen haben in der Zeit 
vom Auguſt 1935 bis Juni 1936 neun Stellen von ihrem 
Strafrecht keinen Gebrauch gemacht; zwei weitere Uberwachungs⸗ 
ſtellen haben in der gleichen Zeit eine bzw. zwei Strafen feſt⸗ 
geſetzt. Daß ein wirtſchaftliches Vergehen vor allem von wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkten aus beurteilt wird, kann nicht wun⸗ 
dernehmen. Jeder Beſchuldigte hat aber vor Feſtſetzung der 
Strafe die Gelegenheit, ſich zu der Beſchuldigung zu äußern; 
er kann alſo ſein Verhalten vom rechtlichen und wirtſchaftlichen 
Standpunkt aus verteidigen und ſchließlich die Entſcheidung des 
RWiM. anrufen. 

Das Verfahren der Uberwachungsſtellen hat ſich gut ein 
geſpielt und muß ſchließlich von der Wirtſchaft ſelbſt begrüßt 
werden, der es die Durchführung eines Kriminalverfahrens 
und die Folgen einer gerichtlichen Verurteilung in Fällen von 
minderer Bedeutung erſpart. 


Die Bewilligung des Armenrechts zum Abſchluß eines Vergleiches im 
Armenrechtsverfahren 


I. 
Von Landgerichtsrat Dr. Cochem, Bonn 


Bei der großen Zahl der im Armenrecht geführten Rechts- 
ſtreitigkeiten iſt das Intereſſe des Staates an einer gütlichen 
Beilegung des Prozeſſes durch einen Vergleich nach 8 148 4 
Abſ. 3 ZPO. beſonders groß. Ein ſolcher Vergleich erſpart dem 
Staat erhebliche Aufwendungen an Anwaltsgebühren und Aus⸗ 
lagen, die im Falle der Durchführung des Prozeſſes nach Be⸗ 
willigung des Armenrechts erforderlich geworden wären. 


Das Gericht wird ſich daher nicht nur im Intereſſe der 
Parteien, ſondern auch im Intereſſe der Staatskaſſe bemühen, 
den Rechtsſtreit nach Möglichkeit durch den Abſchluß eines Ver⸗ 
gleiches im Armenrechtsverfahren zu vermeiden. Zu einer fol- 
chen friedlichen Erledigung des Streites bietet gerade die der⸗ 
zeitige Ausgeſtaltung des Armenrechtsverfahrens beſondere 
Möglichkeiten, weil das Gericht ohnehin bei der Prüfung der 
Ausſichten der beabſichtigten Rechtsverfolgung oder Rechtsver⸗ 
teidigung den Sachverhalt aufzuklären und die erforderlichen 
Erhebungen anzuſtellen hat. Das Gericht iſt alſo mindeſtens im 
letzten Teil des Armenrechtsverfahrens in der Lage, die Aus⸗ 
ſichten des Antragſtellers oder Autragsgegners zu beurteilen, 
den Parteien den Abſchluß eines Vergleiches vorzuſchlagen und 
beide Parteien bei den Vergleichsverhandlungen unter Darle⸗ 
gung ſeiner eigenen Auffaſſung zu beraten. 

Bei dieſen Vergleichsverhandlungen iſt jedoch in den mei— 


ſten Fällen die Mitwirkung des die arme Partei vertretenden 
Anwaltes nicht zu entbehren. Zwar unterliegt das Armenrechts⸗ 
verfahren auch in denjenigen Sachen, die vor das I. gehören, 
nicht dem Anwaltszwang, ſo daß alſo auch im landgerichtlichen 
Verfahren bei Abſchluß eines Vergleiches nach 5 1184 Spa. 
die Mitwirkung der Anwälte nicht geboten iſt. Praktiſch liegen 
jedoch die Verhältniſſe jo, daß die arme Partei ſchon bei der 
Einreichung des Armenrechtsgeſuchs vielfach durch einen An⸗ 
walt vertreten wird, daß die Anwalte dem Gericht den Sach⸗ 
verhalt vortragen, daß ſie vom Gericht von den zur Anhörung 
der Parteien oder zur Vernehmung von Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen beſtimmten Terminen benachrichtigt werden, daß ſie 
an dieſen Terminen teilnehmen, ſich an etwaigen Vergleichs⸗ 
verhandlungen beteiligen und ihre Parteien bet den Ver⸗ 
gleichsverhandlungen beraten. Kommt es aber dann zu einem 
Vergleich im Armenrechtsverfahren, ſo ſieht ſich der Anwalt, 
falls nicht zufällig der zahlungsfähige Gegner im Vergleich 
die Koſten der armen Partei übernimmt, in ſeiner Erwartung, 
er werde zum Armenanwalt beſtellt und aus der Staatskaſſe 
honoriert, getäuſcht, und zwar auch dann, wenn die Ausſichten 
ſeiner Partei als günſtig zu bezeichnen waren und im Falle 
der Durchführung des Prozeſſes mit ſeiner Beiordnung als 
Armenanwalt gerechnet werden konnte. 

Nach der insbeſ. von KR. Dr. Gaedeke in JW. 1935, 
2865 ff. vertretenen Anſicht iſt das Gericht nicht befugt, der 
armen Partei zum Zwecke der vergleichsweiſen Erledigung des 
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Rechtsſtreits im Armenrechtsverfahren, ſei es vor oder nach 
Abſchluß des Vergleiches, das Armenrecht zu bewilligen, weil 
eine ſolche Armenrechtsbewilligung nichts anderes als die Ge⸗ 
währung des Armenrechtes für das Armenrechtsverfahren ſelbſt 
bedeute. Tritt man dieſer Auffaſſung bei, ſo geht der Anwalt, 
der die arme Partei im Armenrechtsverfahren vertreten und 
beim Abſchluß des Vergleiches mitgewirkt hat, im praktiſchen 
Ergebnis leer aus. Zwar ſteht ihm gegen ſeine Partei ein An⸗ 
ſpruch auf Zahlung einer vollen Vergleichs- und einer /0⸗Pro⸗ 
zeßgebühr gem. § 13 Ziff. 3, § 23, Ziff, 6 RAGGebO. zu. Diefer 
Anſpruch iſt jedoch bei der Armut der Partei in den meiſten 
Fällen bedeutungslos. Auch die vergleichsweiſe Übernahme der 
Koſten durch den zahlungsfähigen Gegner, durch die der An- 
walt zu ſeinen Gebühren kommen könnte, ſpielt praktiſch keine 
allzu große Rolle. Der Anwalt iſt alſo faſt in allen Fällen auf 
die Zahlung der Gebühren aus der Staatskaſſe angewieſen, 
und gerade dieſer Anſpruch ſoll ihm verſagt werden, weil die 
Bewilligung des Armenrechts für das Armenrechtsverfahren 
unzuläſſig ſei und nach dem Abſchluß des Vergleiches und der 
damit verbundenen Beendigung des Armenrechtsverfahrens eine 
Bewilligung des Armenrechts nicht mehr in Frage kommen 
konne. 


Dieſem Standpunkt kann nicht zugeſtimmt werden. 


J. Auch Gaedeke verkennt nicht, daß die Mitwirkung 
der Anwälte bei den Vergleichsverhandlungen im Armenrechts⸗ 
verfahren faſt unentbehrlich iſt, und daß die Ausſichten einer 
vergleichsweiſen Erledigung des Streites im Armenrechtsver⸗ 
fahren durch den Wegfall einer einigermaßen angemeſſenen Ho⸗ 
norierung des Anwaltes nicht gefördert werden. Daß damit 
auch dem berechtigten Intereſſe der armen Partei an einer 
guten und ſachgemäßen Beratung nicht gedient wird, braucht 
nicht weiter betont zu werden. Es beſteht daher ein zwingendes 
praktiſches Bedürfnis, den Abſchluß von Vergleichen im Armen⸗ 
rechtsverfahren durch eine Honorierung des Anwaltes aus der 
Staatskaſſe zu erleichtern. Eine ſolche Honorierung würde neben 
der im Geſetz vorgeſehenen Gerichtsgebührenfreiheit des Ver⸗ 
gleiches die Parteien und ihre Anwälte anreizen, ſchon im 
Armenrechtsverfahren einen Vergleich herbeizuführen. Damit 
würden ſowohl die Staatskaſſe wie auch die Parteien von der 
Aufwendung erheblicher Mehrkoſten befreit. Für die Staats⸗ 
kaſſe würden ſich auch im Falle einer Honorierung des An⸗ 
waltes aus Staatsmitteln erhebliche Erſparniſſe erzielen laſ⸗ 
fen, da die vom Staat im Falle der Durchführung des Pro- 
zeſſes aufzuwendenden Auslagen nicht unerheblich höher ſind 
als die Gebühren, die der Anwalt im Falle ſeiner Beiordnung 
zum Zwecke des Vergleichsabſchluſſes im Armenrechtsverfahren 
aus der Staatskaſſe erhält. 


Die bisher vertretene Auffaſſung iſt der vergleichsweiſen 
Erledigung der Rechtsſtreitigkeiten im Armenrechtsverfahren 
nicht förderlich. Sie iſt vielmehr geeignet, die Anwälte von 
Vergleichsverhandlungen im Armenrechtsverfahren abzuhalten, 
weil letzten Endes dem Anwalt, der begründete Ausſicht hat, 
für den Prozeß als Armenanwalt beigeordnet zu werden, auch 
bei ſtrengſter Pflichtauffaſſung nicht zugemutet werden kann, 
ſich durch die Führung von Vergleichsverhandlungen dieſer 
Ausſicht zu berauben. Sie reizt aber auch zu einer dem Ge⸗ 
richt oft nicht erkennbaren Umgehung des § 118 a ZPO. an, 
indem die Parteien trotz bereits beſtehender Einigung erſt in 
das Streitverfahren eintreten und erſt nach erfolgter Armen⸗ 
rechtsbewilligung die vergleichsweiſe Erledigung des Rechts— 
ſtreits erklären. Es dürfte daher nicht nur aus fiskaliſchen 
Gründen, ſondern auch im Intereſſe der Rechtspflege geboten 
erſcheinen, den Anwalt der armen Partei, der beim Vergleichs⸗ 
abſchluß im Armenrechtsverfahren mitwirkt, für ſeine Tätigkeit 
aus der Staatskaſſe zu honorieren, um auf dieſe Weiſe alle 
Möglichkeiten einer alsbaldigen gütlichen Beilegung des Strei⸗ 
tes auszuſchöpfen. 

In der Praxis der Gerichte iſt es denn auch — ein Be⸗ 
weis für die Notwendigkeit einer ſolchen Regelung — im 
Gegenſatz zu der von Gaedeke vertretenen Auffaſſung viel⸗ 
fach üblich, den Anwalt zum Zwecke des Vergleichsabſchluſſes 
nach § 118 a ZPO. beizuordnen, um ihm fo fein Honorar für 


die Mitwirkung beim Vergleichsabſchluß zu ſichern (vgl. die 
Entſcheidungen in JW. 1934, 3222 und 1935, 1700). Eine ſolche 
Beiordnung, die nach einhelliger Anſicht den Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beamten bindet und damit dem Anwalt einen Anſpruch auf 
Zahlung der Armenanwaltsgebühren aus der Staatskaſſe ver⸗ 
ſchafft, iſt aber nicht nur praktiſch erwünſcht, ſondern auch ge⸗ 
ſetzlich zuläſſig. Jedenfalls ſtehen ihr die Beſtimmungen der 
88 114 ff. ZPO. nicht entgegen. 


II. Durch den Abfchluß eines Vergleiches nach 8 118 4 
ZPO. wird allerdings das Armenrechtsverfahren beendet, jo daß 
nach einem ſolchen Vergleich eine Entſcheidung über das Armen⸗ 
rechtsgeſuch grundſätzlich nicht mehr in Frage kommen kann. 
Daraus folgt jedoch nicht, daß die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts zum Zwecke des Vergleichsabſchluſſes vor dem Vergleich 
oder die nachträgliche Bewilligung des Armenrechts für den 
Vergleichsabſchluß mit Rückwirkung auf einen vor dem Ver⸗ 
gleichsſchluß liegenden Zeitpunkt als unzuläſſig erachtet werden 
muß. Denn die Beendigung des Armenrechtsverfahrens durch 
den Vergleichsabſchluß iſt nur eine äußerliche und nicht die 
weſentliche Wirkung des Vergleiches. Der Vergleich nach § 118 a 
3 O., der ſich, wie Gaedeke mit Recht bemerkt, als eine 
ſyſtemloſe Nützlichkeitsvorſchrift darſtellt, enthält nämlich als 
erſte und weſentliche Wirkung die Erledigung des ſtreitigen 
Anſpruchs ſelbſt, und zwar in der Weiſe, daß ein vollſtreck⸗ 
barer Titel geſchaffen — § 794 Ziff. 1 ZPO. — und ein 
Rechtsſtreit über den durch den Vergleich erledigten Anſpruch 
unmöglich gemacht wird. Der im Armenrechtsverfahren ab⸗ 
geſchloſſene Vergleich unterſcheidet ſich alſo nach Inhalt und 
Wirkung von dem innerhalb eines bereits ſchwebenden Rechts⸗ 
ſtreits abgeſchloſſenen Prozeßvergleich nur dadurch, daß der 
Prozeßvergleich einen anhängigen Rechtsſtreit beendet, während 
der Vergleich nach $ 118 a ZPO. die Entſtehung eines Rechts⸗ 
ſtreits im Keime erſtickt. Daß der Vergleich nach 8 118 4 ZPO. 
zugleich auch das Armenrechtsgeſuch erledigt, iſt nur die Folge 
davon, daß die Beſtimmung des § 118 4a Abſ. 3 ZPO. aus 
reinen Nützlichkeitserwägungen in das Armenrechtsverfahren 
eingeordnet iſt und daß mit der Erledigung des ſtreitigen Au⸗ 
ſpruchs auch dem Geſuch um Bewilligung des Armenrechts der 
Boden entzogen wird. Die Beendigung des Armenrechtsverfah⸗ 
rens durch den Vergleichsabſchluß iſt alſo nur eine Folge der 
materiellrechtlichen und prozeſſualen Wirkung des Vergleiches. 


Daraus ergibt ſich, daß der Vergleich nach § 118 a ZPO., 
mag er auch rein äußerlich geſehen in das Armenrechtsverfah⸗ 
ren eingeſpannt fein, ſelbſtändigen, von dem Armenrechtsver⸗ 
fahren unabhängigen Charakter trägt. Die im Armenrechts⸗ 
verfahren geführten Vergleichsverhandlungen ſind daher nicht 
als Verhandlungen im Armenrechtsverfahren anzuſehen. Auch 
fie reichen über den Rahmen des Armenrechtsverfahrens hin⸗ 
aus, weil ſie ſich nicht mit dem Antrag auf Bewilligung oder 
Verſagung des Armenrechts, ſondern mit dem ſtreitigen An⸗ 
ſpruch ſelbſt befaſſen. 


Aus der Rechtsnatur des Vergleiches nach 8 118 a ZPO. 
folgt demnach ohne weiteres, daß die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts zum Zwecke des Vergleichsabſchluſſes nicht mit der Be⸗ 
gründung, es handle ſich in Wahrheit um die Bewilligung des 
Armenrechts für das Armenrechtsverfahren ſelbſt, als unzuläſ⸗ 
ſig bezeichnet werden kann. Wenn Gaedeke zutreffend die 
Bewilligung des Armenrechts zum Zwecke des Vergleichs- 
abſchluſſes nach 8 118 a ZPO. für zuläſſig erklärt, wenn der 
Vergleich innerhalb eines bereits ſchwebenden Rechtsſtreits 
abgeſchloſſen wird und wenn er zur Begründung dieſer Anſicht 
darauf hinweiſt, daß ein ſolcher Vergleich nicht nur das Armen⸗ 
rechtsverfahren, ſondern auch den ſchwebenden Prozeß beendet, 
ſo muß die gleiche Folgerung auch für die Bewilligung des 
Armenrechts vor Beginn des ordentlichen Prozeſſes gezogen 
werden. Daß der Vergleich nach § 118 a ZPO. in dem einen 
Falle einen bereits ſchwebenden Rechtsſtreit beendet, während 
im anderen Falle die Entſtehung eines Rechtsſtreits ausgeſchloſ—⸗ 
ſen wird, kann keinen Unterſchied machen, da es für die Rechts⸗ 
natur des Vergleiches nach § 118 a ZPO. und damit für die 
Zuläſſigkeit der Armeurechtsbewilligung lediglich darauf an⸗ 
kommt, daß der Vergleich den ſtreitigen Anſpruch ſelbſt er⸗ 
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ledigt und daß die Beendigung des Armenrechtsverfahrens nur 
eine Folge dieſer Rechtswirkung des Vergleiches darſtellt. Wenn 
daher die Bewilligung des Armenrechts zur vergleichsweiſen Er⸗ 
ledigung des Rechtsſtreits nach § 118 2 ZPO. innerhalb eines 
ſchwebenden Rechtsſtreits — mit Recht — für zuläſſig erklärt 
wird, ſo muß folgerichtig das gleiche gelten, wenn der Ver⸗ 
gleich vor Beginn des Prozeſſes abgeſchloſſen werden ſoll. Dieſe 
Folgerung muß um ſo eher gezogen werden, als die Beſtim⸗ 
mungen der 88 114 ff. ZPO. als reine Nützlichkeitsvorſchriften 
aufzufaſſen und daher ſo auszulegen ſind, daß für Staat und 
Rechtspflege der größtmögliche Erfolg erzielt werden kann. 
Das günſtigſte Ergebnis läßt ſich aber, wie bereits betont, nur 
dann erzielen, wenn durch die Zuläſſigkeit der Bewilligung des 
Armenrechts für den Vergleichsabſchluß im Armenrechtsver⸗ 
fahren vor Beginn des Prozeſſes den Beteiligten ein Anreiz 
zum Abſchluß eines Vergleiches gegeben wird. 


Auch mit der Begründung, daß der Vergleich nach 8 118 a 
PO. gerade dazu beſtimmt ſei, eine Entſcheidung über das 
Armenrechtsgeſuch und vor allem die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts für den künftigen Rechtsſtreit zu erſparen (ſo Gae⸗ 
deke: JW. 1935, 2866), kann die Unzuläſſigkeit der Armen⸗ 
rechtsbewilligung für den Vergleichsſchluß nicht bewieſen wer⸗ 
den. Allerdings hat der Geſetzgeber mit der Einführung des 
§ 118 a Abſ. 3 ZPO. den Zweck verfolgt, die Entſtehung von 
Rechtsſtreitigkeiten und die Bewilligung des Armenrechts zu 
vermeiden. Dieſes Ziel läßt ſich aber am beſten dadurch errei⸗ 
chen, daß der Partei für den Vergleichsabſchluß das Armenrecht 
bewilligt und damit den Parteien und den Anwälten ein An⸗ 
reiz zum Abſchluß eines Vergleiches im Armenrechtsverfahren 
gegeben wird. Auf dieſe Weiſe laſſen ſich zahlreiche Armen⸗ 
rechtsbewilligungen, zahlreiche Rechtsſtreitigkeiten und erhebliche 
Mehrkoſten vermeiden. Wenn die Parteien bereit ſind, ſich im 
Armenrechtsverfahren zu vergleichen, jo muß dieſe Vergleichs⸗ 
bereitſchaft nicht zuletzt im Intereſſe der Staatskaſſe mit allen 
Mitteln gefördert werden. Die Zweckbeſtimmung des 8 118 a 
Abſ. 3 ZPO. kann daher eher zur Begründung der Zuläſſigkeit 
als zur Begründung der Unzuläſſigkeit der Armenrechtsbewilli⸗ 
gung für den Vergleichsabſchluß herangezogen werden. 


Da die Bewilligung des Armenrechts nicht für das Armen⸗ 
rechtsverfahren ſelbſt, ſondern nur zum Zwecke des Vergleichs⸗ 
abſchluſſes erfolgt, erledigen ſich auch alle Bedenken, die etwa 
daraus hergeleitet werden könnten, daß mit der Armenrechts⸗ 
bewilligung das Armenrechtsverfahren feine Erledigung findet. 
Das ſo bewilligte Armenrecht enthält keine Entſcheidung über 
das Armenrechtsgeſuch; es wird vielmehr das Armenrecht nur 
für einen ſelbſtändigen Teil des Verfahrens und nur für be⸗ 
ſtimmte Prozeßhandlungen bewilligt, ſo daß alſo die Beendi⸗ 
gung des Armenrechtsverfahrens nicht ſchon mit der Armen⸗ 
rechtsbewilligung, ſondern erſt mit dem rechtsgültigen Abſchluß 
des Vergleiches als einer Folgewirkung der Erledigung des 
ſtreitigen Anſpruchs eintritt. Daß das zum Zwecke des Ver⸗ 
gleiches bewilligte Armenrecht dem Abſchluß des Vergleiches 
nach § 118 a ZPO. und feinem Charakter als vollſtreckbarer 
Titel nach § 794 Ziff. 1 ZPO. nicht entgegenſteht, iſt ſomit 
ſelbſtverſtändlich (vgl. JW. 1934, 3222). 


Es beſtehen demnach keine Bedenken, das Armenrecht zum 
Zwecke des Vergleichsabſchluſſes nach 8 118 a ZPO. genau fo 
zu bewilligen, wie zum Zwecke eines außergerichtlichen Ver 
gleiches oder zu beſtimmten Prozeßhandlungen das Armenrecht 
bewilligt werden kann. Die Bewilligung kann vor dem Ab⸗ 
ſchluß des Vergleiches erfolgen. Es ſteht aber auch nichts im 
Wege, das Armenrecht für den Vergleichsabſchluß mit ritd- 
wirkender Kraft, alſo nach Abſchluß des Vergleiches mit Rück 
wirkung auf einen vor dem Vergleichsſchluß liegenden Zeit 
punkt zu bewilligen, ſofern der Antrag auf Bewilligung des 
Armenrechts zum Zwecke der vergleichsweiſen Erledigung der 
Sache vor dem Vergleichsabſchluß geſtellt war — über dieſes 
letztere Erfordernis vgl. KG.: JW. 1925, 2341 und Stein ⸗ 
Jonas, Anm. IV zu $ 119. Da der Antrag auf Bewilligung 
des Armenrechts für den Vergleichsabſchluß gegenüber dem 
Antrag auf Bewilligung des Armenrechts für die Hauptſache 
ein Weniger darſtellt, iſt ein beſonderer Antrag auf Beivilli- 
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gung des Armenxechts zum Zwecke des Vergleichsabſchluſſes 
nicht erforderlich. 

III. Mit Rückſicht darauf, daß die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts nicht für das Armenrechtsverfahren, ſondern nur zum 
Zwecke des Vergleichsabſchluſſes erfolgt, iſt der Bewilligungs⸗ 
beſchluß erſt dann zu erlaſſen, wenn die Einigung der Par⸗ 
teien feſtſteht und der Vergleich nur noch der richterlichen Pro⸗ 
tokollierung bedarf. Iſt der Abſchluß des Vergleiches zweifel⸗ 
haft, ſo empfiehlt es ſich, die Entſcheidung über den Antrag 
auf Bewilligung des Armenrechts bis zur Protokollierung des 
Vergleiches hinauszuſchieben und alsdann mit Rückwirkung 
auf den Zeitpunkt des Antrages das Armenrecht zum Zwecke 
des Vergleichsabſchluſſes zu bewilligen. Daß die Bewilligung 
nicht auf beſtimmte Gebühren, ſondern nur „zum Zwecke des 
Vergleichsabſchluſſes“ lauten darf, braucht nicht weiter betont 
zu werden. 

Die Bewilligung des Armenrechts zum Zwecke des Ver⸗ 
gleichsabſchluſſes ſetzt jedoch voraus, daß die Rechtsverfolgung 
oder die Rechtsverteidigung der das Armenrecht nachſuchenden 
Partei nicht mutwillig geweſen iſt und hinreichende Ausſicht 
auf Erfolg gehabt hat. Nur in dieſem Falle kann das Armen⸗ 
recht bewilligt werden, weil die Beſtimmung des $ 118 a ZPO. 
der Erſparung von Auslagen aus der Staatskaſſe dient und 
daher im Einzelfalle nicht dazu führen darf, die Staatskaſſe mit 
Koſten zu belaſten, die im Falle der Entſcheidung über das Ar⸗ 
menrechtsgeſuch und im Falle der Durchführung des Prozeſſes 
nicht entſtanden wären. Für die Frage, ob die Rechtsverfolgung 
oder die Rechtsverteidigung hinreichend ausſichtsreich geweſen iſt, 
bietet allerdings der Inhalt des Vergleiches in den meiſten Fäl- 
len einen Anhalt, weil das Gericht den Abſchluß des Vergleiches 
überwacht und daher im allgemeinen nicht angenommen werden 
kann, daß der Vergleich Beſtimmungen enthält, die der wahren 
Rechtslage offen widerſprechen. Entſcheidend iſt aber nicht der 
Inhalt des Vergleiches, ſondern das Vorbringen der Parteien 
und der ſich aus den Ermittelungen des Gerichts ergebende 
Sachverhalt. Hat ſich alſo beiſpielsweiſe der Antragsgegner in 
dem Vergleich zu Zahlungen verſtanden, obwohl die Rechts 
verfolgung des Ankragſtellers offenbar nicht als hinreichend 
aussichtsreich zu erachten war, jo kommt eine Armenrechtsbe⸗ 
willigung für den Vergleichsſchluß nicht in Frage. * 

Die Beiordnung eines Armenanwalts, die mit Rückſicht 
auf die Gebührenfreiheit des Armenrechtsverfahrens und des 
Vergleichsabſchluſſes hier allein intereffiert, ſetzt weiterhin vor⸗ 
aus, daß die Beiordnung zur zweckentſprechenden Rechtsverfol⸗ 
gung oder Rechtsverteidigung erforderlich geweſen iſt. Da das 
Armenrechtsverfahren und der Vergleichsabſchluß nach 8 118 a 
ZPO. auch in ſolchen Sachen, die zur Zuſtändigkeit der LG. 
gehören, nicht dem Anwaltszwang unterliegt (vgl. Baum 
bach, Anm. 3 zu 8 118 a), ſteht der armen Partei ein Anſpruch 
auf Beiordnung eines Armenanwalts nicht zu (5 115 35 O.). 
Das Gericht hat alſo nach pflichtgemäßem Ermeſſen über die 
Beiordnung eines Armenanwaltes zu entſcheiden, und es wird 
daher die Beiordnung nur dann als angemeſſen und notwendig 
erachten können, wenn der Anwalt in irgendeiner Form, ſei es 
durch ſeine Beteiligung an den Vergleichsverhandlungen, ſei es 
durch Verhandeln mit dem Gegner oder durch Beratung der 
eigenen Partei, zum Abſchluß des Vergleichs beigetragen hat. 
Nur dann ſteht dem Anwalt billigerweiſe ein Anſpruch auf 
Honorierung aus der Staatskaſſe zu, wenn er bei dem Abſchluß 
des Vergleichs tätig geworden iſt, und er damtt an der Ver⸗ 
meidung des Rechtsſtreits und an der Erſparung weiterer Aus⸗ 
lagen aus der Staatskaſſe mitgeholfen hat. Die Tatſache, daß 
der Anwalt im Armenrechtsverfahren überhaupt tätig gewor⸗ 
den iſt, rechtfertigt alſo noch nicht ſeine Beiordnung zum Zwecke 
des Vergleichsabſchluſſes; entſcheidend iſt vielmehr ſeine Tätig⸗ 
keit bei den Vergleichsverhandlungen ſelbſt. Hat er ſich an 
dieſen nicht beteiligt und ſich paſſiv verhalten, ſo iſt ſeine Bei⸗ 
ordnung nicht gerechtfertigt. Die Beiordnung des Anwalts zum 
Zwecke des Vergleichsabſchluſſes wird alſo nur dann in Frage 
kommen, wenn der Anwalt bei dem Vergleich i. S. des § 13 
Ziff. 3 RAGebO. „mitgewirkt“ hat. 

IV. Dem zum Zwecke des Vergleichsſchluſſes beigeordneten 
Armenanwalt ſteht zunächſt eine 10 Prozeßgebühr aus § 23 
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Ziff. 6 RAcGebO. zu, da feine Tätigkeit in dem Verfahren, in 
dem der Vergleich abgeſchloſſen worden iſt, die Bewilligung oder 
Verſagung des Armenrechts betraf (Stein⸗Jonas, III 
Anm. 6 zu $ 118 a; Baumbach, Anm. 4 zu § 118 a). Der 
Streitwert der Prozeßgebühr beſtimmt ſich jedoch nicht nur nach 
dem Intereſſe der armen Partei an der Erlangung oder Ver⸗ 
ſagung des Armenrechts, dem ſogenannten Koſtenintereſſe, ſon 
dern nach dem Streitwert der Hauptſache, alſo nach dem Wert 
des Anſpruchs, für den das Armenrecht beantragt worden war 
(ſo RG.: JW. 1936, 145°; Willenbücher, Anm. 8 zu § 23). 
Dieſe Art der Streitwertberechnung ergibt ſich ohne wei⸗ 
teres daraus, daß in $ 23 RAGGebO. auf die Gebühren der 
§8 13 bis 17 RAGebO. verwieſen und dem Anwalt für feine 
Tätigkeit im Armenrechtsverfahren ein %Yıo Bruchteil dieſer Ge⸗ 
bühren zugebilligt wird. Da die Gebühren der 88 13 bis 17 
RAcGebO,. nach dem Streitwert der Hauptſache zu berechnen find, 
kann auch die 0 Gebühr des § 23 Ziff. 6 RAGebO. nur nach 
dem Wert der Hauptſache, nicht aber nach dem bloßen Koſten— 
wert berechnet werden. 

Außerdem erhält der Anwalt für ſeine Mitwirkung beim 
Vergleichsabſchluß eine 6 Vergleichsgebühr (fd OLG. Karls⸗ 
ruhe: Recht 1927 Nr. 1499; Baumbach, 4 zu 118 a; Stein⸗ 
Jonas, III 6 zu 118 a), weil ſeine Tätigkeit, ſoweit ſie den 
Vergleichsabſchluß betrifft, über die Vertretung der Partei bei 
der Entſcheidung über die Bewilligung oder Verſagung des 
Armenrechts hinausging und den im Prozeß geltend zu machen⸗ 
den Anſpruch ſelbſt betraf. Der Streitwert der Vergleichsgebühr 
berechnet ſich gleichfalls nicht nach dem bloßen Koſtenintereſſe, 
ſondern nach demjenigen Wert, über den ſich die Parteien ver⸗ 
glichen haben. 

Der zum Zwecke des Vergleichsabſchluſſes beigeordnete Ar⸗ 
menanwalt erhält alſo eine 10 Prozeßgebühr berechnet nach 
dem Wert der Hauptſache und eine 0 Vergleichsgebühr be⸗ 
rechnet nach dem Vergleichsintereſſe. Wird alſo durch die Auf⸗ 
wendung dieſer Koſten der Abſchluß eines Vergleiches nach 
8 118 a 3PO. ermöglicht und die Entſtehung eines Rechtsſtreits 
vermieden, ſo bleiben nicht nur den Parteien, ſondern auch der 
Staatskaſſe durch den Wegfall von ¼0 Prozeßgebühr, 1%/ıo Ver⸗ 
handlungsgebühr und gegebenenfalls ¾ Beweis- und / wei⸗ 
tere Verhandlungsgebühr erhebliche Auslagen erſpart. Anderer⸗ 
ſeits geht der Anwalt, der in der berechtigten Erwartung, er 
werde zum Armenanwalt beſtellt und aus der Staatskaſſe hono⸗ 
riert, die Vertretung der armen Partei übernommen hat, im 
Falle eines Vergleichsabſchluſſes im Armenrechtsverfahren nicht 
völlig leer aus. 


II. 
Von Kammergerichtsrat Dr. Gaedeke, Berlin 


1. Der Verſuch Cochems', für den die Partei bereits im 
Armenrechtsverfahren vertretenden Anwalt eine Lanze zu bre⸗ 
chen und fo zugleich die Anwendung der durch § 118 à Abſ. 3 
BO. gewährten Vergleichsmöglichkeit zu fördern, iſt zweifellos 
als berechtigt anzuerkennen. Er ſcheitert aber daran, daß die 
von Cochems verwerteten Gedankengänge unſchlüſſig ſind, 
und zwar letzten Endes deshalb unſchlüſſig ſind, weil nach der 
Eigenart der zur Erörterung ſtehenden verfahrensrechtlichen 
Lage jedes Unternehmen, für ein bloßes Armenrechtsverfahren, 
ohne daß bereits der Prozeß ſchwebt, das Armenrecht zu ge⸗ 
währen, ausſichtslos iſt. 

Cochems ſucht zwar nachzuweiſen, daß in ſolchem Falle 
das Armenrecht in Wahrheit für den Vergleichsſchluß, d. h. den 
Anſpruch ſelbſt, nicht für den Anſpruch auf Armenrecht bewil⸗ 
ligung beſtimmt iſt. Dieſe Beweisführung führt aber, wie im 
einzelnen dargelegt werden wird, rettungslos in eine Sack— 
gaſſe. 

2. Cochems' Ausführungen ſtehen unter der Deviſe: Da 
ein Vergleich im Armenrechtsverfahren für die Reichskaſſe im⸗ 
mer noch billiger iſt, als ein im Armenrecht durchgeführter 
Prozeß, muß es zuläflig fein, auch dieſen Vergleich bereits unter 


der Herrſchaft des Armenrechts, d. h. auf Koſten der Reichskaſſe, 
ſchließen zu können. Damit gerät man aber in geſetzgebe⸗ 
riſche Erwägungen darüber, auf welche Verfahren und in 
welche Maßnahmen die Bewilligung des Armenrechts auszu⸗ 
dehnen iſt. Die Anwendung der geltenden Vorſchriften 
durch die Gerichte kann dadurch höchſtens inſofern beeinflußt 
werden, als es ſich um die Zuläſſigkeit einer nicht ausdrücklich 
genannten Erſatzmaßnahme kan Stelle einer geſetzlich an⸗ 
erkaunten Maßnahme handelt (wie z. B. bei der Beſtellung 
eines Armenanwaltsſubſtituten an Stelle der Reiſe des Armen⸗ 
anwalts ſelbſt). 

So beſtechend Cochems' Deviſe daher auch klingen mag, 
ſo wenig iſt mit ihr zu beweiſen, am allerwenigſten aber dann, 
wenn man ſich die ratio des $ 118 à Abſ. 3 vor Augen hält: 
ohne Inanſpruchnahme ſtaatlicher Mittel, ohne irgendwelche 
Aufwendungen zugunſten der armen Partei, ohne Prüfung 
ihres Anſpruchs und ohne Entſcheidung des Gerichts über deſſen 
Ausſichten der Partei die Möglichkeit eines gerichtlichen Ver⸗ 
gleichs außerhalb eines gerichtlichen Prozeßverfahrens zu 
geben. Letzteres iſt der Vorteil, der der armen Partei zufällt. 
Erſteres iſt der Vorteil, den der Staat dafür einſteckt. Folglich 
wäre es verfehlt, dieſen zu ſchmälern und eine dennoch erfol⸗ 
gende Armenrechtsbewilligung damit rechtfertigen zu wollen, 
daß der Staat ja immerhin noch billiger wegkomme als bei 
einer Armenrechtsgewährung für den ganzen Prozeß. 


Wenn alſo Cochems zwar anerkennt, daß 8118 a Abſ. 3 
die Vermeidung der Bewilligung des Armenrechts be- 
zweckt, dieſes Ziel aber dadurch für erreichbar erklärt, daß — 
für den Vergleichsſchluß — das Armenrecht bewilligt wird, ſo 
dreht er ſich damit im Kreiſe und gibt — ungewollt — zu, 
daß er mit dem von ihm vorgeſchlagenen Verfahren den Zweck 
des Armenrechtsvergleichs vereitelt. 


3. Daß der Vergleich im Armenrechtsverfahren der Er⸗ 
ledigung des Anſpruchs ſelbſt dient, daß alſo hier eine gericht⸗ 
liche Vergleichsmöglichkeit auf ein Verfahren aufgepfropft wird, 
das unmittelbar nicht der Entſcheidung über den ſtreitigen An⸗ 
ſpruch dient, habe ich bereits in meiner grundlegenden Erörte⸗ 
rung über „Vergleiche im Armenrechtsverfahren“ (JW. 1935, 
2865) ausgeführt. Dieſe Eigentümlichkeit des Vergleichs aus 
§ 118 a ändert trotzdem nichts an der Tatſache, daß das Geſetz 
nun einmal dieſes Armenrechtsverfahren äußerlich als den 
Rahmen für ſolche Vergleiche benutzt und abſichtlich benutzt, um 
einfach, billig und formlos und dennoch mit formgültigem Titel 
den materiellen Streit beizulegen. Damit erfaßt dieſer Ver⸗ 
gleich aber zwangsläufig auch den Anſpruch auf Armenrechts⸗ 
bewilligung derart mit, daß auch dieſer ſeine Erledigung und 
damit das Armenrechtsverfahren ſelbſt feine Beendigung findet. 
Ob das Selbſtzweck oder bloße Folgewirkung iſt, iſt alſo für das 
Ergebnis, zu dem man dabei gelangen muß, völlig gleichgültig. 
Materieller Anſpruch und Armenrechtsanſpruch ſind — das iſt 
allein entſcheidend — hier untrennbar miteinander verknüpft. 


4. Folgerichtig iſt mit Abſchluß des Vergleichs der An⸗ 
ſpruch auf Armenrechtsbewilligung gegenſtandslos geworden, 
nicht anders, als wenn die Streitparteien ſich, nachdem der 
Gläubiger ein Armenrechtsgeſuch eingereicht hat, irgendwie 
ohne Inanſpruchnahme des Gerichts einigen. Hier wird nie⸗ 
mand auf den Gedanken kommen, daß der Gläubiger gleichwohl 
noch eine Entſcheidung auf ſein Geſuch überhaupt oder gar noch 
eine Bewilligung des Armenrechts verlangen könnte oder nur 
für die Zwecke der Einigung verlangt hätte und hätte verlangen 
konnen. Für welches Verfahren ſollte denn das Armenrecht 
dabei eigentlich gewährt werden? 

Cochems bleibt denn auch die Erklärung dafür ſchuldig, 
weshalb die Rechtslage dann eine andere ſein ſoll, wenn dieſe 
Einigung nicht neben, ſondern in dem Armenrechtsverfah⸗ 
ren erfolgt, richtiger gefagt: er gibt zwar eine Erklärung. Dieſe 
beruht jedoch auf Trugſchlüſſen. So kann auch das Ergebnis 
nicht richtig fen. Er ſagt einmal: es beſtehen keine Bedenken, 
das Armenrecht zum Zwecke des Vergleichsſchluſſes nach § 118 4 
genau ſo zu bewilligen, wie für einen außergericht⸗ 
lichen Vergleich. Die ZPO. kennt aber eine Armenrechtsbe⸗ 
willigung nur für die Geltendmachung eines Anſpruchs im 
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Prozeß. Ein Armenrecht für den Abſchkuß eines außergericht⸗ 
lichen Vergleichs wie überhaupt für eine außergerichtlich 
Tätigkeit iſt unſerer ZPO. fremd. Genau fo wenig alſo wie 
für einen außergerichtlichen Vergleich das Armenrecht gewährt 
werden kann, kommt es für ein Verfahren, das kein Prozeß⸗ 
verfahren iſt, ſondern für dieſes gerade das Armenrecht erwir⸗ 
ken ſoll, in Frage. Wenn nun gar dieſes Verfahren ſelbſt be⸗ 
reits gegenſtandslos geworden iſt, würde eine Armenrechts⸗ 
bewilligung begrifflich einfach undenkbar ſein. 

Gerade deshalb iſt es ein Fehlſchluß, Maßnahmen zur 
Verhinderung der Entſtehung eines Rechtsſtreits ſolchen zur 
Beendigung eines ſchwebenden Rechtsſtreits prozeſſual gleich⸗ 
zuſetzen. Es ſind verfahrensrechtlich zwei grundverſchiedene 
Dinge, indem erſtere außerhalb eines Verfahrens ſteht, letztere 
dagegen einen Teil desſelben bildet. Für erſtere Kategorie ſieht 
nun einmal, worüber durch keine Auslegungskünſte hinwegzu⸗ 
kommen iſt, unſere Armenrechtsregelung die Möglichkeit des 
Armenrechts nicht vor. 


Ferner: Coche ms führt aus: „Das fo bewilligte Armen⸗ 
recht enthält keine Entſcheidung über das Armenrechtsgeſuch.“ 
Dieſer Satz iſt ſchlechthin unverſtändlich. Eine Armenrechtsbe⸗ 
willigung ohne vorgängiges Geſuch iſt undenkbar. Eine Be⸗ 
willigung, die keine Entſcheidung über das geſtellte Geſuch dar⸗ 
ſtellen ſoll, iſt folglich unvorſtellbar und würde tatſächlich und 
rechtlich völlig in der Luft ſchweben. 

Schließlich aber: Cochems meint, auf alle Fälle könne 
man ja das Armenrecht nach Vergleichsſchluß mit rückwirken⸗ 
der Kraft, alſo mit Wirkung vor Vergleichsabſchluß bewilligen. 
Er überſieht dabei zweierlei: einmal, daß die Rückwirkungs⸗ 
anordnung keine Maßnahme iſt, um rechtlichen Schwierigkeiten 
aus dem Wege zu gehen, und vom Gericht nicht nach Gutdünken 
benutzt werden kann, ſondern ausſchließlich zuläſſig iſt, wenn 
ein rechtzeitig geſtelltes Geſuch ohne Verſchulden des Geſuch⸗ 
ſtellers vom Gericht erſt verſpätet beſchieden wird. Sodann: 
auch eine Rückwirkung ſchafft keine andere Rechtslage als die 
gewöhnliche Armenrechtsbewilligung mit der ä einen und ein⸗ 
zigen Ausnahme, daß der Zeitpunkt der Wirkſamkeit 
früher eintritt. Wo alſo für ein Verfahren oder eine Maß⸗ 
nahme der Parteien das Armenrecht nicht zuläſſig iſt, kommt 
ebenſowenig oder ſogar erſt recht nicht eine Rückwirkungs⸗ 
anordnung in Frage. 

5. Aber auch die weiteren Ausführungen von Cochems 
beſtätigen nur die Unhaltbarkeit ſeiner ganzen Konſtruktion. 
Ein Gläubiger, der Ausſicht hat, ſich mit dem Gegner zu ver⸗ 
gleichen, hat inſoweit ohne Frage auch für ſeinen Anſpruch 
Ausſicht auf Erfolg. Ein Gläubiger, der ſich verglichen hat, hat 
damit — wenn auch nur beſchränkt — den Erfolg in der Taſche. 
Worauf ſich nunmehr noch die Befugnis des Gerichts gründen 
ſoll, den urſprünglich geltend gemachten Anſpruch zu prüfen 
und in eine Erörterung der Ausſichten dieſes Anſpruchs einzu⸗ 
treten und worin die Erſparnis für das Gericht und den Staat 
beſtehen ſoll, wenn über die Ausſichten des Anſpruchs ſogar 


f Ermittlungen angeſtellt werden müßten, iſt nicht zu ver⸗ 
ehen. 


Im übrigen iſt es durchaus nicht Aufgabe des Gerichts, 
den Bergleich im Armenrechtsverfahren „zu überwachen“. Es 
übernimmt für den Inhalt keine Verantwortung, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß eine richterliche Mitwirkung ansſchließ⸗ 
lich für die Protokollierung der — etwa vor den Ur⸗ 
kundsbeamten der Geſchäftsſtelle zuſtande gekommenen — Eini⸗ 
gung vorgeſchrieben iſt. 

6. In ſich widerſpruchsvoll ift aber auch die Begründung 
zur Frage der Beiordnung eines Anwalts für den Ver⸗ 
gleich. Da es ſich um ein Verfahren ohne Anwaltszwang han⸗ 
delt, kann das Gericht einen Anwalt beiordnen. Dieſes Er⸗ 
meſſen hat aber ausſchließlich unter dem Geſichtspunkt zu wal⸗ 
ten, ob die Partei auch ohne Zuztehung eines Anwalts ihr 
Recht durchfechten kann. Die Tatſache, daß ſie ſich bereits ſelbſt 


einen Anwalt genommen hat, iſt dabei ebenſo belanglos wie 
der Umſtand, ob dieſer überhaupt, in welchem Grade und vor 
allem, ob er für das Zuſtandekommen eines Vergleichs tätig 
geworden iſt. Die Mitwirkung zu einem Vergleich iſt zwar Vor⸗ 
ausſetzung für den Gebührenanſpruch aus § 13 Ziff. 3 RA⸗ 
GebO., aber doch niemals ein Kriterium dafür, ob die Partei 
für den Vergleichsſchluß der Hilfe eines Anwalts bedurft hätte 
oder nicht auch allein denſelben Erfolg erzielt hätte. 

7. So beſtätigen die Ausführungen von Cochems nur 
die Richtigkeit des von mir in JW. 1935, 2865 bereits ge⸗ 
wonnenen Ergebniſſes, daß nur dann, wenn das Armenrecht 
für einen ſchon ſchwebenden Prozeß nachgeſucht wird (mag es 
ſich um die anhängige oder die erſt anhängig zu machende höhere 
Inſtanz handeln), eine Armenrechtsbewilligung zuläſſig iſt. 
Dieſe iſt zwar dann für das Prozeßverfahren beſtimmt, kann 
ſich aber gleichwohl auf die vergleichsweiſe Beilegung beſchrän⸗ 
ken. Dieſe erfolgt dann im Armenrechtsverfahren mit der Wir⸗ 
kung der Beendigung ſowohl dieſes wie auch des Prozeſſes ſelbſt 
durch Vergleich. 

Trotzdem darf man es begrüßen, daß erneut der Verſuch 
unternommen worden iſt, auch für iſolierte Armenrechtsverfah⸗ 
ren Maßnahmen zu finden, die einen Vergleichsſchluß im Ar⸗ 
menrechtsverfahren fördern und vor allem auch den beteiligten 
Anwälten zu ihren Gebühren verhelfen könnten. Denn damit 
wird die Aufmerkſamkeit für dieſe keineswegs unwichtige Frage 
wachgehalten. Leider wird hier aber trotz aller Bemühungen 
mit unſerer geltenden Armenrechtsregelung nicht zu helfen 
ſein. Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß manche Ge⸗ 
richte ſich über alle die erörterten Bedenken teils bewußt, meiſt 
wohl unbewußt hinwegſetzen und nur nach Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen handeln. Gerade dieſe Erkenntnis hatte mich ſei⸗ 
nerzeit bewogen, die Rechtslage bei „Vergleichen im Armen⸗ 
rechtsverfahren“ einer ſyſtematiſchen Unterſuchung zu unter⸗ 
ziehen mit dem ausdrücklichen Hinweis, daß die Gerichte ſich 
darüber vielfach im unklaren befinden und aus dieſem Grunde 
das Verfahren „willkürlich und ganz nach ihrem Belieben“ ge⸗ 
ſtalten. 

Ich bezweifle keinen Augenblick, daß ſolch Verfahren, wie 
es Cochems vorſchlägt, vielfach „mit beſtem Erfolg in Übung 
iſt“ und „ſich bewährt hat“. Es iſt aber ein ſchwerwiegender 
Irrtum, zu glauben, daß alles, was in der Praxis „in bung“ 
iſt und von den Beteiligten als „bewährt“ und „zweckmäßig“ 
empfunden wird, rechtlich zuläſſig und vertretbar iſt. Wenn es 
ſich uur um die Auſpruchsparteien nebſt ihren Vertretern und 
das Gericht ſelbſt handelte, wäre dagegen gewiß nicht das ge⸗ 
ringſte einzuwenden. Da jedoch der wichtigſte Faktor dabei 
die Benutzung von Mitteln der Allgemeinheit, die Heranziehung 
der Reichskaſſe zur Finanzierung dieſer Praxis iſt, dieſe aber 
unter allen Umſtänden im Rahmen der vom Geſetz für zuläſſig 
erachteten Belaſtung ſich zu halten hat, muß eine ſolche will⸗ 
kürliche Übung als der Rechtsgrundlage entbehrend ent— 
ſchieden abgelehnt werden. Sie beſchwört für das Gericht nur 
die Gefahr herauf, daß die Reichskaſſe ſich mit Schadenserſatz⸗ 
anſprüchen zur Wehr ſetzt. 

Die gewiß wünſchenswerte Regelung, die auch die Be⸗ 
lange des Anwalts gebührend berückſichtigt, kann hier in der 
Tat nur mit Hilfe einer geſetzlichen Regelung herbeigeführt 
werden, etwa durch Einfügung einer Vorſchrift in § 118 4a 
Abſ 3 Satz 2 BBO. dahin: „Das Gericht iſt befugt, zum Zwecke 
eines ſolchen Vergleichsſchluſſes das Armenrecht zu bewilligen 
und hierfür der armen Partei vorzugsweiſe den im Armen⸗ 
rechtsverfahren für ſie bereits tätigen Anwalt beizuordnen.“ 


Nur ſo würde vor allem der auch von Cochems er⸗ 
ſtrebte, mit ſeinem Beiordnungsverfahren allerdings nicht 
erzielbare Erfolg wirklich erreicht, dem Anwalt, der bereits 
Bemühungen für eine vergleichsweiſe Beilegung des Streits 
ſchon im Armenrechtsverfahren aufgewendet hat, dafür ſeine 
Vergütung aus der Reichskaſſe zu ſichern. 
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Auffäße 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Deutſche Kechtsfront 


Mitwirkung von parteidienſtſtellen 
im Diſziplinarverfahren gegen Beamte 


In JW. 1936, 192449 war auszugsweiſe eine Entſcheidung der 
Dienftitraffammer beim OLG. Düſſeldorf v. 18. April 1936 abgedruckt, 
die dahin ging, daß nach Auffaſſung des beſchließenden Gerichts die 
Teilnahme eines Gauleiters an dem Termin zur Vernehmung eines 
Zeugen im Diſziplinarverfahren gegen einen Beamten und Partei⸗ 
genoſſen nicht zuläſſig ſei. In der im Anſchluß an die Entſcheidung 
abgedruckten Anmerkung hat RA. Dr. v. Bohlen ausgeführt, daß 
dieſe Entſcheidung der Dienſtſtrafkammer unzutreffend iſt. 

Der RIM. hat nunmehr am 27. Aug. 1936 eine Verordnung 
über die mündliche Verhandlung in Dienſtſtrafverfahren gegen Beamte 
der Reichsjuſtizverwaltung erlaſſen (RG Bl. 1936, I, 652). Die am 
1. Sept. 1936 in Kraft getretene Verordnung beſtimmt in SL: 

„(1) Die mündliche Verhandlung im förmlichen Dienſtſtraf⸗ 
verfahren gegen Beamte der Reichsjuſtizverwaltung iſt nicht öffentlich. 
Vorgeſetzte des Beſchuldigten oder von ihnen beauftragte Beamte 
können der Verhandlung beiwohnen. Der Vorſitzende der Dienſtſtraf⸗ 
kammer oder des Dienſtſtrafſenats kann andere Perſonen zulaſſen. 

(2) Iſt der Beſchuldigte Mitglied der Nationalſozialiſtiſchen Deut⸗ 
ſchen Arbeiterpartei, ſo kann der Stellvertreter des Führers einen 
Beauftragten in die mündliche Verhandlung entſenden.“ 


Angeſtelltenverſicherung der im anwaltlichen 
Probe: und Anwärterdienſt befindlichen Aſſeſſoren 
(Gutachtliche Stellungnahme des Reichsverſicherungsamts) 


„Nach 8 12 Nr. 4 AngVerſch. find verſicherungsfrei u. a. Per⸗ 
ſonen, die zu ihrer wiſſenſchaftlichen Ausbildung für ihren künftigen 
Beruf gegen Entgelt tätig find, Wie das RVerſsA. bereits in der 
grundſäßlichen Entſcheidung Nr. 4188 (ANachrfgtVerſ. 1931, IV 391 
= EuM. 31, 30 Nr. 15) zum Ausdruck gebracht hat, verlangt die 
Vorſchrift des 8 12 Nr. 4 a. a. O. im Gegenſatz zu der des 8 1235 
Nr. 3 RVO. eine Zweckbeziehung zwiſchen der gegen Entgelt aus⸗ 
geübten Tätigkeit und dem künftigen Beruf. Iſt dieſe Zweckbeziehung 
aber vorhanden, ſo iſt regelmäßig Verſicherungsfreiheit anzunehmen, 
wenn nur im übrigen eine wiſſenſchaftliche Ausbildung vorliegt. In 
dieſem Sinne hat das RVerſA. die Beſchäftigung eines Arztes, der 
ſich nach erlangter Approbation und nach Beendigung des praktiſchen 
Jahres der vierjährigen Fachausbildung zum Zwecke der ſpäteren 
Niederlaſſung als Facharzt unterzieht, in der grundſätzlichen Entſchei⸗ 
dung Nr. 3741 (ANachrfRVerſ. 1930, IV 212 — EuM. 27, 154 Nr. 66) 
für verſicherungsfrei nach 8 12 Nr. 4 a. a. O. und damit auch nach 
869 Nr. 2 ArbVermG. erklärt. 

Dieſelben Erwägungen müſſen wohl auch für die aus dem 
Staatsdienſt ausgeſchiedenen Aſſeſſoren gelten, die ſich dem anwalt⸗ 
lichen Probedienſt nach den 88 4—9 RRA O. und dem ſpäteren An⸗ 
wärterdienſt nach den 88 10—14 RRAO. unterziehen. Denn dieſe 
Aſſeſſoren ſind auf Grund der geſetzlichen Vorſchriften gezwungen, die 
mehrjährige Sonderausbildung zurückzulegen, wenn ſie die Zu⸗ 
laſſung als Rechtsanwalt erreichen wollen. Es handelt ſich dabei alſo 
um eine wiſſenſchaftliche Ausbildung.“ 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter hat ſich den Aus⸗ 
führungen des RVerſA. angeſchloſſen. 

(AV. d. RIM. v. 25. Aug. 1936 [6341 — Ia 10532]. — De. 
1936, 1282.) 


Urkundenſteuer 
(Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen) 
J. Vergleiche 


Auf Grund des § 13 NAD. ordne ich mit Wirkung vom 
1. Juli 1936 das Folgende an: 


Von der Beſteuerung nach $ 19 NrfSt®. iſt ausgenommen 
ein Vergleich, der geſchloſſen wird 


Keichsrechtsanwaltskammer 


Keichsjuſtizminiſterium 


1. vor einem Schiedsmann (Friedensrichter oder einer ähnlichen 
Stelle) im Strafverfahren, 


2. Vor dem Parteigericht, den Gerichten der Gliederungen und den 
Ehrengerichten der angeſchloſſenen Verbände der NSDAP., 


ſoweit in ihm nicht geldwerte Leiſtungen übernommen werden, deren 
Wert den Betrag von 150.2 u Überſteigt. 


II. Verſteigerungen 


Auf Grund des 813 RAbgd. ordne ich mit Wirkung vom 
1. Juli 1936 ab das Folgende an: 


Von der Beſteuerung nach 8 40 UrkStch. iſt ausgenommen die 
Verſteigerung von Weinbauerzeugniſſen durch Beamte der Weinbau⸗ 
verwaltungen des Reichs, eines Landes, einer Gemeinde (Gemeinde⸗ 
verbands) und einer anderen öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft. 


III. Werkverträge 


Auf Grund des $ 13 R Abg. ordne ich mit Wirkung vom 
Inkrafttreten des Art. 2 des Geſetzes zur Anderung des Beförderungs- 
ſteuergeſetzes vom 2. Juli 1936 (RGBl. I, 531) ab das Folgende an: 

Außer den im 8 15 Abſ. 5 UrkStGG. und im 8 37 UrkdB. 
bezeichneten Verträgen iſt von der Beſteuerung ausgenommen ein 
Vertrag über die Beförderung einer Perſon oder Sache auf Waſſer⸗ 
ſtraßen. 

Hiernach zu Unrecht entrichtete Urkundenſteuer iſt zu erſtatten. 
(RdErl. v. 1. Aug. 1936 [8 5800 — 10 III. — DJ. 1936, 1314.) 


Abkommen zwiſchen dem deutſchen Gemeindetag und 
der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer, betreffend die Pro⸗ 
zeßvertretung der Jugend⸗ und Wohlfahrtsämter 
Vom 26. Auguſt 1936 
1. 


Den Jugend- und Wohlfahrtsämtern der Gemeinden (Gemeinde 
verbände) liegt die Aufgabe ob, die Unterhaltsanſprüche der ihrer Vor⸗ 
mundſchaft unterſtellten unehelichen Kinder im Prozeßwege durch- 
zuſetzen. Da dieſe Prozeſſe für die Lebensgeſtaltung der Mündel von 
großer Bedeutung ſind und häufig die Löſung ſchwieriger Rechtsfragen 
erfordern, wird der Deutſche Gemeindetag den Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbänden empfehlen, ſoweit tunlich, Rechtsanwälte mit ihrer 
Prozeßvertretung zu beauftragen. 


2. 


Die Reichs⸗Rechtsanwaltskammer wird ſich dafür einſetzen, daß 
die Rechtsanwälte die Gebühren für ihre Tätigkeit in Unterhalts⸗ 
ſtreitigkeiten der Jugend⸗ und Wohlfahrtsämter in der Weiſe ermäßigen, 
daß ſie den Jugend- und Wohlfahrtsämtern gegenüber nur Gebühren 
in Höhe der geſetzlichen Armenanwaltsgebühren geltend machen. Von 
dem unterlegenen Gegner können die vollen geſetzlichen Anwalts“ 
gebühren beigetrieben werden. 


3 


Zur Prozeßvertretung der Jugend⸗ und Wohlfahrtsämter ſind 
nach Möglichkeit alle Anwälte, denen Armenſachen von den Gerichten 
zugeteilt werden, gleichmäßig heranzuziehen. Zu dieſem Zwecke werden 
den Jugend⸗ und Wohlfahrtsämtern von der Reichs⸗ Rechtsanwalts“ 
kammer Liſten der in Betracht kommenden Rechtsanwälte übermittelt 
und ſtändig ergänzt werden. Die in dieſen Liſten verzeichneten An⸗ 
walte verpflichten ſich, Prozeßaufträge der Jugend⸗ und Wohlfahrt?“ 
ämter zu den vorſtehenden Bedingungen zu übernehmen, ſoweit nicht 
im Einzelfall der Übernahme eines Auftrages ein geſetzliches Hinder⸗ 
nis entgegenſteht. Die Jugend- und Wohlfahrtsämter der Gemeinden 
(Genieindeverbände) werden alsdann die an Rechtsanwälte zu ver⸗ 
gebenden Aufträge möglichſt gleichmäßig an die in der Liſte verzeich⸗ 
neten Anwälte Übertragen. 


win ee - 
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Schrifttum 2628 


Schrifttum 


Dr. habil. Friedrich Bülow: Wörterbuch der Wirt⸗ 
ſchaft. (Kröners Taſchenausgabe Bd. 114.) Leipzig 1936. 
Alfred Kröner Verlag. 455 S. Preis geb. 3,75 AM 


Wenn man in dieſem Buch den Schlagworten folgend herum⸗ 
blättert, ſieht man in beſonders kurzer, aber klarer Weiſe, wieviel 
Neues die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung auf dem Gebiete der 
Rechts⸗ und Wirtſchaftsgeſtaltung hervorgebracht hat, wie in allen 
Wirtſchaftsabläufen nationalſozialiſtiſches Wirtſchaftsdenken geſtalthafte 
Form angenommen hat. Die gemeinverſtändlichen Erläuterungen der 
wiſſenſchaftlichen Fachausdrücke und der allgemeinen Begriffe, wie 
z. B. Staat, Volkswirtſchaft, Lohn, Marktordnung u. dgl., enthalten 
ein klares Bekenntnis zu der geſamtheitlichen Auffaſſung, indem ſie 
an Stelle eines abgewirtſchafteten Methodenſtreites liberaliſtiſcher 
Denkart die Grundſätze der ſtändiſchen und ſittlichen Ideale von 
Leiſtung und Ehre, der planvollen Ordnung und volksorganiſcher Be⸗ 
dingtheiten in den Vordergrund ſtellen. Das der neueſten Wirtſchafts⸗ 
entwicklung angepaßte Buch läßt erfreulicherweiſe auch eine Erläute⸗ 
rung neuerer Begriffe und wirtſchaftlicher Erneuerungsbeſtrebungen, 
wie z. B. ſolche über die Aktienrechtsreform, die Arbeitsbeſchaffung, 
das Arbeitsbuch, das Wareneingangsbuch, über den ſtändiſchen Wirt- 
ſchaftsaufbau, die Wirtſchaftsorganiſation u. dgl., nicht vermiſſen. 
Gleichzeitig räumt es viele Irrtümer aus dem Wege, ſo etwa, wenn 
man das vielgeſchmähte Börſengeſchäft in ſeiner volkswirtſchaftlichen 
Bedeutung als Mittel der Preisſicherung erkennt, wenn auf den viel 
verkannten Unterſchied zwiſchen Planwirtſchaft und Planung der Wirt⸗ 
ſchaft aufmerkſam gemacht, oder wenn auf den Inhaltswandel vieler 
Begriffe unter vergleichsweiſer Heranziehung früherer Lehrmeinungen 
hingewieſen wird. Das preiswerte Buch, das in gedrängter Kürze 
und Handlichkeit möglichſt alle Begriffe umfaſſen will, wird ſeinem 
Zwecke vollauf gerecht. Aber ebenſo wie jede wirtſchaftlich⸗wiſſenſchaft⸗ 
liche Erkenntnisquelle einer breiten Öffentlichkeit heute möglichſt nahe⸗ 
gebracht und leicht faßbar gemacht werden muß, ſind vielleicht die 
folgenden kleinen Hinweiſe als dem Wunſch des Verf. entſprechende 
Anregungen anzuſehen: 


Die Lehre vom „Preis“ ſucht man vergeblich unter dieſem 
Schlagwort; ſie findet ſich aber an anderer Stelle, und zwar unter 
dem gut gelungenen Kapitel der Marktordnung. Das gleiche gilt für 
die Erläuterungen über die Preisunterbietung, ähnliches für die zu⸗ 
treffende Definition über den gerechten Preis, die unter der Schlagzeile 
„Steuerung der Preiſe“ verſteckt liegt. Auch find die Erläuterungen 
über das Wirtſchaftsgeſetz nicht leicht unter Schlagworten, wie z. B. 
„Macht“, auffindbar. Im Anſchluß an die Erläuterung über den 
Leiſtungslohn ließe ſich gut eine kurze Darſtellung des heute fo viel 
propagierten und im Zuge der Marktordnung und der Leiſtungs⸗ 
ſteigerung als notwendig empfundenen Leiſtungswettbewerbs einfügen. 
Auf dieſe Weiſe würde insbeſondere dem mit wirtſchaftlichen Be⸗ 
griffsverflechtungen wenig vertrauten Benutzer des Buches ein zuſätz⸗ 
licher Dienſt erwieſen werden. Der Wert des jedem Wirtſchafts⸗ 
praktiker, Wirtſchaftsrechtler und wirtſchaftlich intereſſierten Anwalt 
zur Anſchaffung warm zu empfehlenden Wörterbuches ſoll jedoch durch 
dieſe Hinweiſe in keiner Weiſe gemindert werden. Das Buch fteht 
in ſeiner Art einzig da, es iſt ein wohlgelungenes Werk, das dem 
Leſer nicht allein als Nachſchlagewerk oder als raſches Orientierungs- 
mittel dienlich iſt, ſondern ihm auch Freude bereitet. 


Dr. rer. pol. Theodor Becker, Berlin. 


Dr. Adolf Baumbach, Senpräſ. b. KG. a. D.: Wettbe⸗ 
werbs⸗ und Warenzeichengeſetz vom 5. Mai 1936 
mit Zugabeverordnung, Rabattgeſetz, Wirtſchaftswerberecht 
und zwiſchenſtaatlichem Wettbewerbsrecht. (Beckſche Kurz⸗ 
kommentare Bd. 13.) 3. völlig neubearb. Aufl. München 
und Berlin 1936. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. XI, 571 S. 
Preis geb. 16 AM. 


Soweit ich ſehe, iſt als erſtes Erläuterungsbuch zum neuen WZG. 
das von Baumbach erſchienen, gleichzeitig als 8. Auflage des bis⸗ 
her unter der Bezeichnung „Das geſamte Wettbewerbsrecht“ er⸗ 
ſchienenen „ſyſtematiſchen Kommentars“. Das Werk nennt ſich Kurz⸗ 
dommentar, ohne daß allerdings die neue Auflage hinter dem alten 
Werk an Umfang oder Inhalt Weſentliches verloren hätte. Die aller⸗ 
dings von Baumbach in der 2. Aufl. noch energiſch verteidigte ein⸗ 
heitliche ſyſtematiſche Behandlung iſt fallen gelaſſen zugunſten einer 
Kommentierung der Paragraphenfolge unter Voranſtellung eines all⸗ 


gemeinen ſyſtematiſchen Teiles. Damit iſt Baumbach dem Wunſch 
der Praxis entgegengekommen, für die die Benutzung der 2. Auflage 
1970 umſtändlich war, wenn es ſich um die Prüfung einzelner Fragen 
handelte. 0 

So beſteht das Werk aus mehreren großen Teilen: dem all⸗ 
gemeinen Teil, den Erläuterungen zum Unl WG., Wach. und zum 
zwiſchenſtaatlichen Wettbewerbs- und WIMecht. Im Rahmen des 
UNS. werden dann noch behandelt Rabatt⸗ und Zugabeweſen, die 
Beſtimmungen über die Wirtſchaftswerbung und das Namens⸗ und 
Firmenrecht. 

Es geht ſelbſtverſtändlich über den Rahmen einer kurzen Be⸗ 
ſprechung hinaus, auch nur die von Baumbach erörterten Grund⸗ 
fragen zu behandeln, geſchweige auf Einzelfragen einzugehen. Immer⸗ 
hin ſoll auf einige weſentliche Geſichtspunkte hingewieſen werden. 

Noch im Vorwort zur 2. Auflage glaubte Baumbach, die 
Gefühlsjurisprudenz bekämpfen zu müſſen, womit in den Jahren der 
Syſtemzeit nicht die in der Tat reine Gefühlsjurisprudenz, ſondern 
auch die Rechtsauffaſſung abgetan zu werden pflegte, die aus einheit⸗ 
licher Weltanſchauung und rechtsſchöpferiſchen Ideen heraus Einzel⸗ 
fälle der Löſung zuführte, ohne daß ſie den Vorwurf der Gefühls⸗ 
jurisprudenz verdiente. Im Vorwort der 3. Auflage bekennt auch 
Baumbach ſich zur Notwendigkeit der Durchſetzung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung, auch im Wettbewerbsrecht, die eine 
Rechtsfindung aus einheitlicher Weltanſchauung und aus ihr ger 
borener Rechtsideen rechtfertigt. Man muß Baumbach ebenfalls 
darin beipflichten, wenn er jetzt ausführt, daß die Geiſtestätigkeit des 
Richters ſelbſtverſtändlich nicht durch das Gedächtnis erſetzt werden 
darf (S. 26). Bei der Erörterung dieſer Frage geht Baumbach 
auch auf den „Willen des Geſetzgebers“ ein und hält ihn für un⸗ 
maßgeblich. Das gilt jedoch nur für die parlamentariſchen Geſetze, 
nicht aber für die autoritären Geſetze des Dritten Reiches, weshalb 
es auch zu bedauern iſt, daß die Begründung des neuen MIO. 
(Blatt 193/119) keine Berückſichtigung mehr gefunden hat. Ihre 
Verwertung in einer ſpäteren Auflage wäre dringend zu wünſchen. 

Sehr zu begrüßen iſt es, daß Baumbach ſich ſtark für den 
Schutz des Verletzten und des Schutzrechtsinhabers einſetzt. So erklärt 
er weitgehend jede Wettbewerbsverletzung als Beeinträchtigung des Rechts 
am Unternehmen und will dementſprechend $ 823 Bahn anwenden, 
eine Auffaſſung, der ſich die Rechtſprechung nur anſchließen ſollte. 

Mit beſonders temperamentvollen Ausführungen wendet ſich der 
Verf. gegen die wahlloſe Anwendung des Begriffs der Sittenwidrig⸗ 
keit, die häufig unberechtigt den ſelbſt gutgläubig Gewerbetreibenden 
mit einem Makel belaſte. Auch meint er, daß nicht die Auffaſſung 
des ſagenhaften „billig und gerecht Denkenden“, entſcheiden könne, da 
in Wahrheit dann nur die Auffaſſung des Richters entſcheide, dem 
die Erfahrung der unmittelbar beteiligten Wettbewerbskreiſe abgehe. 
Er tritt dafür ein, daß die Auffaſſung der „verſtändigen Durchſchnitts⸗ 
gewerbetreibenden“ (S. 19) maßgebend ſein müſſe. Die Richtigkeit 
dieſer Auffaſſung, die lebhaften Widerſpruch finden wird, voraus⸗ 
geſetzt, müßte der Richter alſo beiſpielsweiſe bei der Verletzung von 

ennzeichnungsmitteln eine doppelte Nachprüfung vornehmen 5 einmal 
die Auffaſſung des Verkehrs, insbeſond re der Verbraucher, über die 
Frage der Verwechſlungsfähigkeit, und dann bei einer ſich daraus 
ergebenden Verwechflungsgefahr die Auffaſſung der „verſtändigen 
Durchſchnittsgewerbetreibenden“. Letzteres iſt gefährlich, wenn man 
bedenkt, daß oft genug die „verſtändigen Durchſchnittsgewerbetreiben⸗ 
den“ ein Intereſſe daran haben, Monopolbeſtrebungen ihres Wette 
bewerbers an Kennzeichnungsmitteln verwäſſert zu ſehen, um ſie ſelbſt 
benutze können. 

Weben erſcheint mir auch die wohl nur aus Gründen der 
ſyſtematiſchen Behandlung erfolgte Einteilung in „ſachliches und förm⸗ 
liches Wettbewerbsrecht“ (S. 3), wobei das ganze WG. als form⸗ 
liches angeſehen wird. Das halte ich inſofern nicht für richtig, als 
das förmliche WZ. Recht allein auch einen Schutz nicht gewahrt, ſelbſt 
wenn das Zeichen eingetragen iſt, ſondern dieſer hängt vielmehr davon 
ab, ob das Zeichen zur Kennzeichnung einer beſtimmten Herkunft 
dienen kann, was Baumbach als Kennzeichnungskraft bezeichnet 
(S. 357, ſiehe auch S. 326 B). Mi 

Einer der Augelpunkte des deutſchen WZ.⸗Rechts iſt die „Ak⸗ 
zeſſorietät des Warenzeichens“. Baumbach wendet ſich gegen die 
Richtigkeit dieſer Regelung (S. 371) und will daher auch §8 8 nur 
eng auslegen. Die Tatſache, daß auch der alte Inhaber eines Zeichens 
in feinen Leiſtungen nachlaffen und das Zeichen daher irreführen 
könne, da der Verkehr ſich auf die „Garantiefunktion“ verlaſſe, kann 
keinen Anlaß dafür bieten, die Möglichkeit der Irreführung des Ver⸗ 
kehrs zu vermehren. Trotz dieſer Auffaſſung hält übrigens Baum⸗ 


2624 Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


bach an der Meinung feſt, wonach eine Lizenz als dingliches Recht 
am Warenzeichen nicht moglich iſt. 


Zu 816 WEG. hebt Baumbach mit Recht hervor, daß dieſe 
Beſtimmung gegenüber allen geſchaftlichen Bezeichnungen gelte. Einen 
zeichenmäßigen Gebrauch, oder richtiger einen Gebrauch zur Kenn⸗ 
zeichnung ſchützt alſo 8 16 nie (S. 407). 


Zur Frage des Begriffs der Ausſtattung (88 422 ff.) nimmt 
Baumbach eine von der herrſchenden Meinung abweichende Auf⸗ 
faſſung ein. Er bejaht im Gegenſatz zu dieſer die Möglichkeit eines 
Ausſtattungsſchutzes, wo ein Gegenſtand neben der Verfolgung eines 
praktiſch⸗techniſchen Zweckes auch der Formgebung dient. Letzteres wird 
zu bejahen fein. Wo aber ein Gegenſtaud, oder richtiger ein Teil 
desſelben allein jenem dient, iſt für den Ausſtattungsſchutz kein Raum. 


Baumbach hält bei der Behandlung der Frage der Verwechſ⸗ 
lungsfähigkeit an den Begriffen „ſchwaches und ſtarkes Zeichen“ feſt, 
eine Begriffsbeſtimmung, die die Gefahr der Schematiſierung herauf⸗ 
beſchwork. Die hier vorgenommene Einteilung iſt eigentlich nur eine 
Frage der Verwechſlungsgefahr, die in jedem Fall auf Grund der 
beſonderen Verkehrsverhältniſſe geprüft werden muß. Eine allgemeine 
gültige Grenze zwiſchen dieſen beiden Arten von Zeichen läßt ſich 
überhaupt nicht ziehen. 


Bei der Behandlung der von Baumbach mit erörterten Neben⸗ 
geſetze iſt noch von Intereſſe, daß Baum bach in Übereinſtimmung 
mit der jetzt herrſchenden Meinung die Bekanntmachungen des Werbe⸗ 
rats nicht als Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 anſieht, eine 
Frage, die m. E., ſoweit Bekanntmachungen als ſolche, nicht Einzel⸗ 
entſcheidungen des Werberats in Rede ſtehen, endgültig noch nicht 
beantwortet iſt. Es iſt auch nicht richtig, wie Baumbach an⸗ 
nimmt, daß der Werberat allein erziehen will, denn dann würde ihm 
nicht das Recht verliehen ſein, die Genehmigung zur Einzelwerbung 
zu entziehen. 


Baumbach nimmt an (S. 299), daß alle Anſprüche, die auch 
dem Wettbewerbsrecht unterliegen, alſo auch aus Zeichenverletzung, 
bürgerlichem Recht uſw., ſelbſt wenn jenes zur Begründung nicht 
herangezogen iſt, innerhalb von 6 Monaten verjähren. Dieſe von der 
vori en Auflage her übernommene Auffaſſung widerſpricht der herr⸗ 
ſchenden Meinung, ſie widerſpricht aber auch der eigenen Auffaſſung 
des Verf., der dann bei Anwendbarkeit des UnlWG. ergänzend auch 
das WG., vor allem auch das bürgerliche Recht, überhaupt nicht 
heranziehen könnte. 


Zum Schluß noch ein Wunſch für die Praxis bei ſpäteren Auf⸗ 
lagen. Die auf die ſyſtematiſche Einteilung des Buches Rückſicht 
nehmende Verweiſung des Inhaltsverzeichniſſes erſchwert den Ge⸗ 
brauch für die Praxis erheblich. Eine Anziehung nach Seiten würde 
die Verwendung erleichtern. 


RA. Dr. Heinz Harmſen, Hamburg. 


Min Dir. Dr. Hans Engel und ORegRat J. Eckert: Die 
Reichsverſicherungsgeſetze in jeweils neueſtem Stand. 
Ergänzungsblätter. 2. Lieferung: 108 Blatt Ende 
Februar 1936. Preis 3,75 AM. Ergänzungsblätter. 
3. Lieferung: 140 Blatt Juni 1936. Preis 4,50 AM. 
München u. Berlin 1936. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. 
und Rechts⸗ und Wirtſchafts⸗Verlagscmbg. 

Lieferung 2 enthält die zahlreichen Anderungen und Ergän⸗ 
zungen der Reichsverſicherungsgeſetze ſeit Oktober 1935 bis Ende 
Februar 1936; insbeſondere die 11.—13. Aufbau VO., die geſchloſſene 
Zuſammenfaſſung der Neuordnung der Krankenverſicherung in einer 
beſonderen Abteilung Ja, die zahlreichen Anderungen der Arbeits⸗ 
loſenverſicherung, neue Abſchnitte „Wehrdienſt und Sozialverſiche⸗ 
rung“ ſpwie „Dienſtrecht der Beamten und Angeſtellten der Sozial⸗ 
verſicherung“. Lieferung 3 bringt die Sammlung auf den Stand 
vom Juni 1936. D. S. 


ROR. Dr. Fritz Hartung: Schulungsbriefe für Schieds⸗ 
männer. Berlin 1936. Carl Heymanns Verlag. VIII u. 
256 S. Preis geb. 6 A. 


Mit dem vorliegenden Vuch hat ſich der Verf. die Aufgabe ge⸗ 
ftellt, dem Schiedsmann, der neu fein Amt antritt, einfach und ſchnell 
das Wiſſen zu vermitteln, das er für die Führung des Amtes braucht. 
In der Erkenntnis, daß dem Schiedsmann mit einer Textausgabe der 
Schiedsordnung und der Ausführungsbeſtimmungen allein oder in 
Kommentarform nicht gedient ſein kann, hat der Verf. in leichtverſtänd⸗ 
licher und überſichtlicher Weiſe alle mit der Amtsführung und 
der Rechtsſtellung des Schiedsmanus zuſammenhängenden Fragen 
ſyſtematiſch dargeſtellt. Er geht hierbei in der Reihenfolge vor, wie 


ſich das Verfahren beim Schiedsmann in der Regel abſpielt (angefangen 
von der örtlichen und ſachlichen Zuſtändigkeit bis zu den Koſten des 
Schiedsverfahrens). Die geſetzlichen Beſtimmungen werden daneben oft 
durch praktiſche Beiſpiele dem Leſer nähergebracht. Dem neugewählten 
Schiedsmann werden die „Schulungsbriefe“ ein unentbehrliches Hilfs⸗ 
mittel fein, das es ihm ermöglicht, ſich ſchnell und gründlich mit den 
Aufgaben ſeines Amtes vertraut zu machen und einen Überblick über 
das Schiedsverfahren zu gewinnen. In einem beſonderen Abſchnitt 
„Die Rechtsſtellung des Schiedsmanns“ werden alle einſchlägigen 
Fragen, die für die Erkenntnis von Weſen und Art des Schieds⸗ 
mannsamtes von Bedeutung find, erörtert. Ein umfaſſendes und ein⸗ 
gehendes Sachverzeichnis fördert die Benutzung des Buches weſentlich. 
Tr. 


De Nederlandsche Rechtspraak betreffende 
Internationaal Privaatrecht. Unter Aufſicht von 
Prof. Mr. J. Koſters und Mr. J. Limburg geſammelt 
und herausgegeben von Mr. N. van Haſſelt. Erſter 
Teil: Rechtſprechung und Literatur. s-Gravenhage Boek- 
handel v/h Gebr. Belinfante 1936. VIII, 760 S. 


Dieſe Sammlung der niederländiſchen Rechtſprechung zum in⸗ 
ternationalen Privatrecht, die als Jubiläumsausgabe aus Anlaß des 
25jährigen Beſtehens der niederländiſchen Landesgruppe der Inter- 
national Law Association herausgegeben wurde, iſt eine wertvolle 
Informationsquelle für alle wichtigen Fragen des darin behandelten 
Rechtsgebietes. Die Sammlung enthält Abſchnitte über folgende 
Rechtsgebiete: 

I. Familienrecht (insbeſ. Eherecht), II. Erbrecht, III. Sachen⸗ 
recht, IV. Schuldrecht, V. Beweis, VI. Handelsrecht (Handelsver⸗ 
einigungen, Handelspapiere, Seerecht und Verſicherung), VII. Kon⸗ 
kursrecht, VIII. Prozeßrecht, IX. Geiſtiges Eigentum, X. Exterri⸗ 
torialität, XI. Verhältnis von Vertrag zum Geſetz. Als Anlage 
ſind die Beſchlüſſe des Hohen Rats der Niederlande in Sachen der 
Goldklauſel beigefügt. Den Schluß des Werkes bildet ein ausführliches 
Verzeichnis der geſamten ſeit 1880 erſchienenen Literatur über das 
niederländiſche internationale Privatrecht. Den einzelnen Abſchnitten 
des Buches werden jeweils kurze Überfichten vorangeſchickt, in denen 
die Entwicklungstendenzen und der Stand der Meinungen für das 
betreffende Gebiet gegeben wird. Dabei werden auch die weniger wich⸗ 
tigen Entſcheidungen nach Datum und Fundſtelle zitiert. Es folgen 
dann die wichtigſten Entſcheidungen im Wortlaut. 


Unter den abgedruckten Entſcheidungen finden ſich erklärlicher⸗ 
weiſe eine ganze Reihe, die ſich auf das deutſche Recht beziehen. So 
iſt z. B. nach dem Beſchluß des Hohen Rats v. 26. Sept. 1918 die 
Eheſchließung eines deutſchen Staatsangehörigen in Holland nur bei 
Vorlegung eines Ehefähigkeitszeugniſſes zuläſſig. Jedoch hat das LG. 
Rotterdam durch Urteil v. 18. Dez. 1933 die Parteien von dieſem 
Erfordernis dann entbunden, wenn das Ehefähigkeitszeugnis in 
Deutſchland verweigert wurde, weil eine ariſche eine nichtariſche 
Partei heiraten wollte. Dieſe Anſicht des Gerichts beſchränkt ſich 
freilich ausdrücklich auf die Zeit, wo eine derartige Eheſchließung 
noch nicht geſetzlich verboten war. Die Nürnberger Geſetze dürften 
wohl auch hier zu einer Anderung der Rechtſprechung Anlaß geben. 


Von beſonderem Intereſſe unter den vielen behandelten Pro⸗ 
blemen iſt die Rechtſprechung über die Anerkennung auslän- 
diſcher Entſcheidungen. 


über die Vollſtreckbarkeit beſtimmt Art. 431 der holländiſchen 
3PoO., daß grundſätzlich ausländiſche Urteile in Holland nicht vollſtreckt 
werden dürfen. Nach der in der Rechtſprechung herrſchenden Meinung 
bezieht ſich das aber nur auf Leiſtungsurteile. Deklaratoriſche und kon⸗ 
ſtitutive Urteile, die einer Vollſtreckung ja nicht fähig ſind, werden 
in gleicher Weiſe anerkannt wie inländiſche Urteile (S. 523), des 
gleichen Entſcheidungen der ausländiſchen freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(z. B. ein in Deutſchland beftellter Pfleger kann in Holland ſein 
Amt ausüben, LG. Rotterdam, Urt. v. 14. April 1913). Die heu- 
tige Rechtſprechung legt den Art. 431 einſchränkend dahin aus, daß 
nur zuſprechende Leiſtungsurteile keine bindende Kraft beſitzen, wäh⸗ 
rend bei abweiſenden Leiſtungsurteilen es Sache des Richters iſt, nach 
Lage des Falles zu entſcheiden, ob ein ausländiſcher Spruch in 
Holland anzuerkennen iſt. Dies wird bejaht insbeſ. in Fällen, in 
denen ſich die Partei der ausländiſchen Gerichtsbarkeit unterworfen 
hat. Ein erneuter Prozeß über dieſelbe Sache im Inland iſt danach 
unzuläſſig (S. 526). Vorausſetzung für die Anerkennung des abweiſen⸗ 
den Urteils iſt jedoch immer die Zuſtändigkeit des ausländiſchen 
Richters zur Entſcheidung des betreffenden Rechtsstreits ſowie richtige 
Anwendung des ausländiſchen Rechts und Vereinbarkeit mit dem hol⸗ 
ländiſchen ordre public (S. 528). 


Dr. Alexander Lane, Berlin. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 


Reichsgericht: Jivilſachen 


ien Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — + Anmerkung.] 


1. 823 PatG. Schon bei Verletzung des 
vorläufigen Schutzes beginnt der Verjährungs⸗ 
lauf. 

§ 19 Ab ſ. 2 PatG. betrifft auch die Sach⸗ 
befugnis des Berechtigten vor Gericht. — Die 
Übertragung des Patents braucht, um wirk⸗ 
ſam zu ſein, nicht in die Patentrolle ein⸗ 
getragen zu werden. Zum Übergang der Rechte 
aus dem Patent reicht das Übertragungs- 
geſchäft hin; an die Eintragung in die Patent⸗ 
rolle iſt nicht der Rechtserwerb, ſondern nur 
der für die Geltendmachung weſentliche Rechts- 
nachweis geknüpft. 

8203 BGB. Ein ſachlich begründetes Armen⸗ 
rechts geſuch, d. i. ein ſolches, dem das Gericht 
bei ordnungsmäßiger Behandlung entſprechen 
muß, iſt geeignet, die Verjährung zu hemmen. 
„Sachliche Begründung“ iſt auch dann noch 
anzunehmen, wenn der Geltendmachung des 
Anſpruchs förmliche Hinderniſſe entgegen⸗ 
ſtehen, die ſich aber leicht beſeitigen laſſen. f) 

Es handelt ſich im jetzigen Abſchnitte des Verfahrens nur 
noch um die vom Kl. verfolgten Anſprüche auf Rechnungs⸗ 
legung und Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht bzgl. der 
alten und neuen Berliner Rahmen für eine Zeit, die mit 
dem 10. April 1924 (Bekanntmachung der Anmeldung des 
DAB. 451339) anfängt und drei Jahre vor der Klagerhebung 
endet. Die Klage iſt am 6. Juli 1932 und dann nochmals 
am 24. Okt. 1932 zugeſtellt worden. Da die Reichsbahn⸗ 
direktion Berlin, an welche zunächſt zugeſtellt wurde, wicht 
befugt war, in dieſem Rechtsſtreite die Bekl. zu vertreten, ſo 
0. De 1 0 Zuſtellung in Betracht a 

„Aug. 192. 8 58 ſchO. v. 1. Okt. 
1924 Nr. 21, § 18, Satzung 8819, 20, GeſchO. v t 

I. Das Boh. unterſtellt, der Kl. ſei innerhalb der Zeit⸗ 
räume, die für die Hemmung der Verjährung jener Anſprüche 
1 Betracht kämen (8 203 B60 B.), außerſtande geweſen, ohne 
Beeinträchtigung des für ihn und ſeine Familie notwendigen 
Unterhalts die Koſten des Rechtsſtreits gegen die Bekl. auf⸗ 
zubringen. Es nimmt aber an, daß kein ſtichhaltiger Grund 
erſichtlich ſei, der ihn hätte hindern können, Bewilligung des 
Armenrechts für dieſe Rechtsverfolgung zu beantragen. Er 
19 5 auch nicht darzulegen vermocht, daß er in den Jahren 

27, 1928, 1929 durch ein von feinen freien Willen un⸗ 
abhängiges Ereignis gehindert worden ſei, den Antrag zu 
Helfen. Unbekannt ſei dieſer Weg, trotz Mittelloſigkeit die 
Rechtsverfolgung zu ermöglichen, ihm nicht geweſen; das er- 
helle aus ſeinem eigenen Vorbringen, daß er i. J. 1927 für 
einen anderen Rechtsſtreit das Armenrecht nachgeſucht habe. 
Bei dem Armenrechtsgeſuche ſeiner Tochter v. 25. Jan. 1930 
könne von Hinderung durch höhere Gewalt keine Rede ſein. 
Gleiches aber gelte bei den Geſuchen, die er unterm 14. Nov. 
1930 und 30. Sept. 1931 eingereicht habe. Denn die Klage⸗ 
befugnis aus einem Patente ſei mit der Eintragung in die 
Rolle verknüpft; ſie entſtehe mit ihr und fehle dem Patent⸗ 
iuhaber ohne ſie. Daher habe ein begründetes Armenrechts⸗ 
geſuch des Kl. überhaupt erſt mit dem 29. Febr. 1932, dem 

age ſeiner Wiedereintragung in die Patentrolle, vorgelegen. 
Schon durch den Beſchl. des BG. v. 16. März 1932 ſei ihm 


das Armenrecht bewilligt worden. Alsbald nach der Vorlegung 
eines begründeten Geſuchs habe er alſo die Möglichkeit er⸗ 
halten, trotz Mangels an Mitteln ſein Recht zu verfolgen. 
Deshalb ſeien die Vorausſetzungen einer Verjährungshemmung 
durch höhere Gewalt ($203 Abſ. 2 BGB.) auch für die 
Jahre 1930, 1931 und 1932 bis zur Erhebung der Klage 
nicht gegeben. Seine Verhinderung an der Rechtsverfolgung 
während dieſer Zeit beruhe darauf, daß er vermöge freien 
Willensentſchluſſes das Patent auf ſeine Tochter habe um⸗ 
ſchreiben laſſen. Die Verjährungs einrede der Bell. 
greife durch. 


II. Dieſe Begründung des BU. iſt nicht zu billigen. 
Darin Hern der Rev. nicht beizutreten, daß bereits 
das unterm 25. Jan. 1930 von der Tochter des Kl. ein⸗ 
gereichte Armenrechtsgeſuch als verjährungshemmend in Be⸗ 
tracht komme. Nur ein ſachlich begründetes Armenrechtsgeſuch 
kann eine Hemmung der Verjährung herbeiführen (RG. 139, 
270, VI 341/32 v. 26. Jan. 1933 JW. 1933, 1062 mit 
Anm.). Sachlich begründet aber iſt ein Armenrechtsgeſuch, 
wenn das Gericht ihm bei ordnungsmäßiger geſchäftlicher Be⸗ 
handlung entſprechen müßte. Dies kann auch dann zutreffen, 
wenn der Geltendmachung des Anſpruchs, den das Geſuch be⸗ 
trifft, noch förmliche Hinderniſſe entgegenſtehen, die ſich (nach 
der dem Gericht erkennbaren Sachlage) leicht beſeitigen laſſen. 
Bei den ſpäter vom Kl. ſelbſt im eigenen Namen eingereichten 
Geſuchen war das der Fall, ſofern ein förmliches Hindernis 
darin geſehen wird, daß der Kl. vom 18. März 1930 bis zum 
29. Febr. 1932 nicht in der Patentrolle eingetragen war. Das 
Geſuch Ruth W.s v. 25. Jan. 1930 aber genügte den ſach⸗ 
lichen Anforderungen ausſichtsvoller Anſpruchsverfolgung nicht. 
Zwar verneinte das LG. in ſeinen Beſchl. v. 30. Juni und 
4. Juli 1930 ſchlechthin die Patentverletzung, was — nach 
dem Ergebnis der Prüfung im weiteren Verlaufe der Armen⸗ 
rechtsbehandlung und nachher auch des Rechtsſtreits — nicht 
durchweg zutraf; von dieſem, im Urt. des RG. v. 15. Dez. 
1934 dargelegten Ergebnis muß jetzt ausgegangen werden. 
Aber das BG. beſtätigte, ohne die Frage der Patentverletzung 
zu erörtern, durch Beſchl. v. 1. Nov. 1930 die Verſagung 
des Armenrechts, weil die Geſuchſtellerin trotz ihrer Ein⸗ 
tragung in die Patentrolle die Rechte aus dem Patente nicht 
wirkſam erworben habe. Die Übertragung des Patents an 
Ruth W. war kein Rechtsgeſchäft, das ausſchließlich in der 
Erfüllung einer Verbindlichkeit beſtand. Alſo konnte der Kl., 
als ihr Vater und geſetzlicher Vertreter, es mit ihr nicht vor⸗ 
nehmen (88 181, 1627, 1630 Abi. 1 BGB.); es hätte ein 
Pfleger beſtellt werden müſſen (8 1909 BGB.). 


Wurde ſonach der Tochter des Kl. das Armenrecht be⸗ 
gründeterweiſe verſagt, ſo verurſachte eine nicht zu billigende 
geſchäftliche Behandlung der vom Kl. im eigenen Namen 
geſtellten Geſuche, daß er erſt am 16. März 1932 das Armen⸗ 
recht bewilligt erhielt. f 5 

a) Als er unterm 14. Nov. 1930 ſein erſtes Geſuch 
einreichte, war er nicht in der Patentrolle ein⸗ 
getragen. Auch zur Zeit ſeines zweiten Geſuchs, am 
30. Sept. 1931, ſtand nicht er als Patentinhaber in der Rolle 
verzeichnet, ſondern ſeine Tochter. Erſt am 29. Febr. 1932 
I er wieder eingetragen. 
wer Für den Fall daß in der Perſon des Patentinhabers 
oder ſeines Vertreters eine Anderung eintritt, beſtimmt 
das Geſetz (8 19 Pat.), daß fie — wenn in beweiſender 
Form zur Kenntnis des Pat A. gebracht — in der Rolle 
vermerkt werde (8 19 Abſ. 2 Satz 1). Das Geſetz fährt 
fort: „Solange dieſes nicht geſchehen iſt, bleiben der frühere 
Patentinhaber und ſein früherer Vertreter nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes berechtigt und verpflichtet.“ Bei der Anwendung 
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dieſer Vorſchriften wird an der bisherigen Rſpr. feſtgehalten. 
(1.) Abzulehnen iſt danach die Auslegung, daß der § 19 nur 
das Verhältnis des Patentinhabers zum RPat A., aber nicht 
die Sachbefugnis des Berechtigten vor Gericht betreffe. (2.) Ab⸗ 
zulehnen iſt ferner die Lehrmeinung, daß die Übertragung des 
Patents, um überhaupt wirkſam zu ſein, in die Patentrolle 
eingetragen werden müſſe, der Rolle mithin eine ähnliche 
Aufgabe zukomme wie dem Grundbuch im Liegenſchaftsrechte. 
(3.) Für den Übergang der Rechte aus dem Patent erforder⸗ 
lich und ausreichend iſt vielmehr ein rechtswirkſames Über⸗ 
tragungsgeſchäft; an die Eintragung in die Patentrolle iſt 
nicht der Rechtserwerb, ſondern nur der für die Geltend⸗ 
machung weſentliche Rechtsausweis geknüpft (RG. I 268/01 
v. 11. Dez. 1901: JW. 1902, 9786; 1143/01 v. 14. Dez. 
1901: JW. 1902, 9837; 1262/07 v. 30. Nov. 1907: R583. 
67, 176—182; 1604/09 v. 13. Febr. 1911: JW. 1911, 
374%; 153/16 v. 1. Nov. 1916: RGS. 89, 81 JW. 1917, 
107; 1214/29 v. 14. Dez. 1929: RZ. 126, 280 = IM. 
1930, 1673 mit Anm.). 

bb) Der Tatbeſtand, welcher im gegenigfrigen Falle 
zwiſchen der Umſchreibung auf Ruth W. und der Wieder⸗ 
eintragung ihres Vaters in die Rolle gegeben war, weicht 
jedoch von dem in der Geſetzesvorſchrift (§ 19 Abſ. 2 PatG.) 
gekennzeichneten weſentlich ab. Im § 19 Abſ. 2 wird voraus⸗ 
geſetzt, daß eine Anderung in der Perſon des Patent⸗ 
inhabers eingetreten ſei. Hier dagegen iſt die beabſichtigte 
Übertragung der Rechte aus dem Patent aus ſachlich⸗recht⸗ 
lichen Gründen nicht wirkſam zuſtande gekommen. Lag es 
aber ſo, dann fehlte es gerade an einer Anderung in der 
Perſon des Patentinhabers; die Befugniſſe aus dem Patente 
waren nicht auf Ruth W. übergegangen. Dem vernünftigen 
Zwecke des Geſetzes liefe es zuwider, daraus das Ergebnis zu 
ziehen: die Klagebefugnis habe weder dem ſachlich berech⸗ 
tigten, aber nicht in die Rolle eingetragenen Vater, noch der 
nicht berechtigten, aber in die Rolle eingetragenen Tochter 
zugeſtanden. Dies vertrüge ſich nicht mit dem ſtändig an⸗ 
erkannten Grundſatze, daß die Rolle über das Patent Aus⸗ 
kunft erteilen und den Rechtsausweis erleichtern, aber keine 
für die Rechtsübertragung maßgebende Bedeutung haben ſoll 
(RG. a. a. O. JW. 1902, 9887). Auch würde damit, im 
Widerſpruch zu einer gerade beim Streit über Patentrollen⸗ 
eintragung betonten Regel, die Form über das Weſen der 
Sache geſtellt (RGZ. 144, 389/91, 1 243/33 v. 6. Juni 1934 
JW. 1934, 2136 mit Anm.). — Dem BG. bleibt über⸗ 
laſſen, ob es hieraus folgern will: Der Kl. hätte ſchon nach 
ſeinem Armenrechtsgeſuche v. 14. Nov. 1930 rechtlich ſo be⸗ 
handelt werden müſſen, als ſei er noch in die Rolle ein⸗ 
getragen und könne die Rechte aus dem Patent ebenſo geltend 
machen wie ein (gleichfalls nicht eingetragener) Inhaber aus⸗ 
ſchließlicher Lizenz, — oder ob es annimmt: zum Rechts⸗ 
ausweis und für die Klagerhebung hätte der Kl. jedenfalls 
der Eintragung bedurft; ehe ſie nachgewieſen war, hätte ihm 
auch das Armenrecht nicht bewilligt werden dürfen. Hier 
braucht dieſe Frage nicht entſchieden zu werden, weil es, wie 
unten b darzulegen, für das gegenwärtige Ergebnis darauf 
nicht ankommt. Erheblich iſt für die vorliegende Rev. nur, daß 
infolge unrichtiger Behandlung der Sache erſt im März 1932 
geſchehen iſt, was ſchon auf das Geſuch v. 14. Nov. 1930 
hin hätte geſchehen müſſen; und dies nötigt zur Aufhebung 
des BU. 

b) Entſcheidend dafür, daß das Armenrecht nach anfäng⸗ 
lichen Verſagungen erſt mit beträchtlicher Verſpätung bewilligt 
wurde, war die zunächſt in den Gerichtsbeſchlüſſen enthaltene 
Beurteilung, daß bei keinem der ſtreitigen Zeitkartenrahmen 
Patentverletzung vorliege. Trug das Gericht Bedenken, dem 
noch nicht wieder in die Rolle eingetragenen Kl. das Armen⸗ 
recht zu bewilligen, ſo konnte es ihm Gelegenheit geben, binnen 
angemeſſener Friſt ſeine Wiedereintragung herbeizuführen; 
ein Weg, den das BG. im Febr. 1932 auch eingeſchlagen hat. 
Für den Zeitpunkt der (die Verjährung unterbrechenden) Klag⸗ 
erhebung wäre kein erheblicher Unterſchied daraus entſtanden, 
ob er die Wiedereintragung noch vor der Armenrechtsbewilli⸗ 
gung oder erſt nach ihr, aber vor der Erhebung der Klage, 
bewirkt hätte. LGG. und BG. aber legten entſcheidendes Ge⸗ 
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wicht auf die Frage der Patentverletzung. Beide ver⸗ 
neinten ſie durchaus. 

aa) So geſchah es bereits in den Beſchlüſſen des LG. 
v. 30. Juni und 4. Juli 1930 über das Geſuch Ruth W.S. 
Das BG. gründete die Zurückweiſung der Beſchw. darauf, daß 
Die Übertragung nicht wirkſam erfolgt ſei (Beſchl. v. 1. Nov. 

30). 

bb) Der auf das erſte Geſuch des Kl. ergangene LGbeſchl. 
v. 4. Dez. 1930 verſagte das Armenrecht in erſter Reihe 
deshalb, weil der Antragſteller nicht in die Patentrolle ein⸗ 
getragen ſei; außerdem aber verneinte er durchweg die Patent⸗ 
verletzung. Das BG. wies am 17. Jan. 1931 die Beſchw. 
des Kl. zurück. Es ſchloß ſich der völligen Verneinung der 
Verletzungsfrage mit ausführlicher Begründung an. In einem 
einleitenden Satze ließ es dahingeſtellt, ob etwa der Kl. in⸗ 
zwiſchen wieder in die Patentrolle eingetragen worden ſei, 
was tatſächlich ja nicht geſchehen war. 

cc) Der LGBeſchl. v. 9. Dez. 1931, welcher das zweite 
Armenrechtsgeſuch des Kl. zurückwies, nahm auf die Gründe 
der früheren Beſchlüſſe Bezug, weil ſich ſeitdem ſachlich nichts 
geändert habe. Nachdem der Kl. Beſchw. eingelegt hatte, wies 
ihn das BG. unterm 3. Febr. 1932 darauf hin, daß er, 
bevor ſachlich entſchieden werden könne, ſeine Wiedereintra⸗ 
gung in die Patentrolle nachweiſen müſſe; für dieſen Nach⸗ 
weis gab es ihm drei Wochen Friſt. Am 29. Febr. 1932 
wurde das Patent auf den Kl. umgeſchrieben. Der BGBeſchl. 
v. 16. März 1932 bewilligte das Armenrecht. 

c) Darin, daß die Beſchl. v. 4. Dez. 1930 (LG.), 17. Jan. 
1931 (BG.) und 9. Dez. 1931 (LG.) die Patentverletzung 
ſchlechthin, auch für die Berliner Rahmen, verneinten, lag, 
wie die ſpätere Prüfung ergeben hat, eine der Rechtslage nicht 
entſprechende geſchäftliche Behandlung der Armenrechtsgefuche. 
Schon dem Geſuche v. 14. Nov. 1930 hätte inſoweit, als ſpäter 
die Patentverletzung bejaht worden iſt, ſtattgegeben werden 
müſſen, wenn der Kl. damals arm war ($ 114 3PO.). Die 
unrichtige Behandlung ſtellte ſich für den Kl. als höhere 
Gewalt dar, weil er auch bei Anwendung aller ihm ver⸗ 
ſtändigerweiſe zuzumutenden Sorgfalt außerſtande war, auf 
ſie beſtimmend einzuwirken und dadurch ein anderes Ergebnis 
herbeizuführen. Dieſer Einfluß höherer Gewalt hinderte ihn, 
einen begründeten Klageanſpruch zu erheben, dadurch ſein 
Recht zu verfolgen und ſo die Verjährung zu unterbrechen. 
Alſo wurde durch höhere Gewalt die Verjährung ge⸗ 
hemmt (8 203 Abſ. 2 B00 B.; RG. 87, 52 = JW. 1915, 575). 
Richtige Behandlung der Sache und Armut des Kl. voraus⸗ 
geſetzt, hätte demnach die Einrede der Verjährung nicht ſchon 
für ſolche Verletzungshandlungen durchgegriffen, die länger 
als drei Jahre ($ 39 Patch.) vor der Klagezuſtellung ge⸗ 
ſchehen waren. Der Anfang der dreijährigen Friſt läge ſtatt 
deſſen in einem noch feſtzuſtellenden Zeitpunkte, welcher ſich 
nach der bei richtiger Sachbehandlung anzunehmenden Zeit 
der Klagerhebung beſtimmt. Die Feſtſtellung muß, da ſie tat⸗ 
ſächlicher Würdigung der Umſtände bedarf, dem Tatrichter 
überlaſſen werden. 

d) Das Bu. berührt auch bereits die Frage, ob bei Ver⸗ 
letzung des einſtweiligen Schutzes (8 23 Patch.) die 
Verjährung erſt mit der Erteilung des Patents beginne (bis 
dahin alſo gehemmt ſei) oder ſchon ſeit der während der Zeit 
vorläufigen Schutzes begangenen einzelnen Handlung laufe. 
Bei der von ihm angewandten rechtlichen Beurteilung war 
es nicht genötigt, zu der Frage Stellung zu nehmen. Sie 
wäre dahin zu entſcheiden, daß ſchon während des vorläufigen 
Schutzes die Verjährung zu laufen anfängt. Der im Schrift⸗ 
tum vertretenen gegenteiligen Meinung kann nicht zugeſtimmt 
werden. Denn bereits mit der Bekanntmachung der Anmeldung 
treten für den angemeldeten Gegenſtand zugunſten des Patent- 
ſuchers einſtweilen die geſetzlichen Wirkungen des Patentes ein 
(8 23 Abſ. 1 Satz 2, 88 4, 5 Path.). Der vorläufig Be⸗ 
rechtigte iſt ſomit in der Lage, gegen Verletzungen gericht? 
lichen Schutz anzurufen und Anſprüche zu verfolgen. 

4. Hiernach war das Bl. aufzuheben und die Sache 
zurückzuverweiſen. Es bedarf der Feſtſtellung: a) wann bet 
ſachgemäßer Behandlung der Armenrechtsgeſuche der Kl. ſeine 
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verjährungsunterbrechende Klage erhoben hätte und b) ob er 
damals arm (8 114 ZPO.) war. 

(U. v. 18. April 1936; 1248/35. — Berlin.) [K.] 
<= N68. 151, 129.) 

Anmerkung: Die Anſicht des NG. über die rechtliche 
Bedeutung der Eintragung in die Patentrolle entſpricht der 
herrſchenden Lehre. Danach iſt der in der Rolle Eingetragene 
nicht nur vor dem Pat., ſondern auch vor dem Gericht 
legitimiert. Nur er kann dort auftreten und die Rechte aus 
dem Patent geltend machen. Die Beſtimmung des § 19 Pat®. 
(mach Maßgabe dieſes Geſetzes“) beſchränkt ſich alſo nicht, 
wie dies früher in der Literatur und in der Rſpr. vertreten 
wurde, nur auf das Verfahren vor dem Pat A. Die von 
Kohler in ſeinem „Handbuch des deutſchen Patentrechts“, 
1900 S. 531 ff., zum erſtenmal aufgeſtellte Theorie, wonach 
erſtens der Eingetragene, und nur er aktionsberechtigt iſt, 
und zweitens die Eintragung nur für die Verfahrens- und 
Prozeßlegitimation (Pat A. und Gericht) von Bedeutung iſt 
und keinen Einfluß auf das Recht ſelbſt hat, gilt heute all⸗ 
gemein. Die Eintragung in die Rolle gibt alſo dem Patent⸗ 
erwerber keine Sicherheit und der 8 892 BGB. iſt hier 
nicht anwendbar. 

Auch der Anſicht des NG., daß der zu Unrecht Ein- 
getragene nicht legitimiert iſt, Rechte aus dem Patent geltend 
zu machen, iſt beizupflichten. In dieſem Falle bleibt vielmehr 
der vorher Eingetragene, da ja ein Übergang des Rechts 
nicht ſtattgefunden hat, berechtigt. 

Endlich iſt auch den Ausführungen über den Eintritt 
des Schutzes mit der Bekanntmachung der Anmeldung und 
über den Beginn der Verjährung bei Verletzungshandlungen, 
die in die Zeit von der Bekanntmachung der Anmeldung 
bis zur Erteilung des Patents fallen, beizupflichten. Mit 
der Bekanntmachung einer Patentanmeldung treten nach 8 23 
alle geſetzlichen Wirkungen des Patents ein. Der Inhaber der 
bekanntgemachten Anmeldung iſt im Verletzungsſtreit nicht 
anders geſtellt als der Patentinhaber. So iſt insbeſ. der 
Einwand, daß die Anmeldung nicht zum Patent führen 
würde oder der Gegenſtand der Anmeldung nicht patent 
fähig ſei, unzuläſſig. Beſonders hieraus ergibt ſich, daß die 
bekanntgemachte Anmeldung in bezug auf die Frage der 
Verjährung wie das Patent behandelt werden muß. 

Patentanwalt Dr. A. Ullrich, Berlin. 


* 


2. Ein Vertrag über Erteilung einer aus⸗ 
ſchließlichen Lizenz an einer noch nicht ge- 
ſchützten Erfindung ſetzt regelmäßig die Ge⸗ 
währung des Schutzrechtes voraus. Wird es 
verſagt, ſo iſt aber der Vertrag nicht von 

nfang an unwirkſam, ſondern er kann nur 
gekündigt werden. (Rechtsähnliche Lage wie 
bei Vernichtung eines Patentes.) 

‚Die Parteien haben am 31. Aug. 1927 einen Vertrag 
geſchloſſen, nach dem der Bekl. als Erfinder des Ledererſatz⸗ 
Einbaudſtoffes Kalikantik der Kl. „für die Dauer des Laufes 
der zu erwerbenden Patentrechte uſw. das alleinige Er⸗ 
zeugungs⸗ und Vertriebsrecht in allen Kulturſtaaten zu näher 
ausgeführten Bedingungen“ übertragen hat. Es handelt ſich 
alſo um die Erteilung einer ausſchließlichen Lizenz an einer 
noch nicht geſchützten Erfindung, für welche die Erwerbung 
von Schutzrechten in „allen Kulturſtaaten“ in Ausſicht ge⸗ 
nommen war. Solche Verträge ſind in aller Regel von der 
Erwerbung der Schutzrechte, wenn auch nicht in allen in 
Ausſicht genommenen Ländern, fo doch mindeſtens in den 
Hauptländern, derart abhängig, daß ſie ihr Ende finden oder 
beendigt werden können, wenn die weſentlichen Schutzrechte 
endgültig verſagt werden. Das folgt aus der Natur der 
Sache; Gegenſtand einer ſolchen Vereinbarung iſt eine ſchutz⸗ 
fähige Erfindung; ſie unterſcheidet ſich dadurch grundſätzlich 
von dem Vertrage auf Ausnutzung eines Geheimverfahrens. 
Denkbar ſind allerdings auch Abkommen, bei denen zwar die 
Erwerbung von Schutzrechten in Ausſicht genommen wird, 
der Lizenznehmer aber die Gefahr der Verſagung dieſer 


Rechte auf ſich nimmt. Das ſind aber Ausnahmen, für deren 
Vorliegen beſondere Umſtände namhaft gemacht werden miſ⸗ 
fen (vgl. hierzu: Pietzcker, Anm. 15 u. 4 zu 86 Patch.“ 
Von dieſen Geſichtspunkten aus muß an die Auslegung des 
Vertrages v. 31. Aug. 1927 herangetreten werden. Es iſt 
danach dem BG. nicht entgegenzutreten, wenn es das Ab⸗ 
kommen dahin auslegt, daß der Erwerb von Schutzrechten 
in den Hauptländern, als welche es auf Grund tatſächlicher 
Erwägungen und ohne Rechtsirrtum Deutſchland und Oſter⸗ 
reich bezeichnet, weſentliche Grundlage geweſen fei. Hierfür 
ſpricht entſcheidend der unzweideutige Wortlaut, daß näm⸗ 
lich „für die Dauer des Laufes der zu erwerbenden Patent⸗ 
rechte uſw.“ die Übertragung des alleinigen Erzeugungs⸗ und 
Vertriebsrechts erfolgen ſolle. Auf die ſonſtigen vom BO. 
zur Stützung ſeiner Meinung herangezogenen Umſtände 
kommt es nicht entſcheidend an. Denn von dem Bekl. ſind 
keine Tatſachen vorgebracht worden, aus denen geſchloſſen 
werden könnte, daß die Übertragung, dem Wortlaut zuwider, 
über die Dauer der etwa zu erwerbenden Schutzrechte hinaus 
erfolgen ſollte. N 
Aus dieſen Erwägungen heraus ergibt ſich aber noch nicht 
die Berechtigung des Klagebegehrens. Denn dieſes geht nicht 
auf die Feſtſtellung, daß der Lizenzvertrag der Parteien mit 
der rechtskräftigen Verſagung des deutſchen Patentes ſein 
Ende erreicht habe, ſondern darauf, daß die Kündigung dieſes 
Vertrages durch die Kl. mit ihrem Schreiben v. 2. April 1931 
wegen mangelnden Nutzens mit ſofortiger Wirkung rechts⸗ 
wirkſam erfolgt ſei. Das BG. hat dem Klagebegehren im 
weſentlichen aus folgenden Gründen entſprochen: Die Auf- 
kündigung des Vertrages durch die Kl. ſei infolge der man⸗ 
gelnden Patentfähigkeit und der ſich daraus ergebenden 
Verſagung des Patentſchutzes berechtigt geweſen. Die ſo ge⸗ 
ſchaffene Lage ſei nicht derjenigen gleichzuachten, wenn ein 
bereits erteiktes Patent ſpäter vernichtet werde. Dort ſei der 
Vertrag zunächſt in vollem Umfange erfüllt worden, und 
es möge deshalb richtig ſein, daß für die Dauer der Er⸗ 
üllung die vertraglichen Verpflichtungen beſtehen blieben. 
Im vorl. Falle habe aber die Erfüllung des Vertrages durch 
den Bekl. noch gar nicht begonnen. Gegenſtand des Vertrages 
ſei nicht die Übertragung eines Verfahrens, ſondern eines 
patentgeſchützten Verfahrens geweſen, das bereits zum Pa⸗ 
tente angemeldet geweſen — genauer: deſſen Anmeldung zum 
Patentſchutz in Ausſicht genommen worden ſei. — Dieſer 
vorausgeſetzte und bezweckte Zuſtand habe nicht eintreten 
können, weil das Verfahren nicht patentfähig geweſen ſei. 
Der vorläufige Patentſchutz ſei nicht Gegenſtand des Ver⸗ 
trages geweſen. Aus dieſem Grunde ſei der Vertrag von 
vornherein unwirkſam geweſen. Wann die Unwirkſamkeit feſt⸗ 
geſtellt werde, ſei gleichgültig. Die Aufkündigung der Kl. ſei 
als eine Berufung auf die Unwirkſamkeit anzuſehen und 
müſſe als berechtigt angeſehen werden. 

Dieſen Ausführungen kann nicht gefolgt werden. Abge⸗ 
ſehen von der Frage, ob es zuläſſig iſt, die Kündigung einer 
„Berufung auf die Unwirkſamkeit des Vertrages“ gleichzu⸗ 
ſtellen, widerſprechen fie ſowohl der bisherigen Rſpr. des 
Senats, wie auch verſtändiger Vertragsauslegung. Wie das 
BG. ſelbſt erwähnt, iſt es in der Rſpr. des Senats anerkannt, 
daß die Nichtigkeitserklärung eines Patentes nicht die Folge 
haben kaun, daß ein hinſichtlich dieſes Patents vorher ab⸗ 
geſchloſſener und erfüllter Lizenzvertrag von Anfang an 
hinfällig wird. Vielmehr wird in ſolchem Falle dem Lizenz⸗ 
nehmer nur ein Rücktrittsrecht zuerkannt, und es wird ihm 
die Befugnis verſagt, die bisher auf Grund des Vertrages 
gemachten Leiſtungen zurückzufordern. Begründet wird dieſer 
Standpunkt damit, daß der Patentinhaber bis zur Nichtig⸗ 
keitsentſcheidung dem Lizenznehmer zum mindeſten tatſächlich 
das gewährt habe, was er ihm zu gewähren hatte, nämlich 
die Befugnis zur Ausnutzung eines abſoluten Rechtes Nach 
Treu und Glauben müſſe daher der Lizenznehmer die bis⸗ 
herige Vertragsabwicklung gelten laſſen. Mit Unrecht ſagt 
das BG., daß die Lage bei Vernichtung eines Patentes nicht 
derjenigen gleichzuachten ſei, die ſich bei Verſagung eines 
beanſpruchten Patentſchutzes ergäbe. Wenn die Vertrags⸗ 
parteien, wie im Streitfall, vereinbaren, daß mit der Aus⸗ 
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nutzung der Erfindung ſofort begonnen werden ſoll, und wenn 
ſie demgemäß die vertraglichen Leiſtungen bewirken, obwohl 
die Frage der Schutzrechte noch ungewiß iſt, ſo läßt ſich die 
Annahme nicht rechtfertigen, daß ſie nicht auf Grund eines 
Vertrages tätig würden. Der Erfinder erfüllt vielmehr ſeine 
Vertragspflicht zunächſt damit, daß er ſeine zum Schutz an⸗ 
gemeldete Erfindung zur Verfügung ſtellt. Damit erhält der 
Lizenznehmer auch dasjenige, was er beanſpruchen kaun. 
Seine Lage iſt praktiſch auf Grund von 823 Pat. keine 
weſentlich andere, als wenn das Patent bereits erteilt wäre. 
Darauf allein kommt es an (vgl. Krauße, Path., S. 124 
Anm. 6). Die Annahme des B., der vorläufige Patentſchutz 
ſei nicht Gegenſtand des Vertrages geweſen und die Er⸗ 
füllung des Vertrages habe noch gar nicht begonnen, kann 
danach nicht gebilligt werden. Übrigens ſpricht das OLG. 
an mehreren Stellen des Urteils — in unwillkürlich richtiger 
Beurteilung der Rechtslage — davon, daß der Bekl. nach 
Verſagung des Patentſchutzes in Deutſchland den Vertrag 
nicht mehr erfüllen könne. Es iſt hiernach davon auszu⸗ 
gehen, daß die Verſagung des Patentſchutzes in Deutſchland 
nicht die Wirkung gehabt hat, daß damit der Vertrag der 
Parteien von Anfang an hinfällig geworden iſt, ſondern nur 
den, daß mit dem Zeitpunkt dieſer Verſagung (14. März 
1935) der Kl. das Recht erwachſen iſt, ihn zu kündigen. 
(U. v. 25. April 1936; 1184/35. — Hamm.) [K.] 
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* 3. 8 1 Un l WG.; 58 31, 831, 826 BG B. Wer 
Angeſtellte eines Mitbewerbers planmäßig 
abſpenſtig macht und feinem Beteiebe zu⸗ 
führt, handelt ſittenwidrig. Dabei iſt eine 
eigene Anregung nicht erforderlich, ſondern 
es genügt die zielbewußte Ausnutzung einer 
gegebenen Lage. Soweit dabei Handlungen 
von Geſellſchaftern vor Begründung der Ge⸗ 
ſellſchaft in Frage kommen, haftet die Ge⸗ 
ſellſchaft, wenn ſie in Kenntnis der ſitten⸗ 
widrigen Merkmale die Wirkungen des Tuns 
der Geſellſchafter ſich zu eigen und zunutze 
macht. f) 

Die Kl., die aus einer Niederlaſſung der holl. Firma 
P. W. van W. hervorgegangen iſt, betreibt ſeit ihrer im 
Febr. 1932 erfolgten Gründung den Großhandel mit aus⸗ 
ländiſchem Gemüſe und Obſt, das ſie in der Hauptſache als 
Kommiſſionärin fremder Exporteure an inländiſche Händler 
abſetzt. Ihr Geſchäftsführer iſt van W. jr. Als dieſer im 
März 1933 die Leitung einer von der Kl. neu gegründeten 
Niederlaſſung in B. übernahm, übertrug er dem bereits ſeit 
etwa 1929 im Betriebe tätigen Bekl. zu 2, Jac. B., die Lei⸗ 
tung des Frankfurter Geſchäfts. Bei dieſem waren ferner 
die Bekl. zu 4 bis 8, und zwar D. als Hauptverkäufer, Dis⸗ 
ponent und Korreſpondent für das Inland, M. als Dispo⸗ 
nent, Telefonvermittler und Korreſpondent für das Geſchäft 
mit Italien, H. als Hauptbuchhalter, Ho. als Hilfsverkäufer 
und Büroangeſtellter, W. als Transportarbeiter, tätig. 
Außerdem wurden noch ein Lehrling, ein kaufmänniſcher 
Hilfsarbeiter und ein weiterer Transportarbeiter beſchäftigt. 

Im Sommer 1933 kam es zwiſchen van W. und B. zu 
Meinungsverſchiedenheiten über die Führung des Frankfurter 
Geſchäfts. Van W. verlangte in einem Briefe v. 4. Juli 1933 
eine Einſchränkung der Kredite und drohte Schließung des 
Frankfurter Geſchäfts an, wenn dem nicht binnen zwei 
Wochen nachgekommen werde. Die Bitte B.s um eine perſön⸗ 
liche Ausſprache lehnte er in einem weiteren Schreiben vom 
25. Juli 1933 unter nachdrücklicher Wiederholung ſeiner 
Forderung ab. B. erklärte ſich bereit, dem Verlangen nach 
Möglichkeit zu entſprechen. In der Folgezeit verhandelte er 
mit der Bekl. zu 3, die in M. ein Importgeſchäft in Gemüſe 
und Früchten betreibt, über die Gründung eines gleichen 
Geſchäfts in F., kam auch mit ihr über die weſentlichen 
Grundlagen eines ſolchen Unternehmens, in dem ihm eine 
maßgebende Stellung zufallen ſollte, überein. Nachdem er 
ſchon am 20. Sept. 1933 an van W. geſchrieben hatte, daß 
feine Poſition bei der Kl. nicht feinen Erwartungen entſpreche 
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und er, nach wochenlanger Überlegung, van W. bitten müſſe, 


ſein Dienſtverhältnis nicht mehr als von langer Dauer be⸗ 
trachten zu wollen, kündigte er am 7. Nov. 1933 ſeine Stel⸗ 
lung zum 31. Dez. 1933. Nach Verhandlungen mit van W. 
in der Zeit v. 16.—22. Nov. 1933 erklärte er ſich zwar be⸗ 
reit, weiter bei der Kl. zu bleiben. Dieſe Erklärung wider⸗ 
rief er aber bereits am 26. Nov. 1933, weil van W. ihm 
gegebene Zuſagen über die Geſchäftsführung nicht gehalten 
habe. Am 1. Jan. 1934 eröffnete B. zuſammen mit der 
Bekl. zu 3 der getroffenen Abrede gemäß in F. unter 
der Firma M. & B. GmbH. ein Importgeſchäft in Ger 
müſe und Früchten. Das Unternehmen wurde auf Grund 


eines notariellen Geſellſchaftsvertrags v. 8. Febr. 1934 am 


7. April 1934 in das Handelsregiſter eingetragen. Zu Ge⸗ 
ſchäftsführern wurden B. ſowie Ludwig und Joſef M., die 
perſönlich haftenden Geſellſchafter der Bekl. zu 3, beſtellt. 
Bereits am 1. Jan. 1934 traten nach ordnungsmäßiger 
Kündigung bei der Kl. auch D., M. und H. als Angeaſtellte 
bei dem neuen Unternehmen ein, während W. am 14. Jan. 
1934, Ho. am 1. Febr. 1934 nachfolgten. 

Die Kl. hat behauptet: 

Bei der Gründung des Konkurrenzunternehmens und 
dem Übertritt ihrer Angeſtellten zu dieſem habe es ſich um 
ein von B. angezetteltes, von der Bekl. zu 3 gebilligtes und 
gefördertes Komplott gehandelt. Ohne daß Anlaß zu einer 
Kündigung beſtanden habe, habe ſie dabei mit einem Schlage 
ihr geſamtes branchekundiges und eingearbeitetes Perſonal 


eingebüßt, deſſen Tätigkeit für einen gedeihlichen Fortgang 


ihres im weſentlichen auf genauer Kenntnis der Marktver⸗ 
hältniſſe und dem Vertrauen der Lieferanten beruhenden 
Kommiſſionsgeſchäfts unerläßlich geweſen ſei. Mit der Ger 
winnung ihres Perſouals habe das neue Unternehmen auch 
ihren Kunden- und Lieferantenftanm in Erfahrung gebracht 
und die ſo erlangten Kenntniſſe benutzt, um dieſen an ſich 
zu ziehen. Dem Verhalten der Bekl. habe ein ſeit langem 
vorbereiteter, wohldurchdachter Plan zugrunde gelegen. Schon 
i. J. 1932 habe B. im Hinblick auf ſein ſpäteres Vorhaben 
van W. durch. unrichtige Angaben zu beſtimmen gewußt, 
auf die in den früheren Anſtellungsverträgen des Perſonals 
enthaltene Konkurrenzklauſel zu verzichten. Er habe auch ber 
reits vor dem 1. Jan. 1934 gemeinſam mit den übrigen 
Angeſtellten einen Geſchäftsplan für das neue Unternehmen 
ausgearbeitet und für dieſes Waren beſtellt. Die Angeſtellten 
habe er dadurch zur Kündigung veranlaßt, daß er ihnen 
pflichtwidrig von der Abſicht van W.s, das Geſchäft zu 
ſchließen, von einer geplanten Gehaltskürzung und von der 
Ausgabe ungedeckter Schecks Mitteilung gemacht habe. Ende 
1933 habe das neue Unternehmen an ihre, der Kl., Kunden 


und Lieferanten Neujahrswünſche und eine Gejchäftserdff“ 


nungsanzeige mit der Überſchrift „Sehr geehrter Geſchäfts⸗ 
freund“ verſandt, in der auf die früheren Beziehungen 8.3 
und der übrigen Angeſtellten zu ihr Bezug genommen wor“ 
den ſei. Durch unwahre Ausſtreuungen über ſie habe man 
ihre ſeitherigen Lieferanten zu gewinnen verſucht, zum Teil 
auch mit Erfolg. Selbſt bei der Auswahl der mit ihrer 
Nummer 44044 verwechſlungsfähigen Telefonnummer 44 14⁴ 
für das neue Geſchäft ſei man darauf ausgegangen, da 
Publikum irrezuführen. Die Bekl. zu 1 habe ihr alſo, und 
zwar unter tätiger Mitwirkung der Bekl. zu 3, nicht nur unter 
Anwendung unerlaubter Mittel ihre leitenden Angeſtellten 
abſpenſtig gemacht, um ſie zu vernichten, ſondern ſich dadurch 
und durch das widerrechtliche Eindringen in ihren Geſchäfts“ 
bereich auch ihren Geſchäftswert, alſo ein von ihr mi 
Mühe und Koſten erworbenes Arbeitsergebnis angeeignet. 

Die Kl. hatte zunächſt gegen ſämtliche Bekl. Klage er 
hoben. Dieſe wurde, ſoweit fie gegen B. und die Bekl. öl 
4 bis 8 gerichtet war, an das ArbG. verwieſen, im übrigen 
abgewieſen. 

Im Berufungsverfahren hat die Kl. nur noch be⸗ 
antragt, die Bekl. zu 1 und 3 als Geſamtſchuldner zur 
Zahlung von 20000 AM nebſt 6% Zinſen ſeit der Klag, 
zuſtellung zu verurteilen. Sie hat zur Begründung noch au“ 
geführt: Durch das Vorgehen der Bekl. ſeien ihr Firmen 


verlorengegangen, an deren Aufträgen ſie ſonſt jährlich min⸗ 


Da 
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deſtens 28 000 AM Proviſion verdient habe. Das OLG. 
hat die Berufung der Kl. zurückgewieſen, das RG. hat auf⸗ 
gehoben. 

I. Die Kl. gründet ihren Schadenserſatzanſpruch gegen 
die Bekl. zu 1 und 3, den fie nach ihren Anträgen im Be⸗ 
rufungsverfahren allein noch verfolgt, darauf, daß das am 
1. Jan. 1934 unter der Firma der Bekl. zu 1 ins Leben 
getretene, von B. und der Bekl. zu 3 gegründete und ſpäter 
zu einer GmbH. ausgeſtaltete Unternehmen durch die Ein⸗ 
ſtellung B.s und ihrer übrigen Angeſtellten, durch die Ver⸗ 
wertung der durch dieſe vermittelten Kenntniſſe und Erfah⸗ 
rungen über die Art und Weiſe ihres Geſchäftsbetriebs und 
durch die Ausnutzung der von ihnen bei ihr erworbenen ge⸗ 
ſchäftlichen Beziehungen ſie ihrer wirtſchaftlichen Grundlage 
beraubt und des eigenen Vorteils wegen in ihrem Forts 
beſtande gefährdet habe. Sie erblickt hierin ein gegen die 
guten Sitten des Wettbewerbs verſtoßendes Verhalten i. S. 
des 8 1 UnlWG. und eine vorſätzliche widerrechtliche Scha⸗ 
denszufügung nach 8 826 BGB. Zu der Frage, inwieweit 
die Kl. hiernach grundſätzlich befugt ſei, die Bekl. zu 1 und 3 
haftbar zu machen, hat das BG. in folgender Weiſe Stellung 
genommen: 

Habe zwar die Bekl. zu 1 als juriſtiſche Perſon nach 
§ 31 BOB. für unerlaubte Handlungen 1 5 Organe und 
nach 8831 BGB. für ſolche ihrer Angeſtellten unter den 
daſelbſt beſtimmten Vorausſetzungen einzuſtehen, ſo habe eine 
dahingehende Verpflichtung doch erſt Platz greifen können, 
nachdem ſie in das Handelsregiſter eingetragen worden und 
damit Rechtsperſönlichkeit geworden ſei. Ihre Haftung könne 
ſich auch nur auf Handlungen erſtrecken, die nach dieſem Zeit⸗ 
punkte begangen worden ſeien. Hafte eine GmbH. nicht ein⸗ 
mal aus Rechtsgeſchäften, die vor ihrer Eintragung in ihrem 
Namen vorgenommen werden, ſofern ſie nicht für die Ent⸗ 
ſtehung der Geſellſchaft notwendig ſind und mit dem Zwecke 
der Geſellſchaftserrichtung in Verbindung ſtehen, ſo könne 
eine Haftbarkeit der Geſellſchaft für unerlaubte Handlungen 
der Geſellſchafter und Geſchäftsführer der Vorgeſellſchaft erſt 
recht nicht in Frage kommen. Denn von einem Handeln für 
die im Entſtehen begriffene Geſellſchaft zum Zwecke ihrer 
Errichtung könne dabei niemals die Rede ſein. Da die Bekl, 
zu 1 am 7. April 1934 in das Handelsregiſter eingetragen 
worden und erſt damit entſtanden ſei, ſo entfalle alſo ihre 
Haftung für alle vor dieſem Zeitpunkt etwa begangenen. 
unerlaubten Handlungen ihrer Geſellſchafter, Geſchäftsführer 
und Augeſtellten. Soweit ſich ſolche noch für die Zeit nach 
ihrer Entſtehung ausgewirkt haben ſollten, könne die Kl. 
Rechte hieraus nicht herleiten, da ſich der strafrechtliche Be- 
griff der fortgeſetzten Handlung auf das Gebiet des bürger⸗ 
lichen. Rechts nicht übertragen laſſe. Dafür aber, daß ſich 
Geſchäftsfuhrer oder Augeſtellte der Bekl. zu 1 noch nach 
dem 7. April 1934 Sittenverſtöße hätten zuſchulden kommen 
laſſen, habe die Kl. nichts vorgebracht, zum mindeſten es 
an jeder näheren Darlegung eines ihr daraus etwa erwachſe⸗ 
non Sthadens fehlen laſſen. Soweit fie die Bekl zu 3, eine 
von Joſef und Ludwig M. gebildete OHG., in Anſpruch 
nehme, ſo habe dieſe für Verpflichtungen der Bekl. zu 1 
aus der Zeit nach dem 7. April 1934 nicht aufzukommen, 
felt der Geſellſchafter einer GmbH. für deren Verbindlich- 
eiten nicht perſönlich hafte und ihre eigenen Geſellſchafter, 
ſoweit fie als Geſchäftsführer der Bekl. zu 1 gehandelt 
yatten, nur in dieſer Eigenſchaft, nicht aber im Namen der 
Per tätig geworden ſeien. Die Bekl. zu 3 hafte aber der 
Kl. für den Schaden, der dieſer durch unerlaubtes Handeln 
ihrer beiden Geſellſchafter Joſef und Ludwig M., ſei es 
allein oder als Mittäter, in der Zeit vor der Entſtehung 
— Bekl. zu 1 zugefügt worden ſei Denn auch für die OHG. 
5 te die Vorſchrift des 8 31 BOB. Sie hafte außerdem 
5 1. Jan. 1934 ab auch in ihrer Eigenſchaft als Geſell⸗ 
leaf in der in der Gründung befindlichen Bekl. zu 1, alſo 
er Vorgeſellſchaſt, für unerlaubte Handlungen ihres Mit⸗ 
geſellſchafters B. und der Angeſtellten der Vorgeſellſchaft, 
und zwar hinſichtlich dieſer nach § 831 BGB., für den 
er hingegen wiederum nach § 31 BGB. Denn die feit 
em 1. Jan. 1934 beſtehende Vorgeſellſchaft ſei als OHG. 


anzuſprechen, deren Geſellſchafter die Bekl. zu 3 und B. ge⸗ 
weſen ſeien. Der Betrieb eines Handelsgewerbes nach 8 il 
Ziff. 1 und 6 HGB. unter einer gemeinſchaftlichen Firma 
rechtfertige eine ſolche Annahme. Da nach allgemeiner Le⸗ 
benserfahrung unterſtellt werden könne, daß alles, was B. 
zum Zwecke der Errichtung der neuen Firma getan habe, nur 
mit Zuſtimmung und Billigung der Geſellſchafter der Bekl. 
zu 3 geſchehen ſei, und dieſe bei allem, was ſie ſelbſt zwecks 
Gründung der Bekl. zu 1 unternommen hätten, in Aus⸗ 
führung der ihnen zuſtehenden Verrichtungen gehandelt 
hätten, auch die Einſtellung der Angeſtellten, die Ludwig M. 
vorgenommen habe, im Zuſammenhange mit dem Geſchäfts⸗ 
betrieb der Vorgeſellſchaft erfolgt ſei, ſo ſei die Haftung der 
Bekl. zu 3 für einen der Kl. hierbei zugefügten Schaden zu 
bejahen, wenn in ihrem Zuſammenſchluſſe mit B. oder in 
dem Wegengagieren der übrigen Angeſtellten der Kl. ein 
Verſtoß gegen 81 UnlWG., § 826 BGB. zu erblicken fei. 

Dieſen Ausführungen des BG. kann nur zum Teil bei⸗ 
getreten werden. Das BG. nimmt mit Recht an, daß die 
Bekl. zu 1 von ihrer Entſtehung ab allein für Geſellſchafts⸗ 
verbindlichkeiten hafte und die Geſellſchafter zu den Gläu⸗ 
bigern der Geſellſchaft in keine unmittelbaren Rechtsbeziehun⸗ 
gen treten. Das ergibt ſich aus § 13 Abſ. 2 GmbHG. und 
gilt auch für Anſprüche aus unerlaubter Handlung, für die 
die Geſellſchaft nach S 31 BGB. einzuſtehen hat, ſofern 
nicht Umſtände vorliegen, die die Haftung eines Geſellſchaf⸗ 
ters als Mittäter neben ihr ſelbſtändig begründen. Die An- 
ſicht des BG., daß inſoweit eine Mithaftung der Bekl. zu 3 
für die Zeit nach dem 7. April 1934 auch bei unerlaubtem 
Handeln ihrer Geſellſchafter nicht in Frage komme, weil dieſe 
dann nur als Geſchäftsführer der Bekl. zu 1 und nicht als 
Geſellſchafter der Bekl. zu 3 tätig geworden ſeien, iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Geht hiernach das BG. zutreffend 
davon aus, daß für ein ſchadenſtiftendes Verhalten der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Vertreter der Bekl. zu 1 oder ihrer An⸗ 
geſtellten für die Zeit nach dem 7. April 1934 nur dieſe 
allein einzuſtehen habe, eine Haftung der Bekl. zu 3 hin⸗ 
gegen inſoweit entfalle, ſo kann ihm jedoch nicht gefolgt 
werden, ſoweit es eine Haftung der Bekl. zu 1 für Schäden 
aus früherer Zeit ſchlechthin verneint. Es mag richtig ſein, 
daß eine GmbH. für Verbindlichkeiten, die in der Zeit vor 
ihrer Entſtehung für ſie begründet worden ſind, nicht ohne 
weiteres aufzukommen hat. Es iſt zweifellos nicht der Fall, 
ſoweit es ſich um Verpflichtungen handelt, die bereits vor 
dem Abſchluß eines formell gültigen Geſellſchaftsvertrags 
oder auch nur Vorvertrags zur Errichtung eines ſolchen 
entſtanden ſind. Denn in dieſem Zeitpunkte fehlt es an jedem 
Rechtsgebilde, das in eine Gmbh. übergehen und für dieſe 
bereits Träger von Verbindlichkeiten ſein könnte, mag auch 
da ſchon nach § 11 Abſ. 2 GmbHG. eine perſönliche Haf⸗ 
tung deſſen eintreten können, der im Namen der nur form⸗ 
los verabredeten künftigen Geſellſchaft handelt (vgl. RG. 
122, 172 — 3%. 1929, 648 11). Auch nach der Beurkun⸗ 
dung des Geſellſchaftsvertrags treffen die Wirkungen rechts⸗ 
erheblichen Handelns der Beteiligten zunächſt nur die Grün⸗ 
dergeſellſchaft als Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, die ſie 
darſtellt, allerdings mit der Folge, daß für ſie entſtandene 
Rechtsverhältniſſe auf die an ihre Stelle tretende, mit ihr 
weſensgleiche und nur ihrer rechtlichen Natur nach von ihr 
verſchiedene GmbH. übergehen, ſoweit ſie auf Rechtsakten be⸗ 
ruhen, die mit dem Zwecke der Geſellſchaftserrichtung, die 
GmbH. zur Entſtehung zu bringen, in Verbindung ſtehen 
und zur Erreichung dieſes Zwecks notwendig find (vgl. Kg. 
83, 370 — JW. 1914, 307; JW. 1905, 31; RG. 105, 
228 — JW. 1923, 120). Das BG. mag von dieſem Stand⸗ 
vunkt aus mit Recht davon ausgehen, daß eine unmittelbare 
Haftung der Bekl. zu 1 für unerlaubte Handlungen ihrer 
Geſellſchafter oder Geſchäftsführer aus der Zeit vor ihrer 
Eintragung in das Handelsregiſter niemals Platz greifen 
könne, weil eine Rechtsnachfolge ſchlechthin entfällt, ſoweit es 
ſich um Folgen rechtswidrigen Tuns aus der Zeit vor der 
Errichtung des Geſellſchaftsvertrags handelt, und weil von 
einem für die Entſtehung der Geſellſchaft erforderlichen 
Handeln auch für die Zeit nach der Vertragserrichtung nicht 
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wohl geſprochen werden kann, wenn ein rechtsgeſchäftliches 
Handeln überhaupt nicht in Frage ſteht. Das alles ſchließt 
aber nicht aus, daß die Bekl. zu 1 für ein ſchadenſtiftendes 
Verhalten ihrer Geſellſchafter oder Geſchäftsführer aus der 
Zeit vor ihrer Eintragung haftbar gemacht werden kann, 
wenn ſie ſich in Kenntnis ſeiner ſittenwidrigen Merkmale 
deſſen rechtliche Wirkungen zu eigen macht, es in ſeinen 
Rechtsfolgen als auch für ſie verbindlich anerkennt, die dar⸗ 
aus für die Vorgeſellſchaft erwachſenen Vorteile übernimmt 
und beabſichtigt, es auch weiterhin für ſich auszuwerten. 
Waren ſich die an der Gründung der Geſellſchaft Be⸗ 
teiligten von vornherein darüber einig, daß das neue Unter⸗ 
nehmen unter der Mitwirkung Bis ins Leben treten ſollte, 
räumten ſie dieſem ſchon von der tatſächlichen Aufnahme des 
Geſchäftsbetriebs an eine dementſprechende Stellung ein und 
übernahmen ſie auch zu dieſem Zeitpunkte das übrige Per⸗ 
ſonal der Kl., ſo kann ſich, falls hierin ein unlauteres, die 
Kl. ſchädigendes Verhalten zu erblicken wäre, die Bekl. zu 1 
den Folgen dieſes Verhaltens nicht entziehen, wenn ſie es 
billigte und durch ihren Eintritt in den dadurch geſchaffenen 
Rechtszuſtand zu erkennen gab, daß ſie ihn mit ſeinen ſeit⸗ 
herigen Rechtswirkungen auf ſich nehmen und als von ihr zu 
vertreten auch weiterhin beſtehen laſſen wolle. In ſolchem 
Falle ergibt ſich ihre Haftung für das Geſchehene nicht ſo⸗ 
wohl aus einem unmittelbaren Übergang der für die Vor⸗ 
geſellſchaft entſtandenen Rechte und Pflichten auf ſie, als 
vielmehr daraus, daß ſie deren Rechtsbeziehungen wiſſentlich 
und willentlich übernahm und den durch ſie geſchaffenen 
unerlaubten Zuſtand mit ſeinen ihm anhaftenden Rechts⸗ 
wirkungen zu ihrem Vorteil aufrechterhielt und ausnutzte. 
Dies muß um jo mehr gelten, als ihre Gründer ſowie die 
Organe, die für ſie handelten und über den Umfang ihrer 
Rechte und Pflichten zu beſtimmen hatten, gerade die geweſen 
waren, die die von der Kl. beanſtandeten Maßnahmen ge⸗ 
troffen hatten und deren rechtliche Auswirkungen kannten. 
Hielten ſie namens der von ihnen vertretenen Geſellſchaft an 
dem von ihnen ſelbſt geſchaffenen Rechtszuſtand feſt und nah⸗ 
men ſie ihn ſo, wie er bei ihrer Entſtehung vorlag, für 
dieſe in Anſpruch, ſo folgt daraus ohne weiteres auch deren 
Pflicht, für die ihr nachteiligen Folgen der Rechtslage ein⸗ 
zuſtehen. Es wäre unbillig und insbeſ. nach heutiger Rechts⸗ 
auffaſſung nicht vertretbar, wollte man ihr das Recht zu⸗ 
geſtehen, ſich unter Berufung auf ihre Anonymität von Ver⸗ 
pflichtungen frei zu halten, die aus einem von ihren Ge⸗ 
ſellſchaftern und Geſchäftsführern herbeigeführten Zuſtand 
entſprangen, deſſen Vorteile aber zum Nutzen jener auch 
weiterhin zu genießen. 

Wäre hiernach eine Haftung der Bekl. zu 1 für die von 
der Kl. beanſtandeten Rechtsverſtöße, falls ſolche vorlägen, 
auch inſoweit begründet, als ſie in die Zeit vor der Ein⸗ 
tragung der Geſellſchaft in das Handelsregiſter fallen, ſo 
iſt dem BG. weiter inſofern beizutreten, als es eine Scha⸗ 
denserſatzpflicht auch der Bekl. zu 3 für dieſen Zeitraum als 
gegeben anſieht. Es kann ihm zwar nicht gefolgt werden, 
wenn es eine ſolche Haftung damit rechtfertigen will, daß 
die zwiſchen der Bekl. zu 3 und B. ſeit dem 1. Jan. 1934 
beſtehende Geſellſchaft als OHG. anzuſehen ſei, bei der ſich 
eine Haftung der Geſellſchafter für unerlaubte Handlungen 
eines Mitgeſellſchafters aus 8 31 BGB. (i. Verb. m. $ 128 
HGB.) ergebe. Denn die Annahme, daß der Zuſammenſchluß 
der Beteiligten zum Betriebe des neuen Unternehmens 
unter der Firma der von ihnen in Ausſicht genommenen 
GmbH. eine OHG. darſtelle, entbehrt einer ausreichenden 
tatſächlichen und rechtlichen Grundlage. Es kann hierfür nicht 
allein entſcheidend ſein, daß ein Handelsgewerbe unter einer 
gemeinſchaftlichen Firma betrieben worden iſt. Vielmehr hätte 
es dazu einer vertraglichen Einigung der Beteiligten dahin 
bedurft, daß gerade dies der Zweck ihres geſellſchaftlichen 
Zuſammenſchluſſes ſei, und der Übernahme der Verpflich⸗ 
tung, dieſen Zweck zu fördern. War aber, wie hier, der Wille 
der Beteiligten darauf gerichtet, eine GmbH. mit den ihr 
eigentümlichen Rechtsfolgen ins Leben zu rufen und zu deren 
Zustandekommen mitzuwirken, fo erſchöpfte ſich der Zweck 
ihrer Vereinigung hierin mit der Folge, daß damit eine 


Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts entſtand, die durch die 
Eintragung in das Handelsregiſter eine Gmbh. werden 
ſollte (vgl. RG. 58, 55; 83, 373 = JW. 1914, 30% 
RG. 87, 249 — JW. 1916, 49). Dem entſprach auch der 
Gebrauch der Firma der Gmb.., der ergab, daß eine un⸗ 
beſchränkte Haftung der Geſellſchafter, wie ſie für eine OHG. 
weſentlich geweſen wäre, von den Beteiligten gerade nicht 
gewollt war. Wenn aber das Bh. nach allgemeiner Lebens- 
erfahrung unterſtellen zu können glaubt, alſo für erwieſen 
anſieht, daß B. ſowie die Geſellſchafter der Bekl. zu 3 in 
allem, was ſie zur Gründung der Bekl. zu 1 unternommen 
haben, im einverſtändlichen Zuſammenwirken gehandelt haben, 
ſo iſt ſeine Annahme, daß auch die Bekl. zu 3 der Kl. für 
einen ihr im Zuſammenhang mit dem Geſchäftsbetrieb der 
Vorgeſellſchaft zugefügten Schaden aufzukommen habe, ſchon 
aus dieſem Grunde und unabhängig davon gerechtfertigt, 
ob die Vorgeſellſchaft als OHG. angeſehen werden kann, 
Sie folgt aus der tatſächlichen Feſtſtellung des B., daß 
alles, was aus Anlaß der Gründung der Bekl. zu 1 geſchehen 
iſt, von ſämtlichen Beteiligten gewollt und gebilligt worden 
und deshalb, ſoweit es Schaden verurfacht hat, nach 8 840 
BGB. auch von jedem einzelnen als Geſamtſchuldner mit 
den übrigen für den Schaden Verantwortlichen zu ver— 
treten iſt. 

Soweit das BG. eine Schadenserſatzpflicht der Bell: 
zu 1 für die Zeit nach dem 7. April 1934 um deswillen ver⸗ 
neint, weil das Klagvorbringen nicht ergebe, daß ſich ihre 
Geſchäftsführer oder Angeſtellten auch nach dieſem Zeit⸗ 


punkte einen Verſtoß gegen die guten Sitten im geſchäft⸗ 


lichen Verkehr hätten zuſchulden kommen laſſen, die Kl, 
überdies inſoweit Schadenserſatzanſprüche nicht näher belegt 
habe, ſo wäre dieſe Auffaſſung nicht gerechtfertigt, wenn 
nach dem vorher Ausgeführten eine Haftung der Bekl. zu 1 
auch für unerlaubte Handlungen ihrer Geſellſchafter und 
Geſchäftsführer beſtünde, die in die Zeit vor ihrer Eintragung 
in das Handelsregiſter fielen. Sie wäre aber auch ohne Rück 
ſicht hierauf ſchon dann nicht begründet, wenn es der Bekl. 
zu 1 nach jenem Zeitpunkte gelungen wäre, unter Ausnutzung 
der vor ihrem Entſtehen von ihren Geſellſchaftern und Ger 
ſchäftsführern geſchaffenen, nach Behauptung der Kl. wider⸗ 
rechtlichen Sachlage und in Kenntnis ihrer Widerrechtlich⸗ 
keit Kunden der Kl. zu ſich herüberzuziehen oder, falls ſich 
dieſe ſchon für die Vorgeſellſchaft hatten gewinnen laſſen, 
weitere Aufträge von ihnen zu erlangen, die ſonſt der Kl. 
zugute gekommen wären. Hatte die Kl. in ihren Schriftſätzen 
den Schaden beziffert, der ihr i. J. 1934 infolge des von 
den Bekl. widerrechtlich herbeigeführten Kundenverluſtes ent⸗ 
ſtanden ſei, ſo lag deshalb nahe, daß ſie damit auch eine 
Haftbarkeit der Vekl. für die Zeit nach dem 7. April 1934 
behaupten und den ihr ſeitdem erwachſenen Schaden geltend 
machen wolle. Dies war um ſo mehr anzunehmen, als ſie 
in den von ihr überreichten Schriftſätzen auf den erheblichen 
Rückgang ihres Umſatzes gerade auch in der Zeit nach dem 
7. April 1934 hinwies und ihn ziffernmäßig belegte. Ein Hin? 
reichender Grund, aus ihrem Vorbringen zu ſchließen, daß 
die Zeit nach jenem Tage für die Entſtehung eines Schadens 
überhaupt nicht mehr in Betracht komme, beſtand hiernach 
nicht. Die Rüge der Rev., es habe das BG., wenn es ſich 
über die Tragweite des Vorbringens der Kl. hierzu im Zwei, 
fel war, zum mindeſten durch Ausübung des Fragerechts 
gemäß 8 139 ZPO. auf eine weitere Klärung des Sach⸗ 
verhalts hinwirken und die Kl. zu einer Ergänzung ihres 
Sachvortrags veranlaſſen müſſen, iſt deshalb begründet. 

II. Das BG. geht davon aus, daß das Beſtreben eines 
Unternehmers, Augeſtellte eines Mitbewerbers für ſich Al 
gewinnen, an ſich nicht gegen die Grundſätze des lauteren 
Wettbewerbs und die guten Sitten (8 1 UnlWG., 8 820 
BGB.) verſtößt, weun es mit erlaubten Mitteln zu ek 
laubten Zwecken geſchieht, daß ein Abſpenſtigmachen frem? 
der Arbeitskräfte zur Förderung des eigenen Geſchäfts viel 
mehr nur dann als unlauter und ſittenwidrig i. S. der ge? 
nannten Vorſchriften angeſehen werden kann, wenn die be⸗ 
gleitenden Umſtände eine ſolche Beurteilung rechtfertigen. 
Sufoweit erachtet es für bedeutſam, ob das Wegengagieren 
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unter Verleitung zum Vertragsbruch erfolgt iſt, ob die Ar⸗ 
beitskräfte durch irreführende Mitteilungen oder herabſetzende 
Außerungen über den bisherigen Arbeitgeber zur Kündigung 
beſtimmt worden ſind, ob ein planmäßiges Ausſpannen gut 
eingearbeiteter Arbeitskräfte vorliegt, um ſie an ihrem bis⸗ 
herigen Arbeitsort und in ihrem bisherigen Wirkungskreis zu 
verwenden, oder ob mit dem Wegengagieren der Zweck ver⸗ 
folgt wird, das Handelsgeſchäft des Konkurrenten in ſeinen 
Grundlagen zu treffen. Das BG. befindet ſich hiernach in 
ſeiner grundſätzlichen Auffaſſung in Übereinſtimmung mit 
der ſtändigen Rſpr. des erk. Sen. (GewRSch. 1934, 608 
—= 3%. 1934, 2137, Urt. II 106/35 v. 25. Okt. 1935: RG. 
149, 114 = JW. 1936, 717. m. Anm.). Es verneint aber 
das Vorliegen von Umſtänden, die geeignet ſein könnten, das 
von der Kl. beanſtandete Vorgehen der Bekl. zu einem ſitten⸗ 
widrigen zu machen, und gelangt demgemäß dazu, den 
jetzt allein noch geltend gemachten Schadenserſatzanſpruch 
ſchon dem Grunde nach als ungerechtfertigt anzuſehen. 

Die Angriffe der Rev. ſind, wenigſtens zum Teil, 
begründet. 

Rechtlich nicht zu beanſtanden iſt die Annahme des BG., 
daß ein Vertragsbruch B.s oder der übrigen Angeſtellten 
oder die Ausnutzung eines ſolchen durch die Bekl. nicht vor⸗ 
liege. Sie beruht auf der tatſächlichen Feſtſtellung, daß jene 
ihre Dienſtverhältniſſe bei der Kl. ordnungsmäßig gekündigt 
haben, und iſt auch hinſichtlich B.s begründet, ſoweit dieſer 
feine Kündigung v. 7. Nov. 1933 am 22. Nov. zurückgenom⸗ 
men und am 26. Nov. 1933 erneuert hat. 

Wenn das BG. für unbewieſen anſieht, daß von B. 
oder den Geſellſchaftern der Bekl. zu 3 auf die Angeſtellten 
der Kl. überhaupt in irgendeiner Weiſe eingewirkt worden 
ſei, um ſie zur Aufgabe ihrer Stellung zu veranlaſſen, ſo 
nimmt es damit bereits zu der von ihm weiter erörterten 
Frage Stellung, ob das Verhalten jener etwa deshalb zu 
mißbilligen ſei, weil es ein planmäßiges Abſpenſtigmachen 
fremder Arbeitskräfte bedeute. Das BG. erachtet hierfür 
als erforderlich, daß die Kündigung auf Veranlaſſung des 
neuen Arbeitgebers oder doch unter deſſen Einwirkung erfolgt 
ſei, und bei dieſem zu einem vor der Kündigung liegenden 
Zeitpunkte die Abſicht beſtanden habe, eine Mehrzahl von 
Angeſtellten des Konkurrenten zu ſich herüberzuziehen. Daß 
dies der Fall geweſen ſei, hält es nicht für dargetan. Es 
bezeichnet es als möglich oder ſogar recht naheliegend, daß 
die Angeſtellten der Kl. von ſich aus und ohne jede Beein⸗ 
luſſung von irgendeiner Seite gekündigt haben, als ſie 
hörten, daß B. mit der Firma M. in M. ein Konkurrenz- 
geſchäft in F. eröffnen wolle. Dabei möge, ſo meint es 
weiter, mitgewirkt haben, daß ihnen aus ihrer eigenen Tätig⸗ 
keit bei der Kl., deren damalige Lage als nicht gerade günſtig 
bekannt geweſen ſei, daß ſie auch zum Teil, wie H. und W., 
nur aushilfsweiſe bei dieſer beſchäftigt geweſen ſeien. Daß 
bei den Verhandlungen zwiſchen B. und der Bekl. zu 3 über 
die Gründung einer neuen Niederlaſſung in F. auch von 
einer Gewinnung der Angeſtellten der Kl. für dieſe die Rede 
geweſen ſei, ſei nicht erwieſen. 

Wenn das BG. ſchon hiernach ein planmäßiges Vor⸗ 
gehen Bis und der Bekl. zu 3 bei der Gewinnung der An⸗ 
geſtellten der Kl. verneinen zu müſſen glaubt, ſo kann ihm 
hierin nicht beigetreten werden. Es kommt, wie auch das BG. 
an ſich nicht verkennt, für die Annahme planmäßigen Han⸗ 
delns beim Abſpenſtigmachen fremder Arbeitskräfte nicht 
darauf an, ob die Auregung zum Abſchluß des neuen Dienſt⸗ 
vertrages gerade von dem neuen Arbeitgeber ausgeht, oder 
ob die Arbeitnehmer an dieſen mit dem Erſuchen um Be⸗ 
ſchäftigung herantreten. Es muß vielmehr genügen, wenn ein 
Unternehmer eine ſich ihm bietende Gelegenheit, eingerichtetes 
und mit den einfchlagenden geſchäftlichen Verhüältniſſen ver⸗ 
trautes Perſonal eines Mitbewerbers in ſeine Dienſte nehmen 
zu können, zielbewußt ausnutzt, indem er ohne Rückſicht auf 
die ſonſtige Lage des Arbeitsmarktes gerade die Arbeitskräfte 
des Konkurrenten einſtellt, um ſie, unbekümmert um die 
Schwierigkeiten, die dieſem dadurch entſtehen, in ſeinem 
eigenen Unternehmen gegen ihn einzuſetzen. Kommt deshalb 
dem vom BG. hervorgehobenen Umſtand, daß eine Einwir⸗ 
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kung Bis oder der Bekl. zu 3 auf die Angeſtellten der Kl. 
nicht erwieſen ſei, eine entſcheidende Bedeutung für die An⸗ 
nahme eines planmäßigen Vorgehens ſeitens jener nicht zu, 
kann vielmehr ein ſolches beim Vorliegen ſonſtiger Umſtände 
auch dann gegeben ſein, wenn keine anderen als die ſonſt 
üblichen Verhandlungen über die Einſtellung neuer Arbeits⸗ 
kräfte ſtattgefunden haben, ſo bietet aber jedenfalls der er⸗ 
wieſene Sachverhalt hinreichende Anhaltspunkte dafür, daß 
es zur Einſtellung der Angeſtellten der Kl. in dem neuen 
Unternehmen nicht nur zufolge zufälliger und im Geſchäfts⸗ 
leben auch ſonſt nicht ungewöhnlicher Ereigniſſe gekommen 
iſt, ſondern daß ihr eine von B. und der Bekl. zu 3 will⸗ 
kommen geheißene und von ihnen zu ihrem Vorteil bewußt 
geförderte beſondere Sachlage zugrunde gelegen hat. Es 
konnte kein bloßer Zufall ſein, daß es der Bekl. zu 3 mög⸗ 
lich war, für das von ihr ins Leben gerufene Unternehmen 
nicht nur B. zu gewinnen, der bis dahin bei der Kl. leitend 
tätig geweſen war, ſondern auch nahezu ſämtliche und jeden⸗ 
falls die für ſie wertvollſten Angeſtellten der Kl. dem neuen 
Unternehmen zuzuführen und dieſes mit deren Hilfe in un⸗ 
mittelbarem Anſchluß an ihr Ausſcheiden bei der Kl. in 
vollem Umfange zu eröffnen. Begründet ſchon dieſes Zuſam⸗ 
mentreffen zahlreicher, dem neuen Unternehmen beſonders 
günſtiger Umſtände die Vermutung, daß es dazu nicht ohne 
das Zutun derer gekommen iſt, denen an ſeinem Gedeihen 
gelegen war, ſo hat es die Kl. auch ſonſt nicht an Behaup⸗ 
tungen fehlen laſſen, die für ein planmäßiges Vorgehen 
hierbei ſprechen. Zutreffend weiſt die Rev. darauf hin, daß es, 
wenn nicht für B., ſo doch für die übrigen Angeſtellten, die 
nach der Behauptung der Kl. übertariflich bezahlt wurden, 
an einem erkennbaren Grunde für eine Kündigung ihres 
Dienſtverhältniſſes bei der Kl. gefehlt habe. Wenn das B. 
einen ſolchen darin erblickt, daß die nicht allzu günſtige Lage 
des Fer Betriebes der Kl. den Angeſtellten bekannt geweſen 
fei, jo laßt es unberückſichtigt, daß die Kl. dem entgegen⸗ 
ſtehende Angaben über ihren Fler Umſatz i. J. 1933 und über 
einen ihr jederzeit zur Verfügung ſtehenden Kredit von 
25 000 RM gemacht hat. Aber auch die vom BG. in dieſem 
Zuſammenhang angezogene Drohung van W.s, fein Fer Ge⸗ 
ſchäft zu ſchließen, konnte auf den Entſchluß der Angeſtellten, 
ihre Stellung zu kündigen, kaum noch von Einfluß ſein, 
nachdem die dafür vorgeſehene Friſt längſt abgelaufen war. 

Unterliegen hiernach die Ausführungen des BG. mit 
denen es das Vorliegen eines planmäßigen Vorgehens B.s 
und der Bekl. zu 3 bei der Gewinnung der Angeſtellten der 
Kl. verneint, rechtlichen Bedenken, ſo gilt dies in gleichem 
Maße, ſoweit es ihrem Vorgehen den Charakter unlauteren 
und ſittenwidrigen Handelns abſpricht. Daß das neuerrichtete 
Unternehmen mit dem der Kl. im Wettbewerb ſtand, kann 
auch dann nicht zweifelhaft ſein, wenn dieſes in der Haupt⸗ 
ſache Kommiſſionsgeſchäfte, jenes Eigenhandel betrieb. Denn 
beide Arten geſchäftlicher Betätigung betrafen die gleichen 
Waren, ſtützten ſich auf gleiche Bezugsquellen und wandten 
ich an die Fer Hänblerkreiſe als Abnehmer. Das BG. 
hätte den von der Kl. angebotenen Zeugenbeweis erheben 
und gegebenenfalls von ſeinem Fragerecht Gebrauch machen 
müſſen, wenn es hierüber Zweifel hegte. War es aber, wie 
die Kl. weiter behauptet hat, bei der Eigenart des in Frage 
kommenden Geſchäfts weſentlich, über einen Stamm gut ein⸗ 
gearbeiteter, mit den örtlichen Verhältniſſen vertrauter Mit⸗ 
arbeiter zu verfügen, ſo lag ſchon darin für die Gründer des 
neuen Unternehmens ein erheblicher Anreiz, ſich eines ſolchen 
durch Heranziehung Fler Perſonals zu verſichern. Taten ſie 
dies durch die Gewinnung und Einſtellung einer größeren 
Anzahl von Angeſtellten der Kl., deren Unentbehrlichkeit 
für dieſe auf der Hand lag, ſo verſchafften ſie ſich auf Koſten 
ihres Mitbewerbers einen geſchäftlichen Vorteil, der für 
dieſen um ſo fühlbarer werden mußte, als ſie ſein Perſonal. 
am gleichen Orte und in ſeinem bisherigen Wirkungskreis 
verwendeten. Eine ſolche Förderung eigener Intereſſen zum 
Nachteil eines Mitbewerbers unter Ausnutzung dieſem ent⸗ 
zogener, für ihn beſonders wertvoller Arbeitskräfte iſt un⸗ 
lauter und mit den guten Sitten des Geſchäftsverkehrs nicht 
vereinbar. Ein derartiges Verhalten kann nicht damit ent⸗ 
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ſchuldigt werden, daß es niemandem verwehrt werden könne, 
eine durch die Verhältniſſe gebotene Gelegenheit ſo zu be⸗ 
nutzen, wie ſie ſich darbiete. Mag dies zutreffen, wenn auch 
ohne die Ausnutzung der gegebenen Sachlage die Schädigung 
eines anderen unvermeidbar wäre, ſo iſt es auf jeden Fall 
umfittlich, wenn eine ſich darbietende Gelegenheit ergriffen 
wird, obwohl dies mit Sicherheit zu einer Erhöhung des dem 
Fa erwachſenden Schadens führen muß. (Wird noch 
belegt. 

Die Annahme des BG., das Verhalten der Bekl. oder 
der Perſonen, für deren Handeln ſie aufzukommen haben, ſei 
nicht unlauter und ſittenwidrig, iſt hiernach mit der ge⸗ 
gebenen Begründung nicht haltbar. 

(U. v. 3. April 1936; II 245/35. — Frankfurt a. M.) 


[K.] 
<= R. 151, 87.) 


Anmerkung: Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. Es iſt beſon⸗ 
ders lehrreich deshalb, weil es nicht ſo ſehr auf das aktive 
Abſpenſtigmachen der Mitarbeiter als auf das Ausnutzen 
einer gegebenen Lage abſtellt. Die Verteidigung des Bekl. 
wird häufig dahin gehen, daß er von ſich aus nichts getan 
habe, um die Angeſtellten zum Wechſeln ihres Arbeitsplatzes 
zu veranlaſſen, daß aber nicht einzuſehen ſei, warum nicht, 
nachdem die Angeſtellten von ſelbſt den bisherigen Arbeits⸗ 
platz aufgegeben hätten, nunmehr der Bekl. von der ſich 
bietenden Gelegenheit, geſchulte Kräfte zu finden, hätte Ge⸗ 
brauch machen dürfen. Mit dieſer Art der Verteidigung ſetzt 
ſich das Urteil auseinander. Der Satz: es iſt auf jeden Fall 
unſittlich, wenn eine ſich darbietende Gelegenheit ergriffen 
wird, obwohl dies mit Sicherheit zu einer Erhöhung des dem 
anderen erwachſenden Schadens führen muß, kann nur mit 
größter Vorſicht auf andere als den entſchiedenen Fall zur 
Anwendung gebracht werden. Vermißt wird eine Erörterung 
der Frage, ob hier die von ſich aus freigewordenen Angeſtell⸗ 
ten engagiert werden durften, von der ſozialen und ſozial⸗ 
rechtlichen Seite aus. Dem Angeſtellten und dem Arbeiter 
iſt jede Gelegenheit, ſeine Lage in bezug auf die Höhe des 
Einkommens oder die Sicherheit der Stellung zu verbeſſern, 
grundſätzlich zu gönnen. Wird ihm die Benutzung der Ge⸗ 
legenheit verſchloſſen, ſo hat er Anſpruch auf eine Begrün⸗ 
dung, die ſich nicht nur mit den Rechtsbeziehungen zwiſchen 
den beiden Arbeitgebern befaßt. 

Rechtsanwalt Dr. Hans Culemann, Düſſeldorf. 
* 


. § 1 Un l WG.; Wbz G. Warenzeichen und 
Wettbewerb; Whisky. Die Frage, ob Whisky 
als Gattungs⸗ oder als Herkunftsbezeichnung 
zu betrachten ſei, wird durch die Angabe 
„Deutſcher Whisky“ noch nicht gegenſtandslos. 
Wenn der Zuſatz „deutſch“ erſt die Herkunfts⸗ 
bezeichnung Whisky zu einer Beſchaffenheits⸗ 
angabe machen ſoll, kann er ſie nicht zu einer 
zweiten Herkunfts bezeichnung machen, viel⸗ 
mehr hat er dann die gegenteilige Wirkung. 

Die Kl. ſtellt in ihrer Brennerei in Bremen einen Korn⸗ 
branntwein her, den ſie unter der Bezeichnung „Deutſcher 
Whisky“ vertreibt. Ihre Flaſchen ſind mit zwei Etiketts ver⸗ 
ſehen, von denen das größere das eigentliche Flaſchenſchild, 
das kleinere einen Flaſchenhalsſtreifen darſtellt, der auf dunk⸗ 
lem Grunde den Aufdruck „Marke Güldenhaus“ in weißer 
Farbe trägt. 

Die Bekl. iſt eine britiſche Whiskyfirma, die in Deutſch⸗ 
land durch die Firma S.⸗Marken Import vertreten wird. Die 
Bekl. hat zuſammen mit den fünf Nebenintervenientinnen, in 
Schottland anſäſſigen Firmen, die gleichfalls Whiskylieferan⸗ 
ten ſind und der Bekl. in dem vorliegenden Rechtsſtreit bei⸗ 
getreten ſind, in der deutſchen Fachpreſſe eine Bek. erlaſſen, 
in der darauf hingewieſen wird, daß keine deutſche Brannt⸗ 
weinfirma ihr Erzeugnis in irgendeiner Weiſe als Whisky mit 
oder ohne Zuſatz bezeichnen dürfe. Die Veröffentlichung be⸗ 
ruft ſich hierfür auf das Urt. des auch jetzt erk. Seu. des RG. 
v. 2. Febr. 1934 in der Sache II 88/33 JW. 1934, 1280. 


Die Kl. begehrt mit Rückſicht auf dieſe Bek. mit der vorl. 
Klage die Feſtſtellung, daß ihr das Recht zuftehe, ihr Erzeug⸗ 
nis als „Deutſchen Whisky“ zu bezeichnen und bei dem Ver⸗ 
triebe die beiden Etiketts zu benutzen. 

Sie ſteht in erſter Linie auf dem Standpunkt, daß das 
Wort „Whisky“ im Ausland wie im Juland eine reine 
Gattungsbezeichnung ſei für einen Trinkbranntwein, 
der ſich lediglich durch einen beſtimmten Geſchmack, nämlich 
einen rauchigen Geſchmack, von anderen Trinkbranntweinen 
unterſcheide. 

Aber auch für den Fall, daß das Wort „Whisky“ als 
Herkunfts bezeichnung für ein großbritanni⸗ 
ſches Erzeugnis anzuſehen ſein ſollte, iſt nach Anſicht 
der Kl. durch ihren Zuſatz „Deutſcher“ zu dieſem Wort eine 
genügende „Entlokaliſierung“ vorgenommen. Durch dieſen 
Zuſatz ſowie durch den weiteren Aufdruck auf den Etiketten 
und durch die ſonſtige Ausſtattung ihrer Flaſchen ſei eine Täu⸗ 
ſchung der Verbraucher ausgeſchloſſen. Auch der große Preis- 
unterſchied ihrer Ware im Vergleich zu dem infolge des hohen 
Zolls etwa das Doppelte koſtenden engliſchen Whisky bilde ein 
Unterſcheidungsmerkmal, zumal Whisky in Deutſchland nicht 
von dem großen Publikum, ſondern nur von einer beſtimmten, 
pekuniär beſſer geſtellten Bevölkerungsſchicht verbraucht werde. 

Endlich ſtehe der Beanſtandung der Bezeichnung Whisky 
(mit entlokaliſierendem Zuſatz) im deutſchen Whiskyvertrieb 
der Kl. aber auch der Geſichtspunkt der Verwirkung entgegen, 
weil die deutſche Whiskyinduſtrie, die mindeſtens ſeit dem 
Jahre 1902 in deutſchen Fabriken im Deutſchen Reich ein mit 
dem Sondergeſchmack des großbritanniſchen Whisky hergeſtell⸗ 
tes Getränk als Whisky mit oder ohne Zuſatz zu dieſem Wort 
vertreibe, einen rechtlich geſchützten wertvollen Beſitzſtand an 
der Warenbezeichnung Whisky (mit oder ohne Zuſatz) erwor⸗ 
ben habe, die die Bekl. und die Nebenintervenienten ſeit vielen 
Jahren gekannt und bis zum Jahre 1931 ohne Widerſpruch 
geduldet hätten. Die Bekl. habe ſogar einigen anderen deut⸗ 
ſchen Firmen den Vertrieb ihrer Erzeugniſſe als Whisky und 
Deutſcher Whisky ausdrücklich geſtattet. 

Die Bekl. nimmt für ſich und die übrigen britiſchen 
Whiskyfirmen das ausſchließliche Recht zur Verwendung der 
Bezeichnung Whisky mit oder ohne Zuſatz für einen Korn⸗ 
branntwein mit dem eigentümlichen rauchigen Geſchmack, den 
keine in einem anderen Lande anſäſſige Branntweinfabrik 
hervorrufen könne, in Anſpruch. Ihrer Behauptung nach iſt 
Whisky nicht eine Gattungs bezeichnung, fondem 
eine reine Herkunftsangabe. Auch der deutſche Ver⸗ 
braucher ſehe als Whisky nur ein Erzeugnis an, das aus 
Großbritannien, insbeſ. aus Schottland eingeführt ſei. Die 
Bekl. und die Nebenintervenienten ſeien die Erfinder der 
Ware, die von ihnen in mühevoller Arbeit in der ganzen Welt 
vertrieben werde. Allerdings werde auch in einigen anderen 
Ländern engliſcher Zunge, z. B. Nordameika und Kanada, ein 
Branntwein hergeſtellt, der als „amerikaniſcher Whisky“ und 
als „kanadiſcher Whisky“ bezeichnet werde, doch ſei dieſer dem 
ſchottiſchen nicht gleichwertig, übrigens auch in Deutſchland 
unbekannt; eine beſonders ſchlechte Nachahmung ſei der „ja⸗ 
paniſche Whisky“. Auch durch die Verwendung eines Malz⸗ 
deſtillats aus Schottland, des wichtigſten Beſtandteils des 
Whisky, für ihre Ware erreiche die Kl. nur, daß ihr Erzeug⸗ 
nis dem britiſchen etwas ähnele. Andererſeits mache ſich die 
Kl. aber durch die Verwendung dieſes aus Schottland ſtam⸗ 
menden weſentlichen Beſtandteils ihrer Ware, die ſie trotzdem 
als „deutſchen Whisky“ bezeichne, einer Täuſchung der 
Allgemeinheit ſchuldig, da es ſich hiernach in Wahrheit nicht 
um eine deutſche Ware handle. 

Die Unzuläſſigkeit der Bezeichnung „Deutſcher Whisky“ 
ergibt ſich nach der weiteren Anſicht der Bekl. auch aus der 
Verwäſſerungsgefahr, die für das Wort „Whisky“ 
eintreten würde, falls man ſeine Verwendung mit dem Zu⸗ 
ſatz „deutſch“ geſtatten würde. 

Die Bekl. ſieht die Verwendung der beanſtandeten Be⸗ 
zeichnung durch die Kl. für ihr Erzeuguis ferner als ſitten⸗ 
widrig und deshalb als unzuläſſig an, weil die Kl. durch die 
Bezeichnung den wirtſchaftlichen Erfolg der britiſchen Whisky⸗ 
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fabrikanten auf Grund jahrzehntelanger Arbeit unberechtigt 
für ſich ausbeuten wolle. e 

Von dem angeblichen rechtlich geſchützten Beſitzſtand 
der Kl. an dem Worte „Whisky“ mit oder ohne Zuſatz für 
ihr Erzeugnis könne daher ſchon deshalb keine Rede ſein, 
weiter aber. auch deshalb nicht, weil die Whiskyfabrikation in 
Deutſchland erft nach dem Kriege von etwa 17 deutſchen Firmen 
begonnen worden ſei und niemals einen bedeutenden Umfang 
angenommen habe; erſt in deu letzten Jahren ſei der Handel 
mit dem ſog. „Deutſchen Whisky“ größer geworden, trete 
aber auch jetzt noch hinter den 700% des deutſchen Verbrauchs 
betragenden Umfang des britiſchen Whisky ſehr ſtark zurück. 

Das LG. Berlin hat nach Einholung eines Gutachtens 
der Juduſtrie- und Handelskammer Berlin der Klage ſtatt⸗ 
gegeben und die Widerklage abgewieſen. Das KG. hat die 
Ber. zurückgewieſen. Das RG. hat aufgehoben. 

Die Bezeichnung Whisky ohne Zuſatz iſt nach der Auffaſ⸗ 
ſung des hierfür maßgebenden deutſchen Verbrauchers uach 
der Feſtſtellung des BGG. eine Herkunftsbezeichnung für einen 
in Großbritannien (beſonders Schottland) hergeſtellten, einen 
beſonderen rauchigen Geſchmack aufweiſenden Kornbranntwein, 
und ſie hat nach der weiteren Feſtſtellung des BG. die von 
Anfang an beſtehende Eigenſchaft einer ſolchen Herkunfts⸗ 
angabe nach der Auffaſſung des deutſchen Verbrauchers auch 
bisher nicht verloren, obgleich das Wort „Whisky“ nicht etwa 
auf eine beſtimmte örtliche Herſtellungsſtätte in Großbritan⸗ 
nien hinweiſe, ſondern ſprachlich „Lebenswaſſer“ bedeute. Das 
BG. ſtützt ſeine Feſtſtellung einmal darauf, daß dieſe Tat⸗ 
ſachen gerichtsbekaunt ſeien, weiter, daß fie durch den Inhalt 
der Auskunft der Induſtrie- und Handelskammer in Berlin 
v. 27. Nov. 1934 beſtätigt würden. Die Kl. ſteht auch in der 
RevInſt. in erſter Linie auf dem Standpunkt, daß dieſe Feſt⸗ 
ſtellung des BG. bezüglich des Wortes Whisky micht zu⸗ 
trifft, dieſes vielmehr nach der Auffaſſung des deutſchen Ver⸗ 
brauchers eine Beſchaffenheitsangabe darſtellt. Sie beruft ſich 
zur Begr. auf ihre Darlegungen in beiden Vorinſtanzen, wo— 
nach in einem ſehr großen Teile der Welt, keineswegs nur in 
Großbritannien, Whisky hergeſtellt werde und mit entſprechen⸗ 
den lokaliſierenden Zuſätzen zu der Bezeichnung Whisky in den 
Handel komme, ohne daß die Bekl. oder eine der Nebeninter⸗ 
venientinnen oder eine etwa ſonſt noch Whisky erzeugende 
Firma Großbritanniens jemals mit Erfolg dagegen vorgegan⸗ 
gen wäre. 

0 Obwohl es ſich hiernach nach der Annahme des BG. bei 
910 Worte „Whisky“ für den deutſchen Verbraucher unver 
Ro um eine Herkunftsbezeichnung handelt, ſieht es das 
6 ichn ſich für möglich au, daß „eine derartige Herkunfts⸗ 
ezeichnung durch einen Zuſatz eine Klarſtellung in der Rich— 
tung erhalte, daß der deutſche Verbraucher das Erzeugnis 
nicht mehr für ein in Großbritannien hergeſtelltes, ſondern 
I eur deutſches Erzeugnis halte“. Das BG. verweiſt zur 
ee dun ee grundſätzlichen Auffaſſung über die Mög⸗ 
ichkeit, daß Zuſätze zu Herkunftsbezeichnungen nach der An⸗ 
ſicht des Verkehrs „entlokaliſierenden“ Charakter haben kön⸗ 
Br d.h. daß dem Worte durch den Zuſatz die Eigenſchaft 
dere beſtimmten Herkunftsbezeichnung nach der Aunahme 
er beteiligten Verkehrskreiſe genommen werden könne, auf die 
drei Pilſener⸗Bier⸗Urteile des auch jetzt erk. Sen. des NG. 
— 2. Febr. 1933 (von denen II 88/32: RG. 139, 363 ff. 
IW. 1933, 1579 m. Anm. abgedruckt iſt), in denen der 
entlokaliſierende Charakter eines einen anderen Ortsnamen 
enthaltenden Zuſatzes zu dem Worte „Pilſener“ bejaht iſt, und 
auf die Ausführung in dem Urt. v. 2. Febr. 1934: Rg. 
Enitaſses e e 1 8 eines dahingehenden 
1 s geeigneten Zuſatzes nicht grundſätzlich ab⸗ 
Das BG. prüft dann, von dieſer grundſätzlichen Ein⸗ 
ſtellung ausgehend, die hier zu N g e ber 
Zuſatz „deutſch“ zu dem Worte „Whisky“, alſo die zuſammen⸗ 
Nil de Bezeichnung „Deutſcher Whisky“ für die Ware der 

von vornherein, d. h. unabhängig von der Frage eines 
erwaigen redlich erworbenen Beſitzſtandes der Kl. an dieſer 
Verbumengeſetzten Bezeichnung, geeignet iſt, dem deutſchen 
erbraucher gegenüber klarzustellen, daß es ſich bei dem fo be- 
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zeichneten Getränk um eine deutſche Ware handelt. Bei Prü⸗ 
fung der Frage, welche Kreiſe der deutſchen Bevölkerung als 
maßgeblich hierfür in Betracht kommen, legt das BG. nicht 
ſo ſehr das Gewicht auf die deutſchen Whiskyhändler, da dieſe 
vermöge ihres Fachwiſſens und ihrer Kenntnis der infolge des 
hohen Zolls doppelt fo hohen Preiſe der engliſchen im Ver⸗ 
gleich zu der deutſchen Ware von vornherein genau Beſcheid 
wiſſen, ob es ſich bei der ihnen zum Kauf angebotenen um die 
erſte oder letzte handelt. Das BG. legt vielmehr bei Prüfung 
der Auffaſſung der beteiligten Kreiſe das Hauptgewicht auf die 
Whisky trinkenden Kreiſe in Deutſchland. Und in dieſer Be⸗ 
ziehung ſtellt es dann weiter feſt, daß für dieſe nicht der ein⸗ 
fache Mann des Volkes, ſondern, wie auch die Induſtrie⸗ und 
Handelskammer Berlin in ihrer erforderten gutachtlichen Aus- 
kunft v. 27. Nov. 1934 betone, nur eine verhältnismäßig kleine 
Schicht von geldlich Beſſergeſtellten, die den Preis von 9 bis 
12 %% für die Flaſche des deutſchen Getränks, den die Kl. 
unwiderſprochen als ihren Kleinverkaufspreis angegeben habe, 
oder mehr als 20 Rs für die Flaſche des engliſchen Getränks 
zu bezahlen vermöge. Das BG. ſtellt aber ausdrücklich feſt, 
daß gerade dieſe Verbraucher, die einen verhältnismäßig ſo 
hohen Preis für das von ihnen gewünſchte Getränk anlegen, 
beſonders darauf achten, ob es ſich bei der ihnen angebotenen 
Ware um ein ausländiſches oder um ein ſolches Erzeugnis 
handelt, das ausdrücklich als „Deutſcher Whisky“ bezeichnet 
ſei. Iſt aber das letzte der Fall, ſo wiſſen nach der weiteren 
Feſtſtellung des BG. gerade dieſe Kreiſe auch mit Rückſicht 
auf die Verfeinerung, die der Begriff „deutſch“ infolge der 
herrſchenden Anſchauung gegenwärtig erfahren habe, daß eine 
ausdrücklich als „deutſch“ bezeichnete Ware auch tatſächlich nur 
ein deutſches Erzeugnis darſtellen kann. Das BG. ſieht daher 
die hiermit übereinſtimmende Erklärung der Induſtrie- und 
Handelskammer Berlin in ihrer gutachtlichen Auskunft als 
den tatſächlichen Verhältniſſen enkſprechend und daher als 
zutreffend an, daß nicht nur ein deutſcher Händler, ſondern 
auch ein deutſcher Verbraucher, der einen „deutſchen Whisky“ 
kaufe, nicht im Zweifel darüber ſei, daß es ſich um einen in 
Deutſchland hergeſtellten Branntwein, nicht aber um ein aus⸗ 
ländiſches, insbe. nicht um ein von einer britiſchen Firma 
hergeſtelltes Erzeugnis handle. Daraufhin gelangt das BG. 
zu der Feſtſtellung, daß nicht nur bei den Whiskyhändlern in 
Deutſchland, ſondern auch bei den deutſchen Verbrauchern von 
Whisky der in gleicher Größe und Stärke verwendete Zuſatz 
des Wortes „deutſcher“ zu dem Worte „Whisky“, wie dies 
ſeitens der Kl. geſchehe, geeignet iſt, in Deutſchland dem 
Worte „Whisky“ die Bedeutung der reinen Herkunfts- 
angabe zu nehmen. a 

Dieſe Feſtſtellung des BG. kann nur dahin verſtanden 
werden und wird auch von den Parteien in der Rev Inſt. über⸗ 
einſtimmend dahin verſtanden, daß nach der Annahme des 
BG. der Zuſatz „deutſch“ die Herkunftsbezeichnung „Whisky“ 
zu einer Beſchaffenheitsangabe mache, d. h. zu einer Bezeich⸗ 
nung, durch die mit einer für den deutſchen Verbraucher ge⸗ 
nügenden Klarheit zum Ausdruck gebracht werde, daß es ſich 
um ein deutſches Erzeugnis mit einem dem eigentümlichen 
rauchigen Whiskygeſchmack ähnlichen Geſchmack, alſo um ein 
deutſches Erzeugnis nach Art des großbritanniſchen Whisky 
handle. Auch der Hinweis des BG. auf die Pilſener-Bier⸗ 
Urteile des auch jetzt erk. Seu. mit der Annahme der „ent⸗ 
lokaliſterenden“ Wirkung von Zuſätzen von Eigenſchaftsworten, 
gebildet nach deutſchen Ortsnamen, zu der Herkunftsbezeich⸗ 
nung „Pilſener“ läßt keinen Zweifel zu, daß der Sinn der 
Feſtſtellung des BG. der wiedergegebene iſt. Eine dritte Mög⸗ 
lichkeit, die zwiſchen der Annahme einer Herkunftsbezeichnung 
und der einer Beſchaffenheitsangabe liegen könnte, gibt es 
nicht, da das BG. die an ſich denkbaren Möglichkeiten, die in 
dieſer Richtung liegen könnten, als nicht gegeben anſieht, näm⸗ 
lich die Möglichkeit, daß der deutſche Verbraucher unter der 
Bezeichnung „Deutſcher Whisky“ einen in England oder 
Schottland hergeſtellten Whisky einer beſonderen deutſchen Ge⸗ 
ſchmacksrichtung oder einen von einer engliſchen oder ſchotti⸗ 
ſchen Firma in Deutſchland hergeſtellten Whisky verſtehen 
könnte. 

Wenn der Zuſatz „deutſch“ hiernach die Herkunftsbezeich⸗ 
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nung „Whisky“ nach Feſtſtellung des BG. zu einer Be⸗ 
ſchaffenheitsangabe macht, dann kann er ſie nicht zu einer 
zweiten Herkunfts bezeichnung machen, entgegen der 
Auffaſſung des BG., die es bei der Prüfung und Ablehnung 
des Hinweiſes der Bekl. auf die Verwäſſerungsgefahr ver⸗ 
tritt. Das BG. führt dort aus, daß „von einer Verwäſſerung 
der reinen Herkunftsbezeichnung „Whisky“ durch die Kl. des⸗ 
wegen nicht die Rede ſein könne, weil das von ihr hinzugefügte, 
in gleicher Weiſe geſchriebene Wort „Deutſcher“ auf das ve— 
ſondere Herkunftsland dieſes Getränks, d. i. alſo auf Deutſch⸗ 
land, „beſonders ſchlagkräftig hinzuweiſen geeignet ſei und un⸗ 
mißverſtändlich hinweiſe“. Dann beſtänden alſo nach Anſicht 
des BG. zwei Herkunftsbezeichnungen: „Whisky“ für ein 
engliſches, „Deutſcher Whisky“ für ein deutſches Erzeugnis. 
Der Zuſatz „deutſch“ „ent lokaliſiert“ dann nicht, ſondern 
„lokaliſiert“ gerade. Nun iſt es ſchon bedenklich, daß ein ſo 
allgemeines Wort wie „deutſch“ eine neue Herkunfts⸗ 
bezeichnung zu ſchaffen geeignet ſein ſollte, weiter daß es für 
zwei Erzeugniſſe, die das gleiche Wort Whisky als Haupt⸗ 
bezeichnung aufweiſen, zwei Urſprungsländer geben ſollte in 
dem Sinne, daß ihre Bezeichnungen beide Male Herkunfts⸗ 
bezeichnungen ſein ſollten. Vor allem aber liegt ein offen⸗ 
barer Widerſpruch in der Begr. des BG. vor. Denn es 
ſieht nach den obigen Darlegungen bei ſeinen an erſter Stelle 
gemachten Ausführungen und getroffenen Feſtſtellungen das 
Wort „Whisky“ im Falle der Verbindung mit dem Zuſatz 
„deutſcher“ als Beſchaffenheitsangabe, die gleiche Wortverbin⸗ 
dung aber ſpäter als zweite Herkunftsbezeichnung an und ſtützt 
gerade auf dieſe Tatſache die Zurückweiſung des Einwandes 
der Verwäſſerungsgefahr für die Eigenſchaft des Wortes 
„Whisky“ allein für ſich als Herkunftsbezeichnung infolge 
der Verwendung der Bezeichnung „Deutſcher Whisky“. 

Schon dieſer Widerſpruch in der Begr. des BG. mußte zur 
Aufhebung des angef. Urt. und zur Zurückverweiſung der 
Sache an das BG. zur anderweiten Verhandlung und Entſch. 
führen. Denn auch die Rechtsfolgen, z. B. der bzgl. der von 
der Bekl. geltend gemachten Verwäſſerungsgefahr ſind ver⸗ 
ſchieden bei der einen und bei der anderen Einſtellung des BG.: 

Fall 1: Iſt die Verkehrsauffaſſung des deutſchen Ver⸗ 
brauchers wirklich die, daß der Zuſatz „deutſch“ die Herkunfts⸗ 
bezeichnung „Whisky“ zu einer Beſchaffenheitsangabe macht, 
dann beſteht nicht mehr die „Gefahr“ einer Verwäſſerung der 
Herkunftsbezeichnung „Whisky“, ſondern dann iſt dieſe Ge⸗ 
fahr ſchon zum Erfolge geworden, dann iſt die Herkunſts⸗ 
bezeichnung ſchon „verwäſſert“. 

Fall 2: Iſt es aber möglich, daß ein ſo allgemeines 
Wort wie „deutſch“ eine neue Herkunftsbezeichnung ſchaffen 
kann, dann iſt allerdings „Whisky“ wohl in Gefahr, zur Be⸗ 
ſchaffeneitsangabe abzugleiten; dann erſcheint es nicht ver⸗ 
fehlt, wenn die Rev. meint, eine Irreführung des Publikums 
liege zwar nicht vor, denn der deutſche Verbraucher verſtehe 
unter der Bezeichnung „Deutſcher Whisky“ ein in Deutſchland 
hergeſtelltes Erzeugnis, aber der Herkunftsbezeichnung „Whisky“ 
drohe die Gefahr der Verwäſſerung, des Abgleitens zur Be⸗ 
ſchaffenheitsangabe, wie ſie in der Wortverbindung „Deutſcher 
Whisky“ tatſächlich vorliege. 

In dem künftigen Berufungsverfahren wird das BG. 
erneut zu der Grundfrage Stellung zu nehmen haben, ob die 
Verkehrsauffaſſung bei dem deutſchen Verbraucher wirklich 
von Aufang an dahin gegangen iſt, daß „die Bezeichnung 
„Whisky“ ohne Zuſatz eine Herkunftsbezeichnung für einen in 
Großbritannien, beſonders Schottland hergeſtellten, einen be⸗ 
ſonders rauchigen Geſchmack aufweiſenden Kornbranntwein 
darſtellt“ und daß das Wort Whisky, das nicht etwa auf eine 
beſtimmte örtliche Herſtellungsſtätte in Großbritannien hin⸗ 
weiſt, ſondern ſprachlich nur „Lebenswaſſer“ bedeutet, alſo 
eine Phantaſiebezeichnung darſtellt, die gattungsartigen Cha⸗ 
rakter hat, ſeine augebliche urſprüngliche Eigenſchaft als Her⸗ 
kunftsangabe für den deutſchen Verbraucher in der Tat bisher 
auch nicht verloren hat. Bei der Prüfung und Beantwortung 
dieſer Frage iſt zu berückſichtigen, daß nicht nur in allen 
engliſchſprechenden Ländern, alſo auch außerhalb Groß⸗ 
britanniens, z. B. in den USA. und Kanada ſowie Auſtralien, 
ferner aber auch in Holland und Japan Whisky hergeſtellt 
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wird, es alſo z. B. iriſchen, ſchottiſchen, eugliſchen, amerikani⸗ 
ſchen, kanadiſchen, auſtraliſchen, holländiſchen, japaniſchen 
Whisky gibt, der ja nach, dem Urſprungsland als „Scotch 
Whisky“, „American Whisky“, „Canadian Whisky“ uſw. 
in den Handel gebracht werde, und daß gegen keine dieſer all⸗ 
gemein verwendeten Bezeichnungen von ſchottiſchen oder ſon⸗ 
ſtigen großbritanniſchen Whiskyerzeugern mit dem Erfolge 
eines gerichtlichen Verbots einer ſolchen Bezeichnung ein⸗ 
ſchritten ſei, ſondern daß dieſe Bezeichnungen noch jetzt in 
den genannten Ländern unangefochten gebraucht würden. 

Sollten dieſe Darlegungen der Kl. den Tatſachen ent⸗ 
ſprechen, fo würde die von der Kl. in dieſem Rechtsſtreit 
von Anfang au in erſter Linie mit allem Nachdruck vertretene 
Auffaſſung, daß es ſich bei der Bezeichnung Whisky nach der 
Anſicht des deutſchen Verbrauchers überhaupt nicht um eine 
Herkunftsbezeichnung, ſondern um eine Beſchaffenheitsangabe 
handle, daß die Bezeichnung Whisky zum mindeſten den Cha⸗ 
rakter als Herkunftsbezeichnung verloren und zu einem Gat⸗ 
tungsnamen geworden ſei, eine ſehr erhebliche Stütze erhalten. 
In dem erwähnten Vorprozeß (RG. 143, 188) waren die 
Angaben des damaligen als Verletzer in Anſpruch geuomme⸗ 
nen deutſchen Bekl. in dieſer Richtung nicht ſo ausführlich 
und beſtimmt, und die in dem damaligen BU. getroffene tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung, daß die Bezeichnung „Whisky“ ohne 
Zuſatz nach der Auffaſſung des deutſchen Verbrauchers eine 
Herkunftsbezeichnung für einen in Großbritannien hergeſtell⸗ 
ten Kornbranntwein ... darſtelle, war, da fie keinen Rechts⸗ 
verſtoß erkennen ließ, für das RevG. bindend. 

Dieſe Bedenken, die ſich gegen die Annahme richten, daß 
die Bezeichnung Whisky nach wie vor Herkunftsbezeichnung 
nach der Auffaſſung des deutſchen Verbrauchers ſei, gründen 
ſich auf die als richtig zu unterſtellenden Angaben der Kl. 
über die Verwendung dieſer Bezeichnung in einem ſehr großen 
Teil der ganzen Welt mit entſprechenden lokaliſierenden Zu⸗ 
ſätzen für einen in den einzelnen Ländern hergeſtellten Korn⸗ 
branntwein beſtimmten Geſchmacks. Dazu kommen weitere Be⸗ 
denken in dieſer Beziehung durch den Inhalt der gutachtlichen 
Auskunft der Induſtrie- und Handelskammer v. 27. Nov. 
1934. Denn ihre Erklärung, daß der deutſche Händler und 
Verbraucher bei dem Anblick der Bezeichnung „Deutſcher 
Whisky“, alſo der Verwendung des Zuſatzes „Deutſcher“ zu 
der Bezeichnung „Whisky“, ſich darüber klar ſei, daß es ſich 
um einen in Deutſchland hergeſtellten Branntwein und nicht 
um ein ausländiſches, insbeſondere auch nicht um ein aus 
Großbritannien ſtammendes Erzeugnis handle, ſetzt voraus, 
daß ſich dieſe Verkehrsauffaſſung innerhalb der ſehr kurzen 
Zeit der Verwendung der Wortverbindung „Deutſcher Whisky“ 
von nicht nicht mehr als reichlich ſechs Monaten gebildet hat. 
Denn unſtreitig befindet ſich dieſe Bezeichnung der Kl. erſt 
ſeit dem Laufe des April 1934 im Verkehr, wie ſich auch aus 
ihrer in Gemeinſchaft mit drei anderen Firmen in der bereits 
im erſten Rechtszug zu den Akten überreichten „Deutſchen 
Deſtillateur⸗Zeitung“ (Berlin) Nr. 51 v. 28. April 1934 
und aus der ebenfalls damals überreichten geſonderten Er⸗ 
klärung der Kl. ergibt. Berückſichtigt man einmal die außer⸗ 
ordentlich kurze Verwendungsdauer bis zur Abgabe der gut⸗ 
achtlichen Auskunft der Induſtrie- und Handelskammer Berlin 
und außerdem die von ihr ausdrücklich hervorgehobene Tat⸗ 
ſache, daß es ſich nur um eine „gewiſſe kleine Schicht von 
Verbrauchern“ handelt, ſo iſt die Auffaſſung, die ſich nur auf 
einen ſo kurzen Gebrauch der Wortverbindung ſtützt und trotz 
ſeiner kurzen Dauer aus ihm den Schluß zieht, daß der Zu⸗ 
ſatz „Deutſcher“ zu dem Worte „Whisky“, das ohne dieſen 
Zuſatz Herkunftsbezeichnung geblieben ſei, dieſes zu einer Be⸗ 
ſchaffenheitsangabe nach der Anſicht des deutſchen Verbrauchers 
gemacht habe, nur dann verſtändlich und erklärlich, wenn die 
Kennzeichnungskraft der Bezeichnung Whisky für einen nur 
in Großbritannien als Herkunftsland erzeugten Kornbrannt⸗ 
wein mit eigenartigem rauchigen Geſchmack bereits vor Ver⸗ 
wendung der Wortverbindung „Deutſcher Whisky“, alſo längſt 
vor dem April 1934 im deutſchen Verkehr ſtark ver⸗ 
wäfſert war. 

(U. v. 5. Mai 1936; II 243/35. — Berlin.) [K.] 
* 
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„5. 81 Un l WG. Wettbewerb. Es iſt unzu⸗ 
läſſig, die Vorzüge der eigenen Ware auf 
Koſten der Waren des Mitbewerbers verglei⸗ 
chend hervorzuheben. f) 

Auf Veranlaſſung zweier Berliner Gasgeſellſchaften ſtell⸗ 
ten die Parteien im Okt. 1934 auf dem Stande der Berliner 
Gaswerke in der „Großen Jahresſchau für das Gaſtwirts⸗, 
Hotelier⸗, Bäcker⸗ und Konditorgewerbe, Berlin 1934“ je 
einen ihrer Gasbacköfen aus. Die Ofen ſtanden nebeneinander 
und hatten je einen eigenen Gaszähler. Sie wurden Inter⸗ 
eſſenten im Betrieb vorgeführt. Es wurde auch täglich von 
zwei mit ihrer Bedienung betrauten Bäckern in ihnen ge⸗ 
backen. Nach Beendigung der Ausſtellung verſandte der Bekl. 
eine große Anzahl Rundſchreiben, und zwar das v. 19. Nov. 
1934 an Gaswerke, worin es nach einem Hinweis auf die 
Berliner Ausſtellung u. a. hieß: 

Unvorhergeſehen bekam der D. -Ofen (d. i. der Ofen der 
Bekl.) diesmal einen Nachbar, mit gleicher Backfläche von 
etwa 3,8 qm. Beide Ofen, die getrennte Zähler bekamen, 
wurden ſehr gerecht, vom ſelben Bäcker, ſtets gleichzeitig mit 
denſelben Teigen, je zur Hälfte beſchickt, mit täglich etwa 
240 Brötchen, 12 Broten und 3 Blechen Feingebäck, verteilt 
auf die Hauptbeſuchsſtunden. Dieſe einzigartige Gleichwertig— 
En in Ofengröße und Leiſtung ergab folgende Verbrauchs» 
zahlen: 


D.⸗ Nachbarofen 
An den 6 Backtagen total 100,8 obm 202,2 cbm 
Mittlere Aufheizdauer morgens 95 Min. 132 Min. 


Anſchlußwert 6,6 ebm) Std. 12 ebm / Std. 


Dieſem Rundſchreiben fügte er ein weiteres v. 20. Nov. 
1934 bei, das er auch an Bäcker, Konditoren und Brot⸗ 
fabriken verſchickte. Darin empfahl er ſeine D.-Ofen, u. a. 
mit folgenden Worten: 

Wer jedoch auf das Konkurrenzmanöver mit der irrigen 
Theorie hineingefallen iſt, der D.-Ofen könne ja auch nicht 
aus 1 ebm Gas 2 ebm machen, der kann jetzt durch das auf 
der großen Jahresſchau 1934 in Berlin erzielte, mit keinen 
Mitteln anfechtbare Reſultat belehrt werden, daß der D.- 
Ofen ſogar nicht ganz die Hälfte der Gasmenge eines 
modernen Ofens, letzter Vollendung der führenden Kon⸗ 
kurrenz braucht, bei gleichbleibender Ofengröße und Leiſtung. 

Die Kl. hat mit Erfolg auf Unterlaſſung und Scha⸗ 
denserſatz geklagt. 

Soweit das BG. in Übereinſtimmung mit dem LG. den 
Rundſchreiben des Bekl. v. 19. und 20. Nov. 1934 entnimmt, 
daß dieſer damit bei den Empfängern den Eindruck habe er⸗ 
wecken wollen und erweckt habe, es habe auf der Jahresſchau 
ein Vergleichsbacken ſtattgefunden, gelangt es hierzu auf 
Grund von Erwägungen, die im weſentlichen auf tatſächlichem 
Gebiete liegen und einen Verſtoß gegen Auslegungsregeln 
oder die Grundſätze der freien Beweiswürdigung nicht er— 
kennen laſſen. (Wird ausgeführt.) 

Ohne Rechtsirrtum ſtellt das BG. weiter feſt, daß ſich 
der Inhalt der Rundſchreiben unverkennbar gegen die Kl. 
gerichtet und deren Gasbackofen betroffen hat. Hatte, wie un⸗ 
ſtreitig iſt, nur fie allein außer dem Bekl. einen Ofen auf 
der Jahresſchau ausgeſtellt, ſo konnten die Bemerkungen des 
Bekl. über die dort ermittelten Leiſtungen des Konkurrenz⸗ 
fabrikats nur ihr gelten. Das war jedem Leſer der Rund⸗ 
ſchreiben, ſofern er über die Verhältniſſe auf der Jahresſchau 
unterrichtet war oder aus Intereſſe an dem in den Rund⸗ 
ſchreiben behandelten Gegenſtand ihnen nachging, ohne wei⸗ 
teres erkennbar. Einer namentlichen Nennung der Kl. be⸗ 
durfte es hierzu nicht. 7 

Erweckte der Bekl. durch den Inhalt ſeiner Rundſchreiben 
den Eindruck, es habe auf der Jahresſchau eine Vergleichung 
der Ofen ſtattgefunden und zu den von ihm mitgeteilten Er⸗ 
gebniſſen geführt, ſo hob er damit die Vorzüge ſeiner Ware 
ervor, indem er ihnen die geringeren Leiſtungen des Kon⸗ 
kurrenzfabrikates gegenüberſtellte und dieſes als ſeinem Er⸗ 
zeugnis unterlegen bezeichnete. Er bediente ſich alſo des Hin⸗ 
weiſes auf die geringere Leiſtungsfähigkeit des Mitbewerbers, 
um ſeine eigene Leiſtung in helleres Licht zu ſetzen und als 
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beſonders wertvoll hervortreten zu laſſen. Eine ſolche Ver⸗ 
gleichung der eigenen Ware mit der des Mitbewerbers zum 
Zwecke der Anpreiſung der erſten auf Koſten der als min⸗ 
derwertig hingeſtellten fremden Ware iſt nach den Anſchau⸗ 
ungen des anſtändigen Geſchäftsverkehrs nicht zuläſſig. Der 
Wettbewerber mag ſeine Ware anpreiſen, indem er deren 
Vorzüge gebührend beleuchtet. Er überſchreitet aber die 
Grenzen zuläſſiger Werbung, wenn er dies durch eine Herab⸗ 
ſetzung ſeiner Mitbewerber und ihrer gewerblichen Leiſtun⸗ 
gen tut. Ein Mitbewerber braucht ſich, ſelbſt wenn ſeine ge⸗ 
werblichen Leiſtungen in der Tat denen des Konkurrenten 
nachſtehen ſollten, in der Regel nicht gefallen zu laſſen, daß 
feine Ware von dieſem zur Hervorhebung der eigenen größe- 
ren Leiſtungsfähigkeit mit deſſen Erzeugnis in Vergleich ge⸗ 
ſetzt wird. Er kann erwarten, daß es dem Publikum über⸗ 
laſſen bleibe, ſich auf Grund eigener Erfahrung ſelbſt eine 
Meinung über die Güte und Brauchbarkeit der ihm an⸗ 
gebotenen Waren zu bilden, und braucht nicht hinzunehmen, 
daß ſich der Wettbewerber durch Anmaßung eines vom Publi- 
kum nicht ohne weiteres nachprüfbaren Urteils zum Richter 
in eigener Sache aufwerfe, ſein Urteil dem Käufer gegenüber 
als maßgeblich hinſtelle und ihn ſo in ſeiner Entſchließung 
zum Nachteile des Mitbewerbers beeinfluſſe (vgl. RGZ. 116, 
277 JW. 1927, 1574 m. Anm. JW. 1927, 2002; Mu W. 
1931, 626; 1934, 284; RG. 143, 364 — JW. 1934, 1490 
m. Anm.). Ein ſolches Verhalten iſt insbeſ. dann unzuläſſig 
und unlauter, wenn der Wettbewerber die Richtigkeit und 
Verläßlichkeit ſeines dem Publikum unterbreiteten Urteils 
mit der Behauptung zu unterſtreichen ſucht, daß es auf einer 
im Einvernehmen mit dem Konkurrenten vorgenommenen 
Vergleichung der beiderſeitigen Leiſtungen beruhe. Sprach der 
Bekl. in ſeinen Rundſchreiben, wenigſtens dem Sinne nach, 
davon, daß ein Vergleichsbacken ſtattgefunden habe, ſo konnte 
dies von einem unbefangenen Leſer nur dahin aufgefaßt 
Den daß ſich die Kl. dem Bekl. zu einer wettbewerblichen 
Erprobung ihres Erzeugniſſes geſtellt und bereit gefunden 
habe, ſich dem hierbei ermittelten Ergebnis zu unterwerfen 
und es als Maßſtab für die Bewertung der beiderſeitigen. 
gewerblichen Leiſtungen gelten zu laſſen. Das legte auch die 
Annahme nahe, daß der Bekl. nach dem Willen der Kl. be⸗ 
rechtigt ſein ſolle, ſich im Wettbewerbskampfe des Ergeb⸗ 
niſſes der Erprobung zu bedienen und bei ſeiner geſchäftlichen 
Werbung eine etwaige Überlegenheit feines Ofens gegenüber 
dem der Kl. gegen dieſe auszuſpielen. Der Bekl. nahm alſo 
mit ſeiner Werbung in Anſpruch, auf die Vorzüge ſeiner 
Ware gegenüber der der Kl. hinweiſen zu dürfen, weil ſich 
dieſe inſoweit auf einen Wettſtreit eingelaſſen und ihm ge⸗ 
ſtattet habe, die dabei gewonnenen Ergebniſſe nach ſeinem 
Belieben zu verwerten. Es liegt auf der Hand, daß eine Wer⸗ 
bung unter dieſem Vorgeben in beſonderem Maße geeignet 
war, ſeine Ware zu empfehlen. Denn hatte ſie ſich, wie er 
damit behauptete, bei einer mit Zuſtimmung des Konkur⸗ 
renten vorgenommenen praktiſchen Vergleichung mit deſſen 
Erzeugnis als dieſem überlegen gezeigt, ſo boten ſchon die 
bei einem ſolchen Leiſtungswettbewerb ohne weiteres vor⸗ 
auszuſetzende Genauigkeit und Zuverläſſigkeit der von ſach⸗ 
kundiger Hand vorgenommenen Vergleichsmaßnahmen ſowie 
das Bewußtſein der Wettbewerber, ſich damit einer über⸗ 
zeugenden Beweisführung für die Beſchaffenheit ihrer Waren 
zu unterwerfen, dem Käufer alle Gewähr dafür, daß er ſich 
auf eine derartige Anpreifung verlaſſen und ihrem Inhalt 
unbedenklich Glauben ſchenken könne. Der Bekl. verſtärkte alſo 
die Wirkung ſeiner auf einer Herabſetzung der Kl. beruhenden 
Werbung, indem er die von ihm mitgeteilten Ergebniſſe als 
im Zuſammenwirken mit dieſer gewonnen, und ihre Verbrei⸗ 
tung als von der Kl. gebilligt hinſtellte. Entſprach dieſe Be⸗ 
hauptung nicht der Wahrheit, und vermochte ſich der Bekl. 
zur Rechtfertigung ſeines Vorgehens nicht auf eine Einwilli⸗ 
gung der Kl. in die Verwertung der beiderſeitigen Leiſtungs⸗ 
ergebniſſe zu berufen, ſo bediente er ſich mit dem Hinweis 
auf eine im gegenſeitigen Leiſtungswettſtreit feſtgeſtellte Min⸗ 
derwertigkeit des fremden Erzeugniſſes einer Werbung, die 
als perſönliche, vergleichende Reklame gegen § 1 UnlWG. 
verſtieß und auch dann den guten Sitten des Wettbewerbs 
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zuwiderlief, wenn die mitgeteilten Leiſtungsergebniſſe fachlich 
richtig waren. 

Der Bekl. behauptet nun ſelbſt nicht, daß er mit der Kl. 
eine Vereinbarung dahin getroffen habe, die auf der Jahres⸗ 
ſchau ausgeſtellten Ofen einer Leiſtungsvergleichung zu unter⸗ 
werfen und die dabei gewonnenen Ergebniſſe im Wett⸗ 
bewerbskampfe gegeneinander verwenden zu laſſen. Soweit er 
geltend macht, die Kl. habe von der gleichmäßigen Be- 
ſchickung der Ofen, der Überwachung ihres Gasverbrauchs 
und der Aufzeichnung der Betriebsergebniſſe durch die Stand- 
leitung Kenntnis gehabt und dies alles ausdrücklich gebilligt 
und unterſtützt, ſo könnte ſich hieraus ergeben, daß ſie ge⸗ 
willt geweſen iſt, der Standinhaberin, alſo den Berliner 
Gaswerken, Unterlagen für eine Beurteilung der Güte und 
Wirtſchaftlichkeit ihres Ofens zukommen zu laſſen und ihr 
die Möglichkeit zu verſchaffen, zwiſchen der Leiſtungsfähigkeit 
ihres Ofens und der des Konkurrenzfabrikats Vergleiche zu 
ziehen. Dies zu tun, hatte fie guten Grund, weil den Gas⸗ 
werken daran gelegen ſein mußte, den Gasverbrauch durch 
Empfehlung brauchbarer und wirtſchaftlicher Gasbacköfen zu 
heben. Eine ſolche Bereitſchaft, der Standinhaberin Einblick in 
die Arbeitsweiſe ihres Erzeugniſſes zu gewähren, war aber 
keineswegs gleichbedeutend mit dem vom Bekl. in ſeinen 
Rundſchreiben behaupteten Sachverhalt. Verſtand ſich die 
Kl. dazu, den Gaswerken Aufſchluß über ihren Ofen zu 
geben, weil ſie hoffte, dieſe dadurch von ſeiner Güte zu über⸗ 
zeugen und ihre Fürſprache zu gewinnen, und nahm ſie es 
hierbei in Kauf, daß ſich auch der Bekl. in gleicher Weiſe um 
deren Gunſt bewarb, ſo konnte dieſer hieraus allein noch 
nicht folgern, daß ſich die Kl. auch ihm zu einem Leiſtungs⸗ 
vergleich ſtelle und mit einer Verwertung der den Gaswerken 
überlaſſenen Unterlagen durch ihn zu Wettbewerbszwecken 
einverſtanden fei. Denn was für die Kl. ratſam und richtig 
war, wenn es ſich darum handelte, eine Stelle über den Wert 
ihres Erzeugniſſes aufzuklären, deren Meinung für deſſen 
Abſatz von Bedeutung war, konnte nicht ebenſo auch dann 
ohne weiteres als von ihr gutgeheißen angeſehen werden, 
wenn es möglicherweiſe dazu führte, ihrem Konkurrenten 
eine Waffe in die Hand zu geben, mit der er ſie wirkſam be⸗ 
kämpfen konnte. Mit Recht hat deshalb das BG. von einem 
Eingehen auf die Behauptungen des Bekl. abgeſehen, mit 
denen dieſer dartun will, daß Vereinbarungen über die 
Vornahme von Vergleichsverſuchen getroffen worden ſeien. 
Kamen inſoweit, wie es feſtſtellt, Abmachungen zwiſchen den 
Parteien ſelbſt nicht in Betracht, ſo konnte es für den Rechts⸗ 
ſtreit keine Rolle ſpielen, ob und inwieweit ſich die Kl. der 
Standleitung, alſo den Gaswerken gegenüber bereit erklärt 
hatte, ſich auf eine vergleichende Erprobung ihres Ofens ein⸗ 
zulaſſen. Es war unerheblich, ob es, wie der Bekl. behauptet, 
der in ihrem Dienſte ſtehende Diplom-Ingenieur P. dem 
Direktor der Gasbetriebsgeſellſchaft gegenüber als begrü— 
ßenswert bezeichnet hat, wenn Vergleiche zwiſchen beiden 
Ofen angeſtellt würden, und ob gerade mit Rückſicht hierauf 
getrennte Gaszähler angebracht und Anweiſungen gegeben 
worden ſind, die Ofen gleichmäßig zu bedienen und mit 
Backwaren zu beſchicken. Es kam ebenſowenig darauf an, ob 
den Vertretern der Kl. bekannt war, daß der Standleiter M. 
Aufzeichnungen über den Gasverbrauch der beiden Ofen 
machte, und ob P. ſich dieſe ausgebeten und ſie täglich aus⸗ 
gehändigt erhalten hat. Alles dies könnte allenfalls die 
Annahme begründen, daß die Kl. im Einvernehmen mit der 
Standinhaberin gehandelt und dieſer ihren Ofen zur Er⸗ 
probung zur Verfügung geſtellt habe, rechtfertigt aber nicht 
den Schluß, daß ſie auch dem Bekl. gegenüber irgendwelche 
Bindungen eingegangen ſei und ihm das Recht zugeſtanden 
habe, die Vergleichsergebniſſe für ſich auszuwerten. Auch 
die Ausſage des Zeugen K., er habe aus den Aufzeichnungen 
Mis entnommen, daß dieſer die Qualität der beiden Ofen 
prüfen wolle, und die Angaben Mis über die gleichmäßige 
Bedienung und Beſchickung der Ofen, die Aufzeichnung des 
Gasverbrauchs und die regelmäßige Kenntnisnahme P.s 
hiervon können nur in dieſem Sinne gewertet werden. Ging 
die Kl. auf den Wunſch der Gaswerke, ihnen ihren Ofen 
zur Vergleichung mit dem des Bekl. zur Verfügung zu 


ſtellen, ein, ſo beſagte dies nicht, daß ſie ſich damit auch dem 
Bekl. gegenüber auf einen Wettkampf einlaſſen wolle, deſſen 
Ergebniſſe dieſer zu Wettbewerbszwecken benutzen dürfe. Das 
BG. hat deshalb mit Recht die Behauptungen des Bekl. 
über das Verhalten P.s gegenüber der Gasgeſellſchaft und 
ſeine Beweisangebote hierzu unberückſichtigt gelaſſen. Ein 
Verſtoß gegen 8 286 ZRD., wie ihn die Rev. geltend macht, 
liegt hierin nicht. Auch daraus, daß die Gaswerke die Ver⸗ 
gleichsergebniſſe in tabellariſcher Form aufgezeichnet haben 
und ſie den Intereſſenten für Gasbacköfen zugänglich machen. 
vermag der Bekl. nichts zu ſeinen Gunſten herzuleiten. Die 
Frage, inwieweit die Kl. hieraus Folgerungen gegenüber 
den Gaswerken ziehen könnte, berührt den gegenwärtigen 
Rechtsſtreit nicht. 

Hat danach das BG. mit Recht feſtgeſtellt, daß die Er⸗ 
probung der Ofen nicht auf Grund einer Vereinbarung der 
Parteien ſtattgefunden hat, zufolge deren dieſe hätten be⸗ 
rechtigt ſein können, die ermittelten Ergebniſſe als bei einem 
Vergleichsbacken gewonnen im Wettbewerbskampfe für ſich 
auszunutzen, jo kann dahingeſtellt bleiben, ob, wie das Bh. 
weiter annimmt, die Maßnahmen der Parteien ſowie der 
Gaswerke auch ſachlich nicht geeignet geweſen ſind, die Be⸗ 
hauptungen des Bekl. über die Leiſtungen der Ofen und 
über die Bedeutung ſeiner Angaben für deren Güte und 
Brauchbarkeit zu rechtfertigen. Denn es kommt, wie oben 
ausgeführt, für die Annahme eines wettbewerbswidrigen 
Verhaltens des Bekl. i. S. des 8 1 Unl WG. nicht darauf an, 
ob ſeine Mitteilungen über die ermittelten Leiſtungen der 
Wahrheit entſprachen. Selbſt wenn ſie richtig waren, war 
ſeine Werbung als perſönliche, die Leiſtungsfähigkeit des 
Mitbewerbers ohne deſſen Zuſtimmung heranziehende Re⸗ 
klame unzuläſſig. Es bedarf deshalb keines weiteren Ein⸗ 
gehens auf das Vorbringen der Rev., mit dem dieſe, § 286, 
3PO. als verletzt bezeichnend, geltend macht, der Ber R. habe 
den Antrag des Bekl. auf Vernehmung eines Sachverſtän⸗ 
digen über die Bedeutung des Gasverbrauchs eines Back- 
ofens im Leerlauf prozeßordnungswidrig unbeſchieden ge⸗ 
laſſen und die Ausſage des Zeugen M. über die Überwachung 
des Vorführungsverbrauchs unzureichend gewürdigt. 

(U. v. 9. Mai 1936; II 268/35. — Hamburg.) [K.] 


Anmerkung: Dem Urteil iſt beizupflichten. Der Mit⸗ 
bewerber, deſſen Erzeugnis mit dem eigenen in Vergleich ge- 
ſetzt wird, iſt hier erkennbar gemacht für alle diejenigen, die 
von der Jahresſchau her durch eigenen Beſuch oder fremden 
Bericht wiſſen, wer den Nachbar des D.⸗Ofens herſtellt. 
Damit iſt der Fall der perſönlichen vergleichenden Reklame 
gegeben, der Rahmen des zuläſſigen Syſtemvergleichs ge— 
ſprengt. Das In-Vergleich-Setzen wird jetzt zu einem Auf⸗ 
bauen der Eigenwerbung auf fremder Leiſtung, zu einem 
Werben durch Bezugnahme auf Ruf und Name des Konkur⸗ 
renzfabrikates. Alle Leſer, die den Nachbarofen kennen, wer⸗ 
den umworben mit der Behauptung: Mein Ofen leiſtet nicht 
nur das, was der Nachbarofen leiſtet, der ſchon in weiten. 
Kreiſen als brauchbar und erfolgreich bekannt iſt, er leiſtet 
ſogar noch erheblich mehr. 

Das RG. hätte in dieſem Falle den Grundſatz ohne 
jede Abhängigkeit von Sonder-Tatbeſtandsmerkmalen ent⸗ 
wickeln können, und doch verſagt es ſich das RG., feſtzu⸗ 
ſtellen, daß SAL WG. ohne weiteres verletzt iſt, wenn 
der Mitbewerber ſeine Ware zu der des erkennbaren Konkur⸗ 
renten in Vergleich ſetzt, ein Urteil über das Vergleichsergeb⸗ 
nis fällt, das Urteil dem Käufer als maßgeblich hinſtellt 
und ſo den Käufer in ſeiner Entſchließung zum Nachteil des 
Konkurrenten beeinflußt. Das NG. ſtellt vorſichtig, die 
Sondertatumſtände keinen Augenblick außer acht laſſend, 
vielmehr feſt: „Ein ſolches Verhalten iſt insbeſ. dann un⸗ 
zuläſſig und unlauter, wenn der Wettbewerber die Richtigkeit 
und Verläßlichkeit ſeines dem Publikum unterbreiteten Ur⸗ 
teils mit der Behauptung zu unterſtreichen ſucht, daß es 
auf einer im Einvernehmen mit dem Konkurrenten vorge⸗ 
nommenen Vergleichung der beiderſeitigen Leiſtung beruhe.“ 
In ausgiebigen, ſehr ſorgfältigen Unterſuchungen prüft das 
Urteil, ob der Bekl. die Vergleichsergebuiſſe als im Zuſam⸗ 
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menwirken mit der Kl. gewonnen, ihre Verbreitung als von 
der Kl. gebilligt, hingeſtellt hat; ob das Vergleichen im 
beiderſeitigen Einvernehmen ſtattgefunden hat, ob die Kl. 
die Bekanntgabe der Vergleichszahlen genehmigt hat. Erſt 
nach dieſer Prüfung kommt dann die Entſch. zu dem Rechts⸗ 
ſatz: Wenn es nicht wahr war, daß der Vergleich im Ein⸗ 
vernehmen durchgeführt wurde, und wenn die Bekanntgabe 
der Vergleichszahlen von der Kl. nicht genehmigt war, dann 
ſtellte der Hinweis auf eine im verabredeten Wettſtreit feſt⸗ 
geſtellten Minderwertigkeit des Konkurrenzproduktes als per⸗ 
ſönliche vergleichende Reklame einen Verſtoß gegen 8 1 
UnlWG. dar. 

Dieſe Zurückhaltung in der Aufſtellung von Rechtsſätzen, 
dieſe Gründlichkeit in der Unterſuchung und Sorgfalt in 
der Begründung gibt dem Wirtſchaftsleben Rechtsſicherheit 
und erweckt immer wieder aufs neue vollſtes Vertrauen zu 
dem höchſten Gericht. Wie ſehr fällt demgegenüber das Heer 
der Gutachten, Richtlinien, Empfehlungen, Verfügungen, Be⸗ 
ſchlüſſe ab, die außerhalb der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
heute wettbewerbsrechtliche Grundſätze aufſtellen. Von der 
Erkenntnis, daß es nicht geuügt, den Kaufmann zu komman⸗ 
dieren, daß man ihn vielmehr überzeugen muß, ſind die 
wenigſten der Verlautbarungen getragen, die neben der höch— 
ſten Gerichtsbarkeit, aber viel raſcher und weit häufiger als 
dieſe, grundſätzliche Wettbewerbsentſch. verkünden. Faſt kann 
man ſagen: Je weittragender der Eingriff in die Wett- 
bewerbsfreiheit, in die Vertragsfreiheit des Kaufmannes iſt, 
deſto ſparſamer ſind ſolche Verlautbarungen in der Be⸗ 
gründung. Die Worte Baumbachs: „Auf dem Gebiete 
der Wirtſchaft können Neuerungen eine unabſehbare Trag⸗ 
weite haben; das mahnt zur vorſichtigen Abwägung“ (Wett⸗ 
bewerbsG. u. Warenzeichen., 3. Aufl., 1936 S. IV) blei⸗ 
ben überraſchend oft unberückſichtigt. Ja, wettbewerbsrecht⸗ 
liche Theſen, die geeignet ſind, die Grundlinien des deutſchen 
Wettbewerbsrechts entſcheidend umzugeſtalten, werden in letz⸗ 
ter Zeit mit einer Begründung von nur wenigen Zeilen oder 
ohne jede Begründung aufgeſtellt, und das nicht etwa nur 
im Schrifttum. Vermag aber der Schöpfer einer Theſe bei 
ſich das Gefühl, daß fie ſich allzuſehr von dem Boden des 
Rechts entfernt, nicht zu unterdrücken, ſcheut er ſich, eine ver 
antwortliche Begründung beizugeben und der wiſſenſchaftlichen 
Erörterung der Gründe entgegenzuſehen, dann wählt er gern 
die Form der Empfehlung. Er ſpekuliert — ſehr häufig mit 
Erfolg — darauf, daß die durch das Übermaß der Splitter⸗ 
richterei verängſtigten Kaufleute die Empfehlung wie einen 
Rechtsgrundſatz hinnehmen und ſo die in der Empfehlung 
liegende Beſchränkung der Wettbewerbsfreiheit freiwillig und 
geduldig auf ſich nehmen. Demgegenüber kann nicht offen 
und oft genug ausgeſprochen werden, daß die Vorſicht in der 
Aufſtellung von Rechtsgrundſätzen und die Sorgfalt in der 
Begründung eine Pflicht iſt, die das höchſte Gericht ſich ſelber 
auferlegt, weil nur die Erfüllung dieſer Pflicht die Vorſicht 
und die Sorgfältigkeit des Denkens gewährleiſtet. Das mögen 
ſich alle diejenigen täglich vor Augen halten, die heute dem 
RG. Konkurrenz machen zu dürfen glauben. Den Einwand, 
daß der Kaufmann nicht in der Lage ſei, eine umfaſſende, 
ſtreng logiſch aufgebaute Begründung zu erfaſſen, widerlegt 
das vorſtehend zum Abdruck gelangte Urteil überzeugend. Die 
Klarheit und Faßlichkeit der Sprache und des Aufbaues, 
durch die ſich dieſes Urteil auszeichnet, iſt ein Vorbild für 
die Art, in der jeder der Verantwortung gerecht werden kann. 
die er bei wettbewerbsrechtlichen Entſch. insbeſ. dann auf ſich 
nimmt, wenn das Entſcheidungsergebnis irgendeine grundſätz⸗ 
liche Bedeutung für ſich in Anſpruch nimmt. 

Rechtsanwalt Dr. jur. Hans Culemann, Düſſeldorf. 


* 

6. 813 Abſ. 3 Unl WG. Beauftragte i. ©. 
dieſer Geſetzesſtelle können auch die Ge⸗ 
noſſen einer eingetr. Gen. mb H. fein — Zur 
Feſtſtellung einer Schadens erſatzpflicht iſt 
zwar nicht erforderlich, daß ein beſtimmter 
Schaden ſchon entſtanden ſei, wohl aber eine 
hohe Wahrſcheinlichkeit dafür ſpricht. 

Durch das Revllrt. des auch jetzt erk. Sen. v. 19. Okt. 1934 


ſind die Rechtsmittel beider Parteien gegen das Teilurteil 
des OLG. zu Hamm v. 21. Febr. 1934 zurückgewieſen. Es 
handelte ſich damals um Anſprüche der Bekl. auf Unter⸗ 
laſſung der Kl. und Feſtſtellung ihrer Schadenserſaßpflicht 
wegen unlauterer Reklame in bezug auf den Vertrieb von 
zwei Arten ihrer Uhren, nämlich ſolcher, die auf dem Ziffer⸗ 
blatt oder ſonſtwie das Kennwort „Alpina“ tragen und 
ſolcher, die ſtatt mit dem Worte „Alpina“ nur mit dem Buch⸗ 
ſtaben A im Dreieck verſehen ſind. Die in Betracht kommende 
dritte Art von Uhren trägt dagegen keines dieſer auf ihnen 
untrennbar angebrachten Kennzeichen. Um dieſe Art von 
Uhren, ſog. neutrale Uhren, handelt es ſich bei den jetzigen, 
ebenfalls auf unlautere Reklame der Kl. geſtützten Wider⸗ 
klageanſprüchen der Bekl. in dem weiteren Berufungsver⸗ 
fahren. Dieſe Anſprüche waren noch nicht Gegenſtand des im 
Eingange erwähnten Teilurteils des BG. und daher auch 
nicht des RevUrt. v. 19. Okt. 1934. 

Das OLG. hat nun u. a. 

J. die Kl. verurteilt zur Unterlaſſung: 

a) in öffentlichen Bekanntmachungen ... andere Uhren 
als die, deren Uhren von den Fabriken 1. Gruen Watch & Co. 
Precision, 2. Straub & Co. AG. Alpina Uhrenfabrik, 
3. Mare Favre & Co., manufacture de montres, 4. Hermann 
Aegler & Co., kabrique de montres Rolex et Gruen Gilde, 
ſämtlich in Biel (Schweiz) hergeſtellt worden ſind, in un⸗ 
mittelbarer Verbindung mit einem Verkaufsſchild, welches 
das Kennwort „Alpina“ trägt, ſowie durch Etikette mit der 
Aufſchrift „Alpina“ oder „A im Dreieck“ anzupreiſen oder 
anzubieten; 

b 


II. feſtgeſtellt die Verpflichtung der Kl., der Bekl. allen 
Schaden zu erſetzen, der ihr ſeit dem 2. Febr. 1931 
dadurch entſtanden iſt und noch entſteht, daß die Kl. die ihr 
unter Ib verbotene Reklame betrieben hat, nämlich Anprei⸗ 
ſung von in Deutſchland hergeſtellten Uhren in Katalogen 
mit der Aufſchrift „Alpina Großuhren⸗Katalog“ und An⸗ 
Bee der Unterſchrift „Alpina“ unter derartigen Groß⸗ 
uhren. 

Aus den Gründen des RGB.: 

Zu Ziff. Ja des Urteilsſatzes des BU. 

Das BG. geht bei der Prüfung und Bejahung der Frage, 
ob die Kl. ſich auch bezüglich der jog. neutralen Uhren, 
die für das weitere Verufungsverfahren und daher auch für 
das jetzige Reviſionsverfahren in erſter Linie in Betracht 
kommen, des unlauteren Wettbewerbs durch unwahre Werbe⸗ 
angaben, nämlich durch die Bezeichnungen „Alpina“ und 
„A im Dreieck“ (Bildangabe), ſchuldig gemacht habe, von den 
von ihm für die neutralen Uhren getroffenen gleichen tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen aus, die es in feinem Teilurteil vom 
21. Febr. 1934 bezüglich der „Alpina“-Uhren — und, wie 
ergänzend hinzuzufügen iſt, bezüglich der „A im Dreieck! 
Uhren — getroffen habe. Unter „neutralen“ Uhren ſind, wie 

as BG. auf Grund der übereinſtimmenden Erklärungen 
beider Parteien feſtſtellt, in dieſem Zuſammenhang Uhren zu 
verſtehen, die im Gegenſatz zu den „Alpina“⸗Uhren und den 
„A im Dreieck“ -Uhren weder das Kennwort, „Alpina“, noch 
das Kennzeichen „A im Dreieck“ durch Eingravieren oder 
auf ſonſtige Weiſe untrennbar angebracht kragen, ſondern nur 
mit einer jederzeit ohne weiteres zu beſeitigenden Kenn⸗ 
zeichnung dieſes Inhalts durch Anhängen oder Aufkleben 
entſprechender Etiketten verſehen find, oder ohne ſolche 
Etiketten nur durch geeignete Gruppierung und Anordnung 
im Schaufeuſter oder Verkaufslokal der Genoſſen der Kl. als 
ſo gekennzeichnet vom Publikum angeſehen werden können. 
Dieſe Uhren dürfen, wie das BG. in Ubereinſtimmung mit 
ſeinen Feſtſtellungen in ſeinem früheren Teilurteil v. 21. Febr. 
1934 bezüglich der Alpina⸗Uhren, die in dem RevlUrt. vom 
19. Okt. 1934 gebilligt ſind, annimmt, mit den angegebenen 
Kennzeichen nicht verſehen werden oder im Verkehr als ver⸗ 
ſehen erſcheinen, weil ihr Werk nicht aus einer der in den 
beiden genannten Urt. aufgeführten vier Uhrenfabriken in 
Biel in der Schweiz ſtammt. Dagegen ſtellt das BG. ab⸗ 
weichend von dem von der Bekl. in erſter Linie vertretenen 


Standpunkt, daß ſchon die Tatſache des Vertriebs von ſog. 
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neutralen Uhren in einem Alpina⸗Geſchäft durch einen Ge⸗ 
noſſen der Kl. eine Irreführung des Publikums i. S. des 8 3 
UnlWG. durch die Kl. darſtelle mit Rückſicht auf die innere 
und äußere Ausſtattung der Alpina⸗Geſchäfte, feſt, daß ohne 
die vorſtehend dargelegten beſonderen Maßnahmen nicht 
ſchon allein durch den Vertrieb von neutralen Uhren in 
Alpina⸗Geſchäften in beachtlichen Käuferkreiſen die unrichtige 
Vorſtellung erweckt werde, es handle ſich bei ſämtlichen, in 
einem ſolchen Geſchäft feilgehaltenen Uhren um die wert⸗ 
vollen echten Alpina⸗Uhren. 

Aber das BG. ſtellt auf Grund der Beweisaufnahme 
feſt, daß eine große Anzahl von Alpina⸗-Genoſſen es nicht 
lediglich bei der Tatſache des Vertriebs von fog. neutralen 
Uhren in ihren Alpina⸗Uhrengeſchäften hat bewenden laſſen, 
ſondern daß ſie die oben angegebenen beſonderen Maß⸗ 
nahmen getroffen haben, durch die nach der Vorſtellung 
des Publikums den jog. neutralen Uhren der falſche Anſchein 
beigelegt wurde, es handle ſich auch bei ihnen um wertvolle 
Alpina⸗Uhren. Das Ergebnis, zu dem das BG. hiernach ge- 
langt, daß die vorher von ihm angegebenen Genoſſen der 
Kl. ſich des unlauteren Wettbewerbs ſchuldig gemacht haben, 
beruht auf eingehender Beweiswürdigung, wird auch von der 
Rev. nicht beanſtandet. Das BG. nimmt mit Rückſicht auf 
die geringe Aufſichtsführung der Kl., die die Verfehlungen 
ihrer Genoſſen als unbedeutende Kleinigkeiten bezeichnet habe, 
auch Wiederholungsgefahr an. Weiter prüft das BG. die 
Frage, ob die Kl. für dieſes Verhalten ihrer Genoſſen aus 
813 Abſ. 3 UnlWG. wegen ihrer Eigenſchaft als ihre „Be⸗ 
auftragte“ i. S. dieſer Vorſchrift auf Unterlaſſung haftet. 
Denn die Möglichkeit‘ einer Haftung der Kl. auf Unter⸗ 
laſſung in bezug auf das Tun ihrer Genoſſen aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Mittäterſchaft, mittelbaren Täterſchaft, An⸗ 
ſtiftung oder Beihilfe der Kl. muß nach der Feſtſtellung des 
BG. ausſcheiden, da es an genügendem Anhalt dafür fehle, 
daß ſich die Kl. auch perſönlich an dem vom BG. auf Grund 
der Beweiserhebungen feſtgeſtellten unlauteren Verhalten 
ihrer Genoſſen irgendwie beteiligt oder überhaupt auch nur 
davon gewußt habe. Die angeführten Arten der Teilnahme 
würden ein vorſätzliches Handeln der Kl. vorausſetzen. Nach 
der Feſtſtellung des BG. hat die Bekl. ſelbſt nicht einmal aus⸗ 
reichende Behauptungen über eine Beteiligung der Kl. an 
dem angegebenen Verhalten ihrer Genoſſen oder auch nur 
eine Kenntnis ihrerſeits von dieſem Verhalten behauptet. 
Nach der weiteren Feſtſtellung des BG. ſprechen gegen eine 
Beteiligung der Kl. die Ausſagen ihres Lagerverwalters ſo⸗ 
wie der als Zeugen vernommenen Genoſſen der Kl., ferner 
der Inhalt der Alpina⸗Zeitſchriften und der ebenfalls über⸗ 
reichten „Richtlinien“ der Kl. Denn ſowohl aus den Aus⸗ 
ſagen dieſer Zeugen wie auch aus dem übrigen Beweismaterial 
ergebe ſich die Tatſache, daß die Kl. ihre Genoſſen ſtets vor 
einem Mißbrauch der Alpina⸗Schilder und Etiketten ge⸗ 
warnt und „inſoweit ihnen ſtändig Korrektheit gepredigt hat“. 

Aber das BG. erblickt in den Genoſſen der Kl. ihre 
„Beauftragten“ i. S. des § 13 Abſ. 3 Unl WG. und ſieht 
aus dieſem Grunde den Unterlaſſungsanſpruch 
gegenüber der Kl. als begründet an. Zur Begründung 
ſtellt das BG. feſt, daß ſie Uhren nur an ihre Genoſſen liefere, 
die inſoweit das Alleinverkaufsrecht hätten, und daß fie 
ihren Genoſſen auch Werbematerial liefere, ſie ferner in ge⸗ 
ſchäftlichen Angelegenheiten berate und ihnen für den Ver⸗ 
kauf beſtimmte Richtlinien gebe. 

Die Rev. greift dieſe Auffaſſung des GB. als rechtsirrig 
an. Sie betont, daß es ſich bei den Genoſſen der Kl., von 
denen es in jeder Stadt — abgeſehen von einigen größeren 
Städten — nur einen gebe, um vollſtändig freie Gewerbe⸗ 
treibende handle, die zwar von der Kl. allein mit deren 
Uhren beliefert würden, aber weder auf Grund eines Auf⸗ 
trags noch eines Werkvertrages unmittelbar oder mittelbar 
in dem Gewerbebetriebe der Kl. tätig ſeien. Entſcheidend für 
den Begriff des „Beauftragten“ i. S. des § 13 Abſ. 3 a. a. O. 
ſei, daß die betr. Perſonen in dem Geſchäftsbetriebe und für 
den Geſchäftsbetrieb des Auftraggebers tätig ſeien. 

Die Rüge der Rev. iſt nicht begründet. Beauf⸗ 
tragter i. S. dieſer Vorſchrift iſt, wer, ohne im An⸗ 
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geſtelltenverhältnis zu ſtehen, auf Grund eines Vertragsoer⸗ 
hältniſſes in dem Geſchäftsbetrieb des auderen Teils irgendwie 
tätig iſt (RGZ. 83, 426 = JW. 1914, 405). Es iſt grund⸗ 
ſätzlich mit der Rſpr. und der Rechtslehre davon auszugehen, 
daß der Begriff des „Beauftragten“ i. S. des § 13 Abſ. 3 
(ebenſo wie der des dort auch genannten „Angeſtellten“) 
weit auszulegen iſt, da der Zweck der Geſetzesbeſtim⸗ 
mung, nach der die Handlung des „Beauftragten“ („An⸗ 
geſtellten“) dem Betriebsinhaber als eigene Handlung zu⸗ 
gerechnet wird, der iſt, daß der letzte ſich nicht hinter mehr 
oder minder auf dem in Betracht kommenden beſonderen Ge⸗ 
biete von ihm abhängige Dritte verſtecken ſoll. Daher muß 
man als Geſchäftsbetrieb in weiter Auslegung auch den ge⸗ 
ſamten Betriebsorganis mus verſtehen. Dann iſt die 
Folge, daß unter den Begriff „Beauftragte“ i. S. des § 13 
Abf. 3 auch noch ſolche Perſonen fallen können, deren Arbeits⸗ 
ergebnis — jedenfalls auch — dem Betriebsorganismus zu⸗ 
gute kommt und auf deren Gebaren die Leitung desſelben 
kraft eines die Zugehörigkeit des einzelnen Gliedes zu dem 
Organismus begründenden Vertrages einen beſtimmenden 
Einfluß hat (ſo im weſentlichen OLG. Celle v. 28. Juni 
1928: GewRSch. 1928, 766). Weſentlich iſt danach, wie die 
Entſch. des Oberſten Gerichtshofs Wien v. 14. Dez. 1928: 
Gemisch. 1929, 367 annimmt, ob der Täter ein „Glied der 
Vertriebsorganiſation“ iſt und als ſolches dem Einfluß ihrer 
Leitung unterſteht. (Es handelte ſich dort um nicht im An⸗ 
geſtelltenverhältnis ſtehende Geſchäftsreiſende und um Pro⸗ 
viſionsagenten.) Dieſer Standpunkt iſt gerechtfertigt. Aber er 
wird dem Begriff des „Beauftragten“ i. S. des § 13 Abſ. 3 
d. a. O. noch nicht im vollen Umfange gerecht. Er betont nur 
eine der maßgebenden Vorausſetzungen, die übrigens hier 
unbedenklich gegeben iſt, wie die Rev. auch ſelbſt nicht be⸗ 
ſtreitet und ſich ohne weiteres aus den in der BerInſt. von 
der Kl. überreichten und vom BG. berückſichtigten „Richt⸗ 
linien“ für die Genoſſen bei ihrem geſchäftlichen Verkehr mit 
Uhren der Kl. ergibt. Auch die Rev. verweiſt wiederholt auf 
den Inhalt dieſer „Richtlinien“. Aber das an ſich beſtehende 
Recht der Kl., Einfluß auf ihre Genoſſen in der an⸗ 
gegebenen Richtung auszuüben und die daraufhin vom BG. 
auf Grund der Ausſagen der als Zeugen vernommenen Ge⸗ 
noſſen feſtgeſtellte Tatſache, daß die Kl. ſie „ſtets vor einem 
Mißbrauch der Alpina-⸗Schilder und Etiketten gewarnt und 
inſoweit ihnen ſtändig Korrektheit gepredigt hat“, würde nicht 
genügen, um in ihnen „Beauftragte“ der Kl. i. S. des § 13 
Abſ. 3 zu erblicken. Dazu wäre vielmehr, wie die Rev. mit 
Recht betont, ferner erforderlich, daß die Kl. auch die Macht 
hätte, ihren Willen gegenüber dem ungehorſamen Ge⸗ 
noffen in feiner Eigenſchaft als Glied der Vertriebsorgani⸗ 
ſation auf dem hier in Betracht kommenden beſonderen Gebiet 
ſeiner geſchäftlichen Tätigkeit durchzuſetzen. Anderenfalls 
würde es an einem „Auftragsverhältnis“ auch bei der nach 
dem Zweck der Geſetzesvorſchrift gebotenen weiten Auslegung 
fehlen. Es würde nicht genügen, daß der Einfluß, den die Ge⸗ 
noſſenſchaft auf das Geſchäftsgebaren ihrer Genoſſen auf dem 
hier in Betracht kommenden beſonderen geſchäftlichen Gebiet 
hätte, nur auf dem Papier ſtände und ſich z. B. in Rat⸗ 
ſchlägen und Mahnungen erſchöpfen würde. Die Kl. iſt eine 
Einkaufsgenoſſenſchaft, deren leitende Stelle ſich auf den Ein⸗ 
kauf fertiger Uhren und ihrer Exſatzteile bei beſtimmten 
Uhrenfabrikanten beſchränkt, die Ware ſomit nicht ſelbſt an 
das Publikum in eigenen Verkaufsſtellen der Genoſſenſchaft 
vertreibt, ſondern ſie zu dieſem Zweck an ihre Genoſſen je 
nach deren Bedarf verteilt. Über die Art des Abrechnungs⸗ 
verhältniſſes zwiſchen der Genoſſenſchaft und ihren einzelnen 
Genoſſen hat das BG. keine Feſtſtellungen getroffen. Aber 
auch wenn mit der Rev. davon auszugehen iſt, daß die Ge⸗ 
noſſen, die unſtreitig auch andere als von der Kl. bezogene 
Uhren verkaufen, an ſich ſelbſtändige Kaufleute ſind, ſo ergibt 
ſich doch ſchon durch die vom BG. feſtgeſtellten beſonderen 
Umſtände des vorliegenden Falles, nämlich die Belieferung 
ihrer Genoſſen durch die Kl. mit Werbematerial, ihre Be⸗ 
ratung durch die letzte in geſchäftlichen Angelegenheiten und 
durch die von ihr für den Verkauf ihrer Uhren den Genoſſen 
erteilten „Richtlinien“ ein ganz beſonders enges Verhältnis 
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zwiſchen ihr und ihren Genoſſen, das ihr ohne weiteres die 
Möglichkeit gäbe, gegen ungehorſame Genoſſen auf Grund 
entſprechender Satzungsbeſtimmungen, oder, wenn ſie nicht 
bereits beſtehen ſollten, von ihr auf Grund des vorliegenden 
Falles in die Satzung aufzunehmen wären, durch Verhängung 
von Vertragsſtrafen ſowie in Wiederholungsfällen und in 
beſonders ſchweren Fällen durch Ausſchließung vorzugehen. 

Die Rev. kann nicht gehört werden mit ihrem Einwand, 
daß nur die Generalverſammlung nach der Satzung zur Aus⸗ 
ſchließung zuſtändig ſei, und daß es zweifelhaft ſei, ob die 
nur aus Uhrmacher⸗ und Uhrenhändler⸗Genoſſen beſtehende 
Generalverſammlung — etwa 1000 Genoſſen — bereit ſei 
zur Ausſchließung ungehorſamer Genoſſen. Wäre dies tat⸗ 
ſächlich der Fall, ſo hätte die Genoſſenſchaft, deren Organ die 
Generalverſammlung iſt, die Folgen eines ſolchen Verhaltens 
ihrer Generalverſammlung zu tragen. Es würde aber nicht 
die Annahme rechtfertigen, daß die Kl. nicht die Macht hätte, 
die Befolgung ihrer Anordnungen durch ihre Genoſſen zu er⸗ 
zwingen. Im übrigen würde, wie hier nur kurz bemerkt wer⸗ 
den mag, die von der Rev. als wahrſcheinlich behauptete 
grundſätzlich ablehnende Stellungnahme der Generalverſamm⸗ 
lung gegenüber einem von der Kl. beantragten Vorgehen 
gegen ungehorſame Genoſſen ſchwerlich anzunehmen ſein, 
wenn die Kl. für deren unzuläſſige Werbehandlungen aus dem 
Geſichtspunkt des 813 Abſ. 3 UnlWG. regelmäßig ſelbſt 
einſtehen, d. h. im Vollſtreckungsverfahren die für den Fall 
der Verletzung des Verbots angedrohten Geldſtrafen zahlen 
müßte und damit die Geſamtheit der Genoſſen belaſten 
würde. 

Danach ſind, wie auch das BG. angenommen hat, unter 
Berückſichtigung der beſonderen Umſtände des vorliegenden 
Falles die Genoſſen der Kl. als deren „Beauftragte“ i. S. des 
813 Abſ. 3 UnlWG. anzunehmen. 

Auch die weitere Vorausſetzung des § 13 Abſ. 3, daß die 
Handlungen der Beauftragten „in einem geſchäft⸗ 
lichen Betriebe“ des Auftraggebers vorgenommen wer⸗ 
den, iſt hier gegeben. Dabei iſt davon auszugehen, daß der 
Begriff „in einem geſchäftlichen Betriebe“ nicht räumlich da⸗ 
hin zu verſtehen iſt, daß die Handlung innerhalb des Fabrik⸗ 
gebäudes, des Ladens uſw. ſtattfinden müſſe. Gemeint iſt 
vielmehr nur, daß die Handlungen des Beauftragten in den 
Rahmen der Tätigkeit fallen, die ſie für ihre Auftraggeber, 
das bedeutet hier nach den vorſtehenden Ausführungen: die 
ſie als Glied der Vertriebsorganiſation verrichten im Gegen⸗ 
ſatz zu einer rein privaten Tätigkeit. 

Auch die Wiederholungsgefahr iſt vom BG. als 
gegeben erachtet worden, und zwar muß bei Prüfung dieſer 
Frage, wie es anſcheinend das BG. auch tut, auf das Ver⸗ 
halten ſowohl der Kl. wie auch ihres beteiligten Genoſſen ab- 
geſtellt werden. Denn da die Handlung des Beauftragten nach 
dem Sinn des § 13 Abſ. 3 dem Betriebsinhaber als eigene 
Handlung zugerechnet wird, ſo iſt bei Prüfung der für die 
Unterlaſſungsklage erforderlichen Wiederholungsgefahr nicht 
nur das Verhalten des „Beauftragten“ zu berückſichtigen, 
ſondern auch das des Betriebsinhabers (RGZ. 116, 33 a. E. 
= JW. 1927, 1102 m. Anm.). Das BG. nimmt in bezug 
auf das Verhalten beider die Wiederholungsgefahr an, indem 
es auf die geringe Aufſichtsführung der Kl. überhaupt und 
auf deren eigene Einſtellung zu dem fraglichen Verhalten 
ihrer Genoſſen, das ſie als unbedeutende Kleinigkeiten be⸗ 
zeichnet hat, hinweiſt. Hätte die Kl. nicht nur durch Mah⸗ 
nungen, die erfahrungsgemäß nicht genügend beachtet werden, 
ſondern auch durch energiſche Maßregeln gegen die Geſchäſte 
und die geſchäftlichen Ankündigungen ihrer Genoſſen auch 
praktiſch darauf hingewirkt, daß jede dem jetzigen Klage⸗ 
begehren widerſprechende Bezeichnung unterbleibe, wie dies 
in dem der Entſch. des erk. Sen. v. 22. Juni 1926, II 307/25 
in Sachen Stenway & Sons AG. in Neuyork w. die Brüder 

r. W. und Dr. K. Grotrian Steinweg zugrunde liegenden 
Fall ſeitens der Bekl. gegenüber ihren Wiederverkäufern da⸗ 
mals vom BG. feſtgeſtellt worden war, fo wäre eine Wieder⸗ 
0 wahrſcheinlich als ausgeſchloſſen zu erachten 

veſen. 


Zu Ziff. U des Urteilsſatzes des B U.: 

Es handelt ſich hier um die Feſtſtellung der Verpflich⸗ 
tung der Kl. zum Erſatz des geſamten Schadens, der der 
Bekl. ſeit dem 2. Febr. 1931 dadurch entſtanden iſt und noch 
entſteht, daß die Kl. in den Jahren 1931, 1932, 1933 in 
Katalogen mit der Aufſchrift „Alpina Großuhren⸗Katalog“ 
oder mit dem Zeichen „& im Dreieck“ auf dem Titelblatt 
Uhren, die in Deutſchland hergeſtellt ſind, angeprieſen und 
derartige Großuhren mit der Unterſchrift „Alpina“ verſehen 
hat. (Bemerkt wird, daß dem Unterlaſſungs anſpruch 
dieſes Inhalts vom BG. unter Ib des Urteilsausſpruchs 
des BG. ſtattgegeben, das BU. inſoweit von der Rev. auch 
nicht angefochten iſt.) 

Das BG. beſchränkt ſich zur Begründung der von ihm 
ausgeſprochenen Schadenserſatzpflicht der Kl. wegen dieſes 
Verhaltens in bezug auf ihre Großuhren-Kataloge auf die 
Feſtſtellung einerſeits, daß die Kl., wie im Hinblick auf 
den Inhalt des Revllrt. v. 13. Febr. 1931 anzunehmen 
ſei, ſich der Unrichtigkeit der vorſtehend angeführten Katalog⸗ 
angaben bewußt geweſen ſei, andererſeits daß die Bekl. auch 
„unzweifelhaft“ durch die unrichtigen Katalogangaben einen 
Schaden erlitten habe. Die Rev. greift dieſe Begründung als 
nicht prozeßgerecht, weil unzureichend an, zumal die Bekl. 
niemals irgendwie ſubſtantiierte Angaben darüber gemacht 
habe, daß und wodurch ihr ein Schaden entſtanden ſein 
ſollte. Die Rev. verweiſt auf die Tatſache, daß die Bekl. dieſen 
Feſtſtellungsantrag überhaupt erſt nach Erlaß des letzten 
Revlitt. v. 19. Okt. 1934 geltend gemacht habe, zum erſten 
Male mit Schriftſatz v. 14. März 1935, ferner daß die Bekl. 
dort zur Begründung ihres durch die erwähnten Katalog⸗ 
bezeichnungen erlittenen angeblichen Schadens nur allgemeine 
Ausführungen gemacht habe, daß aber die Kl. ausdrücklich be⸗ 
ſtritten habe, daß der Bekl. durch die fraglichen Katalog⸗ 
angaben irgendein Schaden entſtanden ſei. 

Die Rüge iſt begründet. Für die Klage auf Feſtſtellung 
der Schadenserfagpflicht iſt nicht die Vorausſetzung erforder⸗ 
lich, daß bereits ein Schaden tatfächlich entſtanden, hier alſo 
daß bereits ein beſtimmter Kunde durch den beanſtandeten 
Aufdruck und Inhalt der fraglichen Kataloge für Großuhren 
ür die Bekl. verlorengegangen ſei. Für die Feſtſtellungs⸗ 
llage genügt vielmehr, daß nach den Umſtänden eine hohe 
Wahrſcheinlichkeit für die Entſtehung eines Schadens ſpricht 
(gl. 3. B. Urt. des erk. Sen. v. 6. Okt. 1931, II 495/30: 
JW. 1932, 3339 m. Anm.). Mit Recht rügt die Rev., daß 
das BGG. beſonders hätte darlegen müſſen, inwiefern eine hohe 
Wahrſcheinlichkeit für die Schadensentſtehung der Bekl. in⸗ 
folge des unzuläſſigen Verhaltens der Kl., begangen durch 
ihren unzuläſſigen Aufdruck auf ihrem Großuhren-Katalog 
und ihre unzuläſſige Bezeichnung als Unterſchrift unter den 
dargeſtellten Großuhren, gegeben ſei. Der Sachverhalt ergibt 
an und für ſich keineswegs ohne weiteres einen Anhalt da⸗ 
für, daß gerade die Bekl. bei der großen Zahl von Uhren⸗ 
händlern wegen der beanſtandeten Bezeichnungen weniger 
Großuhren verkauft haben ſollte, als ohne dieſe unrichtige 
Angabe der Kl. Es ergibt ſich hierfür nicht der geringſte An⸗ 
halt. Das BG. nimmt das bei Behandlung der Aus⸗ 
kunftspflicht in bezug auf den Schadenserſatzanſpruch 
zu dieſem Punkte auch ſelbſt an. Selbſtverſtändlich liegt dieſer 
Fall eines angeblichen Schadens der Bekl. infolge unwahrer 
Werbung der Kl. auf dem ganz beſonderen beſchränkten Ge⸗ 
biet der Großuhren durchaus anders wie bei der viel ſchwerere 
Folgen in weiten Kreiſen der Uhrmacher und Uhrenhändler 
begründenden unwahren Werbung durch die Bezeichnungen 
„Alpina“ und „A im Dreieck“ -Uhren, auf Grund deren 
das BG. in dem Teilurteil v. 21. Febr. 1934 die Entſtehung 
eines Schadens der Bekl. mit hoher Wahrſcheinlichkeit an⸗ 
genommen hat unter Billigung durch das Rev Urt. v. 19. Okt. 
1934, worauf ſich die Reviſionsbeantwortung zu Unrecht hier 
beruft. Auch die Bekl. hat gerade für einen ihr durch die hier 
allein in Frage kommende unrichtige Bezeichnung entſtandenen 
und weiter entſtehenden Schaden ſelbſt keinerlei ſubſtantiierte 
Angaben gemacht, ſondern gerade in ihrem Schriftſatz vom 
14. März 1935, in dem ſie überhaupt zum erſten Male mit 
dieſem Schadenserſatzanſpruch nebſt Anſpruch auf Auskunfts⸗ 
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erteilung in bezug auf ihn hervortritt, nur allgemeine Rede⸗ 
wendungen gebraucht, während die Kl. jede Schadensentſtehung 
bei der Bekl. durch das hier allein in Betracht kommende 
Verhalten entſchieden beſtritten hat. 

Das Wort „unzweifelhaft“, deſſen ſich das BG. bei 
ſeiner Angabe, daß durch die hier allein in Betracht kom⸗ 
mende unrichtige Aufſchrift und Unterſchrift in den Groß⸗ 
uhren⸗Katalogen der Kl. der Bekl. ein Schaden entſtanden ſei, 
als einzigen Beweisgrundes bedient, iſt unter den dargelegten 
Verhältniſſen noch weniger als ſonſt geeignet, eine prozeß⸗ 
gerechte Begründung für feine Annahme zu bilden (vgl. Urt. 
des erk. Sen. v. 16. Juli 1935, II 37/34, betr. die Raſier⸗ 
klingen mit Wellenlinien). 

(U. v. 22. Mai 1936; II 285/35. — Hamm.) 


* 


*7, § 101 VVG.; 88 883, 1127 BOB Auch im 
Falle des 8 101 VVG. hat die Vormerkung 
die der dinglichen Wirkung ähnliche Wir⸗ 
kung, daß im Falle ſpäterer Eintragung der 
Hypothek dieſe als im Zeitpunkt der Vor⸗ 
merkungseintragung entſtanden anzuſehen 
iſt. Der zur Zeit des Verſicherungsfalles 
Vormerkungsberechtigte im Rahmen des 8 101 
VVG. iſt jedenfalls dann dem Hypotheken⸗ 
gläubiger gleichzuſtellen, wenn zur Zeit der 
letzten Tatſachenverhandlung an Stelle der 
Vormerkung die Hypothek ſelbſt eingetra⸗ 
gen iſt. f) 

Die Ehefrau R. war Eigentümerin eines Grundſtücks. 
In Abteilung III waren neben anderen Rechten eingetragen 
unter 

Nr. 1 eine Grundſchuld von 5000 GM. für die Spar⸗ 
kaſſe des Landkreiſes G., eingetragen am 12. März 1929; 

Nr. 2 eine Hypothek von 10000 GM. für die Kl., vor⸗ 
gemerkt auf Grund Einſtwyfg. am 1. März 1930, in eine 
Hypothek umgeſchrieben auf Grund eines am 10. Nov. 1933 
verkündeten Urteils am 10. April 1934. 

Die auf dem Grundſtück ſtehenden Gebäude waren bei 
der Bekl. gegen Brandſchaden verſichert. Verſicherungsnehmer 
waren die Eigentümerin R. und deren Ehemann. Dieſer hat 
am 6. Dez. 1933 die Gebäude in Brand geſteckt. Die Bekl. 
ſetzte die Brandentſchädigung auf 17107 RM feſt. Sie zahlte 
an die Kreisſparkaſſe G. als Grundſchuldgläubigerin der 
Eintragung unter Nr. 1 4781,78 RM. Im Grundbuch wurde 
eingetragen, daß die Grundſchuld Abt. III Nr. 1 zum Teil⸗ 
betrage von 4781,78 GM. mit dem Rang nach der Poſt 
Abt. III Nr. 2 auf die Bekl. übergegangen ſei. Die Kl. hat 
aus der Hypothek Abt. III Nr. 2 die Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks betrieben. Am 23. Juli 1935 wurde ihr das 
Grundſtück zum Meiſtgebot von 2500 AM zugeſchlagen; alle 
dinglichen Rechte ſind erloſchen. 

Die Kl. verlangt von der Bekl. nach den 88 101, 102, 
106 VVG. und § 1127 BGB. Zahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme für ihre früher eingetragen geweſene Hypothek nebſt 
Zinſen, die ſie unter Berückſichtigung des Erwerbs des 
Grundſtücks und gezahlter Gerichtskoſten auf 12 425,22 AM 
berechnet. 

Die Bekl. beſtreitet den Klaganſpruch nach Grund und 
Höhe und macht insbe. geltend, daß die Kl. als Vormer⸗ 
kungsberechtigte keinen Anſpruch aus $ 101 VVG. habe. 

Das LG. hat den Klageanſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. 

Die Rev. (§ 566 3PO.) war erfolglos. 

Das LG. führt u. a. aus, die erſt nach dem Brand zu⸗ 
gunſten der Kl. bewirkte Eintragung der Hypothek ſei ſo an⸗ 
zuſehen, als wenn ſie ſchon zur Zeit der Vormerkungsein⸗ 
tragung geſchehen wäre. Es komme darauf an, ob zu einer 
Zeit, zu der die Verſicherungsſumme noch nicht voll aus⸗ 
gezahlt ſei, das dingliche Recht, für das zur Zeit des Scha⸗ 
densfalles eine Vormerkung eingetragen geweſen ſei, mit dem 
Range der Vormerkung eingetragen ſei. Sinn und Zweck der 
Vormerkung ſei, dem vorgemerkten und ſpäter einzutragenden 
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Recht den Rang zu ſichern, d. h. den Rang zu verleihen, den 
es gehabt hätte, wenn es ſchon zur Zeit der Vormerkungs⸗ 
eintragung eingetragen worden wäre. Dieſer Erfolg würde 
vereitelt werden, wenn der Standpunkt der Bekl. richtig wäre. 
Die Hypothek der Kl. habe nach $ 1127 Ubi. 1 BGB. an 
Stelle der abgebrannten Gebäude den Auſpruch auf Aus⸗ 
zahlung der Verſicherungsſumme mit dem Raug der Vor- 
merkungseintragung ergriffen. Die Kl. könne deshalb auf 
Grund des § 101 VVG. als Hypothekengläubigerin, nicht 
nur als Vormerkungsgläubigerin die Zahlung des auf ihr 
Recht entfallenden Verſicherungsbetrages verlangen. 

Nach 8 1127 Abſ. 1 BGB. erſtreckt ſich, ſoweit das der 
Hypothek unterliegende Grundſtück für den Eigentümer oder 
Eigenbeſitzer verſichert iſt, die Hypothek auf die Forderung 
gegen den Verſicherer. Soweit alſo mit Eintritt des Ver⸗ 
ſicherungsfalles ein Auſpruch auf Zahlung gegen den Ver— 
ſicherer entſteht, haftet dieſer Anſpruch dem Hypotheken 
gläubiger. In dem Falle, wo zur Zeit des Verſicherungsfalles 
eine Vormerkung zur Erhaltung des Auſpruchs auf Eintra- 
gung einer Hypothek eingetragen iſt, erſtrecken ſich die Wir⸗ 
kungen einer ſolchen Vormerkung auch auf die Verſicherungs⸗ 
forderung (vgl. RGRKomm., Anm. 11 zu 8 883; Stau⸗ 
dinger, BGB., 10. Aufl., Anm. 59 zu § 883). Daraus 
folgt, daß der Verſicherungsnehmer über die Verſicherungs⸗ 
forderung nicht zum Nachteil des Vormerkungsberechtigten 
verfügen kann und anderen Hypothekengläubigern gegenüber 
auch hinſichtlich der Verſicherungsforderung für das Rang⸗ 
verhältnis der Zeitpunkt maßgebend iſt, in welchem die Vor⸗ 
merkung eingetragen worden iſt. Vorliegend würde alſo, ſo⸗ 
weit der Tatbeſtand des § 1127 Abſ. 1 BGB. noch gegeben 
wäre, der Kl. mit dem Rang der Vormerkung Befriedigung 
aus der Verſicherungsforderung beanſpruchen können. Nach 
den tatſächlichen Feſtſtellungen liegen aber die Vorausſetzun⸗ 
gen des § 1127 BGB. nicht vor, da der Ehemann der 
Grundſtückseigentümerin, der mit dieſer Verſicherungsnehmer 
iſt, das Gebäude in Brand geſteckt hat und deshalb die Bekl. 
von ihrer Leiſtung aus dem Verſicherungsvertrag frei ge⸗ 
worden iſt. Es fragt ſich demnach, ob ſich die Kl. mit Recht 
für ihren Anſpruch auf 8 101 VVG. beruft, wonach bei der 
Gebäudeverſicherung die Verpflichtung des Verſicherers gegen- 
über einem Hypothekengläubiger beſtehen bleibt, wenn dieſer 
wegen des Verhaltens des Verſicherungsnehmers von der 
Verpflichtung zur Leiſtung frei wird. Dies iſt nur daun der 
Fall, wenn der vorl. Sachverhalt ſo zu beurteilen iſt, als 
ob mit dem Zeitpunkt der Eintragung der Vormerkung die 
ſpäter eingetragene Hypothek ſelbſt ſchon eingetragen geweſen 
wäre. Das muß aber geſchehen. Das RG. hat allerdings wie⸗ 
derholt ausgeſprochen, 8 101 VVG. gewähre dem Hypo⸗ 
thekengläubiger einen ſelbſtändigen unmittelbaren Anſpruch 
hypothekenrechtlicher Natur auf die Verſicherungsſumme 
(NG Z. 102, 350; 124, 91 — JW. 1929, 1984 *; RG. 133, 
117 JW. 1931, 31891). Damit iſt aber nicht gejagt, daß 
dieſer Anſpruch des Hypothekengläubigers mit dem urſprüng⸗ 
lichen Anſpruch des Verſicherungsnehmers gegen den Ver⸗ 
ſicherer nichts zu tun habe; vielmehr hat er ſeinen Grund 
nur in dieſem, für den Verſicherungsnehmer allerdings er- 
loſchenen Anſpruch; das ergibt ſich ſchon aus dem Wortlaut 
der Beſtimmung, die Verpflichtung des Verſicherers bleibe 
gleichwohl gegenüber dem Hypothekengläubiger beſtehen. Auch 
hat der erk. Sen. ſchon RG. 102, 350 ausgeſprochen, daß 
auch auf dieſen Anſpruch des Hypothekengläubigers aus 
§ 101 VV. die Vorſchrift des 8 1127 Abſ. 2 BGB. ent⸗ 
ſprechende Anwendung ſinde, nach der die Haftung der For⸗ 
derung gegen den Verſicherer erliſcht, wenn der verſicherte 
Gegenſtand wiederhergeſtellt oder Erſatz für ihn beſchafft iſt. 
Hieraus ergibt ſich, daß es ſich bei dem Anſpruch aus 8 101 
VVG. nicht etwa um einen neu zur Entſtehung gelangenden 
Anſpruch handelt, ſondern um einen Auſpruch, der ſich aus 
dem dem Verſicherungsnehmer zuſtehenden und dem Hypo⸗ 
thekengläubiger mit verpfändet geweſenen Anſpruch herleitet. 
Daraus folgt zwar nicht ohne weiteres, daß im Falle des 
8 101 VVG. die Wirkung der Vormerkung dieſelbe fein 
müſſe wie im Falle des § 1127 BGB. Aber dieſer recht⸗ 
liche und wirtſchaftliche Zuſammenhang beider Anſprüche muß 
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bei der Frage der Wirkung einer Vormerkung im Falle des 
§ 101 VVG. berückſichtigt werden. Nach ſtändiger Rſpr. des 
RG. iſt die Vormerkung kein auch nur bedingtes dingliches 
Recht am Grundſtück, ſondern ein beſonders geartetes Siche⸗ 
rungsmittel, das dem geſchützten Recht in gewiſſem Umfang 
dingliche Wirkungen verleiht (NGZ. 113, 403 — JW. 1926, 
2621 5; RB. 116, 238 = SU. 1927, 1828; RG. 129, 


184 JW. 1930, 29338; RGRKomm., Anm. 8 zu § 883). 


Sie hat nach 8 883 Abſ. 2 Beh B zunächſt die Wirkung, daß 
Verfügungen, die ſpäter über das Grundſtück getroffen wer⸗ 
den, inſoweit unwirkſam ſind, als ſie den Anſpruch oder das 
Recht vereiteln oder beeinträchtigen würden Da vorliegend 
keine derartige Verfügung vorgenommen worden iſt, läßt 
ſich aus dieſer Beſtimmung hier nichts herleiten. Die Vor⸗ 
merkung hat aber außer dieſer negativen Aufgabe auch eine 
poſitive, nämlich die Verwirklichung des geſicherten Au⸗ 
ſpruchs in die Wege zu leiten, ihm den Rang des Rechts zu 
wahren und die künftige Eintragung vorzubereiten (RGR⸗ 
Komm., Anm. 8 zu $ 883). Dieſe Aufgabe ergibt ſich vor⸗ 
nehmlich aus 8 883 Abſ. 1 und 3 BGB. Wenn insbeſ. 8 883 
Abſ. 3 beſagt, der Rang des Rechts, auf deſſen Einräumung 
der Auſpruch gerichtet ſei, beſtimme ſich nach dem Rang der 
Vormerkung, ſo regelt ſie nach dem Wortlaut zwar in erſter 
Linie das Rangverhältnis zwiſchen verſchiedenen am Grund⸗ 
ſtück Berechtigten in der Art, daß inſoweit die Eintragung 
der Vormerkung der ſpäter erfolgenden Eintragung bes 
Rechts gleichſteht. Dieſe Wirkung bleibt, aber nicht auf das 
Verhältnis zwiſchen den am Grundſtück Berechtigten be⸗ 
ſchränkt, ſondern hat unter Umſtänden auch weitergehende, 
Dritten gegenüber geltende Wirkung. Es braucht hier nicht 
entſchieden zu werden, ob allgemein anzunehmen iſt, die 
Vormerkung wirke in der Art, daß dem Gläubiger die Ein⸗ 
tragung oder Löſchung, zu deren Bewilligung der Schuldner 
verpflichtet iſt, in ſachlich-rechtlicher Beziehung ganz ſo ge⸗ 
ſichert wird, wie wenn ſie zur Zeit oder an Stelle der Vor⸗ 
merkung geſchehen wäre (vgl. Planck⸗Strecker, 5. Aufl., 
Anm. 3 zu 8 883 BGB. Seite 221), und, das Rechtsver⸗ 
hältnis liege, wenn das Recht endgültig eingetragen wird, 
gerade ſo, wie wenn die Eintragung oder Löſchung an der 
Stelle der Vormerkung und in dem Zeitpunkt vorgenommen, 
worden wäre, in dem die Vormerkung eingetragen wurde 
(Planck⸗Strecker, Vorbemerkung VIII 2b vor 8 873 
BGB.). Denn der Geſetzgeber ſelbſt hat in verſchiedenen 
Fällen durch ausdrückliche Beſtiumung die Vormerkung mit 
einer Wirkung ausgeſtaltet, die einer dinglichen Wirkung 
ähulich iſt, fo u. a. in dem § 439 Abſ. 2, den §8 884, 
1971, 1974 Abi. 3; 8 2016 B60 B.; den 88 24, 47 KD. 
918 in § 48 ZwVerſtcß. (vgl. RchRgomm., Anm. 8 zu 
5.888), Weitergehend hat NGZ. 124, 202 — JW. 1929, 
25115, wo es ſich um einen Fall aus dem Aufwertungs- 
rechte handelt, der Vormerkung eine über den Wortlaut hin⸗ 
n Wirkung beigelegt und geſagt, aus 8 883 Abſ. 3 
BGB. ergebe ſich unmittelbar die Rechtfertigung dafür, die 
Vormerkung im Bereich der Vorſchriften, die eine Rang⸗ 
ordnung beſtimmen, den Rechten am Grundſtück in ihren 
Wirkungen auch dort gleichzuſtellen, wo dies im Geſetz nicht 
ausdrücklich geſchehen ſei. Der erk. Sen. legt auch für den 
Fall des 8 101 VVG. der Vormerkung die der dinglichen 
ähnliche Wirkung bei, daß im Falle ſpäterer Eintragung ber 
Hypothek dieſe als im Zeitpunkt der Vormerkungseintragung 
entſtanden anzuſehen iſt. Wenn die Beſtimmung des 8 101 
VVG. auch nicht unmittelbar zu den Vorſchriften gehört, 
die eine Rangordnung beſtimmen, ſo ſteht ſie doch mit dieſer 
in einem ſehr engen Zuſammenhang. Das ergibt ſich ſowohl 
daraus, daß ſich die Vefriedigung der Hypothekengläubiger 
auch im Falle des 8 101 VVG. nach deren Rangordnung 
richtet, als auch daraus, daß 8 102 VVG. für die im Falle 
der Befriedigung des Hypothekengläubigers durch den Ver⸗ 
ſicherer auf dieſen übergehende Hypothek Beſtimmungen hin⸗ 
ſichtlich der Rangordnung trifft. Wie bedeutungsvoll gerade 
die Rangordnung auch im Bereiche des 8 101 VVG. iſt, 
läßt weiter folgender Umſtand erkennen. Hätte die Vormer⸗ 
kung nicht die bezeichnete Wirkung, jo würde ein Hypotheken⸗ 
gläubiger, der einer zunächſt durch Vormerkung geſichert ge— 
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weſenen Hypothek im Range nachfolgt, im Falle des S 101 
VVch. aus der Verſicherungsſumme Befriedigung erlangen 
Dagegen würde er, wenn der Verſicherungsnehmer ſeinen 
Anſpruch nicht verloren hätte, alſo der Fall des 8 1127 
VGB. gegeben wäre, nicht befriedigt werden, ſofern nicht 
auch noch ſeine Hypothek nach der durch Vormerkung ge⸗ 
ſichert geweſenen durch die Entſchädigungsforderung gedeckt 
würde. Denn in einem ſolchen Falle etwa auch dem nach⸗ 
folgenden Hypothekengläubiger die Befriedigung zu verſagen, 
erſcheint nach der ausdrücklichen Beſtimmung des 8 10 
VVG. unmöglich. Ein ſolches Ergebnis aber kann der Ge⸗ 
ſetzgeber nach der Auffaſſung des Senats nicht gewollt haben. 
Auch kann in dieſer über den Wortlaut des § 101 VVG. hin⸗ 
ausgehenden Auslegung keine unbillige Belaſtung des Ver⸗ 
ſicherers gefunden werden; vielmehr entſpricht es der Billig⸗ 
keit, die zur Förderung des Realkredits getroffene, den Ver⸗ 
ſicherer allerdings belaſtende Vergünſtigung des $ 101 B88. 
auch dem zur Zeit des Verſicherungsfalles nur durch Bor 
merkung geſichert geweſenen Hypothekengläubiger zuzubilligen, 
da gerade bei Kreditgewährungen der Vormerkungsberechtigte 
ſo angeſehen zu werden pflegt, als ob er hinſichtlich des vor⸗ 
gemerkten Rechtes endgültig geſichert wäre. Demnach iſt der 
zur Zeit des Verſicherungsfalles Vormerkungsberechtigte im 
Rahmen des § 101 VVG. jedenfalls dann dem Hypotheken⸗ 
gläubiger gleichzuſtellen, wenn zur Zeit der letzten Tatſachen⸗ 
verhandlung an Stelle der Vormerkung die Hypothet ſelbſt 
eingetragen iſt. 
(u. v. 26. Juni 1936; VII 16/36. — LG. Breslau.) _ 


8.1 


Anmerkung: Das Ergebnis iſt — darüber kann kein 
Zweifel beſtehen — zu begrüßen. Nicht in gleichem Maße 
vorgezeichnet war die dogmatiſche Begründung. Man hätte 
ſie vielleicht auf einfacherem Wege ſuchen können. 

1. Neuerdings wird die Wirkung der Vormerkung immer 
mehr dahin umſchrieben, daß ſie allgemein die Erfüllbar⸗ 
keit des vorgemerkten Anſpruchs in dem Umfange ſichere, wie 
ſie z. Z. der Eintragung der Vormerkung beſtehe. Die Entſch. 
läßt dahingeſtellt, ob man ſo weit gehen könne. Wäre ſie jo 
weit gegangen, ſo war die Begründung ohne weiteres gegeben. 
Bei der Eintragung der Vormerkung beſtand der nach 81127 
BGB. für die Hypothek haftende Verſicherungsanſpruch noch. 
Nach Eintragung der Vormerkung iſt die Erfullbarkeit des 
vorgemerkten Hypothekenanſpruchs inſofern beeinträchtigt wor⸗ 
den, als die dem Vormerkungsgläubiger von dem Eigentümer 
gewährte Haftungsgrundlage geringer geworden iſt. Eine ſolche 
Beeinträchtigung braucht aber der Vormerkungsgläubiger nicht 
gegen ſich gelten zu laſſen, da ihm die Erfüllbarkeit in dem 
Maße gewährleistet iſt, wie fie bei der Eintragung der Vor⸗ 


handelt man auch — zwar mit gänzlich anderer Begründung, 
aber doch im praktiſchen Ergebnis — die nach Eintragung 


einer Vormerkung erfolgende Berichtigung des Grundbuchs 
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als eine vormerkungswidrige Verfügung. Man geht ſogar ſo 
weit, die Beſitzüberlaſſung an Mieter oder Pächter als eine 
unter 8883 Abſ. 2 BGB. fallende Verfügung anzuſehen, wenn 
eine Vormerkung für die Eintragung der Auflaſſung oder des 
Nießbrauchs beſteht (v. Tuhr II 1 S. 254 Note 115). Einen 
Anhalt dafür, daß das Geſetz jedes Verhalten des Eigentümers, 
durch das die Verſicherungsgeſellſchaft von ihrer Verſiche⸗ 
rungspflicht frei wird, als eine Art Verfügung über die Ver⸗ 
ſicherungsforderung anſieht, gibt das Geſetz in $ 101 VVG. 
ſelbſt. Dieſe Beſtimmung iſt nämlich durchaus keine Anomalie. 
Nach § 1127 BGB. hat der Hypothekengläubiger ein Pfand⸗ 
recht an der Verſicherungsforderung. Eine vom Grundſtücks⸗ 
eigentümer vorgenommene Verfügung (z. B. Abtretung oder 
Verpfändung) iſt dem Hypothekengläubiger gegenüber unwirk⸗ 
ſam, weil ſie ſein Pfandrecht an der Forderung beeinträchtigt. 
§ 101 VVG. beſagt nun nichts anderes, als daß das eigene 
Verhalten des Verſicherungsnehmers, durch das die Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft von ihrer Verſicherungsverpflichtung frei 
wird, einer rechtsgeſchäftlichen Verfügung gleichzuſtellen ſei. 
Das Pfandrecht des Hypothekengläubigers bleibt alſo un⸗ 
berührt, nicht weil es ſich um einen ſelbſtändigen Anſpruch 
des Pfandgläubigers handelt, ſondern weil dieſer Anſpruch, 
obwohl er als der urſprüngliche Anſpruch über die Perſon 
des Grundſtückseigentümers läuft, durch deſſen Verhalten dem 
Hypothekengläubiger gegenüber nicht beeinträchtigt werden 
kann. Folgt man dieſer Betrachtung, ſo ließ ſich das Ergeb⸗ 
nis unmittelbar aus $ 883 Abſ. 2 BGB. herleiten. 
RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


de 
8. 1.89 Abi. 1 Kart VO. Der Begriff der 
Verhängung einer Sperre i. S. dieſer Vor⸗ 


chef verfaug; nicht, denß die An eiu g, 
eine Sperrmaßnahme vorzunehmen, von 
den willensbildenden Organen eines Kar⸗ 


tells ausgeht. Es genügt die Kennzeichnung 
des Außenſeiters durch jedes Kartellmit⸗ 
glied und das Verlangen, die für den Fall 
der Preisunterbietung vereinbarte Sperre 
gegen ihn in Wirkſamkeit zu ſetzen. 

2. Der Begriff der Sperre im Sinne von 
89 Kart VO. ſetzt nicht voraus, daß die ſper⸗ 
rende Organiſation den Markt wenigſtens 
annähernd beherrſcht. 

3. Mitwirkendes Verſchulden bei der 
Entſtehung eines Schadens kann darin lie⸗ 
gen, daß der Geſchädigte es unterlaſſen 
hat, einen Antrag nach SIb Kart VO. zu ſtel⸗ 
le n. 7) 

Die Kl., die in M. ein Kohlen-Platzhandelsgeſchäft (Klein⸗ 
handel) betreibt, war bis zum Frühjahr 1933 Mitglied der Erſt⸗ 
beklagten, trat dann aber aus der Vereinigung, einem ein⸗ 
getragenen Verein, aus. Auf Grund des § 7 der Vereins⸗ 
ſatzung hat die Mitgliederverſammlung am 21. April 1931 eine 
ſog. Preiskonvention erlaſſen, nach der die Mitglieder verpflich⸗ 
tet ſind, beim Kleinverkauf die durch die Mitgliederverſamm⸗ 
lung oder durch eine von dieſer beſtellte Preiskommiſſion feſt⸗ 
geſetzten Kleinverkaufspreiſe bei Vermeidung von Vertrags⸗ 
ſtrafen einzuhalten. Die Erſtbeklagte iſt ihrerſeits Mitglied des 
Badiſchen Verbandes der Kohlenhändler e. V. in K. Dieſer 
und einige andere ſüdweſtdeutſche Kohlenhändlerverbände, Ge⸗ 
meinſchaft Südweſtdeutſcher Platzhandelsverbände genannt, 
vereinbarten mit dem nach ihren Gebieten liefernden Kohlen⸗ 
großhandlungen die Bildung der ſog. „Südweſtdeutſchen Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft zwiſchen Kohlengroß⸗ und Kohlenplatzhandel“ 
v. 17. Mai 1933. Dieſer Arbeitsgemeinſchaft hat ſich auch die 
Zweitbeklagte als Großhandelsfirma angeſchloſſen. Sie iſt aber 
auch, da ſie neben dem Großhandel Kleinhandel betreibt, Mit⸗ 
glied der Erſtbeklagten geworden. Mit Brief v. 26. Juni 1933 
teilte die Erſtbeklagte der Zweitbeklagten mit, die Kl. halte ſich 
nicht an die im Mannheimer Kohlenhandel getroffenen Ab⸗ 
machungen, unterbiete überall die Preiſe, um auf dem Rücken 
der vertragstreuen Kohlenhändler Geſchäfte zu machen, die 
Zweitbeklagte ſei verpflichtet, ihre Abnehmerin zur Einhaltung 


der feſtgeſetzten Preiſe anzuhalten. Sie erſuchte die Zweit⸗ 
beklagte um Stellungnahme binnen drei Tagen und erklärte, 
ſie ſei, wenn ſie nicht innerhalb dieſer Friſt eine befriedigende 
Erklärung erhalte, gezwungen, das Schiedsgericht der Mer 
Kohlenhändlervereinigung anzurufen; falls die Kl. ſich nicht 
gutwillig füge, müſſe die Erſtbeklagte gegen ſie mit allen 
zuläſſigen Mitteln vorgehen. In einem zweiten Schreiben vom 
28. Juni 1933 ſchrieb die Erſtbeklagte der Zweitbeklagten, die 
Kl. treibe nicht nur in M., ſondern auch in H. Preispfuſcherei, 
der Her Kohlenhandel habe ſich deshalb an den Badiſchen 
Landesverband der Kohleuhändler gewandt; die Erſtbeklagte 
müſſe von der Zweitbeklagten verlangen, daß dieſe ſofort Maß⸗ 
nahmen treffe; die Zweitbeklagte ſei ſelbſt Mitglied der Orga⸗ 
niſation und damit auf das Sofort-Programm des Zentral- 
verbandes und die übrigen ihr genügend bekannten Belt. ver⸗ 
pflichtet; fie, die Erſtbeklagte, müſſe dringend bitten, unnach— 
ſichtig ſo lange alle Lieferungen an die Kl. einzuſtellen, bis 
dieſe dem Badiſchen Verbande der Kohlenhändler und der Erſt⸗ 
beklagten beigetreten ſei und damit die Gewähr geboten werde, 
daß ſie die Preiſe einhalten werde. Abſchriften dieſer beiden 
Briefe überſandte die Zweitbeklagte der Kl. am 29. Juni 1933 
mit der Mitteilung, es ſei ihr bei dieſem Sachverhalt nicht 
möglich, vorläufig weitere Lieferungen für die Kl. auszufüh⸗ 
ren, und empfahl ihr den Beitritt zu den Organiſationen. Sie 
hat dann auch nicht weiter an die Kl. geliefert. 


Die Kl. erblickt in dem Vorgehen der Bekl. eine Sperre 
i. S. des § 9 VO, gegen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtel⸗ 
lungen (KartVO.) v. 2. Nov. 1923 und 15. Juli 1933 (NG- 
Bl. 1923, I, 1067; 1933, I, 487), die ohne die Einwilligung 
des Vorſitzenden des Hart®. verhängt worden und deshalb nach 
dem 89 unzuläſſig ſei. Sie behauptet, durch die Sperre ſei ihr der 
Bezug von Union-Briketts und von Ruhrkohle und Ruhrkoks völ⸗ 
lig abgeſchnitten worden, da auch die anderen Union-Briketts 
verkaufenden Großhandelsfirmen die Kl. infolgedeſſen nicht mehr 
belieferten. Da der Verkauf von Union-Briketts etwa die Hälfte 
des geſamten Umſatzes in ihrem Geſchäft ausgemacht habe, 
hätten die Maßnahmen der Bekl. die Vernichtung der Exiſtenz 
der Kl. zur Folge. Dieſe Vernichtung ſei von den Bekl. gewollt. 
Sie verſtoße gegen die guten Sitten und gegen $ 1 UnlWG. 
Schließlich wirft die Kl. der Zweitbeklagten auch Verletzung 
ihrer Vertragspflicht aus einem mit ihr geſchloſſenen Dauer⸗ 
lieferungsvertrage vor, durch den die Zweitbeklagte ſich ver⸗ 
pflichtet habe, ihr monatlich bis auf weiteres 150 t zu liefern. 

OLG. hat abgewieſen; RG. hob auf. 

1. Das BG. verneint, daß die Bekl. die Vorſchr. des 8 9 
Abſ. 1 KartVO. verletzt hätten, weil die gegen die Kl. ver⸗ 
hängte Sperre für die Großhandelsfirmen nicht verbindlich 
geweſen ſei. Es führt dazu aus: Da die Erſtbeklagte eine Ver⸗ 
einigung von Kleinhändlern ſei, köunten ihre Anordnungen 
ſich nur auf den Kleinhandel beziehen, insbeſ. nur die Preiſe 
für den Kleinhandel vorſchreiben. Es ſtehe aber außerhalb ihres 
Aufgabenkreiſes, einem Mitglied, das gleichzeitig Großhandel 
betreibe, Vorſchr. in bezug auf den Großhandel zu machen. 
Ihr Verlangen in den beiden Schreiben v. 26. und 28. Juni 
1933 an die Zweitbeklagte ſei deshalb für dieſe nicht verbind⸗ 
lich geweſen. Solche Verbindlichkeit ergebe ſich auch nicht im 
Zuſammenhang mit dem Arbeitsgemeinſchaftsvertrage vom 
17. Mai 1933. Denn die Erſtbeklagte habe nicht die Befug⸗ 
niſſe eines willensbildenden Organs der Arbeitsgemeinſchaft. 
Sie ſei nicht einmal deren unmittelbares Mitglied, vielmehr 
ſei Mitglied nur ihr übergeordneter Verband, der Badiſche 
Kohlenhändlerverband. Nur auf deſſen Verlangen ſei die 
Zweitbeklagte verpflichtet, ſich nach den Beſt. des Arbeits⸗ 
gemeinſchaftsvertrages zu richten (§ 11 Abſ. 2 dieſes Vertra⸗ 
ges). In dem Vertrage fehle eine Beſt., nach der die einzelnen 
örtlichen Platzhändlervereinigungen das Recht hätten, den in 
der Arbeitsgemeinſchaft befindlichen Großhandelsfirmen Wei⸗ 
Jungen zu erteilen. Zwar ſei in § 2 der Preiskonvention den 
Mitgliedern der Erſtbeklagten aufgegeben worden, die Beſt. 
des Arbeitsgemeinſchaftsvertrages einzuhalten. Aber dieſe Ver⸗ 
pflichtung treffe nur die Platzhandelsfirmen und deshalb auch 
die Zweitbeklagte nur ſoweit, als ſie als Platzhändlerin auf⸗ 
trete. Bei den Beziehungen zwiſchen der Zweitbeklagten und 
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der Kl. handle es ſich aber nur um die Belange der Zweit 
beklagten als Großhändlerin. Dieſe könnten durch Satzungs⸗ 
beſtimmungen oder irgendwelche Maßnahmen der Erſtbeklagten 
nicht beeinträchtigt werden. 

Hierbei geht das BG. von einer zu engen Auslegung des 
Begriffs der Verhängung einer Sperre i. S. von 8 0 Abſ. 1 
KartVO. aus. Die Erſtbeklagte war, wenn auch nicht unmit⸗ 
telbar, ſo doch mittelbar als körperſchaftliches Mitglied des 
Badiſchen Kohlenhändlerverbandes an dem Arbeitsgemein⸗ 
ſchaftsvertrage beteiligt. Der Juhalt ihrer beiden Schreiben v. 
26. und 28. Juni 1933 an die Zweitbeklagte nimmt Bezug 
auf die der Zloeitbeklagten bekannten, im Mannheimer Koh⸗ 
lenhandel getroffenen Abmachungen über die von dem Klein⸗ 
handel einzuhaltenden Verkaufspreiſe. Als ſolche kommen nicht 
nur die im Innern der Erſtbeklagten gefaßten Beſchlüſſe, ſon⸗ 
dern auch die im Rahmen des Arbeitsgemeinſchaftsvertrages 
zwiſchen den Platzhandelsverbänden und den der Arbeits— 
gemeinſchaft angehörenden Großhandlungen getroffenen Ver⸗ 
einbarungen in Betracht. Das in den beiden Schreiben geſtellte 
Verlangen brauchte daher für die Zweitbeklagte nicht deshalb 
unverbindlich zu ſein, weil, wie das BG. meint, die Erſt⸗ 
beklagte nicht die Befugniſſe eines willeusbildenden Organs 
der Arbeits gemeinſchaft habe und in dem Arbeitsgemeinſchafts⸗ 
vertrage nicht beſtimmt worden ſei, daß die Platzhandelsver⸗ 
bände das Recht hätten, den Mitgliedern der Arbeitsgemein- 
ſchaft, auch ſoweit es ſich um Großhandelsfirmen handle, Wei⸗ 
ſungen zu erteilen. Denn wenn in den getroffenen Bereinba- 
rungen die Großhändler ſich zugunſten der den Platzhandels⸗ 
verbänden angehörenden Kleinhändler verpflichtet hatten, einen 
Kleinhändler, der ſich an die feſtgeſetzten Preiſe nicht halten 
würde, nicht zu beliefern, ſo konnte zwar ein Platzhandelsver⸗ 
band einem ihm nicht angehörenden Großhändler keine „Wei⸗ 
ſungen“ erteilen, aber er konnte ihn auffordern, die in den 
Vereinbarungen übernommene Verpflichtung zu erfüllen. Es 
iſt deshalb rechtsirrig, wenn das BG. meint, dieſe Aufforde⸗ 
rung der Erſtbeklagten, ihr Verlangen nach Erfüllung der Über- 
nommenen Vertragspflichten, ſei fur die Zweitbeklagte nicht 
verbindlich geweſen. Waren nach den auf Grund des Arbeits- 
gemeinſchaftsvertrages getroffenen Vereinbarungen die der Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft angehörigen Großhändler verpflichtet, einem 
die feſtgeſetzten Preiſe unterbietenden Kleinhändler die weitere 
Lieferung zu verweigern, ſo konnte ebenſowohl die verrufende 
Erſtbeklagte als Verband der Kleinhändler wie der die Liefe⸗ 
rung ſperrende Großhändler einen unter das Lieferperbot fal⸗ 
lenden Außeuſeiter als ſolchen bezeichnen und dadurch die für 
den Fall von Preisunterbietungen vereinbarte Sperre gegen ihn 
in Wirkſamkeit ſetzen. Die Kennzeichnung dieſes Außenſeiters 
bedeutete den Hinweis und das Verlangen, daß der unterbie⸗ 
tende Außenſeiter nach den getroffenen Vereinbarungen von 
der Belieferung auszuſchließen, alſo zu ſperren ſei (ogl. Entſch. 
des Kart. v. 14. und 15. Juni 1932 (K 274/31) in der Slg. 
der Entſch. Nr. 183 unter III 3). 

Rechtsirrig iſt im übrigen aber auch die Annahme des 
Bg., daß die Anordnungen der Erſtbeklagten als einer Ver⸗ 
einigung von Kleinhändlern ſich nur auf den Kleinhaudel be⸗ 
ziehen konnten, insbeſ. nur die Preiſe für den Kleinhandel vor⸗ 
ſchreiben könnten, weil es außerhalb des Aufgabenkreiſes der 
Erſtbeklagten liege, einem Mitgliede, das gleichzeitig Großhan⸗ 
del betreibe, Vorſchr. in bezug auf den Großhandel zu machen. 
Es ſteht rechtlich nichts im Wege, daß eine Groß- und Klein 
handelsfirma — wie die Zweitbeklagte —, die mit Rückſicht 
auf den Kleinhandelsteil ihres Geſchäftes einem Verbande von 
Kleinhändlern als Mitglied beitritt, durch den Erwerb der 
Mitgliedſchaft ſich im ganzen Umfange ihres Geſchäfts den Ver⸗ 
pflichtungen unterwirft, die durch die Satzung und die ſatzungs⸗ 
gemäß gefaßten Beſchlüſſe den Mitgliedern auferlegt werden. 
Die Anſicht des BO., die Belange der Zweitbeklagten als Groß⸗ 
handelsfirma könnten durch Maßnahmen oder Satzungsbeſtim⸗ 
mungen der Erſtbeklagten nicht beeinträchtigt werden, iſt alſo 
rechtsirrig. u 

Die Zweitbeklagte hat unter Berufung auf die beiden 
Schreiben, in denen ſie auf ihre Verpflichtung zur Erfüllung 
der im Mannheimer Kohlenhandel getroffenen Abmachungen 
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hingewieſen war, weitere Lieferungen an die Kl. als ihr vor⸗ 
läufig unmöglich abgelehnt und der Kl. den Beitritt zu den Or⸗ 
ganiſationen anheimgeſtellt. Darin lag auch auf ihrer Seite 
eine Teilnahme an der von der Erſtbeklagten über die Kl. ver⸗ 
hängten Maßnahme (vgl. die angezogene Entſch. des KartG. un⸗ 
ter III 4). 

2. Das BG. verneint einen Verſtoß gegen 8 9 Abf. 1 
KartBO. weiter deshalb, weil eine Sperre i. S. dieſer Vorſchr. 
vorausſetze, daß die ſperrende Organiſation den Markt wenig⸗ 
ftens annähernd beherrſche und daß die Weiſung, nicht zu liefern, 
an ein monopolartiges Einzelunternehmen oder an eine markt⸗ 
beherrſchende Mehrheit von Unternehmungen gerichtet ſei. Dieſe 
Vorausſetzung iſt jedoch nach dem Geſetz kein Tatbeſtandserfor⸗ 
dernis der Sperre i. S. des § 9. Wie ein Kartell, das eutſteht, 
von ſeiner Gründung an ein Kartell iſt und nicht erſt im 
Laufe ſeiner Entwicklung durch den Beitritt der Mehrheit der 
in Betracht kommenden Gewerbegenoſſen zum Kartell wird, alſo 
nicht nur dann ein Kartell iſt, wenn es den Markt wenigſtens 
annähernd beherrſcht, ebenſo iſt es für den Begriff der Sperre 
i. S. des $ 9 nicht erforderlich, daß die die Sperre verhangende 
Organiſation den Markt annähernd beherrſche. 

Allerdings ſind die Ernſtlichkeit des Sperrwillens und die 
Eignung der Sperrmaßnahme, die gewollte Wirkung hervor⸗ 
zurufen, als begriffsweſentliche Vorausſetzungen anzuerkennen. 
Aber, wie das Kart. in feiner Entſch. v. 17. Dez. 1931, 
K 488/31 (Entſch. Nr. 173 S. 14) zutreffend ausführt, iſt „fur 
die Annahme einer Sperre i. S. des 8 9 nicht die Feſtſtellung 
erforderlich, daß die Sperre das angeſtrebte Ziel erreichen 
werde. Solche Feſtſtellung kann bei der Verhängung einer 
Sperre kaum jemals mit Sicherheit getroffen werden. Es ge⸗ 
nügt, wenn die beabſichtigte Maßnahme nicht ungeeignet er⸗ 
ſcheint, den mit ihr erſtrebten Erfolg ganz oder teilweiſe herbei⸗ 
zuführen“. Das kann auch dann der Fall ſein, wenn die Erſt⸗ 
beklagte — etwa um der Verhängung von Ordnungsſtrafen 
durch das Kart. zu entgehen — es gefliſſentlich vermieden hat, 
Rundschreiben an alle Großhändler, die für die Kl. als Lieferer 
in Frage kommen konnten, zu verſenden und den Ausdruck 
„Sperre“ überhaupt zu gebrauchen, ſondern ſich darauf be- 
ſchränkt hat, diejenigen Firmen, die ihr als Bezugsquellen der 
Kl. bekannt waren oder bekannt wurden, von Fall zu Fall zur 
Einſtellung der Belieferung der Kl. aufzufordern. Nach den 
tatſächlichen Annahmen des BG. kann es fraglich ſein, ob das 
BG. die erörterten Vorausſetzungen als erfullt anſehen würde. 
Aber da das BG. bei der Prüfung der Frage, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen einer Sperre i. S. des 5 N erfullt ſind, von einer 
rechtsirrigen Auffaſſung des Begriffs der Sperre ausgegangen 
iſt, erſcheint eine erneute Prüfung durch den Tatrichter unter 
Ne der vorſtehenden Rechtsausführungen erfor⸗ 

erlich. 

Danach mußte das angefochtene Urteil aufgehoben und die 
Sache an das BG. zurückverwieſen werden. Dabei erſchien es 
angezeigt, darauf hinzuweiſen, daß gegebenenfalls Anlaß be⸗ 
ſtehen kann zur Prüfung der Frage, ob bei der Eutſtehung 
eines Schadens ein mitwirkendes Verſchulden der Kl. darin lie⸗ 
gen könnte, daß ſie es unterlaſſen hat, einen Antrag nach $ Ib 
KartVO. zu ſtellen. 

(U. v. 17. Febr. 1936, VI 228/35. — Karlsruhe.) 


Anmerkung: Der Eutſch. iſt in allen Teilen beizupflichten. 

a) Zum Begriffder Verhängung der Sperre 
i. S. von § 9 Abſ. 1 KartVO. wird allenthalben in Rſpr. und 
Schrifttum die Anſicht vertreten, die Kartellſperre muſſe auf 
einer rechtsverbindlichen Anordnung beruhen CLehnich: 
Kart. 1927, 89; Keſtner⸗Lehnich 266; Blum: Hart. 
1930; Mühlenſiefen⸗Dörinkel 66 u. a. m.). Soweit 
ſich die Rſpr. mit dieſer Frage befaßt, iſt ſie, ohne dieſe Frage 
grundſätzlich zu erörtern, von der Notwendigkeit einer rechts⸗ 
verbindlichen Anordnung ausgegangen (KartGG. Entſch. 38 und 
131). Auch vorliegend unterſtellt das RG. ſtillſchweigend dieſe 
Vorausſetzung des Sperrbegriffes. Es gibt aber zur richtigen 
Bewertung der Vorausſetzung weſentliche und in der Praxis 
belangvolle Fingerzeige. 

Zunächſt ergibt ſich aus der Entſch., daß es hier nicht auf 
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innere Vorgänge des Kartells ankommen lann. Es iſt gleich⸗ 
gültig gegenüber Dritten, ob die Anweiſung zur Sperre von 
den ſatzungsgemäß hierzu berufenen Stellen, „den willensbil⸗ 
denden Organen“ des Kartells erfolgt iſt, oder nicht. Die Rich⸗ 
tigkeit dieſer Feſtſtellung im Urteil ergibt ſich ſchon aus der 
Natur der KartBO. als Schutzgeſetz für ſolche Perſouen, die 
ſich in wirtſchaftlichen Gegenſatz zu einer Vereinigung nach $ 1 
KartVO. ſtellen. Denn ihnen find durchweg die Satzungen des 
Kartells völlig unzugänglich. Für ſie beſteht ebenſowenig die 
Möglichkeit der Nachprüfung. Die Ausdehnung der Vorausſet⸗ 
zung einer Sperre auf dieſe inneren Rechtsfragen des Kartells 
würde den vom Geſetz gewollten Schutz praktiſch aufheben. Ent⸗ 
ſprechend würde eine ſo erweiterte Vorausſetzung des Begriffs 
der Verhängung einer Sperre zu einer ungebührlichen Her⸗ 
vorkehrung formeller vereinsrechtlicher und ähnlicher Vorſchr. 
geradezu reizen. 

Wenn daher im Schrifttum als Vorausſetzung des Be⸗ 
griffs der Verhängung einer Sperre von rechtsverbindlicher An⸗ 
ordnung und Weiſung, oder genauer von der rechtsverbindlichen 
Verpflichtung (ſo auch Mühlenſiefen⸗Dörinkel) des 
Adreſſaten geſprochen wird, ſo iſt hierunter nur die Berechti⸗ 
gung zu verſtehen, die ſich aus einem Kartellvertrage als ſolchem 
und grundſätzlich ergibt ohne irgendwelche ſatzungsmäßige Ein⸗ 
ſchränkung. Die Berechtigung und Verpflichtung muß nur auf 
einem bindenden noch beſtehenden Kartellvertrage beruhen. Es 
genügt alſo zur Erfüllung des „Verhängungsbegriffes“, wie das 
Urteil zutreffend ausführt, die Kenntlichmachung des un⸗ 
ter das Bezugs⸗ und Lieferungsverbot fallenden Außenſeiters, 
gleichgültig von welchem am Kartellvertrage beteiligten Ver— 
rufer dieſe ausgegangen iſt. 

Es kommt alſo ebenſo wie bei der Frage der Nichtigkeit 
einer Sperre im Falle eines Schadenserſatzanſpruches wegen 
Verletzung von § 9 Abſ. 1 KartVO. allein auf das objek⸗ 
tive Vorhandenſein einer Sperre an. Der ſperrende Groß⸗ 
händler kann ſich zu ſeiner Entlaſtung nicht auf die ihm erteilte 
Anweiſung berufen. Ebenſowenig der verrufende Verband auf 
den Umſtand, feine Anweiſung ſei im ſatzungsmäßigen Rahmen 
des Kartellvertrages erfolgt. 

Mit Recht hat auch das Urteil eine Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen der Erſtbeklagten als Platzhandelsvereinigung und ihrer 
Eigenſchaft als Mitglied der Arbeitsgemeinſchaft abgelehnt. 
Auch hier iſt die Veräſtelung der einzelnen Verbände unterein⸗ 
ander für dritte häufig abſolut undurchſichtig und ihre rechtliche 
Beachtung würde eine wirkſame Klage praktiſch unmöglich 
machen. Die Auffaſſung des Urteils iſt wirtſchaftlich betrachtet 
richtig. Seine Ausführungen verdienen gegenüber der theore⸗ 
tiſchen Auffaſſung des BG. bei weitem den Vorzug. 

b) Zutreffend hat ſich das Urteil auch gegen das Erforder⸗ 
nis einer Sperre gewandt, daß dieſe erſt dann gegeben ſei, 
„wenn die ſperrende Organiſation den Markt wenigſtens an⸗ 
nähernd beherrſcht“. Dieſe Auffaſſung findet im Geſetz keine 
Stütze. $ I KartVO. ſtellt keinerlei derartige Vorausſetzungen 
auf. Mit Recht weiſt das Urteil darauf hin, daß dieſes Moment 
für den Kartellbegriff als ſolchen ſchon unweſentlich iſt. Es 
kann daher auch nicht für eine typiſche Kartellmaßnahme 
weſentlich werden. In dieſem Zuſammenhang ſei darauf ver⸗ 
wieſen, daß die Sperre hinſichtlich ihrer Wirkung als Ausſchluß 
von dem üblichen Geſchäftsverkehr auch in der Praxis eine 
relative Beurteilung erfordert und gefunden hat. Es gäbe prak⸗ 
tiſch keine Kartellſperren, wenn das Erfordernis eines abſolu⸗ 
ten Sperrerfolges als Begriffsnotwendigkeit verlangt würde 
(ogl. Blum: KartR. 1930, 176). Ahnlich Kartch. Entſch. 135, 
wo ausgeführt iſt, daß ein Abſchluß von jeglichem Geſchäfts⸗ 
verkehr nicht Merkmal einer Sperre iſt (desgl. Kart. 
Entſch. 139 und 218). 

e) Für die Praxis bedeutſam und fo weit erſichtlich jeden⸗ 
falls in der Judikatur neu iſt der Hinweis des RG,., ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden der Kl. könne gegebenenfalls darin er- 
blickt werden, daß fie es unterlaſſen hat, einen Antrag nach § 9b 
KartVO. zu ſtellen. Das RG. bewegt ſich mit dieſer Anregung 
auf der Bahn ſtändiger Rſpr. zu § 254 BGB. (RGR Komm. 
§ 254 Anm. 2; Warn. 1912, 65; 1916 Nr. 276; Gruch. 58, 
917). Es kommt hiernach ſtets auf die Umſtände des einzelnen 


Falles, insbeſ. auf die Ausſichten des etwaigen Rechtsmittels 

an. Beachtlich iſt für die Kartellpraxis ferner, daß in eiligen 

Fällen der Vorſitzende des Kart. gem. § 13 Kart O. Entſch. 

erlaſſen kann. Für Schadenerſatzklagen iſt die Beſt. des $ Ib 

daher beſonders wichtig und der Hinweis des RG. hierauf für 

die Praxis wertvoll (vgl. auch Kart. Entſch. Nr. 195, 196). 
RA. Guſtav Stein, Köln. 
* 

* 9. Kartellrechtliche Bindungen bei ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaften. Rechtsgrund⸗ 
ſätzlich kann auch die Rechtsform der ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaften Kartellzwek⸗ 
ken dienſtbar gemacht werden. — Wenn durch 
die Satzung den Genoſſen auch „Sonderlei⸗ 
ſtungspflichten“ (z. B. kartellartige Pflich⸗ 
ten) auferlegt werden ſollen, genügt es, 
wenn in der Satzung ſelbſt die Grundlagen 
für dieſe Sonderleiſtungspflichten feſtgelegt 
find; die nähere Ausgeſtaltung kann der Ge⸗ 
ſchäftsordnung überlaſſen werden. — Bei 
einer Kartellgenoſſenſchaft wirkt im Fall 
zuläſſiger Kündigung der Kartellbindungen 
durch einen Genoſſen dieſe zugleich als Kün⸗ 
digung des Genoſſenſchaftsverhältniſſes zu 
dem nach der Vorſchr. des § 65 Ab ſ. 2 Satz 2 
Gen. geſetzlich möglichen nächſten Zeit⸗ 
punkt; die Einhaltung einer längeren ſat⸗ 
zungsmäßigen Kündigungsfriſt iſt nicht zu 
erfordern. — Formerfordernis des $ 1 Kart⸗ 
V O. 1) 

Der ſatzungsmäßige Gegenſtand des Unternehmens der 
verklagten Genoſſeuſchaft iſt die Förderung des Gewerbes 
ihrer Mitglieder durch den Verkauf ihrer Ziegelfabrikate von 
einer Zentral ſtelle aus, die ihrerſeits in anderen Städten 
des Genoſſenſchaftsbezirks Zweigniederlaſſungen einrichten 
kann, ferner die Gewährung von Vorſchüſſen auf die Fabrikate, 
endlich der gemeinſame Bezug von zum Betrieb nötigen Mate⸗ 
rialien ($ 2 der Satzung). Die Mitgliedſchaft können erwerben 
Einzelperſonen, Geſellſchaften und juriſtiſche Perſonen, ſofern ſie 
nicht ſchon Mitglied einer anderen Genoſſeuſchaft, Geſellſchaft 
oder Firma ſind, welche gleichartige Geſchäfte betreibt (8 4 
der Satzung). Der Geſchäftsanteil beträgt 1200 %,“, die Haft- 
ſumme das Zehnfache davon (88 12, 13 der Satzung). Für 
je eine Million Hintermauerungsſteine, die ein Genoſſe im 
Lauf eines Jahres in ſeinem Werk herſtellen kann, iſt je ein 
Geſchäftsanteil zu erwerben (8 11, c). Die Höchſtbeteiligungs⸗ 
ziffer iſt auf 20 Geſchäftsanteile feſtgeſetzt. Die Kündigungs⸗ 
friſt iſt auf zwei Jahre beſtimmt (8 6 der Satzung). Die geſetz⸗ 
lichen Ausſchließungsgründe ſind durch die Satzung weſentlich 
erweitert worden (§ 7 der Satzung). Das Geſchäftsjahr iſt das 
Kalenderjahr (§ 35 Abſ. 1 der Satzung). Als weitere genoſ⸗ 
ſenſchaftliche Verpflichtungen find u. a. folgende aufgeführt: 
keine gleichartige oder ähnliche Unternehmung zu betreiben oder 
einer ſolchen beizutreten bzw. deren Gründung zu fördern oder 
zu unterſtützen, wenn nicht die GenVerſ. ihre Genehmigung er⸗ 
teilt hat; Selbſtverkäufe nur inſoweit vorzunehmen, als dies 
durch die Geſchäftsordnung freigeſtellt oder ſeitens des Vor⸗ 
ſtandes hierzu die Erlaubnis erteilt ift; im Falle des Verkaufs, 
der Verpachtung oder in ſonſtigen Fällen der Uberlaſſung des 
Unternehmens an einen anderen dem Nachfolger dieſelben Ver⸗ 
pflichtungen aufzuerlegen, die der Genoſſe bis dahin der Genoſ⸗ 
ſenſchaft gegenüber hatte, insbeſ. den Nachfolger zu verpflichten, 
der Genoſſenſchaft als Genoſſe beizutreten; im Fall des Erwerbs 
weiterer Ziegeleien auch mit dieſen der Genoſſenſchaft beizutre⸗ 
ten; endlich alle Verpflichtungen zu erfüllen, die ſich aus den 
Geſetzen oder aus der Geſchäftsordnung ergeben ($ 11, k, g, h, 
i, k der Satzung). In § 16 der Satzung iſt ferner be⸗ 
ſtimmt, daß, ſoweit die Satzung nicht entgegenſteht, das Rechts- 
verhältnis zwiſchen den Genoſſen und der Genoſſenſchaft ſowie 
der gegenſeitige Verkehr durch die Geſchäftsordnung geregelt 
werden. Nach 8 27 Abſ. 3 Ziff. 3, 4, 5, 7 der Satzung entſcheiden 
der Vorſtand und der Aufſichtsrat zuſammen über die Feſt⸗ 
ſetzung der „jährlichen tatſächlichen Produktionsmenge der ein⸗ 


65. Jahrg. 1986 Heft 37,88) 


Rechtſprechung 


2645 


zelnen Genoſſen nach Maßgabe der Geſchäftsordnung“, über die 
Feſtſetzung des Mindeſtpreiſes der „Fabrikate“ ſowie der Stra⸗ 
fen, deren Hühe in der Geſchäftsordnung vorgeſehen iſt, ferner 
über die Aufitellung und Abänderung der Geſchäftsordnung für 
den Verkehr mit den Genoſſen. Die GenVerſ. iſt u. a. zuſtandig 
für die Anderung und Ergänzung der Satzung und der Ge⸗ 
ſchäftsordnung (8 34 Ziff. 1 der Satzung). Nach § 1 GeſchO. v. 
23. April 1931 ſind die Genoſſen verpflichtet, ihre „Ziegelei⸗ 
fabrikate“ nur durch die Genoſſenſchaft verkaufen zu laſſen, 
alle bei ihnen einlaufenden Aufträge und Aufragen ihr zur Er⸗ 
ledigung zu überweiſen und die Kunden alsbald zu benachrich⸗ 
tigen, daß die Erledigung des Auftrags oder der Anfrage durch 
die Genoſſenſchaft erfolgen werde; weiter iſt daſelbſt beſtimmt, 
daß ein Genoſſe, der unter Umgehung der Genoſſenſchaft einen 
Abnehmer unmittelbar beliefert oder durch Rabattgeben oder 
ſonſtige „Manipulationen“ den Verkaufspreis „verſchleiert“, 
für jedes Tauſend der ſo gelieferten Ware eine Vertragsſtrafe 
von 10 GM. zu bezahlen hat; die Verpflichtung der Genoſſen 
zur genauen Befolgung der Satzung und der GeihD. beſteht 
neben der Vertragsstrafe fort. Gemäß 8 2 GeſchO. wird durch 
gemeinſamen Beſchluß des Vorſtands und Aufſichtsrats u. a. 
die Höchſterzeugung jedes einzelnen Werks an Ziegeln feſt⸗ 
geſtellt; erforderlichenfalls konnen gleicherweiſe die Kontingente 
anteilsmäßig herabgeſetzt werden. Die Verkaufspreiſe der Ge⸗ 
noſſenſchaft werden gemeinſam von dem Vorſtand und Auf⸗ 
ſichtsrat beſtimmt (8 3 GeſchO.). In 8 4 bis § 6 Geſch O. it 
die Bezahlung der gelieferten Steine durch die Genoſſenſchaft, 
deren Abnahmepflicht ſowie die Verpflichtung der Genoſſen 
geregelt, ihre Beſtände der Genoſſenſchaft monatlich anzuzeigen. 
Nach § 7 GeſchO. erhebt die Genoſſenſchaft zur Beſtreitung 
ihrer Unkoſten für die verkauften Ziegeleierzeugniſſe eine Ab⸗ 
gabe von 8 % der erzielten Kaufpreiſe, und zwar gleichviel, ob 
die Veräußerung durch die Genoſſenſchaft oder den Genoſſen 
erfolgt iſt; auch der Selbſtverbrauch der Genoſſen unterliegt, 
von gewiſſen Ausnahmen abgeſehen, der Abgabepflicht. Bezüg⸗ 
lich des ſog. Klein- oder Ziegeleiverkaufs ſchreibt § 12 GeſchO. 
vor, daß nicht unter den feſtgeſetzten „Minimalverkaufspreiſen“ 
verkauft werden darf und die Genoſſen ſolche Verkäufe unter 
Angabe der erzielten Preiſe allmonatlich der Genoſſenſchaft zu 
melden haben. 

Die Kl. iſt Genoſſin der Bekl. Mit Schreiben v. 5. Okt. 
1934 hat fie unter Ber. auf $ 8 KartBO. ihre Mitgliedſchaft 
mit ſofortiger Wirkung gekündigt. Auf dieſes ihr am 8. Okt. 
1934 zugegangene Schreiben hat die Bekl. mit Brief v. 7. Dez. 
1934 erwidert, daß ſie die Kl. von den kartellmäßigen Bindun⸗ 
ie freiſtelle die Kl. aber erſt nach Ablauf der ſatzungsmäßigen 
Kündigungsfriſt aus der Genoſſenſchaft ausſcheide. 

„Die Kl. iſt der Meinung, daß ihr durch die Satzung und 
die GeſchO. kartellmäßige Bindungen auferlegt und durch ihre 
Kündigung nicht nur dieſe, ſondern auch das Mitgliedsverhält⸗ 
nis bei der Bekl. überhaupt gelöſt worden ſeien; die Bekl. habe 
aber die Kündigung nicht zum Genoſſenſchaftsregiſter angemel⸗ 
det, wolle die Kl. auch noch gem. 8 7 Geſch O. bis zum 81. Dez. 
Ni zur Beitragsleiſtung heranziehen. Sie beantragt in der 

age: 
1. feſtzuſtellen, daß die mit Schreiben v. 5. Okt. 1934 aus⸗ 
gesprochene friſtloſe Kündigung ſofort und nicht erſt zum 
31. Dez. 1936 wirkſam geworden ſei, 

2. die Bekl. zu verurteilen, das Ausſcheiden der Kl. als 
Genoſſin zum Genoſſenſchaftsregiſter anzumelden. 

Bekl. beantragt widerklagend, feſtzuſtellen, daß die Kl. 
bis zum Ablauf der Kündigungsfriſt als Genoſſin die Unkoſten⸗ 
beiträge nach § 7 Geſch O. zu leiſten habe. Sie beitreitet, daß 
den Genoſſen überhaupt kartellmäßige Verpflichtungen auferlegt 
ſeien; etwaige derartige Veit. ſeien mangels Schriftform nach 
§ 1 Kart BO. auch nichtig; im übrigen habe fie die Kl. anf alle 
Fälle von etwaigen Kartellverpflichtungen freigeftellt; der Aus⸗ 
tritt aus der Genoſſenſchaft habe mit einem etwaigen Erloſchen 
der Kartellbindungen nichts zu tun. Es ſeien auch die Belt. der 
88 2, 3 GeſchO. durch Maßnahmen des Geſetzgebers überholt. 
Von einem Kartellverhältnis könne zudem um deswillen keine 
Rede ſein, weil von den dortigen mehr als 200 Ziegeleien nur 
etwa 16 bei ihr beteiligt ſeien. Nach alledem könne die Kündi⸗ 


gung der Kl. erſt mit dem Ablauf der ſatzungsmäßigen Kün⸗ 
digungsfriſt, d. h. zum 31. Dez. 1936, wirkſam werden; auch 
bzgl. der Beiträge. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen und auf die Widerklage 
feſtgeſtellt, daß die Kl. bis 31. Dez. 1936 die Unkoſtenbeiträge 
nach § 7 GeſchO. zu leiſten hat. Die Kl. hat Ber. eingelegt. 

Das OLG. hat unter Abänderung des Urteils des LG. 
dahin erkannt: 

1. Die Kl. ſcheidet infolge ihrer mit Schreiben v. 5. Okt. 
1934 ausgeſprochenen Kündigung ihrer Mitgliedſchaft 
mit dem Schluß des Geſchäftsjahrs aus der Bekl. aus, 
in dem ihr Ausſcheiden in die Liſte der Genoſſen ein⸗ 
getragen wird. 

2. Die Bekl. wird verurteilt, das Ausſcheiden der Kl. zum 
Handelsregiſter (richtig: Genoſſenſchaftsregiſter) anzu⸗ 
melden. 

3. Infolge der von der Kl. am 5. Okt. 1934 ausgeſproche⸗ 
nen Kündigung ruhen ihre genoſſenſchaftlichen Rechte 
und Pflichten bei der Bekl. vom Zeitpunkt des Zu⸗ 
gangs der Kündigung ab. 

Der weitergehende Anſpruch und die Widerklage wer⸗ 
den abgewieſen. 

Mit der Rev. verfolgt Bekl. völlige Abweiſung der Klage 
und Stattgabe der Widerklage. 

I. Nach Anſicht des Vorderrichters iſt die Bekl. ein Kar⸗ 
tell und hat auch dieſe Eigenſchaft nicht durch die Maßnahmen 
der nationalen Regierung verloren. Er bejaht die Frage, ob 
die Kl. gem. $ 8 KartVO. die Kartellbindungen rechtswirkſam 
gekündigt habe, lehnt ſodann die von ihr vertretene Auffaſſung 
ab, daß ſie mit Zugehen ihres Kündigungsſchreibens v. 5. Okt. 
1934 als Genoſſin bei der Bekl. ausgeſchieden ſei, führt vielmehr 
aus, daß es dazu auf alle Falle noch der Eintragung des Aus⸗ 
ſcheidens in der gerichtlichen Lifte der Genoſſen bedürfe. Wohl 
Or iſt der Berg. weiter der Meinung, daß in entſprechender 
Anwendung der 88 67, 68 Gen. bei Genoſſenſchaften mit Kar⸗ 
tellcharakter die rechtswirkſame Kündigung der Kartellbindun⸗ 
gen ohne Rückſicht auf eine etwaige längere ſatzungsmäßige 
Kündigungsfrist als Kündigung des Genoſſenſchaftsverhaltniſ⸗ 
ſes überhaupt zum Schluß des jeweils laufenden Geſchäftsfahrs 
wirke, und daß bis zum Ausſcheiden die Rechte und Pflichten 
des betr. Genoſſen gegenüber der Genoſſenſchaft ruhen. An Hand 
dieſer Erwägungen iſt er zu der von ihm getroffenen Entſch. 
gelangt. 

II. Die Rev. der Bekl. erhebt dagegen, ſoweit zu ihrem 
Nachteil erkannt iſt, ſachlich-rechtliche Angriffe, die fie im beſon⸗ 
deren auf 88 65, 67, 68 Gen, ſowie 88 1, 3 KartVO. ſtutzt, 
rügt auch Verletzung des § 286 BD. 

1. Daß rechtsgrundſätzlich anch die Rechtsform der ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaften Kartellzwecken dienſtbar gemacht 
werden kann, iſt nicht zu bezweifeln. Dies iſt in verſchiedener 
Weiſe möglich. Nämlich einmal auf dem rein ſchuld-⸗ und ver⸗ 
tragsrechtlichen Wege, daß neben und hinter die Genoſſenſchaft 
z. B. etwa eine bürgerlich-rechtliche Geſellſchaft der Genoſſen 
tritt mit den eigentlich kartellrechtlichen Bindungen und der 
weiteren Maßgabe, daß die Genoſſenſchaft etwa ausführendes 
Organ der bürgerlich⸗rechtlichen Geſellſchaft iſt. Dieſe Möglich- 
keit kommt hier nicht in Betracht. Es kann aber auch das Rechts⸗ 
verhältnis der eingetragenen Genoſſenſchaft zu ihren Genoſſen 
als ſolchen über die im Geſetz ſelbſt feſtgelegten genoſſenſchaft⸗ 
lichen Pflichten hinaus durch Einführung weiterer ſolcher 
Pflichten dahin ausgeſtaltet werden, daß dieſe Sonderpflichten 
und Leiſtungen die Genoſſenſchaft zugleich zu einem Kart ell i. S. 
der 88 1 ff. KartVO. machen, wie dies z. B. bei der Gmbh. 
oder der AktG. geſchehen kann. Unter die Vertrage i. S. des 
8 1 KartVO. fallen auch die Abmachungen, durch welche eine 
juriſtiſche Perſon errichtet und ihre Satzung feſtgelegt wird, ge⸗ 
rade ſo, wie zu den dort erwähnten Beſchluſſen die gehoren 
können, welche die Organe einer ſolchen Vereinigung in Er⸗ 
füllung des ihnen von dem Geſetz oder der Satzung zugewieſenen 
Aufgabenkreiſes fallen. Gewiß ift richtig, daß das Gen®,, an⸗ 
ders als 8 212 HGB. für die AktG. und 8 3 Abſ. 2 GmbHG. 
für die GmbH., über die Möglichkeit, den Genoſſen als ſolchen 
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aufzuerlegen, als die zur Leiſtung von Einzahlungen auf den 
Geſchäftsanteil oder hinſichtlich der Erfüllung der Haftpflicht, 
keine ausdrückliche Beſt. enthält. Allein mit Recht wird dar⸗ 
auf hingewieſen, daß ſchon aus dem Genoſſenſchaftsverhältnis 
ſelbſt, namentlich dem gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb und 
den auf gemeinſchaftliche Rechnung erfolgenden Tätigkeiten (8 1 
Ziff. 3, 4, 5, 6, 7 Genc.) zahlreiche weitere Beziehungen mit ge- 
noſſenſchaftlichen Pflichten und ebenſolchen Rechten entſpringen 
können. So ſetzen z. B. ($ 1 Ziff. 3, 4) der gemeinſchaftliche Ver⸗ 
kauf die Lieferung der zu veräußernden Waren, der gemein⸗ 
ſchaftliche Einkauf die Abnahme der eingekauften Gegenſtände 
oder deren Benutzung voraus. Hiernach beſtehen rechtsgrund⸗ 
ſätzlich keinerlei Bedenken gegen die Auferlegung genoſſenſchaft⸗ 
licher Verpflichtungen auch anderer Art, als fie in dem Gench. 
ſelbſt ausdrücklich zugelaffen find (. a. RG. 38, 15; 47, 149; 
12, 4, 8 = JW. 1909, 699; RG. 75, 158 = JW. 1911, 378; 
RG. 90, 403). Dieſe Verpflichtungen können die denkbar ver⸗ 
ſchiedenſten ſein und gleicherweiſe in einem Tun, wie in einem 
Unterlaſſen beſtehen. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß 
den Genoſſen als ſolchen auch genoſſenſchaftliche Sonderlei— 
ſtungspflichten kartellrechtlicher Art auferlegt werden können 
mit der Folge, daß dieſe Rechtsbeziehungen den Beſt. der 88 1ff. 
KartBO. unterliegen. Es mag fein, daß ſich die Rechtsform 
der Genoſſenſchaft im Hinblick auf ihren organiſatoriſchen Auf⸗ 
bau, insbe]. das Zurücktreten des kapitaliſtiſchen Einfluſſes hin⸗ 
ter den perſonenrechtlichen, wie dies in der Regelung der Herr⸗ 
ſchafts⸗ und Mitverwaltungsrechte der Genoſſen (58 43 ff. Gen.) 
zum Ausdruck kommt, ſowie mit Rückſicht darauf, daß nach 8 65 
Gen®. den Genoſſen unter allen Umſtänden das Recht zum 
Ausſcheiden aus der Genoſſenſchaft durch einfache Kündi⸗ 
gung verbleiben muß und durch die Satzung im allgemeinen 
die Kündigungsfriſt höchſtens auf zwei Jahre erſtreckt werden 
kann, für kartellmäßige Zuſammenſchlüſſe weniger eignet. Das 
ſchließt jedoch nicht aus, daß im Einzelfall auch das genoffen- 
ſchaftliche Verhältnis ſo ausgeſtaltet iſt, daß die Vorausſetzungen 
und Erforderniſſe eines kartellmäßigen Zuſammenſchluſſes ohne 
weiteres zu bejahen ſind. Auch das KartG. hat verſchiedentlich 
den Kartellcharakter von eingetragenen Genoſſenſchaften bejaht 
(3. B. Sammlung von Entſch. und Gutachten der Kart®- 


Entſch. Nr. 211, 374), und zwar gerade auch bei der Bekl. (Kart⸗ 


Roſch. 1928, 454). 

Die Meinung alſo, daß grundſätzlich Zuſammenſchlüſſe in 
der Form der eingetragenen Genoſſenſchaften überhaupt nicht 
als Kartelle oder kartellähnliche Verbindungen im Sinn der 
KartVoO. angeſprochen werden konnten, iſt rechtsirrig. 

2. Eine andere Frage iſt die, ob im Einzelfall die Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen Genoſſenſchaft und den Genoſſen derart 
ausgeſtattet ſind, daß hiernach die Vorausſetzungen der 88 Uff. 
KartVO. erfüllt find. Dies muß hier — die Rechtsgültigkeit 
und Rechtsverbindlichkeit der durch die Satzung und GeſchO. 
getroffenen Regelung einmal unterſtellt — mit dem Berg. be⸗ 
jaht werden. 

Die Rev. vertritt den gegenteiligen Standpunkt. 

2) Sie weiſt zunächſt unter Bezugnahme auf gewiſſe Aus⸗ 
führungen im Schrifttum, die ſich mit der Abgrenzung der Kar⸗ 
telle gegenüber den eingetragenen Genoſſenſchaften befaſſen, dar⸗ 
auf hin, daß der genoſſenſchaftliche Zuſammenſchluß an ſich not⸗ 
wendig eine Marktbeeinfluſſung im weiteren Sinne mit ſich 
bringe. Inſoweit handle es ſich daher um kein brauchbares 
Merkmal zur Klärung der Frage, ob eine Genoſſenſchaft Kar⸗ 
tellcharakter habe oder nicht. Die Rev. macht ſich in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang das Vorbringen der Bekl. in der BerBegr. zu 
eigen, wo ausgeführt iſt, daß es ſich bei ihrer Satzung um 
die übliche Satzung einer Abſatzgenoſſenſchaft handle, in deren 
Weſen es liege, daß die von den Genoſſen erzeugten Waren 
von der Genoſſenſchaft als einer Zentralſtelle aus abgeſetzt 
würden; ebenſowenig enthalte $ 11g der Satzung eine 
kartellmäßige Bindung. Denn Zweck einer Abſatzgenoſſen⸗ 
ſchaft ſei es gerade, jedem einzelnen Genoſſen die Un⸗ 
koſten einer Verkaufsſtelle zu erſparen und den Großhan⸗ 
del auszuſchalten. Damit die Bekl. ihre ſatzungsmäßige Auf⸗ 
gabe als Verkaufsgenoſſenſchaft ſo erfüllen könne, daß kein 
Genoſſe benachteiligt werde, ſondern die Vorteile und Laſten alle 


gemeinſam träfen, müſſe das Verbot des Selbſtverkaufs ergän⸗ 
zend hinzutreten; ebenſo diene § 27 Abſ. 4 Ziff. 3 der Satzung 
lediglich denn Zweck, die Genoſſen gerecht zu beteiligen, und 
zſelbſtverſtändlich“ müßten auch die für alle Genoſſen gemein⸗ 
ſamen Verkaufspreiſe von irgend jemand feſtgeſetzt werden; des⸗ 
halb ſei in 8 27 Abſ. 4 Ziff. 4 der Satzung die Beſt. getroffen, 
daß dies durch den Vorſtand und Aufſichtsrat zu geſchehen habe, 
eben damit alle Genoſſen gleichbehandelt würden. Den Genoſſen 
ſeien mithin durch die Satzung keinerlei Kartellpflichten auf⸗ 
erlegt. Anſchließend hieran ſucht die Bekl. ferner darzutun, daß 
auch die Geſch O., deren Belt. faſt alle nur Ausführungsvor⸗ 
ſchriften zu der Satzung ſeien, keine kartellmäßigen Bindungen 
enthalte; von einer „Tendenz der Marktbeherrſchung“ könne 
nicht geſprochen werden. Die Rev. ſelbſt betont, daß die Abſicht 
der Marktbeeinfluſſung nicht aus Satzungsvorſchriften hergelei⸗ 
tet werden könne, die im genoſſenſchaftlichen Sinn auf Zufüh⸗ 
rung wirtſchaftlicher Vorteile an die Genoſſen abzielen; bei der 
Genoſſenſchaft verzichte der einzelne Genoſſe auf gewiſſe Ge⸗ 
ſchäftshandlungen deshalb, weil zu deren Vornahme die Ge— 
noſſenſchaft als „Hilfs- oder Ergänzungsbetrieb“ der Genoſſen 
infolge der Kräftezuſammenfaſſung beſſer geeignet ſei; ſoweit 
die Satzungsvorſchriften objektiv einen ſolchen der Genoſſen⸗ 
ſchaft eigentümlichen Sinn hätten, laſſe ſich daraus noch nicht 
folgern, daß für ſie in ſubjektiver Beziehung nicht die Zufüh⸗ 
rung genoſſenſchaftlicher Vorteile an die Genoſſen, ſondern die 
Abſicht der Marktbeeinfluſſung maßgebend geweſen ſei. Dies 
berfenne der Vorderrichter, der zu Unrecht auf die ſubjektive 
Abſicht der Marktbeeinfluſſung aus Beſt. der Satzung und der 
GeſchO, ſchließe, die ohne weiteres aus der Abſicht der Zufüh⸗ 
rung genoſſenſchaftlicher Vorteile an die Genoſſen zu erklären 
ſeien. Beſt. der letzteren Art allein könnten kein tatſächliches 
Unterſcheidungsmerkmal dafür abgeben, ob über die rein genof- 
ſenſchaftlichen Bindungen hinaus Kartellbindungen vorlägen. 
Es müßten vielmehr noch weitere Umſtände hinzukommen, die 
den Schluß auf eine beabſichtigte Marktbeeinfluſſung rechtfer⸗ 
tigten. 

Allein dieſe Bedenken der Rev. ſchlagen nicht durch. Die 
Auslegung der Satzung und der GeſchO. der Bekl. unterliegt 
der freien Nachprüfung des Rev. Dabei iſt hierher zunächft 
nicht ohne Belang einmal die Tatſache, daß die finanziellen 
Grundlagen der Bekl. verhältnismäßig ſtark ausgebant find. 
Der Geſchäftsanteil ift auf 1200 % feſtgeſetzt und muß bin- 
nen drei Monaten nach Eintragung des Beitretenden in der 
gerichtlichen Liſte der Genoſſen voll einbezahlt ſein. Es gilt 
weiter Pflichtbeteiligung mit mehreren Geſchäftsanteilen (für 
je 1 Million Hintermauerſteine der Jahreserzeugung — mit 
Abrundung einer Spitze über eine halbe Million nach oben — 
ein Geſchäftsanteil); die Höchſtziffer der Geſchäftsanteile ift auf 
20 Anteile feſtgeſetzt. Die Haftſumme beträgt das Zehnfache 
eines Geſchäftsanteils, alfo 12 000 . Das ſind recht erheb⸗ 
liche Beträge. Wie ſich dieſe Beſt. auswirken, zeigt der Um⸗ 
ſtand, daß die Kl. mit 7200 %½% in Geſchäftsanteilen und 
72 000 AA in Haftſummen beteiligt iſt. Die zu vertreibenden 
Erzeugniſſe ſind ſodann „Ziegeleifabrikate“, alſo marktgängige 
Waren, deren Abſatz an ſich dem gegenſeitigen Wettbewerb 
der Erzeuger unterliegt. Nach den Satzungsbeſtimmungen i. 
Verb. m. der GeſchO. — immer deren Gültigkeit unterſtellt — 
ergeben ſich nun für die Genoſſen der Genoſſenſchaft gegenüber 
ſtark bindende Verpflichtungen über . 

Handhabung der Erzeugung und Handhabung 
des Abſatzes und der Preisfeſtſetzung (ſ. oben). 

Faßt man dieſe Verpflichtungen der Genoſſen hinſichtlich 
der Geſtaltung der Erzeugung, des Abſatzes und des Preiſes 
ins Auge, ſo handelt es ſich um Verpflichtungen, die in der hier 
gegebenen Ausgeſtaltung geradezu als typiſche Kartellverpflich⸗ 
tungen anzusprechen find, die in ihrer Geſamtheit unter Mit⸗ 
berückſichtigung der Anhangs- und Sicherungsverpflichtungen 
den Wettbewerb zwichen den einzelnen Genoſſen und der Ge⸗ 
noſſenſchaft ſo gut wie reſtlos ausſchließen, und zwar wiederum 
gerade mit den Mitteln und auf dem Wege, wie dies auch ſonſt 
bei Kartellen zu geſchehen pflegt. Die Bindung der Genoſſen 
hinſichtlich ihrer Erzeugung, des Abſatzes, der Preiſe iſt ſo gut 
wie lückenlos. Die Einhaltung dieſer Bindungen iſt unmittelbar 
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und mittelbar (Vertragsſtrafen, Haftung, Ausſchluß) im Rah⸗ 
men des möglichen gewährleiſtet und gleicherweiſe auch Vorkehr 
getroffen gegen die Entſtehung von Außenſeiterwerken. Dieſe 
Bindungen in ihrer Geſamtheit reichen jedenfalls inhaltlich weit 
über den Rahmen einer gewöhnlichen Abſatzgenoſſenſchaft als 
eines bloßen Hilfsbetriebs der Genoſſen hinaus, verleihen der 
Bekl. vielmehr nach ihrem betrieblichen und organiſatoriſchen 
Aufbau geradezu die typiſchen Züge eines auf ſtraffſte orga⸗ 
niſierten Kartells. Dazu kommt, daß die Bekl. im Hinblick auf 
ihre finanziellen Grundlagen (Geſchäftsanteil, Haftſumme) auch 
kapitaliſtiſch unzweifelhaft eine nicht unerhebliche Machtſtellung 
verkörpert. Daß eine Organiſation dieſer Art weiterhin an ſich 
in der Lage iſt, ſei es auch nur den örtlichen Markt er 
heblich zu beeinfluſſen, kann füglich nicht bezweifelt werden. 
Wenn der Vorderrichter aus alledem gefolgert hat, daß eben 
diefe beſondere organiſatoriſche und betriebliche Ausgeſtal⸗ 
tung der Bekl. auch in der Abſicht der Marktbeeinfluſſung 
durch Wettbewerbsregelung zwiſchen den angeſchloſſenen recht⸗ 
lich ſelbſtändig gebliebenen Unternehmen und Rechtsperſönlich⸗ 
keiten geſchaffen worden iſt, ſo kann dem an ſich nur beigetreten 
werden. 

b) Die Rev. erhebt in dieſem Zuſammenhang noch zwei 
beſondere Angriffe. Sie macht einmal unter Bezugnahme auf 
§ 286 ZPO. geltend, daß die Bekl. in der Berufungsbeantwor⸗ 
tung v. 23. Juli 1935 unter Beweisantritt vorgetragen habe, 
daß es in dem fraglichen Gebiet 227 Ziegeleien gebe, von denen 
aber nur 16 der Bekl. angehörten; wenn es auch nicht erforder⸗ 
lich ſei, daß die getroffenen Abreden geeignet ſeien, den 
Markt zu beeinfluſſen, ſo laſſe doch die Tatſache, daß der Bekl. 
die Eignung hierzu fehle, einen Schluß auf das Nichtbeſtehen 
einer ſolchen Abſicht zu. Deshalb habe ſich der Vorderrichter 
mit dieſer Behauptung befaſſen mitffen. Der Angriff iſt aber 
nicht begründet. Der Vorderrichter hat offenſichtlich gerade 
dieſes Vorbringen der Bekl. im Auge, wenn er bei Erörterung 
der Frage, ob mit den bezeichneten Vorſchr. der Satzung und 
GeſchO. die Abſicht der Marktbeeinfluſſung verfolgt worden iſt, 
auf die geringe räumliche Ausdehnung des Marktes 
für Ziegel hinweiſt. Die Kl. hatte gegenüber den im weſent⸗ 
lichen gleichen Behauptungen der Bekl. in der Klagebeantwor⸗ 
tung ſchon in dem Schriftſatz v. 14. März 1935 u. a. vorgetra⸗ 
gen, daß Ziegel, was gerichtskundig ſei, infolge ihres im Ver⸗ 
hältnis zum Wert großen Gewichts nicht auf weite Strecken 
befördert werden könnten, weil ſonſt die Fracht den Wert ver⸗ 
zehren würde. Deshalb ſei das Hauptabſatzgebiet der Bekl. K. 
Bi Umgebung geweſen. In dieſem Bezirk habe aber die 
Einſtuß die Preisbildung und den Abſatz ausſchlaggebenden 
niſſes endet Zur Bejahung dieſes Tatbeſtandserforder⸗ 
10 9 Ki e aber die Abſicht einer örtlichen Marktbeein⸗ 
fluſſung. arktbeherrſchung iſt nich t erforderlich weder in ſub⸗ 
jektiver noch objektiver Hinſicht. Wenn bei dieſer Sachlage der 
Vorderrichter offenbar auch mit in Würdigung der ihm ge- 
richtsbetannten Verhältniſſes feines Amtsſitzes und der Ge⸗ 
ſamtumſtände des Falls die Abſicht der Marktbeeinfluſſung 
hierher jedenfalls für einen engbegrenzten Raum, d. h. eben K. 
und Umgebung, bejaht hat, fo liegt dies auf rein tatſächlichem 
Gebiet. Demgegenüber ſchlägt der Hinweis der Rev. auf die Ge⸗ 
ſamtzahl der Ziegeleien in dem fraglichen Gebiet nicht durch. 
Es kam vielmehr allein darauf an, welche Stellung die Bekl. a m 
Klier Markt einnahm, und wie groß die Zahl und die Be⸗ 
deutung der dort etwa in Betracht kommenden freien Ziege⸗ 
leien geweſen iſt. Schlüſſige Behauptungen find von der Bell. 
inſoweit überhaupt nicht aufgeſtellt. 

c) Die Rev. vertritt weiter unter Hinweis auf die Aus⸗ 
führungen der Bell. in der Berufungsbeantwortung den 
Standpunkt, daß zufolge der neuen Wirtſchaftsgeſetzgebung eine 
Beeinfluſſung des Marktes unmöglich geworden und damit not⸗ 
wendigerweiſe auch die Abſicht der Marktbeeinfluſſung und 
zugleich der Kartellcharakter der Bekl. entfallen fei. Der Vor⸗ 
derrichter hat dieſes Vorbringen der Bekl. nicht überſehen; er 
hat es aber aus zwei Gründen für unerheblich erachtet. Gegen 
den erſten vom Vorderrichter angeführten Grund beſtehen aller⸗ 
i ö ken. Sie können indeſſen auf ſich beruhen, 
dings rechtliche Bedenke Ice Nee 5 
weil der zweite Grund des Vorderrichters auf alle Fälle hier 
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das Urteil trägt. Die geſetzgeberiſchen Maßnahmen, auf welche 
ſich die Bekl. berufen hat, ſind die VO. gegen Preisſteigerungen 
v. 16. Mai 1934 (RG Bl. I, 389) i. d. Fall. der Erweiterungs⸗ 
BO. v. 7. Aug. 1934 (RGBl. I, 771) und der VO. über Preis⸗ 
überwachungsſtellen v. 9. Juli 1934 (RGBl. I, 697), ſowie die 
BO. über Preisbindungen und gegen Verteuerung der Bedarfs⸗ 
deckung v. 12. Nov. 1934 (RGGBl. I, 1110). Die letzte VO. war 
aber erſt ergangen, nachdem die Kündigung der Kl., falls die 
Bekl. ein Kartell war, gem. § 8 KartVO. wirkſam geworden 
wäre. Das gleiche gilt für die VO. über Preisüberwachung vom 
11. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1245) und die Neufaſſung der VO. 
über Preisfindungen und gegen Verteuerung der Bedarfs⸗ 
deckung v. 11. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1248), ſowie⸗die VO. über 
die Anmeldepflicht von Preisbindungen v. 11. Dez. 1934 (RG⸗ 
Bl. I, 1249). Weiterhin betreffen die VO. nur Preisbindungen 
und ferner zu einem erheblichen Teil auch nur ſolche, die nach 
dem Inkrafttreten der VO. neu geſchaffen wurden. Darauf 
weiſt der Vorderrichter mit Recht hin. Ebenſo rechtlich ein⸗ 
wandfrei führt er aus, daß durch die bezeichneten VO. über⸗ 
haupt nicht kartellmäßige Verpflichtungen über die Handhabung 
der Erzeugung, den Syndikatsverkauf u. a. betroffen ſind. Wenn 
der Vorderrichter daraus weiter den Schluß zieht, daß durch 
die angeführten geſetzgeberiſchen Maßnahmen die Bekl. den 
Kartellcharakter nicht verloren habe, ſo iſt dabei nirgends ein 
Rechtsirrtum erſichtlich. 

3. Mit Recht hat ſodann der Vorderrichter bei Prüfung 
der Frage des Kartellcharakters der Bekl. auch die Beſt der 
Geſchd. mit herangezogen. Ob eine andere Beurteilung dann 
Platz zu greifen hätte, wenn die GeſchO. etwa wegen „Form⸗ 
mangels“ nichtig wäre, kann auf ſich beruhen. e 
Denn entgegen der Anſicht der Rev. muß die Rechtsgül⸗ 
ligkeit und Rechtsverbindlichkeit der GeſchO. bejaht werden. Die 
Rev. macht ſich inſoweit die Ausführungen in der Berufungs⸗ 
beantwortung der Bekl. v. 23. Juli 1935 zu eigen. Allein die 
dort von der Bekl. geäußerten Bedenken ſchlagen nicht durch. 

Bei Erörterung dieſes Streitpunkts der Parteien ſind zu⸗ 
nächſt zwei Fragen zu unterſcheiden: 

a) Die eine ift die, ob die in der Satzung und der Geſch D. 
feſtgelegten Verpflichtungen der Genoſſen der Bekl. welche ihr 
den Kartellcharakter verleihen, vom Standpunkt des 

en G. aus als rechtswirkſam anzuſehen ſind. Schon aus⸗ 
geführt iſt, daß durch die Satzung einer Genoſſenſchaft den Ge⸗ 
noſſen auch „Sonderleiſtungspflichten“ auferlegt werden können. 
Dabei genügt es aber, wenn in der Satzung ſelbſt die Grund⸗ 
lagen für dieſe Sonderleiſtungspflichten feſtgelegt find; die 
nähere Ausgeſtaltung kann alsdann der GeſchO. überlaſſen 
werden (ſ. ſchon RG. 47, 146, 154). Die GeſchDO. enthält nach 
allen in Betracht kommenden Richtungen nur die Einzelaus⸗ 
geſtaltung der betreffenden, ſchon in der Satzung verankerten 
„Sonderleiſtungspflichten“. Sie iſt ſonach hinſichtlich ihrer 
Rechtsgültigkeit und Rechtsverbindlichkeit aus Gründen des 
Genoſſenſchaftsrechts nicht zu beanſtanden. 
Die Bekl. ſelbſt charakteriſiert fie in übrigen in der Berufungs⸗ 
beantwortung v. 23. Juli 1935 dahin, daß faſt alle ihre Feſt⸗ 
ſetzungen „Aus führungsbeſtimmungen“ zur Satzung 
ſelbſt ſeien. 

b) Nicht begründet ſind aber auch die Bedenken, welche 
die Bekl. gegen die Rechtsverbindlichkeit der Kartellabreden aus 
dem Erfordernis der Schriftform des 81 Kart⸗ 
BO. herleitet. Wie ſchon in AGB. 128, 1, 7 = JW. 1930, 
1387 dargelegt tft, will mit dem Formerfordernis des 8 1 Kart⸗ 
VO. die ſchriftliche Feſtlegung etwaiger kartellmäßiger Bindun⸗ 
gen dergeſtalt bezweckt werden, daß jederzeit die ſichere Feſtſtel⸗ 
lung ihres Inhalts, wie auch ihrer Teilnehmer möglich iſt. Die⸗ 
fen Erforderniſſen iſt hier auf alle Fälle durch die Satzung und 
die ſchriftlich niedergelegte, vom Vorſtand und Aufſichtsrat voll⸗ 
zogene GeſchO. der Bekl. in Verbindung mit den ſchriftlichen 
Beitrittserklärungen der Genoſſen und den Eintragungen in die 
gerichtliche Liſte der Genoſſen genügt. Rechtsgrundſatzlich liegt 
infofern hier der Sachverhalt nicht anders, als in RG. 128, 
1, 7. Die Bekl. überfieht auch völlig, daß die Feſtſetzung der 
GeſchO. auf einem Beſchluß des ſatzungsmäßig hierfür zuſtän⸗ 
digen Genoſſenſchaftsorgans ($ 27 Abſ. 4 Ziff. 7) beruht, das 
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zugewieſenen Befugniſſe gehandelt hat, und deſſen Beſchlüſſe 
eben deshalb für die Genoſſen, die ſich auch inſofern von vorn⸗ 
herein mit durch den Beitritt der ſatzungsmäßigen Regelung 
unterworfen hatten, ohne weiteres rechtsverbindlich waren. Der 
Schriftform i. S. des § 1 Kart O. bedurften deshalb nur die 
Beſchlüſſe ſelbſt, die aber, wie ſchon ausgeführt iſt, bzgl. der 
ſtreitigen GeſchO. gewahrt iſt. Anlangend die Neufaſſung der 
Satzung, jo beruht dieſelbe auf dem GenVerſ.⸗Beſchluß v. 8. Mai 
1931. Dieſer Beſchluß iſt fo, wie es § 87 der Satzung von 1910 
vorſchrieb, im Protokollbuch der Bekl. ſchriftlich niedergelegt und 
das Protokoll auch unterſchriftlich von dem Vorſitzenden, dem 
Schriftführer und den weiteren Teilnehmern der GenVerſ. voll⸗ 
zogen. Die Satzungsänderung iſt ferner auf Anmeldung hin 
im Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen und damit für die Ge⸗ 
noſſen in ihrer Geſamtheit genoſſenſchaftsrechtlich rechts⸗ 
verbindlich geworden. Dem Formerfordernis des § 1 Kart O. 
iſt anderſeits durch die ſchriftliche Feſtlegung des Beſchluſſes ge⸗ 
nügt. Einer ſchriftlichen Zuſtimmungserklärung der einzelnen 
Genoſſen überhaupt oder der in der GenVerſ. v. 8. Mai 1931 
nicht zugegen geweſenen Mitglieder bedurfte es nicht. Sie band 
der im Rahmen des Geſetzes und der Satzung gefaßte Gen- 
Verſ.⸗Veſchluß ohnehin. Die gegenteilige Anſicht der Rev. iſt 
rechtsirrig und gibt dem Formerfordernis des §8 1 KartVO. 
eine Deutung, die ihm weder nach Sinn und Zweck dieſer 
Vorſchr. noch deren Wortlaut nach zukommt. 

Damit erledigen ſich dieſe Bedenken der Rev. 

4. Nach alledem iſt vielmehr in Übereinſtimmung mit dem 
Vorderrichter und dem Standpunkt, den das KartG. in der 
bei ihm anhängig geweſenen Streitſache zwiſchen der Bekl. und 
einem ihrer anderen Genoſſen in einem früheren Urteil (Kart⸗ 
Roſch. 1928, 454) eingenommen hat, der Kartellcharak⸗ 
ter der Bekl. zu bejahen. Daraus folgt zunächſt, daß 
die Kündigung der Kl. v. 5. Okt. 1934, da die Bekl. hiergegen 
nicht friſtzeitig das Kart. angerufen hat, gem. $ 8 Abſ. 3 
KartVO. im Zeitpunkt ihres Zugehens an die Bekl. rechtswirk⸗ 
ſam geworden iſt. 

Dem Vorderrichter muß auch darin beigetreten werden, 
daß an den Rechtsfolgen einer ſolchen Kündigung dadurch nichts 
geändert worden iſt, daß die Bekl. mit Schreiben v. 7. Dez. 
1934 der Kl. gegenüber erklärt hat, ſie entlaſſe ſie aus den Kar⸗ 
tellbindungen. 

5. Es handelt ſich daher allein noch um die unter den Par⸗ 
teien ſtreitigen Wirkungen dieſer Kündigung. Aus § 8 Kart⸗ 
VO., dem dem GenG. gegenüber jüngeren Sondergeſetz, folgt 
inſofern vermöge der zwingenden Natur dieſer Beſt., daß mit 
dem Wirkſamwerden der Kündigung, d. h. mit deren Zugehen 
an die Bekl. die kartellmäßigen Bindungen der 
Kl. mit ſofortiger Wirkung erloſchen ſind. Dieſe Rechtsfol⸗ 
gen ſind eingetreten unabhängig von dem Beſtand und Fort⸗ 
beſtand der ſonſtigen nicht kartellmäßigen genoſſenſchaftlichen 
Pflichten der Kl. und unabhängig davon, ob, wann und un⸗ 
ter welchen Vorausſetzungen das Mitgliedsverhältnis der Kl. 
im übrigen ſein Ende erreicht hat. Unter dieſe kartellrechtlichen 
Bindungen fallen die oben unter Ziff. II, 2 a erörterten Bin⸗ 
dungen hinſichtlich der Handhabung der Erzeugung, des Ab⸗ 
ſatzes und der Preisfeſtſetzung einſchließlich der hierauf bzgl. 
Straffeftfegungen, ſowie der Verpflichtungen über den An⸗ 
ſchluß neu erworbener Werke eines Genoſſen und der weiteren 
Verpflichtungen im Fall der Veräußerung oder ſonſtigen Über⸗ 
laſſung des Betriebs an einen Dritten. Dazu gehörten ferner 
aber auch die Verpflichtungen über die Zahlung der in § 7 
GeſchO. aufgeführten Abgabe. Auch ſie iſt hier ein Mittel des 
Kartellzwangs; ſie iſt zu entrichten gleichviel, ob der Abſatz 
durch die Genoſſenſchaft oder den Genoſſen ſelbſt erfolgt iſt, und 
gleichviel, ob dies geſchehen iſt mit oder ohne Zuſtimmung der 
Genoſſenſchaft. Sie zwingt mittelbar zum Abſatz durch die Ge 
noſſenſchaft, weil ſonſt die Ware die Koſten der eigenen Ver⸗ 
kaufsorganiſation des Herſtellers, wie die der Genoſſenſchaft zu 
tragen hätte. Daraus folgt, daß die Widerklage der Bekl. auf 
alle Fälle mit Recht abgewieſen iſt. Nicht beſchwert iſt die Bekl., 
ſoweit der Vorderrichter das Ruhen der genofſenſchaft⸗ 
lichen Rechte der Kl. ausgeſprochen hat. Es fehlt an allem 
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und jedem Anhaltspunkt dafür, weshalb hierdurch die Bekl. be- 
nachteiligt ſein ſollte, zumal auf der Hand liegt, daß ſich z. B. 
aus der Ausübung der Mitverwaltungs⸗ und Stimmrechte der 
Kl. mit nunmehr kartellfreiem Unternehmen und Außenſeiter⸗ 
werk, das naturgemäß eben deshalb dem Kartellverband der 
Bekl. in ſcharfer Kampfſtellung gegenüberſteht, zum mindeſten 
erhebliche Unzuträglichkeiten ergeben könnten. 


Die Frage iſt deshalb nur die, ob etwa die Bekl. um des⸗ 
willen und inſoweit beſchwert iſt, als der Vorderrichter an⸗ 
genommen hat, daß die Kündigung der Kl. zugleich als Kün⸗ 
digung des Genoſſenverhältuiſſes überhaupt zum Schluß des 
— im Zeitpunkt des Zugehens der Kündigung — laufenden 
Geſchäftsjahrs gewirkt und weiterhin auch das Ruhen ihrer an 
ſich nicht kartellmäßigen Pflichten vom Zugehen der Kündigung 
an herbeigeführt hat. Der Ber R. hat zunächſt unter Hinweis 
auf §8 65 ff. und SS 70 ff. Gen®. und dem dieſer Vorſchr. mit 
zugrunde liegenden Zweck des Schutzes der Gläubiger der Ge— 
noſſenſchaft die von der Kl. verfochtene Rechtsmeinung, daß ihre 
Kartellkündigung mit dem Zeitpunkt des Wirkſamwerdens 
ohne weiteres ihr Ausſcheiden aus der Genoſſenſchaft zur 
Folge gehabt habe, abgelehnt. Um das Ausſcheiden der Kl. aus 
der Genoſſenſchaft herbeizuführen, bedürfe es vielmehr auf alle 
Fälle der Eintragung des Ausſcheidens in der gerichtlichen 
Liſte der Genoſſen. Inſoweit iſt dem BerR. durchaus beizutre⸗ 
ten, und im übrigen iſt die Bekl. hierdurch wiederum nicht be⸗ 
ſchwert. Wohl aber hat der Vorderrichter angenommen, daß 
die Kündigung der Kl. als Kündigung des Genoſſenverhältniſſes 
zum Ablauf des Jahres 1934 wirkſam geworden iſt, ungeachtet 
deſſen, daß die Satzung der Bekl. eine Kündigungsfriſt von zwei 
Jahren vorſieht und nach § 65 Abſ. 2 S. 2 Genc. die Kündi⸗ 
gung zum Schluß des laufenden Geſchäftsjahresmindeſtens 
drei Monate vorher ſchriftlich erfolgen muß. Da das 
Geſchäftsjahr der Bekl. mit dem Kalenderjahr zuſammenfällt, 
wäre deshalb — von der ſatzungsmäßigen Kündigungsfriſt ein⸗ 
mal abgeſehen — im Okt. 1934 eine Kündigung früheſtens zum 
31. Dez. 1935 möglich geweſen. Das Gen®, kennt keine Kündi⸗ 
gung des Genoſſen aus wichtigem Grund mit ſofortiger 
Wirkung. Die Vorſchr. des § 65 Abſ. 2 S. 2 Gen®. ſodann iſt 
zwingender Natur und mit im Intereſſe der Gläubiger und des 
redlichen Verkehrs getroffen. Sie muß deshalb beachtet werden, 
und zwar auch in einem Fall, wie dem vorl. Der gegenteiligen 
Anſicht des Vorderrichters kann nicht gefolgt werden. Wohl aber 
iſt ihm darin beizutreten, daß bei einer Kartellgenoſſenſchaft 
im Fall zuläſſiger Kündigung der Kartellbindungen durch einen 
Genoſſen dieſe zugleich als Kündigung des Genoſſenverhältniſſes 
zu dem nach der Vorſchr. des § 65 Abſ. 2 S. 2 Gench. geſetzlich 
möglichen nächſten Zeitpunkt wirkt und die Einhaltung einer 
längeren ſatzungsmäßigen Kündigungsfriſt nicht zu er⸗ 
fordern iſt. Dazu zwingen die praktiſchen Unzuträglichkeiten und 
Unmöglichkeiten, die ſich ſonſt aus einer u. U. noch mehrjährigen 
Zugehörigkeit eines kartellfrei gewordenen Genoſſen zu der 
Kartellgenoſſenſchaft ergeben müßten, und zwar für beide Teile. 
Die Verhältniſſe liegen inſofern im Grunde nicht viel anders, 
als bei einer Kartell⸗-Ombc. Darin iſt dem Vorderrichter bei⸗ 
zupflichten, der in dieſem Zuſammenhang auf das eine ſolche 
Geſellſchaft betr. Urt. des erk. Sen. in RGZ. 114, 327 JW. 
1926, 2915 m. Anm.) hinweiſt. Dazu kommt, daß das Gen., 
anders als das GmbH., ohnehin eine Kündigung des Genoſ— 
ſenverhältniſſes durch den Geuoſſen kennt und hierzu von Ge⸗ 
ſetzes wegen nur die Einhaltung einer Friſt von mindeſtens 
drei Monaten bis zum Schluß des laufenden Geſchäftsjahrs ver- 
langt, auch eine Beſchränkung der Kündigungsmöglichkeit der 
Genoſſen lediglich durch ſatzungsmäßige Feſtſetzung einer län— 
geren Kündigungsfriſt und auch dies im allgemeinen nur auf 
die Dauer von höchſtens zwei Jahren zuläßt. Überdies ſieht das 
Geſetz in §S 76 Gen. unter gewiſſen Vorausſetzungen das Aus⸗ 
ſcheiden eines Genoſſen ohne Kündigungsfriſt vor; das gleiche 


gilt in dem Fall des § 67 Genc. Endlich gibt das Geſetz der 


Genoſſenſchaft mit der Möglichkeit der Ausſchließung von Ge⸗ 
noſſen aus beſtimmten — durch die Satzung noch ſehr viel 
weiter zu ziehenden — Gründen ebenfalls einen Rechtsbehelf 
an die Hand, mit Hilfe deſſen ein Genoſſe zum Schluß eines 
Geſchäftsjahrs ohne Einhaltung einer weiteren Friſt aus der 
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Genoſſenſchaft entfernt werden kann (einer Art „Kündigung aus 
wichtigem Grund“). Angeſichts dieſer Geſetzeslage iſt es aber 
gerechtfertigt, bei Kartellgenoſſenſchaften die Kartellkündigung 
eines Genoſſen als Kündigung des Genoſſenverhältniſſes un⸗ 
geachtet einer längeren ſatzungsmäßigen Friſt zu dem Zeit⸗ 
punkt wirken zu laſſen, zu dem eine Kündigung unter Beachtung 
der geſetzlichen Heundigungsmindeſtfriſt von drei Monaten noch 
ſtatthaft geweſen wäre. Danach wäre hier die Kündigung nicht 
ſchon zum 31. Dez. 1934, wohl aber zum 31. Dez. 1935 wirkſam 
geworden. Dementſprechend war die Bekl. gem. $ 69 Genc. auch 
verpflichtet, die Aufkündigung der Kl. zur Liſte der Genoſſen 
einzureichen. Sie hat eine ſolche Verpflichtung beſtritten, da 
nach ihrer Anſicht die Kündigung erſt zum 31. Dez. 1936 wirk⸗ 
ſant geworden wäre. Deshalb beſtand, wie der Vorderrichter 
rechtlich einwandfrei feſtſtellt, in der Tat die Beſorgnis, daß 
ſich die Bekl. der ihr nach dem Ausgeführten der Kl. gegen⸗ 
über obliegenden Rechtspflicht zur rechtzeitigen Einreichung der 
Kündigung bei dem Neger. für den Jahresſchluß 1935 ent⸗ 
ziehen werde, in der Tat und rechtfertigt ſich die Verurteilung 
der Bekl. inſofern auch von dem hier vertretenen ſachlich⸗recht⸗ 
lichen Standpunkt aus. 

Die Rev. der Bekl. kann deshalb auch zu dieſem Punkt 
keinen Erfolg haben. 

Der Vorderrichter hat weiterhin auf das Ruhen der genof- 
ſenſchaftlichen Pflichten der Kl. ſchlechthin erkannt. Soweit 
er gleiches auch hinſichtlich ihrer Rechte als Genoſſin ausgeſpro⸗ 
chen hat, iſt die Bekl., wie ſchon dargelegt, nicht beſchwert. 
Rechtsgrundſätzlich beſteht übrigens kein Bedenken, dem Vor⸗ 
derrichter inſofern beizutreten, zumal das Gen®, ſelbſt in § 68 
Abſ. 4 Gen. einen Fall kennt, in dem gewiſſe Rechte (Teil⸗ 
nahmerecht an der GenVerſ. und damit Stimmrecht in der⸗ 
jelben) ruhen. Anderſeits muß das angefochtene Urteil dahin 
verſtanden werden, daß auch etwaige Einzahlungspflichten der 
Kl. auf Geſchäftsanteil, aus einer etwaigen Inanſpruchnahme 
auf Grund der Haftſummen und der Verpflichtung zur anteils⸗ 
mäßigen Deckung eines etwaigen Fehlbetrags (8 73 Abſ. 2 S. 3 
Gen., § 8 Abf. 4 der Satzung) ruhen ſollen. Dies ift mit den 
Vorſchr. der 88 22, 131 ff., 73 Abſ. 2 S. 3 Genc. nicht ver⸗ 
einbar. Inſofern, aber auch nur inſofern, muß die Rev. Erfolg 
haben. Dieſer möglicherweiſe aus dem genoſſenſchaftlichen Ver⸗ 
hältnis erwachſenden Zahlungspflichten könnte ſich die Kl. kei⸗ 
nesfalls entſchlagen, auch nicht unter dem Geſichtspunkt des 
Ruhens derſelben. Vielmehr erweiſt ſich inſoweit ihr Feſtſtel⸗ 
ae: ohne weiteres als unbegründet. 

v. 21. April 1936; II 274/35. — Königsbe ; 
(INGE, 15 36; II 274/35 Königsberg.) N.] 
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ſchaftsgenoſſenſchaft 90 1 kann die Erwerbs- oder Wirt- 
werden, wenn auch bon Kartellzwecken dienſtbar gemacht 
wenig Gebrauch mach Möglichkeit in der Praxis bisher 
T Tee henz 
i srecht 1934 S Zwangskartell⸗ und Preis⸗ 
er ee Ms 17). Das Genc Stellt zwar keine 
Begriffs eſtimmung der eingetragenen Genoſſenſchaft, ſondern 
lediglich Begriffsmerkmale für die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften auf. — Aus der zutreffenden Definition Crü⸗ 
gers (Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaft, III, S. 850 ff.), 
wonach die Genoſſenſchaft eine Geſellſchaft von nicht geſchloſ⸗ 
ſener Mitgliederzahl, welche die Förderung des Erwerbes oder 
der Wirtſchaft ihrer Mitglieder mittels gemeinſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes bezweckt, iſt, ergibt ſich aber, daß die im 8 1 Kart⸗ 
BO. von 1923 aufgeſtellten Merkmale dem Gnoſſenſchaftsbegriff 
nicht fremd ſind. Es ſind nämlich ſowohl die „Verpflichtungen 
über die Handhabung der Erzeugung oder des Abſatzes“, wie 
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„die Anwendung von Geſchäftsbedingungen, die Art der Preis⸗ 
feſtſetzung oder die Forderung von Preiſen“ i. S. des § 1 Kart⸗ 
BO. auf möglichſt günſtige Wirtſchaftsmöglichkeiten der hori⸗ 
zontal zuſammengeſchloſſenen Mitglieder gerichtet. Sie bilden 
den Gegenſtand gemeinſchaftlich gebundenen Geſchäftsbetriebes. 
Ohne die Gemeinſchaftsidee innerhalb des Kartells wäre die 
Einhaltung einheitlicher Preisrichtlinien und ſonſtiger Kartell⸗ 
pflichten undenkbar. Auch find die Anpaſſung der Kartellmaß⸗ 
nahmen an die jeweilige Marktlage, die geſchäftliche Intereſſen⸗ 
vertretung des Verbandes den Mitgliedern gegenüber, die Be⸗ 
meſſung der Kartellbeiträge nur aus der laufenden Zuſammen⸗ 
arbeit zwiſchen den Einzelmitgliedern und dem Kartell, aus 
der engen geſchäftlichen Gemeinſchaftsarbeit innerhalb eines 
gleichartig ausgerichteten Intereſſenkreiſes heraus verſtändlich. 
Folglich eröffnet ſich dem Kartell auch die Rechtsform der ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaft. 

Dieſe Vereinbarkeit der wirtſchaftlichen Zielſetzungen bringt 
es mit ſich, daß eingetragene Geuoſſenſchaften durch Aufnahme 
von Kartellverpflichtungen in Geſtalt ſog. Neben- oder Sonder⸗ 
leiſtungspflichten i. S. der obigen RHEntſch. Kartellcharakter 
annehmen können. Die Zuläſſigkeit beſonderer Vereinbarungen 
iſt z B. für die Nebenleiſtungs⸗Ombß. im $ 3 Abſ. 2 GmbH®. 
als ſatzungspflichtige Abrede ausdrücklich anerkannt. Es beſteht 
demnach kein Grund, die Anwendbarkeit der 88 1 ff. KartBO. 
auf derartige zwiſchen der Genoſſenſchaft und den Genoſſen be⸗ 
ſtehenden Rechtsbeziehungen auszuſchließen (jo auch Schmidt, 
Leitſätze der Rſpr. des Kart®. 1934, 8). Zwar ſtimmt das Vor⸗ 
bringen der Rev., wonach der zentrale Verkauf der von den 
Genoſſen eingelieferten Ware an ſich bereits — alſo außerhalb 
irgendwelcher Kartellaufgaben — ein weſentliches Merkmal der 
Abſatzgenoſſenſchaft darſtellt, aber dieſes Moment und die damit 
zuſammenhängenden Rechte und Pflichten ſind nicht allein maß⸗ 
geblich, um im vorl. Falle der Abſatzgenoſſenſchaft den Kartell⸗ 
charakter abzuſprechen. Entſcheidend tft vielmehr, ob die Ge- 
ſamtheit der in Erſcheinung tretenden Bindungen die her⸗ 
kömmlichen Kartellmerkmale aufweiſt oder nicht. Nach der 
Entſch. des Kart., K 1486/29 v. 14. April 1930 (Sammlung 
von Entſch. und Gutachten des KG. 7. Ihrg. Heft 7) kommt 
es nämlich für die Frage, ob Verträge und Beſchlüſſe unter 8 1 
KartVoO. fallen, nicht auf ihre Bezeichnung, auch nicht auf 
ihren Wortlaut, ſondern lediglich auf ihren Sinn und den tat⸗ 
fachlichen Inhalt, gegebenenfalls auf ihre erkennbar gewordene 
Wirkung an. Zwar gibt es ſpezifiſche Rechtsformen für Kar⸗ 
tellverträge nicht; das deutſche Kartellweſen hat ſich vielmehr 
frei aus den Bedürfniſſen der Praxis heraus entwickelt, wes⸗ 
halb auch die Kart BO. eine eigentliche Erklärung des Kartell⸗ 
begriffes nicht gibt. Nach der heute maßgeblichen und auch vom 
Kart®. vertretenen Auffaſſung find Kartelle im juriſtiſchen 
Sinne alle ſolche Vereinbarungen wirtſchaftlich ſelbſtändig blei⸗ 
bender Unternehmungen derſelben Art, die in Form eines Ver⸗ 
trages oder Beſchluſſes Verpflichtungen über die Handhabung 
der Erzeugung oder des Abſatzes, die Anwendung von Geſchäfts⸗ 
bedingungen, die Art der Preisfeſtſetzung oder die Forderung 
von Preiſen zum Zwecke weſentlicher Beeinfluſſung des Mark⸗ 
tes enthalten. Dieſe Merkmale ſind in Übereinſtimmung mit 
der vorl. RGEntſch. ſowohl in der Satzung wie in der Ge⸗ 
ſchäftsordnung der Verbrauchsgenoſſenſchaft unzweifelhaft feſt⸗ 
ſtellbar, und zwar ſowohl für die Beſt. über die Handhabe der 
Erzeugung wie die des Abſatzes. Die Regelung des Mengen- 
programms weiſt die bekannten Merkmale des Quotenkartells 
auf, die Preisregelung und die zur Verhinderung der Vertrags⸗ 
durchlöcherung⸗feſtgelegten Vertragsſtrafen Merkmale des Preis⸗ 
kartells, während der Ausſchluß des Selbſtverkaufes ſogar ſon⸗ 
dikatsmäßige Abmachungen enthält. Auch die im Kartell er⸗ 
ſtrebte möglichſt weitgehende Marktbeeinfluſſung durch Aus⸗ 
ſchluß von Außenſeitern wird im vorl. Falle durch die Beſt. 
zu erreichen verſucht, daß jeder Rechtsnachfolger in die ſatzungs⸗ 
gemäßen oder die ſich aus der Geſchäftsordnung ergebenden 
Verpflichtungen eintreten muß. 

An dieſem Ergebnis wird entgegen der Auffaſſung der 
Rev. auch dadurch nichts geändert, daß die geringe räumliche 
Ausdehnung des Marktes im vorl. Falle die „Tendenz der 
Marktbeherrſchung“ nicht zu erfüllen vermochte. Wie bereits oben 
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kurz angedeutet wurde, kommt es lediglich auf eine „weſent⸗ 
liche“ Marktbeeinfluſſung an. Auch § 1 Kart O. läßt die 
monopoliſtiſche Tendenz vollkommen unberührt, ſo daß — wie 
im vorl. Falle — auch die Ausſchaltung der Konkurrenz auf 
nur örtlich beſchränktem Raume den Kartellcharakter nach § 1 
Kart O. erfüllt. Sehr treffend ſagt die KGEntſch. K 407/24 
v. 5. Febr. 1925 (Kartäidſch. 1925, 84): „Die Frage, ob ein Ver⸗ 
trag i. S. des $ 1 Kart O. nur dann vorliegt, wenn er weiter⸗ 
hin ſeinem Zweck und ſeiner Wirkung nach geeignet iſt, den 
Markt zu beeinfluſſen, kann indeſſen unerörtert bleiben, weil 
für das KG. kein Zweifel beſteht, daß die Intereſſengemein⸗ 
ſchaft, wenn auch nur auf einem örtlich beſchränkten Gebiet, 
die freie Konkurrenz ausſchaltet und einen Einfluß auf den 
Markt nicht nur ausüben wollte, ſondern auch tatſächlich aus⸗ 
geübt hat.“ In den KGeEntſch. K 443/26 v. 15. März 1927 
(KartXdfch. 1927, 395), K 411/30 v. 18. Dez. 1930 (ES. Ihrg. 9 
Heft 1) wird die Stellungnahme des Kart. dahingehend zu⸗ 
ſammengefaßt, daß für den Kartellcharakter i. S. der 88 1ff. 
KartVO. eine marktbeherrſchende Stellung nicht erforderlich it, 
es genüge — auch nach der überwiegenden Auffaſſung des 
Schrifttums — bereits „die Möglichkeit, den Markt in beſtimm⸗ 
ter Weiſe zu beeinfluſſen“ —, „die objektiv feſtſtehende Eignung 
zur Marktbeeinfluſſung“. 

Die früher gebräuchlichſte Definition Liefmanns, die 
auch dem Vorderrichter offenbar vorſchwebte, wonach Kartelle 
als Vereinbarungen ſelbſtändig bleibender Unternehmer zum 
Zwecke monopoliſtiſcher Marktbeherrſchung aufzufaſſen ſind, hat 
ſomit der wirtſchaftlichen Entwicklung der letzten zehn Jahre, 
ganz beſonders aber auch der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
auffaſſung und geſamtheitlicher Wirtſchaftsgeſtaltung nicht ſtand⸗ 
halten können. Die in der neueren Zeit z. B. in zunehmendem 
Maße in Erſcheinung tretenden Kalkulationskartelle und die 
im Zuge der Marktordnung gebildeten Marktgemeinſchaften, 
das Streben nach Unkoſtenſenkung, Marktausgleich und Markt⸗ 
bereinigung ſowie das gemeinſchaftliche Suchen nach dem volks⸗ 
wirtſchaftlich gerechtfertigten Preis, kurz das Streben nach 
organiſcher Marktordnung, hat der deutſchen Kartellbewegung 
einen neuen Kurs i. S. höherer Dienſtleiſtungsidee geſetzt. Die⸗ 
ſer Idealzuſtand iſt zwar noch nicht vollkommen erreicht, aber 
die Fortſchritte auf dem Gebiete der Leiſtungsgemeinſchaften 
zeigen zuſätzlich und zur Genüge, daß die Marktbeherrſchung 
nicht maßgebendes Ziel der Kartellierung iſt, im Zuge der 
Marktordnung auch nicht mehr ſein darf und aus dem Blickfeld 
alteingehämmerter Lehrmeinungen vergangener Zeiten ver⸗ 
ſchwinden muß (ogl. auch Becker, Die Kartellpolitik der 
Reichsregierung — Die Eingliederung der Kartelle in den be⸗ 
rufsſtändiſchen Wirtſchaftsaufbau, 1935, S. 75. — Derſ., In⸗ 
haltswandel der Kartellorganiſation: Die Nationale Wirt⸗ 
ſchaft Nr. 6 v. 5. 6. 1934 und Auf dem Wege zur Markt⸗ 
gemeinſchaft — Anſätze, Methoden und Ziele praktiſcher Markt⸗ 
gemeinſchaft in der gewerblichen Wirtſchaft: Die Nationale 
Wirtſchaft Heft 7 v. 5. Juli 1936). 

Auch an der Rechtsgültigkeit der Geſchäftsordnung kann 
übereinſtimmend mit der vorl. RCEntſch. nicht gezweifelt wer⸗ 
den. Die angeführte Begr. iſt überzeugend und entſpricht ſtän⸗ 
diger Rechtsübung der höchſten Gerichte. Die im 8 1 Kart O. 
erforderliche Schriftform hat mit der des § 126 BGB. nichts 
zu tun, es genügt, wenn den Kartellbehörden (88 4 und 10 
Kart BO.) die Nachprüfung der getroffenen Vereinbarungen 
möglich iſt (val. auch Mullenſiefen⸗Dörinkel a. a. O. 
S. 17 und K 81/26 v. 24. April 1926 in Kartgͤdſch. 1926, 286 
ſowie K 183/30 v. 29. Okt. 1930 in ES. Ihrg. 7 Heft 22). Kar⸗ 
tellbeſchlüſſe liegen i. S. der Entſch. K 411/30 v. 18. Dez. 1930 
(ES. Ihrg. 8 Heft 3) immer ſchon dann vor, „wenn die Durch⸗ 
führung der beſchloſſenen Maßnahmen nach Prüfung aller Um⸗ 
ſtände erfahrungsgemäß marktbeeinfluſſende Wirkung auslöſen 
wird“. Derartige Beſchlüſſe ſetzen voraus, daß für die beim 
Zustandekommen des Beſchluſſes mitwirkenden Perſonen be⸗ 
reits eine Bindung durch Satzungen beſteht, was hier gegeben 
iſt. Unterwerfen ſich alle Beteiligten, auch neu hinzutretende 
Genoſſen dieſem Beſchluß, ſo liegt wegen des vorl. Einverſtänd⸗ 
niſſes in Wirklichkeit ein Vertrag vor, der für die Geſamtheit 
der Genoſſen rechtsverbindlich iſt. 
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Iſt ſomit der Kartellcharakter der Genoſſenſchaft nicht an⸗ 
zuzweifeln und auch die Rechtsgültigkeit der Geſchäftsordnung 
zu bejahen, dann ſind die Vorausſetzungen für die Anwendbar⸗ 
keit des die friſtloſe Kündigung behandelnden § 8 Kart O. 
auf den vorl. Fall gegeben. Die für die Vereinigung gewählte 
Rechtsform iſt — wie oben dargelegt — zwar unerheblich, für 
die Wirkung der Kündigung iſt aber die Frage entſcheidend, ob 
und inwieweit die Löſung der Kartellbindungen die ſog. Rumpf⸗ 
beteiligung der Genoſſenſchaft mitumfaßt oder doch von dieſer 
beeinflußt wird. Die vorl. richtunggebenden Entſch. des KG. 
v. 2. März 1924 (Kartgdſch. 1924, 161) und KG. v. 3. März 
1954 (Kartndſch. 1924, 83) ſowie v. 2, Okt. 1925 (Kartgdſch. 
1925, 691) befaſſen ſich mit ähnlichen Verhältniſſen bei der 
Nebenleiſtungs⸗ Gmbh. Dieſe Entſch. gehen davon aus, daß die 
marktregelnden Übereinkünfte zwar Beſtandteile des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages bilden, dieſe Tatſache ſtehe aber der bloßen 
Kündigung der Übereinkunft nicht entgegen. Unter § 8 Sart- 
BO. fallen nämlich nur ſolche Verträge, die — wie bereits er- 
wähnt — die Verpflichtung über die Handhabung der Erzeu⸗ 
gung oder des Abſatzes, die Anwendung von Geſchäftsbedin⸗ 
gungen, die Art der Preisfeſtſetzung oder die Forderung von 
Preiſen, d. h. ſolche Verträge, die typiſche Kartellbindungen 
enthalten. Nur dieſe vertragsmäßigen Kartellbindungen will 
die Kart BO. der Kündigung unterwerfen „und nur von ihnen 
will ſie, ſofern ein wichtiger Grund vorliegt, das durch den 
Kartellvertrag betroffene Mitglied befreien“. Sind daher in 
einer Übereinkunft die Kartellverpflichtungen als Teile des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages beſonders geregelt, fo kann ſich i. S. der au- 
geführten Entſch. die auf $ 8 KartVO. geſtützte Kündigung 
wirkſam nur auf den Kartellvertrag erſtrecken. Der der Über⸗ 
einkunft zugrunde liegende Geſellſchaftsvertrag bleibt demnach 
von der Kündigung der Nebenleiſtungsvereinbarungen un⸗ 
berührt. Hierbei iſt die Frage, wie ſich das Verhältnis des auf 
Grund der Kündigung ausſcheidenden Kartellmitgliedes zu der 
verbleibenden Geſellſchaft richtet, nicht nach Kartellſonderrecht, 
ſondern nach gemeinem Recht zu beurteilen (vgl. auch Schmidt 
a. a. O. S. 63 und dort angeführte Literatur). Dieſe Auffaſſung 
vertritt auch die vorl. RchEntſch., indem ſie die gleichzeitige 
Wirkſamkeit der friſtloſen Kündigung der Kartellvereinba⸗ 
rung auf das Genoſſenſchaftsverhältnis ablehnt und die zwin⸗ 
gende Natur des § 65 Abſ. 2 Satz 2 Gench. als beachtlich her⸗ 
vorhebt. Andererſeits iſt es nicht ganz unbedenklich, wenn die 
RGEntſch. ganz allgemein im Falle zuläſſiger Kündigung von 
Kartellgenoſſenſchaften die Kündigung zugleich als eine i. S. 
des § 65 Abſ. 2 S. 2 Gen. zum geſetzlich möglichen nächſten 
Zeitpunkt gelten läßt, und zwar ohne Rückſicht auf etwaig 
ſatzungsgemäß vereinbarte längere Kündigungsfriſten. Die im 
Gen®. für das Ausſcheiden von Genoſſen aufgeführten Grund- 
ſätze der SS 67 und 76 ſtellen Spezialregelungen dar; die all- 
gemeinen Gründe für das Ausſcheiden von Genoſſen ſind im 
3 65 Genc. aufgeführt. Da die Kündigungsfriſt für alle Genoſ⸗ 
ſen gleichmäßig ſein muß, iſt es nicht ganz unbedenklich, in 
einem Falle wie dem vorl., wo die Kündigungsfriſt innerhalb 
der geſetzlichen Grenzen durch das Statut auf zwei Jahre be- 
ſtimmt iſt, das die Kartellvereinbarung kündigende Mitglied 
früher aus dem Genoſſenſchaftsverbande zu entlaſſen, als wenn 
es die Kündigung auf genoſſenſchaftlicher Grundlage vorgenom⸗ 
men hätte. Die Begr. der RGEntſch, wonach die Nichtzulaſſung 
einer Kündigung zum geſetzlich möglichen nächſten Zeitpunkt zu 
Unzuträglichkeiten und Unmöglichkeiten führen müſſe, ift wirt⸗ 
ſchaftlich richtig gedacht und auch zweckmäßig; ſie liegt in der 
eigentümlichen Erſcheinung der Kartellgenoſſenſchaft begründet, 
bei welcher ſich in gewiſſer Beziehung Kartellaufgaben mit den 
Abſatzfunktionen reiner Genoſſenſchaften überſchneiden können. 
Auch unter den derzeitigen wirtſchaftspolitiſchen Beſtrebungen 
nach Kartellauflockerung ſollte man aber der auf dieſe Weiſe zu⸗ 
ſtande gekommenen Kartellkündigung nur dann eine von der ſar⸗ 
zungsgemäß feſtgelegten Kündigungsfriſt abweichende Wirkung 
geben, wenn tatſächlich — wie im vorl. Falle — die Kartellver⸗ 
einbarungen eine ſo ſtarke Form angenommen haben, daß ſie 
dem zugrunde liegenden Genoſſenſchaftsvertrag das Gepräge 


geben, d. h. wenn die kartellartigen Abmachungen den ſonſtigen 


genoſſenſchaftlichen Geſchäftsbetrieb überwiegen und damit ein 
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etwaig notwendig werdender Ausgleich zwiſchen Norm und 
wirtſchaftlicher Zweckmäßigkeit lediglich auf ſinnvoll organischer 
Grundlage verwirklicht wird. 

Dr. rer. pol. Theodor Becker, Berlin. 
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10. 5 490 BGB.; Art. 163 EG BGB. Die im Li⸗ 
quidationsverfahren eines Veteins zu er⸗ 
ledigenden Aufgaben beſtehen lediglich in 
der Abwicklung bermögensrechtlicher Bezie⸗ 
hungen. Begriff der „Verfaſſung“ eines Ver⸗ 
eins i. S. Art. 82 EG StGB. 

Die Große Landesloge der Freimaurer von Deutſchland, 
Deutſch⸗Chriſtlicher Orden, der die Rechte einer juriſtiſchen 
Perſon verliehen worden ſind, iſt von dem am 17. Aug. 1731 
in Halle geborenen Johann Wilhelm Ellenberger — ſpäter: 
von Zinnendorf — gegründet worden. 

Der Bekl. iſt früher Logenbruder geweſen; er hat ſich am 
Kampf gegen das Freimaurertum beteiligt und ein im eigenen 
Verlag erſchienenes Buch „Die Freimaurerei vor Gericht“ ver⸗ 
faßt. In dieſer zum Vertrieb gelangten Druckſchrift hat der 
Bekl. das Zeremonial bei der Aufnahme in den neunten Grad 
geſchildert. Die Kl. macht geltend, daß die Behauptung, ihr 
Gründer ſei ein Jude, unrichtig ſei. Der Bekl. habe dieſe Be⸗ 
hauptung zum mindeſten fahrläſſig, wenn nicht grob fahr⸗ 
läſſig aufgeftellt. Die Kl. ſei dadurch beleidigt. Die Kl. ſtützte 
die Klage in der Klageſchrift auf § 823 Abſ. 2 und auf 8 824 
BGB. Zur Anwendbarkeit der letztgenannten Geſezesvorſchrift 
führte ſie an, daß die Behauptung geeignet ſei, den Kredit der 
Kl. zu gefährden oder ſonſtige Nachteile für ihren Erwerb oder 
Fortkommen herbeizuführen. Der Klageantrag ging dahin: den 
Bekl. zu verurteilen, 

1. in allen Stücken des im Selbſtverlag des Bekl. erſchie⸗ 
nenen Buchs „Die Freimaurerei vor Gericht“, die ſich noch in 
ſeinem oder ſeiner Kommiſſionäre Beſitz befinden, die auf S. 19 
befindliche Stelle: „Der Aufzunehmende hat alſo das Blut 
des jüdiſchen Gründers des Ordens des Juden Ellenberger, ge⸗ 
nannt Zinnendorf, in ſich aufgenommen“, zu beſeitigen, 

2. ſich jeder Verbreitung von Stücken der unter 1 ge⸗ 
nannten Schrift des Bekl., in der ſich der unter 1 genannte 
Zuſatz befindet, bei Vermeidung einer vom Gericht feſtzuſetzen⸗ 
den Geld⸗ oder Haftſtrafe zu enthalten, 

3. in allen künftigen Ausgaben des Buchs des Bekl. „Die 
gane e vor Gericht“ die unter 1 angegebene Stelle oder 
Gründer deten Zuſatz, der darauf hinweiſen würde, daß der 
richt feſt er Kl. ein Jude ſei, bei Vermeidung einer vom Ge⸗ 

Has chenden Geld⸗ oder Haftſtrafe zu unterlaſſen. 
Nach Einlegun 79 die Klage mit ſachlichsrechtlicher Begr. ab. 
Ihr Staude e er Ber. hat die Kl. ihre Auflöſung beſchloſſen. 
mag gef he den Rechtsſtreit fortgeführt und den Klage⸗ 
5 9 gestellt, hilfsweiſe aber beantragt, den Rechtsſtreit in der 
Hauptſache für erledigt zu erklären und die Koſten des Rechts- 
ſtreits dem 6 5 aufzuerlegen 

Das BO. hat eine ſachlich⸗rechtliche Prüfung des Klage⸗ 
anſpruchs nicht vorgenommen, : 919 ingen 
begründet: Uber die Befugniſſe des Liquidators entſcheide $ 49 
5 f { quidators entſcheide 8 
BGB. i. Verb. m. Art. 163 EGBGB. Danach ſei es die Auf⸗ 
gabe des Liquidators, die laufenden Geſchäfte zu beendigen, die 
Forderungen einzuziehen, das übrige Vermögen in Geld um⸗ 
zuſetzen, die Gläubiger zu befriedigen und den Überſchuß den 
Anfallberechtigten auszuantworten. Darunter falle nicht die 
Weiterverfolgung des jetzigen Klageanſpruchs, der nicht auf ein 
wirtſchaftliches Ziel gerichtet ſei. Dieſer Anſpruch liege außer⸗ 
halb der Aufgaben des Liquidators. Das gelte ſowohl für den 
auf Ehrenſchutz geſtützten Anſpruch, als auch für den Anſpruch, 
ſoweit er auf Grund des 8 824 BGB. eine Kreditgefährdung 
als Klagegrundlage annehme, in letzterer Beziehung deshalb, 
weil die Kl. nichts dafür vorgebracht habe, daß ſie im Liqui⸗ 
dationsverfahren überhaupt als Kreditnehmerin in Betracht 
komme; die von der Kl. bekämpfte Behauptung des Bekl. ſei 
auch nicht geeignet, für ſie wirtſchaftliche Nachteile i. S. des 
5 824 BOB. hervorzurufen. 


Die Rev. beanſtandet zunächſt die Anwendung des Art. 163 
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EGBGB. i. Verb. m. $ 49 BGB. Erſterem gehe Art. 82 vor. 
Nach letzterem ſei 8 22 II 6 ALNR. anzuwenden. Demgemäß 
komme es auf den Inhalt des Privilegs an. Dieſen hätte das 
BG. von Amts wegen ermitteln müſſen. Es iſt richtig, daß 
nach Art. 82 BGB. die Vorſchr. der Landesgeſetze über die Ver⸗ 
faſſung ſolcher Vereine unberührt bleiben, deren Rechtsfähigkeit 
auf ſtaatlicher Verleihung beruht. Es trifft auch zu, daß die 
Vorſchr. des Art. 82 derjenigen des Art. 163 vorgeht, wonach 
auf die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. beſtehenden 
juriſtiſchen Perſonen von dieſer Zeit an beſtimmte Vorſchr. des 
BGB. über Vereine, insbeſ. $ 49, Anwendung finden, ſoweit 
ſich nicht aus den — im jetzigen Rechtsſtreit nicht in Betracht 
kommenden — Artikeln 164 bis 166 ein anderes ergibt (RGS. 
81, 244). Indes kommt folgendes in Betracht: 


Nach Art. 82 bleiben nur diejenigen landesgeſetzlichen 
Vorſchr. unberührt, die ſich auf die Verfaſſung der er⸗ 
wähnten Vereine beziehen. Es iſt nicht unzweifelhaft, wie der 
Begriff der Verfaſſung in dieſem Sinne zu verſtehen iſt. Man 
kann im engeren Sinne diejenigen Vorſchr. als Verfaſſung 
bezeichnen, die ſich auf die Organiſation des Vereins und auf 
die Art beziehen, in welcher der Verein während feines Be⸗ 
ſtehens nach außen tätig wird (fo Niedner, EGBGB. S. 171; 
bel. auch Habicht, Die Einwirkung des BGB. auf zuvor 
entſtandene Rechtsverhältniſſe S. 113, 114 Anm. 3). Andere 
en des Schrifttums beziehen auch die Vorſchr. ein, welche 

1 Auflöſung des Vereins und das dann eintretende Rechts⸗ 
verhältnis betreffen (fo Planck, Anm. 3 a zu Art. 82; Stau⸗ 
dinger Anm. 2b daſelbſt). Es ſcheint näher zu liegen, daß 
man die Verfaſſung i. S. der immerhin eine Ausnahmevor⸗ 
ſchrift darſtellenden Vorſchr. nur als eine Lebensbetätigung des 
Vereins auffaßt, ſolange dieſer eben beſteht und ſeinem Zweck 
dient. Den nach der Auflöfung entſtehenden Zuſtand auch noch 
dieſer Ausnahmevorſchrift zu unterwerfen, könnte bedenklich 
or Daß der Geſetzgeber grundſätzlich auf die Anwen⸗ 
ung der die Liquidation regelnden Vorſchr. des BOB. Ge⸗ 
wicht legt, ergibt der Inhalt des angeführten Art. 163. Auch 
in den Verhandlungen der Kommiſſion für die II. Leſung eines 
Entwurfs zum BSB. — Prot. II Bd. 6 S. 406 — iſt zum 
Ausdruck gekommen, daß grundſätzlich die im BGB. enthal⸗ 
tenen Belt. über die Verfaſſung der Vereine auch für die ſog. 
konzeſſionjerten Vereine gelten follte; es könne ſich nur darum 
handeln, für die konzeſſionierten Vereine einzelne Beſt. des 
neuen reichsrechtlichen Vereinsrechts, die für jene Vereine oder 
einzelne Arten dieſer Vereine nicht paßten, von der Anwendung 
auszuſchließen und inſoweit dem Landesrecht Raum zu geben. 
Übrigens ſchreibt § 22 II 6 As R. nur vor, daß die Rechte 
und Verhältniſſe einer vom Staat ausdrücklich genehmigten 
oder privilegierten Geſellſchaft hauptſächlich nach dem In⸗ 
halt des ihr erteilten Privilegiums beurteilt werden müſſen. 
Das „Protektorium“ des Königs Friedrich II. v. 16. Juli 1774 
und das Edikt des Königs Friedrich Wilhelm III. v. 20. Okt. 
1798 ergeben für die zu entſcheidende Frage nichts. Es kommt 
auf alles das aber nicht entſcheidend an. Denn unſtreitig iſt 
ein Liquidator für den aufgelöſten Verein beſtellt, und die Kl., 
die über ihre eigene Satzung unterrichtet iſt, hat weder im 
früheren Rechtszuge noch in der Rev nſt. geltend gemacht, daß 
etwa in der Satzung eine Vorſchr. enthalten ſei, die mit 
§ 49 BGB. der allgemein gültige, aus der Natur der Sache 
ſich ergebende und auch im ſonſtigen Geſellſchaftsrecht geltende 
Grundſätze aufſtellt, etwa im Widerſpruch ſteht. Auf das neue 
tatſächliche Vorbringen des Bekl. in der Revenſt., das den 
Inhalt der Satzung inſofern betrifft, als dieſe neuerdings ge⸗ 
ändert ſein ſoll, konnte und brauchte nicht eingegangen zu 
werden. 

Es tft daher von der Vorſchr. des $ 49 BGB. auszugehen. 
Dann kann es aber keinem Bedenken unterliegen, daß die Be⸗ 
fugniſſe des Liquidators ſich nur auf die Erledigung der ver⸗ 
mögensrechtlichen Beziehungen erſtrecken, welche nach Auflöſung 
des Vereins einer abſchließenden Regelung bedürfen. Nur in⸗ 
ſoweit gilt der Verein nach § 49 Abſ. 2 als fortbeſtehend, 
als der Zweck der Liquidation es erfordert. Im Gegenſatz dazu 
ſteht der von dem nunmehr aufgelöſten Verein vor der Auf⸗ 
löſung verfolgte Vereinszweck. Fur die Verfolgung die⸗ 
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ſes Zwecks ift nach der Auflöſung des Vereins kein Raum mehr. 
Nun ergibt der Hauptantrag der Kl. und die Begr., daß für 
die nach der Darſtellung der Kl. durch den Bekl. verletzte Ehre 
des Vereins Genugtuung gewährt werden ſoll; dies Ziel ſoll 
einmal durch Beſeitigung einer beſtimmten Stelle eines von 
dem Bekl. verfaßten Buches und ſodann durch Unterlaſſung 
künftiger Behauptungen des in der Klage bezeichneten Inhalts 
erreicht werden. Das hat mit den im Liquidationsverfahren zu 
erledigenden Aufgaben nichts zu tun, die lediglich in der Ab⸗ 
wicklung vermögensrechtlicher Beziehungen beſtehen. Daran wird 
dadurch nichts geändert, daß die Kl. auf $ 824 und § 826 BGB. 
zur Stützung des Klageanſpruchs hingewieſen hat. Dieſer ſelbſt 
betraf nicht einen vermögensrechtlichen Anſpruch; es wurde 
nicht etwa Schadenserſatz verlangt. Auch der Hinweis auf ver⸗ 
mögensrechtliche Nebenwirkungen der von der Kl. beanſtan⸗ 
deten Behauptung kann die Rechtslage nicht beeinfluſſen, die 
ergibt, daß der geltend gemachte Anſpruch nicht dem 
Vermögensrecht angehört. Deshalb iſt auch die Ausführung des 
BG. unerheblich, die Kl. habe nichts dafür vorgebracht, daß 
die Kl. im Liquidationsverfahren als Kreditnehmerin in Be⸗ 
tracht kommt. Es ſind nicht etwa zwei Auſprüche erhoben, ſon⸗ 
dern nur ein Anſpruch, zu deſſen Begründung auf verſchie⸗ 
dene geſetzliche Vorſchr. Bezug genommen war. Die Rev. hebt 
hervor, daß zur Zeit des Eintritts des Liquidationsverhalt⸗ 
niſſes ein Rechtsſtreit über die Ehrverletzung anhängig ge⸗ 
weſen ſei. Das iſt richtig; es mag inſoweit ein ſchwebendes 
Geſchäft vorgelegen haben; aber dies war nur verfahrensrecht⸗ 
licher Natur; es mußte abgewickelt werden; daraus folgt aber 
nicht, daß der Liquidator ſachlich-rechtlich befugt war, den Anz 
ſpruch ſelbſt weiter geltend zu machen. Der Anſpruch ſelbſt war 
vielmehr mit der Auflöſung des Vereins ſachlich erledigt. Mit 
dieſer Auffaſſung ſtimmt auch der Standpunkt überein, den 
die drei altpreußiſchen Großlogen, zu denen die Kl. gehört, in 
der von ihr dem RevG. vorgelegten Erklärung eingenommen 
haben, die fie dent RuPrMd . gegenüber abgegeben haben. Nach 
dem Inhalt dieſer Erklärung war von der freiwilligen Auf⸗ 
löſung zunächſt deshalb abgeſehen worden, weil Angriffe gegen 
die Ehre dieſer Logen erhoben waren. 


(U. v. 27. April 1936; VI 474/35. — Berlin.) 
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11. 88 276, 254, 846 BGB.; 8232 3 PO. Die 
Auffaſſung der Polizeibehörde über die Ge⸗ 
fährlichkeit oder Ungefährlichkeit eines Bau⸗ 
werkes iſt in Zweifelsfällen nicht unbeadt- 
lich und kann u. U. das Verſchulden der ſonſt 
verantwortlichen Privatperſonen ausſchließen. 
Das Maß der Sorgfalt, das vom Beſchauer 
eines Schaufenſters zu erfordern iſt, bleibt 
im allgemeinen zurück hinter den Anforde⸗ 
rungen, die an ſonſtige Benutzer der Bürger⸗ 
ſteige und des Fahrdamms zu ſtellen find. 


Der Ehemann der Erſtkl. und Vater der Zweitkl., H. O., 
ſtürzte am 24. Sept. 1934 gegen 19 Uhr bei Betrachtung 
eines Schaufenſters eine Treppe hinab, die den parallel 
zur Hausfront verlaufenden Zugang zu einem im Keller des 
den Bekl. gehörenden Hauſes befindlichen Friſeurladen bildet. 
Er verletzte ſich derart, daß er am 5. Okt. 1934 an den 
Folgen der Verletzung ſtarb. Der Unfall erfolgte, als O. die 
Auslagen eines Schaufenſters beſichtigte, das ſich im Erd⸗ 
geſchoß des Hauſes zum Teil über der Treppe befand. Die 
Kl. verlangen von den Bekl. in der Form der Feſtſtellungs⸗ 
klage Schadenserſatz gemäß § 844 BGB. mit der Begrün⸗ 
dung, daß ſie als Hauseigentümer einen den Verkehr gefähr⸗ 
denden Zuſtand der Kellertreppe geduldet hätten. 

Die Rev. gegen das den Schadenserſatz bejahende BU. 
wurde zurückgewieſen. 

Aus den Feſtſtellungen des BG. ergibt ſich, daß das in 
Rede ſtehende Haus i. J. 1873, die jetzt vorhandene Keller⸗ 
treppe i. J. 1910 erbaut worden iſt. Damals befanden ſich in 
dem im Erdgeſchoß befindlichen Laden zwei Schaufenſter, die 
die Form von Stubenfenſtern — 1,15 m Breite — hatten 
und durch einen Pfeiler von 73 em Breite getrennt waren. 


[Hn.] 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Später wurden dieſe Schaufenſter — nach Annahme des BG. 
ohne polizeiliche Genehmigung — in zwei große Schaufenſter 
von je 1,60 m Breite erweitert; ſie wurden aber damals 
durch einen Pfeiler von 40 em Breite getrennt, und zwar da, 
wo die Kellertreppe begann. Dieſer Pfeiler iſt dann im 
Juli Auguſt 1934 entfernt worden; das Schaufenſter wurde 
von dem Mieter des Ladens zu einem einheitlichen, modernen 
Schaufenſter umeſtaltet. 

Das BG. nimmt an, daß durch dieſe im Sommer 1934 
erfolgte bauliche Anderung der Zuſtand der ungeſicherten 
Kellertreppe eine Gefahrenquelle für den Verkehr auf dem 
Bürgerſteig geworden iſt und der bald darauf, im Sept. 
1934, erfolgte Unfall des O. eine Folge dieſes Zuſtandes ge- 
weſen iſt, wofür die bekl. Hauseigentümer haften. 

Unter anderem führt nun die Rev. beſonders an, daß die 
Baupolizeibehörde gegen die Belaſſung des bisherigen Zu- 
ſtandes der Kellertreppe auch nach der Anderung des Schau: 
fenſters nicht nur keine Einwendungen erhoben habe, ſondern 
daß fie auch jetzt eine Sicherung der Treppe nicht für er- 
forderlich hält. Die Stellungnahme der Polizeibehörde war 
der Grund, aus dem das LG. eine Sicherung bis zum 
Unfall nicht für erforderlich hielt, wiewohl auch dieſes 
Gericht die Gefährlichkeit des Zuſtandes anerkannte. Das BG. 
verkennt nicht, daß die Auffaſſung der Baupolizeibehörde über 
die Gefährlichkeit oder Ungefährlichkeit eines Bauwerks in 
zweifelhaften Fällen nicht unbeachtlich iſt und deshalb unter 
Umſtänden das Verſchulden der ſonſt verantwortlichen Privat⸗ 
perſonen ausſchließen kann. Es erwägt aber, daß es im vorl. 
Fall keiner techniſchen Kenutniſſe zur Erkenntnis der Gefahr 
bedurft und daß die Gefahr unzweifelhaft vorgelegen habe. 
Das iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Grundſätzlich trägt der 
nach bürgerlichem Recht Dritten gegenüber verantwortliche 
Hauseigentümer in eigener Perſon bei Vornahme der baulichen 
Anderungen die Verantwortung für das Vorhandenſein der 
Einrichtungen, die zur Sicherung des Verkehrs erforderlich 
ſind. Dabei ſind je nach der Sachlage die Auffaſſungen des 
Verkehrs nicht außer acht zu laſſen, wenn ſie nicht zu einer 
mißbräuchlichen Übung führen. Das BG. ſtellt im vorl. Fall 
feſt, daß beſondere Sicherungen bei derartigen Schaufenſtern 
ortsüblich ſeien. Übrigens würde dieſe Auffaſſung nicht etwa 
dadurch beeinträchtigt werden, daß dort in vereinzelten Fällen 
bei Hauseigentümern eine ſolche nicht zutreffende Auffaſſung 
beſtanden hat, wie ſie die Bekl. vertreten, nämlich, daß Siche⸗ 
rungen nicht notwendig ſeien. Daß die Auffaſſung der Bau⸗ 
polizeibehörde im einzelnen Falle durchaus beachtlich ſein 
kann, wenn es ſich darum handelt, ob der nach bürgerlichem 
Recht Verantwortliche ſchuldhaft gehandelt hat, iſt nicht zu 
bezweifeln. Eine verſchiedene Auffaſſung über dieſe Frage auf 
ſeiten der Rſpr. einerſeits und der Baupolizeibehörde anderer— 
ſeits iſt nicht gerade häufig, wird ſich aber niemals ganz ver⸗ 
meiden laſſen. 

Es kann hiernach nur noch auf die Frage ankommen, 
ob bei dem Entſtehen des Schadens ein Verſchulden des Ver⸗ 
unglückten O. mitgewirkt hat (SS 254, 846 BGB.). Daß die 
Beantwortung dieſer Frage in einem Falle dieſer Art in tat⸗ 
ſächlicher Beziehung erheblichen Zweifeln unterliegen kann, iſt 
nicht in Abrede zu ſtellen. Das BGG. führt aus, die Anforde⸗ 
rungen an die von einem Fußgänger im allgemeinen zu beob⸗ 
achtende Aufmerkſamkeit könnten nicht ohne weiteres auf den 
Beſchauer eines Schaufenſters übertragen werden. Wer vor 
dem Schaufenſter ſtehe oder vor ihm hin- und hergehe, um es 
in allen Teilen genau betrachten zu können, brauche mit einer 
Gefahr, wie ſie hier durch die Kellertreppe hervorgerufen 
wurde, nicht zu rechnen; der Beſchauer brauche nicht von 
Zeit zu Zeit auf den Boden zu ſehen, um feſtzuſtellen, ob ihm 
von dorther eine Gefahr drohe, ob er vielleicht gar eine 
Kellertreppe herunterfalle. Für ein Verſchulden fehle es an 
jedem Anhalt. Der Beweis des erſten Anſcheins ſpreche da⸗ 
für, daß O. ohne eigenes Verſchulden lediglich infolge des 
Mangels an Sicherung der Kellertreppe verunglückt ſei. 

Der Rev. iſt in der Aunahme zuzuſtimmen, daß jeder 
Teilnehmer am Straßenverkehr die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachten muß. Andererſeits trifft die Ausführung 
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des 0 as Maß der Sorgfalt, die von dem Be- 
cane e zu erfordern iſt, im allgemeinen 
zurückzubleiben hat hinter den Anforderungen, die an eine 
ſonſtige Benutzung des Bürgerſteigs und des Fahrdamms zu 
ſtellen ſind. Gewiß hat jemand, der an ein Schaufenſter herau⸗ 
tritt, auch auf den Erdboden zu achten. Aber damit iſt nicht 
geſagt, daß jeden Betrachter, der ſich vor einem Schaufenſter 
der hier in Rede ſtehenden Art bewegt, ein Verſchulden treffen 
muß, wenn er die ungeſicherte Kellertreppe hinunterfallt. Ein 
ſolcher Vorgang iſt vielmehr auch moglich, ohne daß den Hin⸗ 
abfallenden ein Verſchulden trifft; das hängt von den Um⸗ 
ſtänden des einzelnen Falles ab. Die Beweislaſt liegt den 
Bekl ob. Das BGG. vermag ein Verſchulden des Verunglückten 
im vorl. Fall nicht feſtzuſtellen. Aus Rechtsgründen iſt dem 
nicht entgegenzutreten, die Rev. zurückzuweiſen. 
(U. v. 30. April 1936; VI 453/35. — Hamburg.) IN.] 
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12. 8 839 BG B.; 88 485, 486 H. G B.; Art. 7 
EG 6 B. Der Art. 7 Ec G B. ſchließt Art 131 
Weim Verf. mit 8839 BG B. nicht aus, ſondern 
beſchränkt ſie nur ihrem Umfang nach. Für 
Schäden, die in Ausübung der Zollhoheit an 
dem durchſuchten Fahrzeug entſtanden ſein 
ſollen, iſt das LG. bei gerichtlicher Geltend⸗ 
machung ausſchließlich zuſtändig. 

In der Nacht v. 1. auf den 2. Juli 1934 hat der 
Zollkreuzer „H.“ des Bekl. die Segeljacht. „F.“ in 
Ausübung der Zollhoheitsbefugniſſe angehalten und ſich 
längsſeits der Jacht gelegt. Nach Behauptung der Kl., welcher 
der Eigentümer der Jacht ſeine Anſprüche abgetreten hat, hat 
der Führer des Zollkreuzers dabei fahrläſſig fehlerhaft ge⸗ 
handelt und dadurch eine Beſchädigung des Vorſegels der 
„F.“ herbeigeführt. Die Kl. fordert dafür in Klagewege Erſatz 
in Höhe von 40 AM nebſt Zinſen. 

Der Bekl. hat ein Verſchulden feines Fahrzeuges in 
Abrede geſtellt. 


Das LG., an welches die Sache durch Beſchluß des AG., 
das ſich für fachlich unzuſtändig erklärt hat, verwieſen worden 
iſt, hat der Klage entſprochen. Die Berufung iſt als unzuläſſig 
verworfen worden. Das RG. hat aufgehoben. 

Die Zuläſſigkeit der Berufung gegen das landgerichtliche 
Urteil iſt gemäß 8 511 Abſ. 4 3560. davon abhängig, ob es 
ſich bei dem zur Entſch, ſtehenden Anſpruch um einen ſolchen 
handelt, für welchen die LG. ohne Rückſicht auf den Wert 
des Streitgegenſtandes ausſchließlich zuſtändig ſind. Maß- 
gebend iſt dafür, ob nach den als wahr unterſtellten tatſäch⸗ 
lichen Behauptungen der Parteien ein ſolcher Anſpruch tat⸗ 
ſächlich vorliegt (RchZ. 58, 244, ebenſo zur Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges: RZ. 129, 287 = JW. 1931, 
1194). Der von der Kl. geltend gemachte Schadenserſatz⸗ 
anſpruch iſt daraus hergeleitet worden, daß ein dem Bekl. ge⸗ 
höriger Zollkreuzer die Segeljacht des klägeriſchen Zedenten 
in Ausübung zollhoheitlicher Befugniſſe angehalten und dabei 
durch ſchuldhaft unrichtige Kommandos und Manöver eine 
Beſchädigung des Vorſegels der Jacht verurſacht habe. Die 
Kl. hat den Anſpruch auf Erſatz des entſtandenen Schadens 
auf §839 BGB. und Art. 131 Wein Verf. geſtützt. Das LG. 
iſt ihm darin gefolgt. Das BG. hat ſich mit Recht (RGZ. 
60, 322) an dieſe Auffaſſung nicht für gebunden erachtet und 
ſelbſt geprüft, ob ein Auſpruch in Frage ſtehe, der die Zu⸗ 
ſtändigkeit des LG. ohne Rückſicht auf den Streitwert be⸗ 
gründet habe. Wenn es dabei davon ausgeht, daß ein An— 
ſpruch gemäß § 71 Abſ. 2 Nr. 2 GVG. in Frage komme, unter 
den auch eine Inanſpruchnahme des Reichs wegen ſchuldhafter 
Amtspflichtverletzung eines Beamten auf Grund des Art. 131 
Weim Verf., § 889 BGB. falle, fo überſieht es dabei, daß die 
Zuſtändigkeit des LG. ſich bei Bejahung eines Anſpruchs aus 
Art. 131 Weim Verf. aus Abſatz 2 dieſes Artikels i. Verb. m. 
8 3 Abſ. 1 BeamtYaft®. ergibt. Das iſt jedoch ohne entſchei⸗ 
dungserhebliche Bedeutung. 


Das BG. verneint mit folgender Begründung, daß ein 
Anſpruch aus Art. 131 Weim Verf. vorliege: Der nach dem 
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behaupteten Sachverhalt geltend gemachte Anſpruch könne an 
ſich feine rechtliche Grundlage ſowohl in Art. 131 Wein Verf. 
i. Verb. m. 8839 BGB. finden wie in 88.485, 486 Abſ. 1 
Nr. 3, 734/39 HGB., Art. 7 CH B. Die Anwendbarkeit 
der 88 485, 486, 734 739 HB. ſchließe aber eine Haftung 
nach Art. 131 WeimVerf. i. Verb. m. § 839 BOB. aus. Das 
ergebe ſich daraus, daß das RG. in dem rechtlich gleich zu 
beurteilenden Falle eines durch ein Kriegsſchiff verſchuldeten 
Zuſammenſtoßes die Vorſchriften des HGB. ausſchließ⸗ 
lich für anwendbar erklärt habe. Eine ſolche Auffaſſung finde 
ihre Berechtigung in der für alle Beteiligten gleich großen 
Gefährlichkeit der Seeſchiffahrt. 

Dieſe Darlegungen ſind rechtsirrtümlich. Im Urt. vom 
6. Nov. 1935 (NGZ. 149, 167 = JW. 1956, 444 [m. 
Anm. ]) hat das RG. zu der Frage des Verhältniſſes von 
Art. 131 Weim Verf. zu 88 485, 486 HGB. dahin Stellung 
genommen: Die in Abſ. 2 des Art. 131 WeimVerf. der zu⸗ 
ſtändigen Geſetzgebung vorbehaltene nähere Regelung der 
Staatshaftung könne gemäß 8 6 RBeamthaftG. auch eine 
Haftungsbeſchränkung einbegreifen. Eine ſolche haftungsbe⸗ 
ſchränkende Norm ſei die Beſtimmung des Art. 7 Echo GB. 
i. Verb. m. 88 485, 486 HGB. Es ſei kein Grund vorhanden, 
den Gedanken, der zur Haftungsbeſchränkung des Reeders ge⸗ 
führt habe, bei den Schiffen des öffentlichen Dienſtes zurück⸗ 
treten zu laſſen, den Gedanken nämlich, daß die beſonderen 
Gefahren und ſchwierigen Verhältniſſe, denen der Reeder ſein 
Schiff beſtimmungsgemäß ausſetze, es billig erſcheinen laſſe, 
ihn nur mit dem dieſer beſonderen Gefahr ausgeſetzten Teil 
ſeines Vermögens haften zu laſſen. Verletze der für den Un⸗ 
fall verantwortliche Schiffsführer bei feiner ſchuldhaft urſäch⸗ 
lichen Handlungsweiſe eine ihm als Beamten obliegende 
Amtspflicht, ſo ſei damit keine Lage geſchaffen, welche die 
zwingende Forderung gegeben erſcheinen laſſe, im Intereſſe 
der Geſchädigten den Staat mit ſtrengerer Haftung zu belegen, 
als ſie ihm als Eigentümer eines zur Seefahrt verwendeten 
Schiffs zufallen würde. Denn die dem beamteten Schiffs⸗ 
führer der Allgemeinheit gegenüber obliegende Amtspflicht 
zur verkehrsſicheren Schiffsleitung mache dieſem kein höheres 
Maß an Sorgfalt zur Pflicht, als es von jedem Schiffsführer 
aus allgemeiner Verkehrspflicht zu fordern ſei. . 

Auf dieſe Darlegungen und die in jenem Urteil weiter 
gegebene Begründung des dort vertretenen Standpunkts kann 
Bezug genommen werden. Der Senat hält an ihnen feſt. 
Gegen fie kann auch daraus nichts Zwingendes hergeleitet 
werden, daß bei Zugrundelegung der Staatshaftung eine 
Haftung des beamteten Schiffers aus einer Fahrlaſſigkeit nur 
gemäß 8839 B68 B., alſo nur inſoweit eintritt, als der Ver⸗ 
letzte vom Staat Erſatz nicht zu erlangen vermocht hat 
(NEL. 74, 250 — JW. 1911, 27). Das iſt eine geſetzlich 
vorgeſehene, beſondere Regelung der Haftung, die ſich der 
Verletzte auch in anderen Fällen, in deuen der Tatbeſtand 
einer unerlaubten Handlung mit demjenigen des § 839 BGB. 
zuſammenfällt, auf Grund der höheren Rückſicht gefallen 
laſſen muß, baß die Entſchlußfähigkeit der Beamten durch 
die Vorſtellung ihnen drohender Schadenserſatzanſprüche nach 
Möglichkeit nicht beeinträchtigt werden ſoll (RG. 74, 252; 
139, 149 JW. 1933, 118911). Geſichtspunkte, welche der 
vertretenen Auffaſſung entſcheidend entgegenſtänden, können 
ſchon aus dieſem Grunde aus dieſer Rechtslage nicht herge⸗ 
leitet werden. ü 

Auch die Begründung, welche das BG. ſeiner ab⸗ 
weichenden Stellungnahme gegeben hat, bringt nichts, was 
der vertretenen Auffaſſung ausſchlaggebend entgegengehalten 
werden könnte. Es kann dem BG. inbeſ. nicht a wer⸗ 
den, daß die Eutſch. des RG. (RG. 79, 180 1912, 
693), welche die Haftung des Reichs für das Verſchulden be⸗ 
amteter Führer von Schifſen des öffentlichen Dienſtes gegen⸗ 
über der früheren, abweichenden Auffaſſung (AZ. 72, 347 
— J. 1910, 242) bejaht hat, auschließlich die ſee⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen als ſolche für anwendbar erklärt 
hat. Dazu beſtand in jenem Urt. ſchon deshalb keine Veran⸗ 
laſſung, weil eine Haftung des Staats aus Amtspflichtver⸗ 
letzung in dem jener Zeit zu entſcheidenden Falle überhaupt 
nicht in Frage kam. 
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Es kann ſomit der Auffaſſung des BG. nicht beigetreten 
werden, daß durch die Beſtimmung des Art. 7 EGG HGB. die 
Anwendung des Art. 131 Weim Verf. i. Verb. m. $ 839 
BGB. ausgeſchloſſen werde. Vielmehr beruht die Haftung 
des Staats, ſoweit es ſich um Amtspflichtverletzungen handelt, 
deren tatſächliche Unterlage ſich mit dem in §8 485, 486 
Abſ. 1 Nr. 3 HGB. zugrunde gelegten Sachverhalt deckt, auf 
Art. 131 Weim Verf. i. Verb. m. § 839 BGB.; fie iſt aber 
gemäß Art. 7 EGHGB. auf den Umfang beſchränkt, auf den 
gemäß den genannten Vorſchriften des HGB. die Haftung des 
Reeders ſich bemißt. 

Daß bei der Durchführung einer in Ausübung der Zoll⸗ 
hoheit erfolgenden Überprüfung eines Fahrzeuges vom An⸗ 
haltebefehl an bis zur Vornahme der Überprüfung ſelbſt den 
Führer des Zollkreuzers eine Amtspflicht zu ſorgſamem Ver⸗ 
fahren gegenüber dem Angehaltenen trifft, iſt ohne Bedenken 
anzunehmen (vgl. RGZ. 115, 419 = JW. 1927, 1369 23 
hinſichtlich der Aufbewahrung von Zollgut; RGZ. 140, 417 
hinſichtlich eines Polizeikraftwagens). 

Danach handelt es ſich bei dem geltend gemachten An⸗ 
ſpruch auch inſoweit um einen ſolchen aus der Haftung des 
Reichs für Amtspflichtverletzung, als dieſe begrifflich zuſam⸗ 
menfällt mit einer ſchuldhaften Ausführung von Dienſtver⸗ 
richtungen i. S. des § 485 HGB. Als eine Dienſtverrich⸗ 
tung in dieſem Sinne kann im vorl. Fall nur eine Tätigkeit 
der Beſatzung angeſehen werden, die mit der Seefahrt in un⸗ 
mittelbarem Zuſammenhang ſteht (RG. 13, 114). Als 
ſolche kommt jedenfalls die Art und Weiſe des „Anbordens“ 
in Betracht. Soweit die Klage darauf geſtützt iſt, iſt nach dem 
Ausgeführten das LG. ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes gemäß 83 RBeamtHaftG. zuſtändig. Ob 
in Zuſammenhang mit dem Anborden ein Zuſammenſtoß er⸗ 
folgt iſt, wie es das BG. annimmt, bedarf danach keiner Er⸗ 
örterung. Die Klage iſt weiter geſtützt darauf, daß bereits der 
Anhaltebefehl inſofern unrichtig gegeben ſei, als nicht ein In⸗ 
denwindgehen der Jacht hätte angeordnet werden dürfen. Es 
muß zweifelhaft erſcheinen, ob auch inſoweit eine Dienſtver⸗ 
richtung des bezeichneten Inhalts in Frage kommt. Für die 
vorliegend zur Entich. ſtehende Frage iſt dies jedoch unerheb⸗ 
lich, da die Klage auch inſoweit jedenfalls auf eine die Haf⸗ 
tung des Reichs auslöſende Amtspflichtverletzung geſtützt iſt. 

Die Berufung war daher zuläſſig. 

(U. v. 22. April 1936; I 343/35. — Kiel.) [K.] 
* 


13. § 519 Abſ. 3 Ziff. 2 3 PO. Berufungs- 
begründung. Iſt nach Anſicht des Unterlege⸗ 
nen die Sachlage geklärt und nur die rechtliche 
Beurteilung zweifelhaft, ſo kann ihm nicht 
verwehrt werden, die Ber. zum Zwecke einer 
nochmaligen rechtlichen Prüfung einzulegen 
und in der Begr. nur auf ſeinen früheren, aus 
der angef. Entſch. ſelbſt erſichtlichen, gegen⸗ 
teiligen rechtlichen Staudpunkt hinzuweiſen. 

Die Berufungsbegründung muß nach § 519 Abſ. 3 Ziff. 2 
ZPO. die beſtimmte Bezeichnung der im einzelnen anzufüh- 
renden Gründe der Anfechtung enthalten, und dieſe Beſtim⸗ 
mung iſt ſtreng auszulegen (vgl. u. a. JW. 1935, 2284 10 
[m. Anm.] RG. 147, 313 und JW. 1934, 1782 RG. 
144, 6), eine bloße formelmäßige Bezugnahme auf das frühere 
geſamte oder teilweiſe Vorbringen genügt in aller Regel nicht, 
ſondern die Begründungsſchrift ſelbſt ſoll klar kundgeben, 
gegen welche An⸗ und Ausführungen des erſten Richters der 
Angriff ſich richten und wie er begründet werden ſoll. Iſt 
aber nach Anſicht des Unterlegenen die Sachlage geklärt und 
nur die rechtliche Beurteilung zweifelhaft, ſo kann ihm nicht 
verwehrt werden, Ber. zu dem Zwecke einer nochmaligen recht⸗ 
lichen Prüfung einzulegen und in der Begr. nur auf ſeinen 
früheren, aus der angefochtenen Entſch. ſelbſt erſichtlichen 
gegenteiligen rechtlichen Standpunkt hinzuweiſen. So iſt auch 
die jetzt zu beurteilende Berufungsſchrift aufzufaſſen. Sie läßt, 
zumal im Zuſammenhang mit der ausdrücklichen Beſchrän⸗ 
kung des Streitſtoffs, erkennen, daß der Streitſtoff und insbeſ. 
das Urt. durchgearbeitet worden iſt und daß nur die rechtliche 


Beurteilung in dem allein mit dem Rechtsmittel ergrifſenen 
Punkt zur Nachprüfung des höheren Gerichts geſtellt werden 
ſollte. Ob die Ber. ſpäter ergänzt worden iſt, muß hier außer 
Beachtung bleiben. 


(Beſchl. v. 27. Mai 1936; VB 12/36. — Naumburg.) [v. B.] 


| Reichsgericht: Strafſachen | | 


Großer Senat 
* 14. 83 274, 273 StPO. Eine Berichtigung 
der Sitzungsniederſchrift iſt vom Rev. auch 
dann zu berückſichtigen, wenn fie nach er- 
hobener Verfahrensrüge zu deren Ungun⸗ 
ſten vorgenommen worden iſt. 


J. Der 4.Str&en. hat dem Großen Senat für Straf 
ſachen folgende Frage zur Entſch. vorgelegt: 

Iſt eine Berichtigung der Sitzungsniederſchrift dann zu⸗ 
gunſten des Angekl. nicht zu berückſichtigen, wenn ſie zwar 
vor Erhebung der Verfahrensbeſchwerde, der ſie den Boden 
entzieht, aber zu einer Zeit erfolgt iſt, als das Gericht oder 
eine der beiden Urkundsperſonen amtlich Kenntnis von einer 
ernſtlichen Abſicht des Angekl. hatte, feine Rev. demnächſt 
auf jenen Mangel des Verfahrens zu ſtützen? 

Die Frage knüpft an die bisherige Rſpr. an, wonach die 
Berichtigung einer Niederſchrift nicht zu berückſichtigen ift, ſo⸗ 
weit dadurch einer bereits erhobenen Verfahrensrüge der Bo⸗ 
den entzogen werden würde (vgl, die Entſch. der VerStrSen. 
in RGSt. 43, 1). Der Große Senat für Strafſachen hält es 
für geboten, daß zunächſt zu der grundſätzlichen Frage, ob an 
dieſer Rſpr. feſtzuhalten iſt, noch einmal Stellung genommen 
wird. Er hat ſie verneint. 

Ob die Grenze, welche die Rſpr. der Wirkſamkeit einer 
Berichtigung der Niederſchrift gezogen hat, richtig iſt oder nicht, 
iſt eine der auf dem Gebiete des Verfahrensrechts beſonders 
häufigen Fragen, die nach dem geltenden Geſetz nicht reſtlos 
befriedigend gelöſt werden können. 

Für die Begrenzung ſpricht, daß das Geſetz der Nieder- 
ſchrift über die Hauptverhandlung ein beſonderes Maß von 
Beweiskraft und Unanfechtbarkeit verleiht, und daß derjenige, 
der das auf Grund der Hauptverhandlung ergangene Urteil 
anfechten will, in aller Regel nur Mängel des Verfahrens gel- 
tend machen kann, die ſich aus der Niederſchrift ergeben. Für 
ſie läßt ſich auch geltend machen, daß bei einer Berichtigung 
der Niederſchrift, insbeſ. wenn ſeit der Hauptverhandlung ge⸗ 
raume Zeit vergangen iſt, die Erinnerung der Urkundsperſo⸗ 
nen an den Hergang der Verhandlung bereits ſtark verblaßt 
ſein kann. 


Gegen die Begrenzung ſpricht vornehmlich, daß ſie das 
Rev. zwingt, ſeiner Entf. einen Sachverhalt zugrunde zu 
legen, der der Wirklichkeit uicht entſpricht und von den für 
die Niederſchrift verantwortlichen Perſonen förmlich als un⸗ 
richtig bezeugt worden iſt. Der Erfolg iſt, daß Urteile auf 
Grund angeblicher Verfahrensverſtöße aufgehoben werden müſ— 
ſen, von denen feſtſteht, daß ſie nicht begangen worden ſind. 
Hat der StA. die Rev. eingelegt, jo entſpricht es nicht ſeiner 
Stellung, ſie auf einer falſchen Grundlage durchzuführen. Iſt 
der Angekl. der BeſchwF., jo beſteht kein Anlaß, ihm ein 
Ausnahmerecht zu verleihen, das der Strafverfolgungsbehörde 
verſagt bleiben muß. 

Hier eine voll befriedigende Löſung zu finden, muß der 
Neuordnung des Strafverfahrens überlaſſen bleiben. Unter der 
Herrſchaft des geltenden Geſetzes bleibt dem Richter nur die 
Wahl zwiſchen der einen und der anderen Auffaſſung übrig. 

Der Große Senat für Strafſachen iſt zu der Überzeugung 
gelangt, daß die Bedenken gegen die bisherige Rſpr. überwie⸗ 
gen. Sie erſcheint mit der Grundanffaſſung der Aufgaben des 
Strafverfahrens, die im Dritten Reich Allgemeingut gewor⸗ 
den iſt, nicht mehr vereinbar. Heute iſt, mehr noch wie früher, 
der Gedanke in den Vordergrund gerückt, daß es Aufgabe des 
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Strafverfahrens iſt, mit möglichſter Beſchleunigung der Wahr⸗ 
heit und der Gerechtigkeit zum Siege zu verhelfen. Hieraus 
ergibt ſich für die Rſpr. die Pflicht, dem Fortgang des Ver⸗ 
fahrens keine Hinderniſſe zu bereiten, die ſich nicht unmittelbar 
aus dem Geſetz ergeben. Das Bedenken, daß ſich die Urkunds⸗ 
perſonen durch eine Erinnerungstäuſchung zu einer Berichti⸗ 
gung verleiten laſſen konnten, die dem wirklichen Hergang 
nicht entſpricht, greift nicht durch. Die Gewiſſenhaftigkeit der 
Urkundsperſonen, die die Berichtigung nur gemeinſam vorneh⸗ 
men dürfen, bürgt dafür, daß ſie die Verantwortung hierfür 
nur dann übernehmen, wenn ſie nach ſorgfältiger Prüfung zu 
der vollen Überzeugung gelangt ſind, daß die urſprüngliche 
Faſſung der Niederſchrift der Wirklichkeit widerſpricht. Die 
tägliche Erfahrung lehrt auch, daß die Gerichte ſich zu einer 
Berichtigung der Niederſchrift nur mit großer Vorſicht und 
Zurückhaltung entſchließen. Die Möglichkeit, daß der Beſchwß. 
ſeine Rev. auf andere Mängel geſtützt haben würde, wenn die 
Niederſchrift zur Zeit der RevBegr. bereits berichtigt geweſen 
wäre, iſt an ſich gegeben. Schon jetzt aber iſt es eine feſtſtehende 
Übung, in der RevBegr. von vornherein alle Mängel des Ver⸗ 
fahrens geltend zu machen, die ſich irgendwie auffinden laſſen. 
Dies wird in Zukunft angeſichts der heute erlaſſenen Entſch. 
nur noch genauer befolgt werden. 

Mit der Verneinung dieſer grundſätzlichen Frage iſt die 
vom 4. StrSen. geſtellte Frage erledigt. 

Der Oberreichsanwalt hat ſich dafür ausgeſprochen, an 
der Entſch. der VerStrSen. feſtzuhalten und die vom 4. Str⸗ 
Sen. geſtellte Frage zu bejahen. 

II. Der 4. StrSen. hat dem Großen Senat für Straf⸗ 
ſachen zugieich noch folgende Fragen vorgelegt: 

1. Iſt ein Urteil nichtig, deſſen Formel entgegen der 
Vorſchr. des § 173 GVG. nicht öffentlich verkündet worden iſt? 

2. Für den Fall der Verneinung dieſer Frage: Liegt in 
einem ſolchen Fall der unbedingte Reviſionsgrund des § 338 
Nr. 6 StPO. vor? 

Nachdem die unter I erörterte Frage verneint worden 
it, kommen dieſe beiden Fragen für die Entſch, der Rechts⸗ 
ſache, die dem 4. StrSen. vorliegt, nicht mehr in Betracht. 
Der Große Senat für Strafſachen hat ſie daher nicht mehr 
zu beantworten. 

(Groß. Sen. f. Strafſachen, Beſchl. v. 11. Juli 1936, G 8 St 
1/36 u. 4 D 993/35.) 


Einzelne Senate 


15. 83 Sto B. Eine im Inland verübte 
Beihilfe zu einer im Ausland begangenen 
Haupttat iſt in allen Beziehungen — ein⸗ 
ſchließlich der zu ihrem Tatbeſtande begriff⸗ 
lich gehörenden Haupttat — lediglich nach dem 
deutſchen Strafgeſetz gerade fo zu beurteilen, 
als fiele auch die Haupttat unter die deutſchen 
Strafgeſetze (RG St. 9, 10; 14, 124, 128; 37, 45, 46; 
64, 15). Es kommt daher — anders als in dem 
hier nicht gegebenen Falle des 8 4 Abſ. 2 Nr. 3 
St B. — auch rechtlich nicht darauf an, wie 
das Verhalten des Haupttäters nach dem in 
dem ausländiſchen Staate geltenden Recht zu 
beurteilen wäre oder obes nachdortigem Recht 
überhaupt ſtrafbar iſt. 

(4. Sen. v. 14. Juli 1936; 4 D 462/86.) 
* 


** 16. g 74 StG B. HH Mil S1 V. Treffen Ge⸗ 
fängnisſtrafen und Arreſtſtrafen zuſammen, 
ſo ſind dieſe Strafarten gleichwertig. Als 
Einſatzſtrafe gilt die ihrer Dauer nach 
längſte. 

Das Oberkriegsgericht hat aus der von ihm wegen An⸗ 
maßung einer Befehlsbefugnis in Tateinheit mit Betrug ver⸗ 
hängten Einzelſtrafe von 14 Tagen Gefängnis (§ 263 Abſ. 1 
StGB.; § 120 MilStch B.; § 73 StGB.) und vom Kriegs⸗ 
gericht wegen eines weiteren Falles der Anmaßung einer Be- 
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fehlsbefugnis rechtskräftig erkannten Einzelſtrafe von drei 
Wochen gelinden Arreſtes (8 120 Mil StGB.) eine Geſamt⸗ 
ſtrafe von vier Wochen Gefängnis gebildet. Damit befindet 
ſich das Oberkriegsgericht im Einklang mit den Entſch. des 
NG. v. 25. Jan. und 12. Febr. 1924 (RGSt. 58, 65 ff, 70/71) 
und v. 23. Okt. 1933 = ZW. 1933, 27712, die ausgeſprochen 
haben, daß im Sinn des § 74 Abſ. 2 StGB., 8 54 Abſ. 1 Mil⸗ 
SGB. die Gefängnisſtrafe gegenüber der militäriſchen Arreſt⸗ 
ſtrafe ſtets die ihrer Art nach ſchwerere Strafe iſt. Im Gegen⸗ 
ſatz dazu hatte das frühere Reichsmilitärgericht in ſtändiger 
Rſpr. den Standpunkt vertreten, daß beim Zuſammentreffen 
von Gefängnis⸗ und Arreſtſtrafen beide Strafarten gleichwer⸗ 
tig ſind und als Einſatzſtrafe die ihrer Dauer nach längſte 
gilt (RM. 3, 154/156 ff.; 12, 53/55; PE. 1, 117; 8, 8% Jil, 
23). Der erk. Sen. ſchließt ſich nach nochmaliger eingehender 
Prüfung dieſer letzteren Auffaſſung unter Aufgabe der ab⸗ 
weichenden Anſicht der angeführten Urteile des RG. an. (Wird 
näher ausgeführt.) 
(4. Sen. v. 21. Juli 1936; 4 D 372/36.) 
* 


17. Bei 8 159 StGB. kommt es darauf an, 
daß der Täter dem Dritten zumutet, etwas 
zu bekunden, was dieſer nach der eigenen 
Kenntnis des Täters entweder überhaupt 
nicht oder nicht in der Weiſe wahrgenommen 
hat, wie es ihm der Täter anzugeben zumutet. 
Außerungen des Täters gegenüber dem Drit⸗ 
ten, daß dieſer etwas müſſe ſagen oder be⸗ 
ſchwören „können“, genügen dem Tatbeſtands⸗ 
erfordernis des § 159 StGB. wenn durch ſie die 
erkennbare Willensbeeinfluſſung beſtätigt 
werden ſollte und wurde. 


1. Sen. v. 31. Juli 1936; 1 D 555/36.) 
* 


18. 88 25, 32 RStraß Verk.; § 92 Mil StGB. 
Eine ſtrafgeſetzlich verbotene Handlung (6. B. 
durch 8 25 RStraß Verk O.) kann nicht noch un⸗ 
ter die beſondere Strafbeſtimmung des 8 92 
Mil StGB. geſtellt werden, es ſei denn, da ß 
ſich die verſchiedenen Normen nicht decke n. 7) 

Das Orch. hat den Angekl. außer wegen fahrläſſiger 
Tötung, fahrläſſiger Körperverletzung und einer Übertretung 
der RStraßVerkO, auch wegen eines damit in Tateinheit be⸗ 
gangenen Ungehorſams unter fahrläſſiger Herbeiführung einer 
Gefahr für Menſchenleben nach $ 92 MISGB. verurteilt. 
Das ift nach den bisherigen Feſtſtellungen des angefochtenen 
Urteils rechtlich bedenklich. Denn, ſoweit erſichtlich, bewegt ſich 
der Teil des Befehls, gegen den der Angekl. verſtoßen haben 
ſoll, nämlich daß überall da, wo auch nur die Möglichkeit eines 
Unfalles befteht, 3 B. auf naſſer und ſchlüpfriger Straße, auf 
engen Wegen und bei lebhaftem Verkehr, die Geſchwindigkeit 
ſoweit herabzuſetzen iſt, daß der Kraftwagen ſicher in der Hand 
des Fahrers auf kürzeſte Entfernung zum Halten gebracht wer⸗ 
den kann, innerhalb des Rahmens des 825 NStraßVerkO. und 
iſt nicht etwa auf Grund des 8 32 a. a. O. erlaſſen, wonach die 
Wehrmacht von den Vorſchriften dieſer Ordnung befreit iſt, 
ſoweit die Erfüllung ihrer hoheitlichen Aufgaben es erfordert. 
Dies wird auch aus den Eingangsworten des Befehls erlenn⸗ 
bar, wonach dieſer offenbar nur den Zweck verfolgt, Unfälle 
und ſonſtige Veſchädigungen zu verhüten. Bei ſolcher Sachlage 
aber kann der Befehl nicht die Grundlage zu einer gerichtlichen 
Beſtrafung nach § 92 MilSich B. bilden, da fein, Inhalt ſchon 
die Norm eines anderen Strafgeſetzes enthält, nämlich des er⸗ 
wähnten § 25 RStraßVerk O. i. Berb. m. $ 36 ebendort (vgl. 
8 6 Straftf®. v. 3. Mai 1909 [RG Bl. 437): eine geſetzlich ver⸗ 
botene Handlung kann nicht noch unter die beſondere Strafbe⸗ 
ſtimmung des § 92 MISGB. geſtellt werden (R Milch. 8, 
39/40), es ſei denn, daß ſich die verſchiedenen Normen nicht 
decken. 

Dadurch verliert der Befehl ſelbſtverſtändlich nicht ſeine 
Bedeutung in diſziplinarer Hinſicht als ein beſonders ſcharfer 
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Hinweis auf ein geſetzliches Verbot und in ſtrafgerichtlicher 
Hinſicht als eine Grundlage für den Beweis der Schuld des 
Täters und für die Strafzumeſſung. 


(4. Sen. v. 21. Juli 1936; 4 D 472/36.) 


Anmerkung: Allerdings hat das RMilGG. (RMilG. 8, 40) 
die Theſe aufgeſtellt: Was der Geſetzgeber bereits ſtrafrecht⸗ 
lich normiert hat, trotzdem aber Gegenſtand militäriſchen Dienſt⸗ 
befehls wird, iſt der Beſtrafung aus § 92 MilStGB. entrückt. 
Der Befehl des Geſetzgebers verdrängt alſo ſtrafrechtlich den des 
militäriſchen Vorgeſetzten. Eine Begründung der Lehre iſt aber 
ſowohl vom RMilG. als. auch jetzt vom RG. nicht gegeben. 
Ihrer hätte es um fo mehr bedurft, als das RMilcG. ſpäter 
(RMilch. 14, 114) ſelbſt die allgemeine Gültigkeit feines eigenen 
Grundſatzes mindeſtens bezweifelt hat. Von ſelbſt verſteht ſich 
jener Lehrſatz nicht. Es wäre vielleicht ſogar bedauerlich, wenn 
zu einem geſetzlich normierten Übertretungstatbeſtand nicht ein 
Wiederholungsbefehl des militäriſchen Vorgeſetzten die ſtraf⸗ 
rechtlichen Folgen des 8 92 Mil StGB. auszulöſen vermöchte. 
Mißverſtändlich iſt aber unter allen Umſtänden die hier vom 
RG. angeknüpfte Folge, der Wiederholungsbefehl behalte feine 
Bedeutung in diſziplinarer Hinſicht. Denn eine Hand⸗ 
lung iſt nach militäriſchem Dienſtſtrafrecht nur dann diſzipli⸗ 
nariſcher Ahndung zugänglich, wenn ſie keinem Strafgeſetz un⸗ 
terfällt. Im übrigen verkennt die im Ergebniſſe richtige Entſch. 
§ 32 RStraßVerkO. „Befreit“ iſt die Wehrmacht ausſchließlich 
innerhalb ihrer Hoheitsausübung, und zwar im Rahmen des 
Erforderlichen. Wird aber durch einen inhaltlich dem 
§ 25 angepaßten poſitiven Befolgungsbefehl gerade die hoheit⸗ 
liche Notwendigkeit der „Befreiung“ verneint, ſo gilt für den 
Soldaten der $ 25 RStraß Verk. nicht etwa kraft jenes Vor⸗ 
geſetztenbefehls, ſondern aus ſich. „Auf Grund des § 32 RStraß⸗ 
VerkO.“ kann lediglich von der RStraßVerkO. Abweichendes, 
keinesfalls aber mit ihr Übereinſtimmendes für die Wehrmacht 
beſtimmt werden. Entfällt die „Vefreiungs“ Notwendigkeit, 
bleibt vielmehr ſelbſtändig $ 25 RStraßVerkO. in Geltung. 


Geh. Kriegsrat Dr, M. Wagner, Berlin. 
* 


19. 837 A bſ. 1 Nr. 2 Mil StG B. n. F. kann 
nur ſo ausgelegt werden, daß mindeften eine 
Einzelſtrafe, nicht nur die Geſamtſtrafe, mehr 
als ein Jahr Gefängnis betragen muß. Dies 
ergibt ſich abgeſehen von dem Wortlaut („„we⸗ 
gen einer vorſätzlich begangenen Tat“) mit 
Sicherheit aus 5 54 A b ſ. 3 Mil StG B., welche 
Vorſchrift das neue Geſ. v. 16. Juli 1935 hat 
beſtehen laſſen. 


Die Verurteilung zu einer Geſamtſtrafe ſchließt die Ver⸗ 
urteilung zu einer Ehrenſtrafe nicht aus, wenn dieſe auch nur 
neben einer der verwirkten Einzelſtrafen zuläſſig oder geboten 
iſt (ogl. die jetzt ganz entſprechende Vorſchrift des § 76 
StGB. n. F.). Aus dem Grundſatze dieſer Beſtimmung aber 
folgt, daß, wenn die Ehrenſtrafe wegen keiner der ver⸗ 
wirkten Einzelſtrafen zuläſſig oder geboten iſt, ſie auch neben 
der Geſamtſtrafe ausgeſchloſſen iſt. Dem entſprechen auch die 
Entſch. RMilG. 5, 19/22/23 zu § 31 Abſ. 3 Mil StGB. a. F. 
und RGRſpr. 1, 321; RGSt. 65, 296/97 zu 8 32 Abſ. 1 
StGB. und RGSt. 38, 353/54 zu § 38 StGB. Aus der Be⸗ 
gründung zu dem Geſ. v. 16. Juli 1935 (zu Nr. 19—25 
S. 3/4 Abf. 1) ergibt ſich ferner, daß der Geſetzgeber ab⸗ 
ſichtlich die Verhängung der Ehrenſtrafe der Dienſtentlaſſung 
gegen Mannſchaften gegenüber dem bisherigen Geſetz ein⸗ 
geſchränkt hat, da in einer auf der allgemeinen geſetzlichen 
Wehrpflicht aufgebauten Wehrmacht die Erfüllung dieſer 
Wehrpflicht an erſter Stelle ſtehen muß. Daß im vorl. Fall 
der Angekl. noch Soldat auf Grund der freiwillig über⸗ 
nommenen 12jährigen Berufsdienſtpflicht iſt, kann an dem ge⸗ 
ſchilderten Rechtszuſtand nichts ändern, da das Geſetz keinen 
Unterſchied zwiſchen den verſchiedenen Arten von Soldaten 
kennt. 


(4. Sen. v. 30. Juni 1936; 4 D 467/36.) 


Ehrengerichtshof 
bei der Keichsrechtsanwalts kammer 


20. § 102 RR A O. (5 94 R A O. a. F.). Zu den 
von dem Verurteilten zu erſtattenden „baren 
Auslagen“ des ehrengerichtlichen Verfahrens 
gehören auch die Reiſekoſten und Tagegelder 
der auswärtigen Mitglieder des Ehrengerichts. 
Nicht zu erſtatten ſind dagegen Entſchädi⸗ 
gungen an die ortsanſäſſigen Ehrenrichter. 

Durch den angef. Beſchluß ſind die vom Angekl. zu er⸗ 
ſtattenden baren Auslagen auf 446,89 RAM feſtgeſezt worden. 
In dieſem Betrage find 101,45 N an „Sitzungskoſten“ für 
die Verhandlung vor dem Ehrengericht und ebenſo 133 RM 
für die Verhandlung vor dem EH. enthalten. In den Koſten 
der Staatsanwaltſchaft und der Reichsanwaltſchaft ſind ſolche 
„Sitzungskoſten“ nicht enthalten. Die „Sitzungskoſten“ be⸗ 
ſtehen in Reiſekoſten und Aufwandsentſchädigungen (Tage⸗ 
gelder) für die Richter des Ehrengerichts und des EGH. 
Gegen den Anſatz der „Sitzungskoſten“ richtet ſich die ord⸗ 
nungsmäßige, zuläſſige Beſchwerde des Angekl., der ausführt, 
dieſe Koſten gehörten nicht zu den baren Auslagen i. S. 
des 5 94 RA O., jetzt 8 102 RR. 

1. Die Beſchwerde iſt grundſätzlich nicht gerechtfertigt. 

Die zur Entſcheidung ſtehende Frage iſt in der Rſpr. 
und im Schrifttum nicht einheitlich beantwortet worden; u. a. 
einerſeits in verneinendem Siune durch die Beſchl. der OLG. 
Nürnberg v. 2. Juli 1934: JW. 1934, 3304, Celle v. 27. Nov. 
1934 und v. 15. Mai 1935, KGG. v. 11. Mai 1935; anderer⸗ 
ſeits in bejahendem Sinne durch die Beſchl. des OLG. Naum⸗ 
burg v. 13. Febr. 1935: JW. 1935, 875, Jena v. 9. Sept. 
1935: JW. 1935, 2916, Nüruberg, unter Aufhebung ſeiner 
früheren Rſpr., v. 15. Aug. 1935 und v. 28. Nov. 1935; 
ferner Neubert in der Beſprechung des erſten Nürnberger 
Beſchl. v. 2. Juli 1934: JW. 1934, 3304. 

Der Ec H. tritt der Auffaſſung bei, daß auch die hier 
in Frage ſtehenden „Sitzungskoſten“ zu den erſtattungsfähigen 
baren Auslagen i. S. des 8 102 RR AO. gehören. Er folgt 
dabet im weſentlichen den Darlegungen von Neubert: 
3%. 1934, 3304. 

In der RRA O. v. 21. Febr. 1936 — und auch in der 
früheren RAO. — iſt nicht geregelt, was unter „baren Aus⸗ 
lagen“ i. S. des 8102 RR AO. (894 NAD.) zu verſtehen iſt. 
Die Grundſätze der StpO., die nach 868 RR AO. (866 RAD.) 
entſprechend auwendbar find, können bei der Entſcheidung der 
Frage nicht ohne weiteres übernommen werden. Denn das 
ehrengerichtliche Verfahren weiſt gerade in den hier in Be⸗ 
tracht kommenden Punkten, nämlich der Bildung der erkennen⸗ 
den Gerichte und ihrer Geſchäftsführung, Beſonderheiten 
gegenüber dem Verfahren nach der StPO. anf, denen Rech⸗ 
nung getragen werden muß. Gerade aus dieſen Beſonderheiten 
muß die entſcheidende ſelbſtändige Grundlage für die Aus⸗ 
legung der Vorſchrift in 8 102 RRAO. (894 RAD.) ge 
nomnten werden. 

Im Gegenſatz zu den Richtern des Staates haben die 
Mitglieder der Ehrengerichte nach der RR AO. in der Regel 
ihren Wohnſitz nicht am Gerichtsort. Auch finden die Sitzungen 
im allgemeinen nicht regelmäßig ſtatt, ſondern nur zur Ent⸗ 
ſcheidung vorkommender Fälle. Daher läßt es ſich rechtfertigen, 
die Sitzungskoſten als Auslagen auzuſehen, die erſt durch den 
Einzelfall verurſacht werden. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung 
zeigt ſich ganz beſonders in dem unüberſehbaren Anwachſen 
der Koſten, wodurch eine Vorveranſchlagung für die Anwalt⸗ 
ſchaft unmöglich und im Ergebnis eine höchſt unbefriedigende 
Mehrbelaſtung der geſamten Anwaltſchaft durch das Ver⸗ 
ſchulden einzelner pflichtvergeſſener Mitglieder herbeigeführt 
würde. Gegenüber dieſer Erwägung muß es zurücktreten, daß 
die Ehrengerichtsbarkeit nicht nur Standesintereſſen, ſondern 
auch öffentlichen Intereſſen zu dienen beſtimmt iſt, müſſen 
ſerner Unbilligkeiten und Härten, die ſich bei einer Umlegung 
von „Sitzungskoſten“ auf mehrere in einer Sitzung erledigte 
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Verfahren ergeben können, den Belangen der Allgemeinheit 
untergeordnet und ſomit in Kauf genommen werden. 

2. Auf dieſer rechtlichen Grundlage iſt an dem angefoch⸗ 
tenen Beſchluß nur zu beanſtanden, daß auch die an die 
vrtsanſäſſigen Mitglieder des Ehrengerichts und des 
EH. gezahlten Entſchädigungen (Tagegelder o. ä.) den zu 
erſtattenden baren Auslagen beigezählt worden ſind. Das 
kann nicht gerechtfertigt werden. Danach müſſen für den 
erſten Rechtszug 20,20 AM abgeſetzt werden, für den zweiten 
16,24 Nel, iusgeſamt alſo 36,44 AM. Nur inſoweit iſt ſomit 
die Beſchwerde gerechtfertigt. 

(1. Sen., Beſchl. v. 16. Juni 1936, G 76/36.) 


Oberlandesgerichte: Jivilſachen 


Berlin 

21. Die Ankündigung von Zugaben iſt er⸗ 
laubt. Der Gebrauch des Wortes „Zugabe“ 
in der Ankündigung erweckt nicht den in 81 
Abſ. 3 Zugabe O. verbotenen Eindruck der 
Unentgeltlichkeit. }) 

Die Bekl. ſtellt Lederwaren her und vertreibt ſie im Ein⸗ 
zelhandel. Im Schaufenſter ihres Geſchäfts hat ſie ein Papp⸗ 
ſchild angebracht mit folgender Aufſchrift: „Jeder Käufer erhält 
eine Kleinigkeit als Zugabe.“ Sie hat als Zugabe kleine Scherz⸗ 
artikel aus Pappe gewährt. Die Kl. iſt der Auffaſſung, daß die 
Ankündigung der Zugabe gegen die Zugabe O. v. 9. März 
1932 verſtoße. Die VO. verbiete im § 1 Abſ. 1 grundſätzlich die 
Ankündigung, das Anbieten und das Gewähren von Zugaben. 
Davon mache § 1 Abſ. 2a für Reklamegegenſtände und gering⸗ 
wertige Kleinigkeiten eine Ausnahme, jedoch nur hinſichtlich des 
Gewährens. Eine Ankündigung ſei auch für dieſe Gegen⸗ 
ſtände verboten. Die Art der Werbung fer auch nach § 1 Abſ. 3 
verboten, da die Bekl. die Kleinigkeit ausdrücklich als Zugabe 
anbiete und damit den Eindruck der Unentgeltlichkeit erwecke. 

Die Kl. hat beantragt, die Bekl. zu verurteilen, es zu un⸗ 
terlaſſen, Reklamegegenſtände von geringem Wert, die als ſolche 
durch eine dauerhafte und deutlich ſichtbare Bezeichnung der 
reklametreibenden Firma gekennzeichnet ſind, und geringwertige 
Kleinigkeiten als Zugabe anzubieten. 

Hilfsweiſe hat ſie beantragt, die Bekl. zu verurteilen, es 

zu unterlaſſen, bei der Ankündigung folder Zugaben die Be» 
zeichnung „Zugabe“ zu gebrauchen. 
„Die Bekl vertritt die gegenteilige Auffaſſung, für welche fie 
ſich in erſter Linie auf den Wortlaut des Geſetzes beruft. Jedes 
Gewähren habe zur notwendigen Vorausſetzung ein Anbieten. 
Schon aus dieſer Tatſache ergebe ſich, daß das Wort „gewährt“ 
un Abſ. 2 a nicht den engen Sinn wie das „Gewähren“ in Abſ. 1 
haben könne. Auch ſei in § 1 Abf. 3 ausdrücklich die Ankündigung 
einer in Abſ. 2 zugelaſſenen Zugabe erwähnt und geſtattet, ſofern 
eine ſolche Zugabe nicht als unentgeltlich angekündigt werde. 
Was ſchließlich die Anführung des Wortes „Zugabe“ im Aus⸗ 
lageſchild betreffe, ſo beſtünde keine Möglichkeit, dieſe Art von 
Kundenbelohnung anders zu bezeichnen. Dies beweiſe auch die 
Verwendung des Wortes „Zugabe“ in der VO. 

Das LG. hat durch Urt. v. 23. Jan. 1936 1) die Bekl. gemäß 
dem Hauptantrage verurteilt. Es iſt der Auffaſſung, daß in 8 1 
Abſ. 2 Zugabe O. nur das Gewähren von Reklamegegen⸗ 
ſtänden und geringwertigen Kleinigkeiten, nicht aber auch das 
Ankündigen oder Anbieten ſolcher Gegenſtände von dem in Abſ. 1 
ausgeſprochenen allgemeinen Zugabeverbot ausgenommen ſei. 

Das KG. hat die Klage aus folgenden Gründen abge⸗ 
wieſen: 

Der Abſ. 1 des § 1 VO. v. 9. März 1932 ſpricht ein grund⸗ 
ſätzliches Zugabeverbot aus, in dem er das Anbieten, Ankün⸗ 
digen oder Gewähren einer Zugabe allgemein verbietet. Der 
Abſ. 2 macht hiervon eine Reihe von Ausnahmen. Er beginnt 
mit den Worten: „Die Vorſchr. im Abſ. 1 gelten nicht“ und 
führt dann die Ausnahmen im einzelnen auf. Schon der wieder⸗ 


y Beſprochen in JW. 1936, 2029 ff. in Eule mann, „Zu⸗ 
gabe⸗Pſychoſe I: Die Ankündigung der erlaubten Zugabe.“ 
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gegebene Satz beſagt, daß alles, was im Abſ. 1 verboten it, 
nämlich das Anbieten, Ankündigen und Gewähren einer Zu⸗ 
gabe, für die Ausnahmefälle des Abſ. 2 keine Geltung haben 
ſoll, daß alſo für die Ausnahmefälle das Anbieten, Ankündigen 
und Gewähren erlaubt ſein ſoll. Das LG. legt beſonderes Ge⸗ 
wicht darauf, daß es in der hier maßgebenden Ausnahmevor⸗ 
ſchrift a des § 1 Abſ. 2 heißt: „wenn lediglich Reklamegegen⸗ 
ſtände . . . oder geringwertige Kleinigkeiten gewährt werden“, 
indem es aus dem Umſtande, daß in der Ausnahmevorſchrift 
nur das Wort „gewährt“ gebraucht iſt, den Schluß zieht, daß 
ein Anbieten oder Ankündigen dieſer Gegenſtände nicht von der 
Regel des Abſ. 1 hat ausgenommen werden ſollen. Das LG. 
haftet bei dieſer Auslegung allzuſehr an dem Worte „gewährt“ 
und überſieht dabei den Sinn der Beſtimmung, wie er ſich nicht 
nur aus dem bereits erwähnten Eingangsſatz des Abſ. 2, ſon⸗ 
dern auch aus dem Zuſammenhalt der Vorſchr. a mit den übri⸗ 
gen Beſtimmungen des & 1 ergibt. 

In den Ausnahmefällen b, o, d, k lautet die Faſſung: 
„Wenn die Zugabe in ... (... da und darin) beſteht.“ Vom 
Standpunkte des LG. aus würde, da das Wort „gewährt“ hier 
nicht gebraucht iſt, in dieſen Ausnahmefällen das Anbieten und 
Ankündigen erlaubt fein. Es erſcheint nun unverſtändlich, wes⸗ 
halb das Anbieten und Ankündigen der Zugabe in dem einen 
Fall verboten, in den übrigen Fällen dagegen erlaubt ſein ſollte. 
Für eine derartige unterſchiedliche Behandlung iſt kein Grund 
erſichtlich. Es kann doch wohl nicht angenommen werden, daß 
die Ankündigung von Reklamegegenſtänden und geringwertigen 
Kleinigkeiten unerwünſchter iſt als das Anbieten und Ankün⸗ 
digen von Zugaben, die in Geld (b), in gleicher Ware (e), in 
Zubehör (d) und in der Erteilung von Auskünften oder Rat⸗ 
[lägen (£) beſtehen. 

Auch der Wortlaut der Ausnahmevorſchrift e ſpricht gegen 
die Auffaſſung des LG. Sie beſtimmt folgendes: 

„Die Vorſchriften in Abſ. 1 gelten nicht, wenn der die Zu⸗ 
gabe Gewährende fih erbietet, an Stelle der Zugabe 
einen feſten . .. Geldbetrag bar auszuzahlen ... Bei dem An⸗ 
gebot oder der Ankündi gung einer ſolchen Zugabe iſt 
auf das Recht, an Stelle der Zugabe den Barbetrag zu ver— 
langen, hinzuweiſen ..“ 

Unter Zugabe find die in den Ausnahmefällen a, o und d 
zugelaſſenen Zugaben gemeint, und es wird in dieſer Vorſchrift, 
wie der Satz 2 zeigt, auch für den eine zuläſſige Zugabe Ge⸗ 
währenden die Befugnis zum Anbieten und Ankündigen als 
ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt. Daß dieſe Vorſchrift durch das 
Geſ. v. 12. Mai 1933 (RGBl. 264) geſtrichen worden iſt, vermag 
1 Frage, wie die Zugabe O. auszulegen iſt, nichts zu 
ändern. 

Dazu kommt endlich die Beſtimmung des Abſ. 3 des § 1 der 
Verordnung, wonach es verboten iſt, „bei dem Angebot, der 
Ankündi gung und der Gewährung einer der im Abſ. 2 zu⸗ 
gelaffenen Zugaben die Zuwendung als unentgeltlich zu bezeich⸗ 
nen“. Auch dieſe Vorſchrift geht davon aus, daß alle in Abſ. 2 
zugelaſſenen Zugaben (Waren oder Leiſtungen) und damit auch 
die unter a aufgeführten in Reklamegegenſtänden oder gering⸗ 
wertigen Kleinigkeiten beſtehenden Zugaben angeboten und an⸗ 
gekündigt werden können. i 1 

Der Hauptantrag der Kl. iſt damit unbegründet, aber auch 
der Hilfsantrag iſt nicht gerechtfertigt. 

In dem bereits erwähnten Abſ. 3 des 8 1 der Verordnung 
dürfen die zugelaſſenen Zugaben nicht als unentgeltlich gewährt 
bezeichnet werden. Die Bekl. hat gegen dieſe Vorſchrift in ihrer 
Ankündigung anch nicht verſtoßen. Die Verwendung des Wortes 
„Zugabe“ in der Ankündigung iſt nicht verboten, die Zugabe darf 
nur nicht, wie der Geſetzestezt in der Klammer zeigt, als Gra⸗ 
tis zugabe bezeichnet werden. 

(KG., 31. ZivSen., Urt. v. 28. Mai 1936, 31 U 1596/36.) 


Anmerkung: Das Urteil iſt aus zwei Gründen auf das 
Wärmſte zu begrüßen. Im Wettbewerbsrecht herrſcht in vielen 
Punkten eine ſchwer erträgliche Rechtsunſicherheit, die man nicht 
dadurch bekämpfen kann, daß man ſie leugnet. Entſtanden iſt 
dieſer Zuſtand im weſeutlichen dadurch, daß aus der gewerblichen 
Wirtſchaft heraus verſucht worden iſt, mit Hilfe der Wettbe⸗ 
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werbsvorſchriften Wirtſchaftspolitik zu treiben. Man hat immer 
und immer wieder verſucht, den unbequemen Wettbewerb 
des Mitbewerbers als ſittenwidrig und unlauter zu brand⸗ 
marken und dadurch auszuſchalten (vgl. die zuſtimmenden Aus⸗ 
führungen von Hecht: JW. 1936, 2031 ff.). Die Gerichte haben 
die ſo beſchworenen Gefahren im allgemeinen rechtzeitig erkannt 
und jedenfalls in den höheren Inſtanzen ſolchen Beſtrebungen 
rechtzeitig Einhalt geboten. Es bleibt dennoch eine ganze Reihe 
von Entſcheidungen übrig, die die klare Linie zwiſchen dem, was 
im Wettbewerb unlauter und dem, was manchen Kreiſen un⸗ 
erwünſcht iſt, verwiſcht. Verſchärft wird dieſer Zuſtand dadurch, 
daß eine ganze Reihe kleinerer Einigungsämter für Wettbe⸗ 
werbsſtreitigkeiten ($ 27 a Unl WG.), deren Einfluß auf die Ge⸗ 
ſtaltung des Wettbewerbsrechts nicht unterſchätzt werden ſollte, 
offenbar zu ſchwach geweſen iſt, dieſen Einflüſſen ſtandzuhalten, 
und ſich in ihren Entſch, weit von dem Boden des geltenden 
Rechts losgelöſt und nach Zielen geſtrebt hat, die nicht die 
Rechtspraxis, ſondern nur der Geſetzgeber verwirklichen kann, 
falls er ſie billigen ſollte. 

Dadurch iſt allenthalben eine unzuläſſige Einengung der 
Wettbewerbsfreiheit eingetreten, die tief zu beklagen iſt. 

Auf dem Gebiete des Zugabeweſens herrſcht faſt in jeder 
Frage Streit. Die Entſch. befaßt ſich mit dem Problem der 
Ankündigung der Zugabe. Sie iſt deswegen zu be⸗ 
grüßen, weil ſie einmal hier endgültig Klarheit und Rechts⸗ 
ſicherheit ſchafft, und zweitens, weil ſie auf einem Teilgebiete die 
notwendige Wettbewerbsfreiheit wieder herſtellt. Zuzugeben iſt, 
daß die Frage nicht wie ſo viel anderer Streit im Wettbewerbs⸗ 
recht willkürlich heraufbeſchworen worden iſt, ſondern daß ſie 
bis zu dem vorl. Fall keineswegs unzweifelhaft war. Nach der 
umfaſſenden Darſtellung des Problems von Culemann: JW. 
1936, 2026 ff. („Zugabe⸗Pſychoſe I, Die Ankündigung der er⸗ 
laubten Zugabe“) bleibt zur Sache ſelbſt hier nur kurz folgendes 
zu ſagen: 

Nach der Zugabe BO. v. 9. März 1932 find als Zugaben 
u. a. zugelaſſen „Reklamegegenſtände von geringem Werte, die 
als ſolche durch eine dauerhafte und deutlich ſichtbare Bezeich⸗ 
nung der reklametreibenden Firma gekennzeichnet ſind, und ge⸗ 
ringwertige Kleinigkeiten“ ($ 1 Abſ. 2 a). Die Vorſchrift des 
Abſ. 8 daſelbſt verbietet ferner, „die Zuwendung als unentgelt⸗ 
lich gewährt (Gratiszugabe, Geſchenk u. dgl.) zu bezeichnen oder 
ſonſtwie den Eindruck der Unentgeltlichkeit zu erwecken“. 

Die Frageſtellung iſt eine doppelte. Sie lautet: Dürfen 
ſolche Zugaben öffentlich angekündigt werden? Wenn ja, darf 
bei der Ankündigung das Wort „Zugabe“ gebraucht werden? 
Die von Culemanma. a. O. vollſtändig wiedergegebene Lite⸗ 
ratur und Rſpr. ſpricht ſich bald für Verneinung, bald für Be⸗ 
jahung aus. An Gründen wurden für das Verbot ſchlechthin, die 
Zugabe anzukündigen, im weſentlichen folgende vorgetragen: 

1. § 1 Abſ. 1 Zugabe O. enthält das generelle Verbot, Zu⸗ 
gaben anzubieten, anzukündigen und zu gewähren. 
Abſ. 2 a daſelbſt beſtimmt, daß die Vorſchr. des Abſ. 1 nicht 
gelten, wenn geringwertige Reklamegegenſtände und gering⸗ 
wertige Kleinigkeiten gewährt werden. Das in Abſ. 1 ent⸗ 
haltene generelle Ankündigungs verbot werde alſo durch 
Abſ. 2 a nicht berührt. 

2. Die Ankündigung hat der Geſetzgeber deswegen nicht ge⸗ 
wollt, weil der Reklameartikel ſelbſt werben ſoll, ſo daß ſich eine 
Werbung für den Werbeartikel erübrigt. Geringwertige Kleinig⸗ 
keiten kann man nicht feierlich anpreiſen, weil es ſich nicht lohnt, 
von ihnen zu ſprechen. 

3. Abſ. 3 des Paragraphen ſpricht zwar von einem Ankün⸗ 
digen der Zugabe. Gemeint iſt damit nur die von dem Zugabe⸗ 
verbot ausgenommene Zugabe mit Barablöſung, die der — jetzt 
geſtrichene — Abſ. 2 e regelt und deren Ankündigung das Geſetz 
ausdrücklich zuläßt. 

Die gegenteilige Anſicht macht geltend: 

1. Abſ. 2 des § 1 hebt das generelle Verbot des Abſ. 1 da⸗ 
ſelbſt auf, alſo auch das Verbot der Ankündigung. Wäre man 
anderer Anſicht, ſo gelte auch das Verbot des Anbietens. Damit 
ſei es dann praktiſch unmöglich, die Zugabe zu gewähren, weil 
jedes Gewähren ein Angebot bedinge. 

2. Es iſt kein wirtſchaftlicher oder Rechtsgrund erſichtlich, 


der es verbietet, mit der Zugabe zu werben. Es lohnt ſich ſehr 
wohl, auf ſie hinzuweiſen. Z. B. haben gewiſſe Zigarettenmarken 
durch eine gute Bildzugabe eine ſehr große Abſatzſteigerung er⸗ 
fahren. Das wäre nicht möglich geweſen, wenn man dieſe Bilder⸗ 
ſerien in der Reklame nicht hätte hervorheben und ſchildern 
dürfen. 

3. § 1 Abſ. 3 ſpricht ausdrücklich von dem Ankündigen der 
Zugabe. Dieſe Vorſchrift hätte, wenn ſie ſich nur auf Abſ. 2 e 
bezog, geändert werden müſſen, als Buchſtabe e durch das Geſ. 
v. 12. Mai 1933 fiel. Daß ſie ſtehen blieb, beweiſt, daß der Geſetz⸗ 
geber die Ankündigung geſtatten wollte. 

Zu der Frage, ob die Zugabe bei der Ankündigung als 
Zugabe bezeichnet werden darf, führt die ablehnende Anſicht 
aus: § 1 Abſ. 3 verbietet, „den Eindruck der Unentgeltlichkeit 
zu erwecken“. Das geſchieht ſchon durch das Wort „Zugabe“, das 
im Sprachgebrauch auf ein unberechnetes Geſchenk hinweiſt. Die 
gegenteilige Anſicht hebt hervor: Wenn ich das Wort nicht mehr 
gebrauchen darf, kann ich die Zugabe überhaupt nicht ankün⸗ 
digen, weil ein anderes Wort fehlt. Der Geſetzgeber kann nur 
gemeint haben, daß nicht etwa der Charakter als Geſchenk be- 
ſonders betont werden darf, Vermittelnd haben das AG. 
Stolp und das LG. Stolp in zwei unveröffentlichten Entſch. 
(Urt. v. 26. Juli 1935, 4 Cs 257/35 und Urt. v. 5. Dez. 1935, 3 Ns 
191/35) den — in ſeinen Konſequenzen undurchführbaren — 
Standpunkt vertreten: Der Kaufmann, der eine Zugabe an⸗ 
kündige, könne, um den verbotenen Eindruck der Unentgeltlich⸗ 
keit zu vermeiden, in dem Angebot poſitiv ſagen, daß ihr Wert 
bei der Preisbildung der verkauften Ware einkalkuliert ſei. 

Das KG. hat mit ebenſo kurzen wie klaren und überzeugen⸗ 
den Ausführungen für die Ankündigung entſchieden. 

W. Wendlandt, 
Syndikus der Induſtrie- und Handelskammer zu Berlin. 
8 de 

22. 88 18 A bſ. 2, 19, 25, 28, 30, 130, 145 ff. H GB. 

1. Eine OHG. kann ihr Geſchäft nebſt Firma 
an eine neu gebildete OHG. gemäß 8 25 HGB. 
auch dann veräußern, wenn an dieſer (ganz 
oder) zum Teil dieſelben Geſellſchafter be⸗ 
teiligt find. 

2. Hierbei kann auch die Übernahme der 
Haftung für die im Betriebe der älteren Ge⸗ 
ſellſchaft begründeten Verbindlichkeiten ge⸗ 
mäß § 25 A b ſ. 2 HGB. ausgeſchloſſen werden; die 
perſönliche Haftung derjenigen Geſellſchaf⸗ 
ter, die ſchon an der älteren Geſellſchaft be⸗ 
teiligt waren, aus dieſer Beteiligung bleibt 
völlig unabhängig hiervon beſtehen. 

3. Wird in der angegebenen Weiſe das Ge⸗ 
ſchäft mit Firma veräußert und löſt ſich die 
ältere Geſellſchaft aus dieſem Anlaß auf, 
dann iſt dieſe, ſolange noch ungeteiltes Ge⸗ 
ſellſchafts vermögen vorhanden iſt, berech- 
tigt (und u. U. auch verpflichtet), für ihre Liqui⸗ 
dation eine neue Firma anzunehmen, welche 
den Vorſchriften der §8 18 Ab. 2, 19g und 30 H GB. 
genügt. Von der übertragenden Firma unter⸗ 
ſcheidet ſich die Liquidationsfirma zwar nicht 
ſchon durch den Zuſatz: „in Liquidation“, wohl 
aber dann, wenn die neue Geſellſchaft die 
übernommene Firma mit einem auf das Nach⸗ 
folgeverhältnis hindenutenden Zuſatz (3. B. 
durch Hinzufügung der Namen der jetzigen 
Inhaber) fortführt. 

Im Handelsregiſter iſt die OHG. „Kohlen⸗ und Koksge⸗ 
ſchäft L.⸗Sch.“ eingetragen. Geſellſchafter der Firma ſind die 
Kaufleute Günther L. und Guſtav Sch. Von ihnen iſt Sch. 
allein, L. nur zuſammen mit Sch. zur Vertretung der Geſell⸗ 
ſchaft berechtigt. In notariell beglaubigter Erklärung vom 
28. Okt. 1935 haben die beiden Geſellſchafter und Max H. fol⸗ 
gendes zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet: 

Die OHG. habe das von ihr betriebene Handelsgeſchäft mit 
dem Rechte, die Firma fortzuführen, an L. und H. veräußert. 
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Dieſe betrieben das Geſchäft ſeit dem 1. Okt. 1935 unter der 
bisherigen Firma mit dem Zuſatz: „Inhaber L. und H.“ im 
Rahmen einer zwiſchen ihnen gebildeten OHG. weiter. Die 
Haftung der Erwerberin für die im Betriebe des Geſchäfts be⸗ 
gründeten Verbindlichkeiten der Verkäuferin ſowie der Über⸗ 
gang der im Betriebe begründeten Forderungen auf die Er- 
werberin werde ansgeſchloſſen. Die bisherige OßG. zwiſchen 
L. und Sch. werde von den bisherigen Geſellſchaftern liquidiert. 

L. und H. haben die neue Firma, L. und Sch. ferner die 
Liquidationsfirma gem. 88 108 Abſ. 2, 148 Abſ. 3 HGB. mit 
Namensunterſchrift gezeichnet. 


Das Regiſtergericht hat die beantragte Eintragung abge- 
lehnt, weil das der Anmeldung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft 
wegen beabſichtigter Umgehung des 8 130 HGB. unwirkſam ſei; 
die beabſichtigte Anderung der Geſellſchaftsverhältniſſe könne 
nur durch Ausſcheiden des Sch. und Eintritt des H. als perſön⸗ 
lich haftender Geſellſchafter herbeigeführt werden. Die hiergegen 
eingelegte Beſchw. iſt vom LG. zurückgewieſen worden; dieſes 
mißbilligte zwar den bisherigen Abweiſungsgrund, beanſtandete 
aber doch die Anmeldung hinſichtlich des Haftungsansſchluſſes 
inſofern, als ſie den Eindruck erwecke, daß dieſer ſich auch auf 
L., der nach wie vor Geſellſchafter bleibe, erſtrecken ſolle. Die 
nunmehr eingelegte weitere Beſchw. hatte Erfolg. 

Dem LG. iſt zunächſt darin beizuſtimmen, daß der Bean- 
ſtandungsgrund des RegGer. nicht gerechtfertigt iſt. Geht bei 
einer nur aus zwei Teilhabern beftehenden OHG. das Ausſcheiden 
eines Geſellſchafters Hand in Hand mit der Aufnahme eines 
Erſatzmannes, ſo vollzieht ſich dies im allgemeinen entweder 
in der Weiſe, daß auf Grund einer Vereinbarung mit den 
beiden bisherigen Geſellſchaftern der nene Geſellſchafter in die 
beſtehende Geſellſchaft eintritt und gleichzeitig (oder ſpäter) das 
Ausſcheiden eines der bisherigen Geſellſchafter vereinbart wird, 
oder in der Weiſe, daß einer der beiden bisherigen Geſell⸗ 
ſchafter ausſcheidet und allein der ſomit das Geſchäft über⸗ 
nehmende Geſellſchafter gleichzeitig (oder ſpäter) einen neuen 
Geſellſchaftsvertrag mit dem Erſatzmann ſchließt, durch den die⸗ 
ſer in das Geſchäft eintritt. Im erſteren Falle findet der § 130 
HGB. Anwendung, im letzteren Falle, neben der Vorſchr. des 
142 Hg., welche anf den Fall vertraglich vereinbarten 
Ausſcheidens eines Geſellſchafters entſprechend anwendbar iſt, 
der $ 28 HGB. Ob das eine oder das andere gewollt iſt, iſt Aus⸗ 
legungsfrage (vgl. N®.: JW. 1899, 675 u; NG.: HoldheimM⸗ 
Schr. 11, 37, 203; KJ. 11, 17; Os. 19, 311: R.: JW. 
1923, 650 ). Der letztere Weg it inſofern umſtändlicher, als 
gierbei, mangels geſetzlichen Überganges der Aktiven und Baf- 
fiven auf die neue Geſellſchaft, alle einzelnen Vermögensſtücke 
auf ſie übertragen werden muſſen und als außerdem, weil eine 
neue OG. gebildet wird, die Aufſtellung einer Eröffnungs⸗ 
bilanz erforderlich iſt (vgl. RG.: 82. 1914, 689 22). Im vorl. 
Falle iſt nun, wie die Anmeldung einwandfrei ergibt, weder das 
eine noch das andere gewollt, ſondern ein Drittes: Die bisherige 
Geſellſchaft veräußert ihr Geſchäft im ganzen (unter Ausſchluß 
der Forderungen und der Verbindlichkeiten) an die beiden Ge⸗ 
ſellſchafter einer neu zu gründenden OHG., an der einer der 
Geſellſchafter der bisherigen OHG. (L.) und ein Dritter (H.) 
beteiligt ſind. Gewollt iſt ſomit eine Veräußerung des Handels⸗ 
geſchäfts nach 8 25 HGB., wobei als Erwerber anzuſehen ſind 
die beiden Geſellſchafter der neu zu gründenden OHG. in ihrer 
Eigenſchaft als deren Geſellſchafter, mit anderen Worten: die 
OHG. als ſolche. Eine ſolche Geſchäftsübertragung iſt auch zu⸗ 
läſſig, obwohl hierbei kein völliger Perſonenwechſel in der 
Inhaberſchaft eintritt, wie dies nach 8 25 HGB. im allgemeinen 
vorausgeſetzt wird, ſondern einer der Geſellſchafter der bis⸗ 
herigen Geſellſchaft auch an der neuen Geſellſchaft beteiligt iſt. 
Denn die OHG. kann als ſolche, trotz fehlender Rechtsverſön⸗ 
lichkeit, gem. $ 124 HGB. nicht nur Rechte erwerben, ſondern 
auch die zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen Rechte veräußern. 
Ochließt ſie in dieſer Weiſe ein Rechtsgeſchäft mit einem ihrer 
Geſellſchafter, fo iſt dieſer, da die Oß. ſowohl bei dem Er⸗ 
werbe als auch bei der Veräußerung von Rechten einer ſelb⸗ 
ſtändigen Rechtsperſönlichkeit gleich zu achten iſt, im Verhältnis 
zu ber veräußernden OHG. als Dritter anzuſehen. Daher ijt 
es rechtlich auch möglich, daß ein Geſellſchafter durch Rechts⸗ 


geſchäft unter Lebenden gem. § 25 HGB. das bisher von der 
OHG. als ſolchen betriebene Handelsgeſchäft erwirbt, wenn es 
auch wenig Sinn haben würde, hierbei die Haftung des Er⸗ 
werbers für die Verbindlichkeiten der bisherigen Geſellſchaft 
auszuſchließen, da der Erwerber in ſeiner Eigenſchaft als Ge⸗ 
ſellſchafter der früheren OHG. für dieſe Verbindlichkeiten — 
allerdings mit der ſich aus 8 159 HGB. ergebenden Einſchrän⸗ 
kung — gleichwohl haften würde. Erſt recht iſt ſolch Erwerb 
durch eine andere OHG. möglich, an der ein bisheriger Geſell⸗ 
ſchafter wiederum als Geſellſchafter beteiligt iſt. Für die An⸗ 
wendung des $ 130 HGB., der den Eintritt eines Dritten in 
eine beſtehende Geſellſchaft vorausſetzt, ift in dieſem Falle kein 
Raum, zumal da der Beſtand der bisherigen Geſellſchaft als 
ſolchen durch die Veräußerung des von ihr betriebenen Handels⸗ 
geſchäfts nicht ohne weiteres berührt wird (ogl. RG.: JW. 
1906, 478 6). Unter dieſen Umſtänden kann, da der beabſichtigte 
Rechtserfolg ein ganz anderer ift als im Falle des § 130 HGB., 
auch nicht davon die Rede ſein, daß dieſe Vorſchr. nur um⸗ 
gangen werden ſolle. Aber auch von dem Falle, daß einer der 
bisherigen Geſellſchafter beim Ausſcheiden des Mitgeſellſchaf⸗ 
ters das Geſchäft fortführt, und zugleich (oder ſpäter) einen 
Dritten gem. § 28 HGB. in dieſes Geſchäft aufnimmt, unter⸗ 
ſcheidet ſich der hier beabſichtigte Rechtserfolg weſentlich. Der 
praktiſche Unterſchied beſteht darin, daß hier neben die bis⸗ 
herige Oß G., deren Auflöfung, wie bereits erwähnt, nicht un⸗ 
bedingt erforderlich ift, eine neue OHG. tritt, die nur bei Fort⸗ 
führung der mitübertragenen Firma für die im Betriebe des 
Geſchäfts begründeten Verbindlichkeiten der bisherigen Geſell⸗ 
ſchaft grundſätzlich haftet, während in dem anderen Falle die 
bisher beſlehende Geſellſchaft durch das Ausſcheiden eines der 
beiden Geſellſchafter ohne Liquidation aufgelöſt wird und die 
durch Aufnahme eines neuen Geſellſchafters entſtehende neue 
Handelsgeſellſchaft, auch wenn ſie die frühere Firma nicht fort- 
führt, grundſätzlich für alle bisher im Betriebe des Geſchäfts 
begründeten Verbindlichkeiten haftet. Ein etwa vereinbarter 
Haftungsausſchluß ift in beiden Fällen einem Dritten gegen: 
über wirkſam, wenn die Vereinbarung in das Handelsregiſter 
eingetragen und bekanntgemacht oder von dem Erwerber oder 
dem Veräußerer bzw. von einem Geſellſchafter dem Dritten 
mitgeteilt iſt (vgl. $ 25 Abſ. 2 und § 28 Abf. 2 HGB.). Abge⸗ 
ſehen von dieſer Möglichkeit des Haftungsausſchluſſes gleichen 
ſich die beiden Fälle auch darin, daß es zur Übertragung des 
Geſchäfts auf die neue Geſellſchaft ſowohl im Falle des § 25 
HGB. ebenſo wie im Falle des $ 28 HGB. einer Übertragung 
aller einzelnen Vermögensſtücke bedarf, und daß die Aufſtellung 
einer Eröffnungsbilanz für die neue Geſellſchaft erforderlich iſt. 
Zutreffend hebt das LG. hervor: Der gleiche Rechtserfolg wie 
der hier beabſichtigte könne unbedenklich auch dadurch erreicht 
werden, daß die bisherige Geſellſchaft das Geſchäft unter Aus⸗ 
ſchluß der Haftung für frühere Verbindlichkeiten zunächſt nur 
an H. gem. § 25 HGB. veräußert, und daß dieſer dann nach⸗ 
träglich den L. in das nunmehr ihm allein gehörige Geſchäft 
gem. § 28 HGB. aufnimmt; es ſei daher kein Grund erſichtlich, 
die unmittelbare Übertragung des Handelsgeſchäfts auf L. und 
H. für unzuläſſig zu erachten. N 

Aber auch der neue vom LG. angeführte Abweiſungs⸗ 
grund iſt nicht gerechtfertigt. Es führt hierzu folgendes aus: 
In der Anmeldung ſei die Eintragung des vollſtändigen Aus⸗ 
ſchluſſes für die im Betriebe des Geſchäfts begründeten Ver⸗ 
bindlichkeiten der Verkäuferin beantragt; die entſprechende Ein⸗ 
tragung im Handelsregiſter würde alſo den Anſchein erwecken, 
als ob dieſer Ausſchluß der Haftung ſich auf beide Geſell⸗ 
ſchafter erſtrecke, obwohl die Haftung nur für H. ausgeſchloſſen 
werden könne. Hierbei überſieht das LG., daß, wie die vorſtehen⸗ 
den Ausführungen ergeben, die das Geſchäft übernehmende 
OG. eine völlig neue OHG. iſt, die daher von der bisher be⸗ 
ſtehenden, im vorl. Falle laut Anmeldung aufgelöſten OßG. 
ſcharf zu unterſcheiden iſt. Es beachtet nicht, daß die Haftung 
der das Geſchäft erwerbenden OHG. aus 8 25 HGB. und die 
Haftung der früheren Geſellſchafter der aufgelöſten OHG. eine 
völlig verſchiedene Rechtsgrundlage hat Während L. ebenſo wie 
H. in ſeiner Eigenſchaft als Geſellſchafter der neuen Geſellſchaft 
infolge des vereinbarten und gem. $ 25 Abſ. 2 HGB. auch ein⸗ 
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zutragenden Haftungsausſchluſſes nur für die im Betriebe dieſer 
Geſellſchaft begründeten Verbindlichkeiten haftet, bleibt ſeine 
Haftung in ſeiner Eigenſchaft als Geſellſchafter der bisherigen 
Geſellſchaft für die in deren Betriebe begründeten Verbindlich⸗ 
keiten ſelbſtverſtändlich beſtehen. Dies bedarf auch keiner beſon⸗ 
deren Hervorhebung im Handelsregiſter, ſondern ergibt ſich ohne 
weiteres aus dem Geſetz. Die Anmeldung zum Handelsregiſter, 
daß die Haftung der Erwerberin für die im Betriebe des Ge⸗ 
ſchäfts begründeten Verbindlichkeiten der Verkäuferin ausge⸗ 
ſchloſſen werde, bezweckt offenſichtlich nichts weiter als den Aus⸗ 
ſchluß des § 25 Abſ. 1 HGB. als Haftungsgrund. 

Ein Bedenken gegen die Möglichkeit der Veräußerung des 
von einer OHG. betriebenen Handelsgeſchäfts an eine neu ge 
gründete OHG., an der ein Geſellſchafter der bisherigen DH®. 
beteiligt iſt, könnte ſich u. U. aus der Vorſchr. des $ 181 BGB. 
ergeben. Jedoch beſteht dieſes Bedenken im vorl. Falle ſchon um 
deswillen nicht, weil der andere Geſellſchafter der bisherigen 
OHG., Sch., zu deren alleinigen Vertretung berechtigt und daher 
auch als befugt anzuſehen iſt, das Handelsgeſchäft als Ganzes 
an einen anderen, alſo auch an einen Mitgeſellſchafter zu ver⸗ 
äußern. 

Ein weiteres Bedenken gegen die beantragten Eintragun⸗ 
gen könnte ſich daraus ergeben, daß die bisherige Firma der 
aufgelöſten OHG. „Kohlen⸗ und Koksgeſchäft L.⸗Sch.“ noch nicht 
gelöſcht werden, ſondern bzgl. ihrer nur der auf die Liquida⸗ 
tion hinweiſende Zuſatz eingetragen werden ſoll, und daß gleich⸗ 
zeitig eine neue OHG. zur Eintragung in das Handelsregiſter 
angemeldet wird, welche die Firma der bisherigen OHG. „Koh⸗ 
len⸗ und Koksgeſchäft L. Sch.“ käuflich erworben hat und nun⸗ 
mehr dieſe Firma nur mit Beifügung des das Nachfolgever⸗ 
hältnis andeutenden Zuſatzes: „Inhaber L. und H.“ fortzu⸗ 
führen beabſichtigt. Dies wäre unzuläſſig, wenn es notwendiger⸗ 
weiſe als Vervielfältigung der bisherigen Firma aufgefaßt wer⸗ 
den müßte. Jedoch iſt nach Lage der Sache auch eine andere 
Beurteilung möglich. Mit der Veräußerung ihrer Firma ver⸗ 
liert die bisherige OHG. das Recht, ihre bisherige Firma als 
ſolche fortzuführen. Sie iſt daher genötigt, eine neue Firma 
anzunehmen, vorausgeſetzt, daß ſie trotz der Veräußerung ihres 
Geſchäfts und der damit in Verbindung ſtehenden Aufgabe des 
Handelsgewerbes überhaupt noch befugt iſt, eine Firma zu füh⸗ 
ren. Die letztere Frage iſt ſtreitig, wird insbeſ. in letzter Zeit 
von Groſchuff mit Entſchiedenheit verneint (vgl. JurgRdſch. 
1933, 90 ff.; JW. 1934, 944 ff., insbeſ. 950; 1935, 1740 zu II 2 
und 3264 zu V). Jedoch ſieht der Senat keine Veranlaſſung, 
ſeine bisherige gegenteilige Auffaſſung aufzugeben, welche dahin 
geht, daß eine aufgelöfte OHG., ſolange noch ungeteiltes Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen vorhanden iſt, ſich im Liquidationszuſtande 
gem. den 88 145 ff. HGB. befindet und demzufolge auch noch 
zur Führung einer Firma, wenn auch mit einem auf den Liqui⸗ 
dationszuſtand hinweiſenden Zuſatze, befugt (und u. U. ſogar 
verpflichtet) iſt (vgl. RIA. 11, 42; OLG. 24, 171; KGJ. 33, 
A 188; DMot®. 1926, 491; vgl. auch OLG. Colmar: KGJ. 
37, A 317). Die Liquidation der aufgelöſten OH®. hat, falls die 
Geſellſchafter nicht — was nach $ 158 HGB. allerdings zuläſſig 
iſt — eine andere Art der Auseinanderſetzung vereinbaren, 
nach den handelsrechtlichen Vorſchr. der 88 145 ff. HGB. zu 
erfolgen; aber ſelbſt dann, wenn eine andere Art der Ausein⸗ 
anderſetzung vereinbart iſt, finden, ſolange noch ungeteiltes Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen vorhanden iſt, im Verhältniſſe zu Dritten 
die für die Liquidation geltenden Vorſchr. entſprechende An⸗ 
wendung, kann alſo insbeſ. die OHG. als ſolche gem. 88 156, 
124 HGB. noch unter ihrer Firma vor Gericht klagen und ver⸗ 
klagt werden. Dies ſetzt aber notwendigerweiſe die Fortführung 
einer Firma voraus. Gem. $ 157 HGB. erliſcht die Firma und 
damit zugleich das Recht auf eine Firma erſt mit der Beendi⸗ 
gung der Liquidation, d. h. alſo mit dem Augenblick, wo unge⸗ 
teiltes Geſellſchafts vermögen in der bisherigen Zweckgebunden⸗ 
heit nicht mehr vorhanden iſt. Für die Annahme, daß ſolch un⸗ 
geteiltes Geſellſchaftsvermögen nicht mehr vorhanden ſei, iſt 
im vorl. Falle jedoch kein Anhalt gegeben. Insbeſ. ſchließt der 
Verkauf des Geſchäfts an die neue Geſellſchaft das Vorhanden⸗ 
ſein ſolchen Vermögens keineswegs aus, zumal da die im Be⸗ 
triebe des Geſchäfts durch die bisherige Geſellſchaft begründeten 


Forderungen von der Übertragung ausdrücklich ausgeſchloſſen 
worden ſind. 

Es kann daher nur noch darauf ankommen, ob die von 
der Liquidationsgeſellſchaft angemeldete Firma als neue 
Firma eintragungsfähig iſt; dies hängt lediglich von den Vor⸗ 
ſchriften der 88 18 Abſ. 2, 19 und 30 HGB. ab. Dieſe Vorſchr. 
ſtehen aber im vorl. Falle der Eintragung der angemeldeten 
Firma nicht entgegen. 

Zunächſt verſtößt die Firma nicht gegen 8 18 Abſ. 2 HGB. 
Denn durch den Zuſatz „in Liquidation“ wird deutlich gemacht, 
daß es ſich um eine im Liquidationszuſtande befindliche frühere 
Handelsgeſellſchaft handelt, die kein Handelsgewerbe mehr be⸗ 
treibt; die übrige Firma deutet demgemäß nur noch auf das 
frühere von der Geſellſchaft betriebene Handelsgewerbe hin und 
kennzeichnet dieſes auch zutreffend. 

Die angemeldete Firma entſpricht ferner auch der Vorſchr. 
des § 19 HGB., da fie die Namen der beiden Geſellſchafter, aus 
denen die Geſellſchaft noch jetzt beſteht, enthält. Die Beifügung 
von Vornamen iſt nicht erforderlich. 

Endlich ergeben ſich auch hinſichtlich der Unterſcheidbarkeit 
der Firma gem. § 30 HGB. insbeſ. von der gleichzeitig zur Ein⸗ 
tragung angemeldeten Firma der neuen Oc. keine durchgrei⸗ 
fenden Bedenken. Allerdings iſt der Zuſatz „in Liquidation“ 
nach ſtändiger Rſpr. kein ausreichendes Unterſcheidungsmerk⸗ 
mal, da er nicht die Firmenbezeichnung ſelbſt berührt, ſondern 
nur andeutet, daß bzgl. des Geſellſchaftsverhältniſſes der Han⸗ 
delsgeſellſchaft, welche bisher das Handelsgewerbe unter der 
Firma ohne ſolchen Zuſatz betrieben hatte, eine rechtliche Ver⸗ 
änderung eingetreten iſt (vgl. HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 331). Je⸗ 
doch unterſcheidet ſich die Liquidationsfirma von derjenigen 
Firma, unter der das Handelsgewerbe von der neuen OG. 
fortgeführt wird, deutlich dadurch, daß dieſe den auf das Nach⸗ 
folgeverhältnis hindentenden Zuſatz „Inhaber L. und H.“ trägt; 
dieſer Zuſatz ſchließt die Gefahr einer Verwechſlung aus, zumal 
die Liquidationsgeſellſchaft unter ihrer Firma kein Handels⸗ 
gewerbe mehr betreibt. 

Hiernach ſind die Vorentſcheidungen aufzuheben und iſt das 
AG. anzuweiſen, die beantragten Eintragungen vorzunehmen. 
Allerdings dürfen, wie wegweiſend noch bemerkt ſein mag, 
keinesfalls beide Firmen unter derſelben Nummer des Han⸗ 
delsregiſters eingetragen werden. Deshalb iſt bei der unter 
neuer Nummer einzutragenden Firma, je nachdem, welche von 
den beiden Firmen dies iſt, entweder auf deren Ableitung aus 
der alten Firma oder auf die frühere Handelsgeſellſchaft, um 
deren Liquidation es ſich handelt, hinzuweiſen. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 30. April 1936, 1 WX 120,36.) 
[Sch.] 
(= 386. 13, 431.) 
* 

23. 88 18 A bſ. 2, 37 Abſ. 1 HGB. Die Verwen⸗ 
dung der Bezeichnung „Uhrenhaus Präziſion“ 
für ein gewöhnliches Ührengeſchäft als Firmen⸗ 
zuſatz iſt hinſichtlich beider Beſtandteile zur 
Täuſchung über die Art und den Umfang des Ge⸗ 
ſchäfts geeignet und daher un zuläſſig. 


Der BeſchwF. Walter N. betreibt in M. einen Handel 
mit Uhren und verwendet dabei als Zuſatz zu ſeinem Namen 
die Bezeichnung „Uhrenhaus Präziſion“. Das Regiſtergericht 
ſah hierin den Gebrauch einer unzuläſſigen Firma und gab 
ihm unter Strafandrohung deſſen Unterlaſſung auf. Ein 
Einſpruch des Betroffenen wurde vom Regiſtergericht ver⸗ 
worfen, ebenſo eine hiergegen eingelegte ſofortige Beſchw. vom 
LG. Auch die ſofortige weitere Beſchw. hatte keinen Erfolg. 

Nach ihrem Wortlaut verſtanden verbietet die das Ord⸗ 
nungsſtrafverfahren einleitende Verfügung des Regiſtergerichts 
lediglich die Führung einer Firma „Uhrenhaus Präziſion“. 
Eine ſolche Firma wäre für einen Einzelkaufmann unter allen 
Umſtänden ſchon deshalb unzuläſſig, weil ſie entgegen der 
Vorſchrift des 8 18 Abſ. 1 HGB. den Vornamen und den 
Familiennamen des Inhabers nicht enthält. Andererſeits liegt 
kein Anhalt dafür vor, daß der Beſchwß§. ſich bei der Firmen⸗ 
führung auf die beiden Worte „Uhrenhaus Präziſion“ bi 
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ſchränkt hat. Man muß deshalb die Verfügung des Regiſter⸗ 
gerichts, wie der BeſchwF. ſelbſt es auch getan hat, dahin 
verſtehen, daß ihm die Führung jeder Firma, die mit einem 
der Worte „Ührenhaus“ und „Präziſion“ gebildet fein würde, 
unterſagt werden ſollte. Dazu beſtand, nachdem der Beſchwß. 
beide Worte zur Bildung einer Firma verwendet hatte, hin⸗ 
reichender Anlaß, wenn eine derartige Verwendung den Um⸗ 
ſtänden nach geſetzlich unzuläſſig war. 

Das LG. hält nun im Auſchluß an die Ausführungen 
bes Regiſtergerichts zunächſt die Bezeichnung Uhrenhaus bei 
den Verhältniſſen des Geſchäfts des BeſchwF. für irreführend 
und demzufolge gem. § 18 Abſ. 2 HGB. für unzuläſſig; fie 
rechtfertige ſich nach der Verkehrsauffaſſung nur dann, wenn 
der Geſchäftsbetrieb nach ſeinem Aufbau und ſeinem Umfange 
über den Rahmen eines kleinen Ladengeſchäfts hinausgehe; 
der Beſchwß. betreibe fein Geſchäft aber nur mit fünf An⸗ 
geſtellten in einigen im I. Stockwerk gelegenen Mietsräumen. 
Dieſe Stellungnahme unterliegt keinem rechtlichen Bedenken. 
Die Bezeichnung „Haus“ hat zwar für Unternehmungen, 
die ſich mit dem Verkauf von Gegenſtänden des täglichen Le⸗ 
bens befaſſen, in den entſprechenden Zuſammenſetzungen (z. B. 
Modenhaus, Lebensmittelhaus, Zigarrenhaus) ſeine frühere 
Bedeutung als Großbetrieb weitgehend eingebüßt. Dieſe Ent⸗ 
wicklung iſt aber nicht durchweg ſo weit gegangen, daß ſchon 
ledes eben vollkaufmänniſche Unternehmen als „Haus“ be⸗ 
zeichnet werden dürfte (vgl. IF®. 4, 166). Vielmehr werden 
im neuerer Zeit an die Zuläſſigkeit derartiger Bezeichnungen 
wieder ſtrengere Anforderungen geſtellt (vgl. IF G. 13, 59 
IW 1935, 3164 ir wegen des Firmenwortes „Zentrale“). 
Es iſt daher rechtlich nicht zu beanſtanden, daß das LG. bei 
dem geringen Umfange des Geſchäftes des Beſchwỹ. die Be⸗ 
zeichnung Uhrenhaus für irreführend erachtet hat. Der Beſchwß. 
hat denn auch ſelbſt in dem Verfahren auf Anmeldung ſeiner 
Firma zum Handelsregiſter erklärt, daß er bereit ſei, die Be⸗ 
zeichnung „Uhrenhaus“ durch „ührenvertrieb“ zu erſetzen. 
Dieſer Umſtand konnte andererſeits nicht zur Aufhebung der 
das Firmenmißbrauchsverſahren einleitenden Verfügung füh⸗ 
ren, nachdem der BeſchwF. einmal durch eine firmenmäßige 
Führung der Bezeichnung „Uhrenhaus“ Anlaß zu dem Ein⸗ 
ſchreiten des Regiſtergerichts gegeben hatte. Daß der Be⸗ 
troffene ſich dem Verbot einer bisher von ihm geführten 
Firmenbezeichnung fügen will, ift kein Einſpruchsgrund. 

Den weiteren Firmenzuſatz „Präziſion“ verſteht das 
2, begrifflich im Sinne von „höchſter techniſcher Voll⸗ 
endung“; der Zuſatz beſage demgemäß, daß die in einem ſo 
bezeichneten Geſchäft feilgehaltenen Waren in bezug auf Ge⸗ 
nauigkeit ihrer Herſtellung den höchſten Anforderungen ge⸗ 
nügten; das werde beſtätigt durch die gutachtlichen Auße⸗ 
rungen der zuſtändigen Berufsvertretungen, nämlich der In⸗ 
buſtrie' und Handelskammer und der Handwerkskammer ſo⸗ 
wie der Deutſchen Uhrmacherſchule in Glashütte. Auch dieſe 
Beurteilung läßt keinen Rechtsverſtoß erkennen. Daß jede 

Uhrmacherarbeit ſich in gewiſſem Sinne als Präziſionsarbeit 
bezeichnen läßt, it hier nicht weſentlich. Denn wenn ein 
Uhrengeſchäft das Wort „Präziſion“ in ſeiner Firma führt, 
10, wird das nicht nur als ein Hinweis auf eine allgemeine 
Sigenfchaft aller Uhren oder auch nur aller Taſchen⸗ und 
Armbanduhren verſtanden, ſondern — was der Beſchwß. 
auch ſelbſt nicht verkennt — als Hinweis darauf, daß die 
den Gegenſtand des Geſchäfts bildenden Uhren mindeſtens 
zum überwiegenden Teil und jedenfalls in größerem Umfange 
als in anderen ähnlichen Geſchäften Präziſionsuhren im 
Gegenſatz zu gewöhnlichen Uhren ſind. Es kam unter dieſen 
Umſtänden nicht einmal entſcheidend darauf an, ob als 
Präziſionsuhren entſprechend dem Gutachten der Deutſchen 
Uhrmacherſchule ſilberne Uhren nur bei einem Mindeſtpreis 
bon 150 AM und goldene Uhren nur bei einem ſolchen von 
300 AM angeſehen werden oder ob die Fortſchritte der 
Technik es ermöglicht haben, „Präziſionsuhren“ auch ſchon zu 
erheblich niedrigeren Preiſen zum Verkauf zu bringen. Jeden⸗ 
falls kann der BeſchwF. auf den Firmenzuſatz „Präziſion“ 
deshalb keinen Anſpruch erheben, weil ſein Geſchäft ſich nach 
der rechtlich einwandfreien Feſtſtellung des LG. in bezug auf 
die Art der gehandelten Uhren nicht weſentlich von der großen 
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Maſſe anderer gleicher Ladengeſchäfte unterſcheidet, das Pu⸗ 
blikum aber an ein das Wort „Präziſion“ in der Firma 
führendes Geſchäft in dieſer Beziehung beſondere Anforde⸗ 
rungen ſtellen zu können glaubt. 

Zu weiteren Ermittlungen hatte das LG. keinen Anlaß. 
Wenn wirklich, wie der Veſchw§. geltend macht, ein dem 
ſeinigen ähnliches Unternehmen in verſchiedenen Städten 
unter einer ebenfalls das Wort „Präziſion“ enthaltenden 
Firma geführt wird, ſo iſt das noch kein Beweis für eine ent⸗ 
ſprechende allgemeine Verkehrsanſchauung. Es verletzt daher 
nicht das Geſetz, daß das LG. die von dem Being. nach 
dieſer Richtung in Ausſicht geſtellten näheren Angaben wegen 
Unerheblichkeit nicht abgewartet hat. 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 2. Juli 1936, 1 Wx TR 


* 


24. § 70 Abſ. 2 Gen G. Ein Genoſſe kann feine 
Kündigung mit Zuſtimmung der Genoſſen⸗ 
ſchaft auch dann noch wirkſam zurücknehmen, 
wenn fie bereits in die Genoſſenliſte ein- 
getragen iſt, ſofern das maßgebende Ge- 
ſchäftsjahr noch nicht abgelaufen iſt. Der ab- 
weichende Grundſatz der Entſcheidung KG. 
50, 120 wird aufgegeben. - 


Der Bauer Arthur B. kündigte feine Mitgliedſchaft zu 

der Genoſſenſchaft mit Schreiben v. 23. Dez. 1934 zum 31. Dez. 
1936. Dies wurde am 1. Febr. 1935 in der Liſte der Genoſſen 
eingetragen. Mit Schreiben v. 4. Dez. 1935 nahm B. ſeine 
Kündigung zurück. Der Vorſtand der Genoſſenſchaft ſtimmte 
dieſer Erklärung zu und beantragte, „das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter“ entſprechend zu berichtigen. Das AG. lehnte die Ein- 
tragung ab, weil die Rücknahme der Kündigung nach ihrer Ein⸗ 
tragung in die Lifte der Genoſſen nicht zuläſſig ſei. Die Beſchw. 
der Genoſſenſchaft wurde zurückgewieſen. Ihre weitere Beſchw. 
hatte Erfolg. 
„Das LG. hält ebenſo wie das AG. die Rücknahme der 
ztündigung nach der Eintragung in der Genoſſenliſte für un⸗ 
zuläſſig. Es verweiſt zur Begr. ſeiner Anſicht auf die Entſch. 
des Senats (KG J. 50, 120). Dieſe Entſch. hat im Schrifttum 
größtenteils Zuſtimmung erfahren. Dagegen hat das Oc. 
Hamburg (HanfNGZ. 1935, B, 176) eine abweichende Auffaf- 
ſung vertreten. 

Der Senat gibt bei nochmaliger Prüfung ſeine frühere 
Auffaſſung auf. Nach $ 70 Abſ. 2 Gen®. ſcheidet der kündigende 
Genoſſe „infolge der Eintragung“ — der Kündigung — aus 
der Genoſſenſchaft aus. Aus dieſem Wortlaut des Geſetzes hat 
der Senat in der genannten Entſch. geſchloſſen, daß der Ge⸗ 
noſſe nicht infolge einer ſpäteren, dieſer Eintragung nachfolgen⸗ 
den Erklärung dennoch Mitglied bleiben könne. Damit wird 
der Eintragung aber eine formale Rechtskraft beigelegt, die ihr 
nicht zukommt. Der Senat führt in der genannten Entſch. 
weiter aus, daß das Ausſcheiden des Genoſſen nicht an die 
zugrunde liegende Rechtshandlung geknüpft, ſondern daß die 
Eintragung allein maßgebend ſei. Dieſe Anſicht kann aber nicht 
als richtig aufrechterhalten werden. Die Eintragung iſt nur 
eine von mehreren Vorausſetzungen, die das Ausſcheiden her⸗ 
beiführt. Der Genoſſe ſcheidet zwar (abgeſehen vom Fall ſeines 
Todes, § 77 Genc.) nicht ohne Eintragung der das Ausſcheiden 
begründenden Tatſache aus der Genoſſenſchaft aus (KG.: JW. 
1935, 3166). Umgekehrt ſcheidet er aber trotz der Eintragung 
nur dann aus, wenn noch zwei weitere Vorausſetzungen hin⸗ 
zutreten; es muß einmal der der Eintragung zugrunde liegende, 
das Ausſcheiden begründende Tatbeſtand materiell wirkſam ſein 
(RG. 128, 91 = JW. 1930, 3749 m. Anm.), und es muß 
das im Eintragungsvermerk angegebene Geſchäftsjahr (ab⸗ 
geſehen vom Fall des § 76 GenG.) abgelaufen ſein. Iſt z. B. 
die der Eintragung zugrunde liegende Kündigung oder der 
ihr zugrunde liegende Ausſchließungsbeſchluß unwirkſam, fo 
führt die Eintragung das Ausſcheiden nicht herbei. Die Ein⸗ 
tragung iſt vielmehr gem. § 36 Gen RVO. zu berichtigen (vgl. 
KG. 1 b X 423/26 = Recht 1926 Nr. 2155). Es kommt danach 
darauf an, in welchem Zeitpunkt die Vorausſetzungen vorlie⸗ 
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gen müfjen, in dem der Eintragung in die Genoſſenliſte oder 
in dem des Ablaufs des in Betracht kommenden Geſchäfts⸗ 
jahrs. Weder der Wortlaut des Geſetzes noch innere Gründe 
zwingen dazu, den Tag der Eintragung entſcheiden zu laſſen. 
Iſt die Kündigung im Zeitpunkt der Eintragung unwirkſam, 
ſo beſteht kein Anlaß, die Nachholung der Kündigung zu ver⸗ 
bieten, ſofern das im Hinblick auf die Kündigungsfriſt möglich 
iſt. Der Zweck der Genoſſenliſte, den Glaubigern der Genoſſen⸗ 
ſchaft Klarheit über den Mitgliederbeſtand zu geben, wird da⸗ 
durch nicht beeinträchtigt. Nicht anders liegt es, wenn eine 
wirkſam ausgeſprochene Kündigung nach der Eintragung, aber 
vor Ablauf des maßgebenden Geſchäftsjahres wirkſam zurück⸗ 
genommen wird. Die Gläubiger der Genoſſenſchaft werden da⸗ 
durch nicht geſchädigt, wenn ein Genoſſe Mitglied der Genoſſen⸗ 
ſchaft bleibt, obwohl fein Ausſcheiden eingetragen iſt (vgl. auch 
RG. 128, 91 = JW. 1930, 37495 m. Anm.). Andererſeits 
bedeutet es einen unnötigen Formalismus, den Genoſſen, der 
gekündigt hat, auf den Weg des nahen Beitritts zur Genoſſeu⸗ 
ſchaft zu verweiſen. Daß die Erklärung der Kündigung als 
ſolche zurückgenommen werden kann, hat das RG. bereits in 
der Entſch. RG. 49, 29 anerkannt und wird, ſoweit erſichtlich, 
auch nirgends in Zweifel gezogen. 

Der Senat hält demnach die Rücknahme der Kündigung 
mit Zuſtimmung der Genoſſenſchaft (RZ. 49, 32) auch nach 
der Eintragung in die Lifte der Genoſſen für zuläſſig. Wird die 
Kündigung (vor Ablauf des maßgebenden Geſchäftsjahres) wirk⸗ 
ſam zurückgenommen, ſo wird die Eintragung in der Liſte der 
Genoſſen unrichtig. 

Sie iſt demnach gem. 8 36 Abſ. 1 GenRV O. zu berichtigen. 
Hierauf zielt der Antrag der Genoſſenſchaft ab, wenn darin 
auch irrtümlich von der Berichtigung des Genoſſenſchaftsregi⸗ 
ſters geſprochen wird. Vorausſetzung der Berichtigung iſt, daß 
die Unwirkſamkeit der Eintragung, d. h. hier alſo die Zurück⸗ 
nahme der Kündigung, dem RegGer. durch übereinſtimmende 
Erklärungen des beteiligten Genoſſen und des Vorſtandes der 
Genoſſenſchaft in beglaubigter Form (88 8, 36 Gen VO.) nach⸗ 
gewieſen wird. Die Beglaubigung der Unterſchrift nur des 
Vorſtandes der Genoſſenſchaft genügt hierzu nicht. Dieſer Man⸗ 
gel des Antrages rechtfertigt aber nicht ſeine Zurückweiſung, 
ſondern nur eine Zwiſchenverfügung. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 23. April 1936, 1 WX 72/36.) 
Sch. 


(Ig. 13, 413.) 
d 

25. 827 Lit UrhG. Unterſchied zwiſchen einer 
bühnenmäßigen und einer konzertmäßigen 
Aufführung eines muſikaliſch⸗dramatiſchen 
Werkes. f) 

Die Kl. als Inhaberin der Bühnenverlagsrechte und 
Aufführungsrechte an der Oper „Carmen“, behauptet, daß 
die Veranſtaltung der Bekl. ihre Aufführungsrechte verletzt 
habe, die Bekl. ſei durch die ihr von der Stagma pauſchaliter 
erteilte allgemeine Sendeerlaubnis nicht gedeckt. Die Kl. 
fordert deshalb von der Bekl. Schadenserſatz in Höhe einer 
Aufführungsgebühr von 200 AM, zu der eine weitere Gebühr 
von 50 RM hinzutrete für die Lieferung des Materials, weil 
ſie ihre Rechte ſtets nur unter der Bedingung der Abnahme 
dieſes Materials vergebe. 

Die Bekl. iſt der Anſicht, daß es ſich um eine rein 
konzertmäßige Aufführung gehandelt habe, für die ſie die 
Berechtigung von der Stagma ableite, nicht um eine bühnen⸗ 
mäßige Aufführung; die einzelnen Muſikſtücke ſeien zuſammen⸗ 
hanglos aneinandergereiht. Die Forderung der Koſten für die 
Lieferung von Material ſei in jedem Falle unbegründet, weil 
ſie das Material vom Opernhaus Frankfurt a. M. ent⸗ 
liehen habe. 

Die Bekl. hat Widerklage erhoben auf Feſtſtellung, daß 
ſie berechtigt ſei, ohne Erlaubnis der Kl. aus Bühnenwerken, 
deren Bühnenverlag die Kl. hat, Einzelnummern in laufender, 
nicht zuſammenhängender Folge dergeſtalt im Rundfunk zu 
ſenden. 

Das LG. hat durch Teilurteil v. 19. Sept. 1935 die 
Bekl. zur Zahlung von 250 ./ nebſt Zinſen verurteilt. 


Die Berufung iſt unbegründet. 

Unſtreitig hat die Bekl. durch den von ihr mit der 
Stagma geſchloſſenen Pauſchalvertrag das Recht, konzert⸗ 
mäßige Teile der Oper „Carmen“ im Wege der Rundfunk⸗ 
ſendung wiederzugeben. Der Umfang der der Bekl. einge⸗ 
räumten Rechte richtet ſich nach dem Umfang der der 
Stagma ſelbſt zuſtehenden Rechte, und dieſe letzteren ſind in 
82 der Satzung der Stagma dahin begrenzt, daß ausge⸗ 
ſchloſſen iſt „die Verwendung von Rechten der bühnenmäßigen 
Aufführung ganzer muſikdramatiſcher Werke und von größeren 
geſchloſſenen Teilen ſolcher Werke von Bühnen, im Rund⸗ 
funk und Tonfilm“. 

Der Auſpruch der Kl. iſt demnach dann gerechtfertigt, 
wenn die Bekl. eine Aufführung veranſtaltet hat, die ſich als 
eine bühnenmäßige Aufführung der ganzen Oper „Carmen“ 
oder von größeren geſchloſſenen Teilen dieſer Oper kennzeichnet. 

Daß eine ſolche bühnenmäßige Aufführung „von größeren 
geſchloſſenen Teilen“ der Oper in Frage ſteht, iſt ſchon durch 
die Wahl der Bezeichnung „Querſchnitt“ für die von der Vell. 
vorgenommene Sendung zu vermuten. Denn ein „Quer⸗ 
ſchnitt“ ſoll einen Überblick über das Werk in ſeiner Geſamt⸗ 
heit geben. Es iſt doch wohl gerade der Zweck einer als Quer⸗ 
ſchnitt bezeichueten Sendung, in einer abgekürzten Form dem 
Hörer einen Geſamteindruck des Werkes zu vermitteln. Dieſem 
Zweck entſprechend find in der Tat die dreizehn weſentlichſten 
muſikaliſchen Teilſtücke ausgewählt und nicht loſe und zu⸗ 
ſammenhanglos, ſondern dem Gange der Handlung folgend 
zuſammengeſtellt. 

Der Begriff „größere geſchloſſene Teile“, der das Über⸗ 
ſchreiten einer nur konzertnäßigen Aufführung und den Be⸗ 
giun einer bühnenmäßigen Aufführung gut wiedergibt, er⸗ 
fordert nicht einmal die Wiedergabe von Teilſtücken der Oper, 
die den ganzen Gang der Oper erkennen laſſen. Vielmehr kann 
ſchon ein einzelner geſchloſſener Teil des Werkes eine „büh⸗ 
nenmäßige“ Aufführung im Gegenſatz zu einer konzertmäßigen 
darſtellen, was z. B. unbeſtreitbar fein dürfte, wenn es ſich um 
die Wiedergabe eines ganzen Aktes der Oper handelt. In 
dieſer Beziehung iſt es im vorliegenden Fall ſchon ſehr be⸗ 
denklich, daß von dem vierten, letzten Akt der Oper „Carmen“ 
außer dem Vorſpiel die ganze letzte Szene zwiſchen Carmen 
und Joſs unverkürzt wiedergegeben worden iſt. Dieſe Wieder⸗ 
gabe nähert ſich einer bühnenmäßigen Aufführung ſowohl 
wegen des erheblichen Umfangs dieſer Szeue, als auch be⸗ 
ſonders wegen ihres in ſich geſchloſſenen, hochdramatiſchen 
Verlaufs, in dem die letzte Begegnung zwiſchen Carmen und 
Joſs ſtattfindet, dieſer ſie beſchwört, ihm ihre Liebe wieder 
zuzuwenden, Carmen ihn trotzig und kalt abweiſt und nach 
immer ſteigender Dramatik, die durch den Stimmungsgegenſatz 
des zwiſchengeſtreuten Chors mit dem Stierkämpfermarſchlied 
nur noch gehoben wird, Joſs ſchließlich die Geliebte in ſeiner 
Verzweiflung niederſticht. Ein derartiger Höhepunkt des muſi⸗ 
kaliſchen Dramas, der in ſich einen geſchloſſenen dramatiſchen 
Verlauf erheblichen Umfanges hat, kann kaum noch als eine 
nur „konzertmäßige“ Aufführung eines Opernſtückes betrachtet 
werden. Vollends iſt aber die Konzertmäßigkeit der Auf 
führung dadurch verlaſſen worden, daß außer dieſer Schluß⸗ 
ſzene die weſentlichſten Teile der Oper in richtiger Reihenfolge 
und in einem Umfang wiedergegeben worden ſind, der außer 
dem bedeutendſten und bekannteſten Teile der Muſik auch den 
weſentlichſten Teil der Handlung ſelbſt für einen Nichtkenner 
der Oper deutlich erkennen läßt. Die ausgewählten Teile der 
Oper führen den Hörer in das Milieu — Spanien, Soldaten, 
Fabrikmädchen, Stierkämpfer, Schmuggler — ein und laſſen 
ihn vernehmen, wie Carmen den Soldaten Don Joss umgarnt 
und gewinnt, trotzdem Heimat und Mutter durch Micaela noch 
einmal mit aller Liebe nach ihm rufen, wie er von der für den 
Torero Escamillo in neuer Liebesglut entbrannten Carmell 
verraten wird, und wie er ſchließlich, um Ehre und Brot ge“ 
bracht, die Zerſtörerin ſeines Lebensgllckes tötet. 

Dieſer weſentlichſte Kern der Handlung ift — unter Fort⸗ 
laſſung alles Handlungsbeiwerkes und unter Hinzufügung be⸗ 
ſonders charakteriſtiſcher und bekannter Juſtrumental⸗ und 
Chorſtücke — fo in ſich vollſtändig und verſtändlich, daß das 
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wiedergegebene Ganze als eine bühnenmäßige Aufführung be- 
zeichnet werden muß. 

Die Forderung der Kl. nach einer angemeſſenen Ver⸗ 
gütung für die unberechtigte Aufführung iſt daher ſowohl aus 
dem Geſichtspunkte des Schadenserſatzes wie der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung begründet. 


(KG. Urt. v. 4. Mai 1936, 27. U 31/35.) 


Anmerkung: Dem Urt. iſt nicht beizuſtimmen, weil es 
den im 8 27 Lit UrhG. in Erſcheinung tretenden Unterſchied 
zwiſchen einer bühnenmäßigen und einer konzertmäßigen 
Aufführung eines muſikaliſch⸗dramatiſchen Werkes (Oper, 
Operette) verkennt. Bei beiden Aufführungen findet eine Ton⸗ 
wiedergabe des Werkes ſtatt, der Unterſchied liegt darin, daß 
die bühnenmäßige Aufführung die Bühne verlangt. Zur reinen 
Tonwiedergabe des muſikaliſchen Teiles des Bühnenwerkes 
tritt noch etwas hinzu, was dieſe Wiedergabe zur bühnen⸗ 
mäßigen qualifiziert, nämlich die ſzeniſche Darſtellung. Dieſe 
erfordert aber, daß die handelnden Perſonen zur ſinnlichen 
Erſcheinung kommen, mögen ſie auch nicht gerade diejenigen 
ſein, die den tonalen Teil wiedergeben, und zwar — und das 
iſt das Entſcheidende — als im Bühnenwerk handelnde Per⸗ 
ſonen. Gerade das aber fehlt bei der rundfunkmäßigen Wieder⸗ 
gabe des Querſchnitts durch die Oper. Zwar erhalten die 
Rundfunkteilnehmer nicht nur einen Eindruck vom Geſchehen 
in dieſem dramatiſch⸗muſikaliſchen Werke, ſondern fie erleben, 
ſind ſie aufnahmefähig genug, das Drama mit. Aber 
bühnenmäßig wird ihnen die Wiedergabe nicht dargeboten, 
denn ihr Miterleben gründet ſich auf ihre Phantaſietätigkeit, 
nicht auf ein viſuelles Erlebnis der Geſchehniſſe der dramati- 
ſchen Handlung. 

Das Urt. ſetzt ſich — ohne deſſen gewahr zu werden — 
mit dem Urt. des OLG. Dresden v. 25. Okt. 1928 (Ufita I 
1928] 686) in Widerſpruch, worin feſtgeſtellt wird, daß ein 
dramatiſch geſtaltetes Vorleſen einer Novelle niemals eine 
bühnenmäßige Aufführung iſt. Zwar haben hierdurch die Zu⸗ 
hörer das Gefühl gehabt, als ſprächen dieſe Perſonen ſelbſt. 
Aber es fehle doch, daß die Geſchehniſſe dem Publikum als 
Drama, als Handlung nähergebracht würden. 

Daß die hier vertretene Auffaſſung auch nicht RG. 80, 
74 widerſpricht, folgt daraus, daß in dieſem Urt. lediglich aus⸗ 
geführt wird, daß ein dramatiſch⸗muſikaliſches Werk dieſen 
ſeinen Charakter nicht dadurch verliert, daß es konzertmäßig 
aufgeführt wird, während der Begriff der bühnenmäßigen Auf⸗ 
führung hierbei nicht erläutert wird. 


RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


* 

Kaſſel 

26. 88 85, 163, 204 KO.; 8568 ZPO. Auch nach 
der Beendigung des Konkurs verfahrens kann 
noch die Feſtſetzung der Vergütung und des 
Auslagenerſatzes des Konkursverwalters er⸗ 
folgen. Wenn das LG. infolge der gegentei⸗ 
ligen Auffaſſung die vom A G. vorgenommene 
Jeſtſetzung aufgehoben hat, ift die weitere 
Beſchwerde zuläſſig. 


(OLG. Kaffel, Veſchl. v. 29. Juni 1936, 1 W 114/36.) 


* 


27. § 114 3 P O.; 8 744 BG B. Wenn der Teil⸗ 
haber einer Gemeinſchaft ein dieſer zu⸗ 
ſtehendes Recht mit dem Antrage auf Lei⸗ 
ſtung an alle einklagt, ſo muß zur Bemilli- 
gung des Armenrechts grundſätzlich die Ar- 
mut aller Teilhaber und der Gemeinſchaft 
ſelbſt bargetan werden; Ausnahme nur, wenn 
ein berechtigter Grund vorliegt, weshalb 
der Teilhaber allein klagt. 


(OLG. Kaſſel, Beſchl. v. 7. Juli 1936, 1 W 104/36.) 
* 


Rechtſprechung 
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28. SS 739, 766 3 PO. Iſt ohne Vorliegen 
eines Duldungstitels gegen den Ehemann 
in das eingebrachte Gut vollſtreckt, ſo iſt die 
Ehefrau nicht berechtigt, mit der Erinnerung 
die Aufhebung der Vollſtreckung zu ver⸗ 
langen. 


(Os. Kaſſel, Beſchl. v. 6. Juli 1936, 1 W 116/86.) 


* 
Stuttgart 


29. 8114 3 PO. Einklagung einer vom Bekl. 
bisher nicht beſtrittenen Forderung vor dem 
LG. ohne vorhergehendes Mahnverfahren iſt 
in der Regel mutwillig. 


Wollte man die in § 114 Abſ. 1 3PO. gegebene Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Rechtsverfolgung „nicht mutwillig“ er⸗ 
ſcheinen dürfe, in dem engen Sinn des Worts verſtehen, dann 
dürfte die Rechtsverfolgung durch unmittelbare Klagerhebung 
nicht als mutwillig bezeichnet werden. Allein durch Satz 2 
des $ 114 Abſ. 1 3PO. iſt gezeigt, daß der Geſetzgeber den 
Begriff mutwillig nicht in dem engen Sinn eines verwerf⸗ 
lichen Spiels mit ſtaatlichen Einrichtungen verſteht, ſondern 
ſchon das als mutwillig anſieht, was von dem verſtändigen, 
wirtſchaftlich begründeten Handeln einer nicht armen Partei 
offenbar abweicht. Die nicht arme Partei wird dann, wenn 
ſie auf Erledigung der Sache durch das Mahnverfahren 
hoffen kann, aus Gründen der Koſtenerſparnis nicht Klage 
erheben, ſondern einen Zahlungsbefehl beantragen. Sie kann 
dies um ſo unbedenklicher, als die Rechtſprechung ſogar die 
Mehrkoſten, die dem im Mahnverfahren vorgehenden und 
dann durch den Widerſpruch des Schuldners zum Streitver⸗ 
fahren vor dem LG. genötigten Gläubiger durch notwendigen 
Anwaltswechſel entſtehen, dem unterliegenden Schuldner auf⸗ 
bürdet, es ſei denn, daß der Gläubiger mit Sicherheit oder 
hoher Wahrſcheinlichkeit den Widerſpruch des Schuldners zu 
ervarten hatte (KG. v. 20. Febr. 1935: JW. 1935, 872). 
Iſt demnach in einem Fall davon auszugehen, daß eine nicht 
arme Partei zunächſt einen Zahlungsbefehl beantragen würde, 
weil ſie das für wirtſchaftlich gegeben anſieht, dann wider⸗ 
ſpricht es dem in § 114 Abf. 1 ZPO. ausgedrückten Willen 
des Geſetzgebers, wenn eine arme Partei nicht ebenſo verfährt, 
ſondern ſofort den teureren Weg beſchreitet. Es muß von dem 
einzelnen erwartet werden, daß er die Mittel der Allgemein- 
heit nicht weitergehend beanſprucht, als er mit eigenen Mit⸗ 
teln verfahren würde. 


Über dieſen allgemeinen Grundſatz hinaus laſſen ſich 
ſchematiſche Anwendungsregeln nicht aufſtellen. Jeder Fall 
iſt nach ſeiner Lage zu prüfen und zu entſcheiden. Vorliegend 
iſt von einem Beſtreiten des Bekl. nicht die Rede, vielmehr 
von einem „Vertröſten“ des Kl. durch ihn, nachdem er 
immerhin einen Teil bezahlt hat. Auch auf die Mitteilung 
der Klageſchrift durch das Gericht zur Außerung hat er nicht 
erwidert. Da er nach der Darſtellung des Kl. zeitweilig 
pfändbares Einkommen hat, muß auch ihm daran liegen, die 
gegen ihn erwachſenden Koſten möglichſt niederzuhalten. Da- 
her kann nicht gejagt werden, daß mit ſeinem Widerſpruch 
gegen einen Zahlungsbefehl zu rechnen ſei; vielmehr darf er⸗ 
wartet werden, daß er nicht widerſpricht. Für den Fall, daß 
er doch widerſpricht, hatte ja der Kl. die Möglichkeit, ſchon 
bei Beantragung des Zahlungsbefehls die Verweiſung an 
das LG. zu beantragen, ſo daß dieſe in dem beſchleunigten 
Verfahren des § 697 Abf. 2 ZPO. erfolgen kann und dem 
Kl. keinerlei Nachteil durch Zeitverluſt drohte. 


(OLG. Stuttgart, 1. ZivSen., Beſchl. v. 6. Juni 1936, 
1 W 20/36.) 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


| Reichs arbeitsgericht | 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


** 30. 8 630 BGB.; § 73 HGB. Der vom Unter⸗ 
nehmer wirtſchaftlich abhängige (arbeitneh⸗ 
merähnliche) Agent kann bei Beendigung des 
Dienſtverhältniſſes ein Zeugnis fordern. f) 

Obwohl der Kl. als perſönlich ſelbſtändiger Handlungs⸗ 
agent wegen ſeiner wirtſchaftlichen Abhängigkeit von der Bekl. 
in ſozialer Hinſicht keine andere Stellung einnimmt als ein 
feſt angeſtellter und auch perſönlich abhängiger Handlungs⸗ 
gehilfe, hat ſich das BG. verhindert gefunden, ihm den An⸗ 
ſpruch, der dem Handlungsgehilfen auf Erteilung eines Zeug⸗ 
niſſes über Führung und Leiſtungen zuſteht, gleichfalls zuzu⸗ 
ſprechen und ſich dabei auf RGZ. 87, 440 = JW. 1916, 590 
berufen. Hiergegen wendet ſich die Rev., welche die angeführte 
Entſch. für überholt hält. 

Eine entſprechende Anwendung des § 73 HGB. kann 
der Kl. als Handlungsagent allerdings nicht in Anſpruch 
nehmen. $ 73 gilt nur für den Handlungsgehilfen. Ihm ſtellt 
der nächſte Abſchnitt des HGB. in den 88 84 ff. den Hand⸗ 
lungsagenten ausdrücklich gegenüber, ohne für dieſen eine 
gleiche Beſtimmung über einen Anſpruch auf Zeugniserteilung 
zu treffen. Doch bildet der Agenturvertrag eine Unterart des 
Dienſtvertrages. Deshalb finden auf ihn, ſoweit die Sonder⸗ 
beſtimmungen des HGB. es nicht hindern, ergänzend die 
Vorſchriften der 88 611 ff. BGB. über den Dienſtvertrag 
Anwendung. Unter ihnen weiſt § 630 eine dem § 73 HGB. 
inhaltlich gleiche Vorſchrift für dauernde Dienſtverhältniſſe 
auf. Die vom BG. angezogene Entſch. des RG. betont nun 
aber, daß die Anwendung der Vorſchriften des BGB. immer 
nur eine entſprechende ſein könne, und da ausgeſchloſſen blei⸗ 
ben müſſe, wo ihr die Eigenart des Agenturverhältniſſes 
entgegenſtehe, und nimmt dies wegen der Selbſtändigkeit des 
Agenten gerade für die Vorſchrift des 8 630 BGB. an. Wei⸗ 
ter führt das RG. aus, daß dieſe Vorſchrift zwar nach ihrem 
Wortlaut ſich auf alle dauernden Dienſtverhältniſſe beziehe, 
aber, wie aus der Rechtfertigung ihrer Einführung mit dem 
Hinweis auf 8 113 GewO, der von dem Recht des Arbeiters 
auf ein Zeugnis handele, und auf ähnliche Beſtimmungen in 
den früheren Gefinded. (Prot. Bd. 2 S. 307ff.) hervorgehe, 
nur ſolche Dienſtverhältniſſe im Auge gehabt habe, die eine 
perſönliche Abhängigkeit und Unterordnung des Dienſtver⸗ 
pflichteten begründeten, während der Agent, unbeſchadet ſei⸗ 
ner Pflicht, ſachlichen Weiſungen Folge zu leiſten, dem Ge⸗ 
ſchäftsherrn als ſelbſtändiger Kaufmann perſönlich unab⸗ 
hängig gegenüberſtehe. Aus dieſer Erwägung heraus hat die 
erwähnte Entſch. eine entſprechende Anwendung des 8 630 
auf das Agenturverhältnis ſogar für ſolche Fälle abgelehnt, 
in denen infolge beſonderer Vertragsbeſtimmungen die Stel⸗ 
lung des Agenten ſich der eines Handlungsgehilfen nähert. 

Dieſe Auffaſſung war ſo lange gerechtfertigt, als der 
Agent im deutſchen Wirtſchaftsleben allgemein noch die Eigen⸗ 
ſchaft eines wirklich ſelbſtändigen Kaufmanns beſaß und der 
wirtſchaftlich völlig abhängige Agent mehr oder weniger eine 
Ausnahme blieb, jedenfalls zahlenmäßig noch nicht beſonders 
ins Gewicht fiel. Dies Verhältnis hat ſich aber durch die ſeit⸗ 
herige ſoziale Umſchichtung von Grund aus geändert. Auf 
zahlreichen Gebieten der Wirtſchaft überwiegt heute der wirt⸗ 
ſchaftlich abhängige Agent, ſoweit er ſich nicht ſchon zu einem 
perſönlich abhängigen Angeſtellten verwandelt hat, durchaus 
oder beherrſcht, wie gerade bei der Anzeigenwerbung im Ver⸗ 
lagsweſen, faſt ausſchließlich das Feld. Der allgemeinen ſo⸗ 
zialen Umſchichtung im Bereich der noch perſönlich ſelbſtän⸗ 
digen Perſonen des Wirtſchaftslebens hat auch der Geſetz⸗ 
geber inzwiſchen inſofern Rechnung getragen, als er in 8 5 
ArbGG. die Gruppe der arbeitnehmerähnlichen, nämlich wirt⸗ 
ſchaftlich abhängigen, aber noch perſönlich ſelbſtändigen Per⸗ 
ſonen wenigſtens in verfahrensrechtlicher Hinſicht von den 
übrigen in perſönlicher Selbſtändigkeit Schaffenden abgeſon⸗ 


dert hat. Dieſe Sonderbehandlung bietet auch für das ſach⸗ 
lich⸗rechtliche Gebiet die in der angezogenen Entſch. des RG. 
für die Rechtsanwendung als notwendig erachtete klare feſte 
Abgrenzung, welche die Entſch. nur in dem Unterſchied zwi⸗ 
ſchen der perſönlichen Selbſtändigkeit des Handlungsagenten 
und der perſönlichen Abhängigkeit des Handlungsgehilfen fin⸗ 
den zu können geglaubt hat. 

Danach erſcheint es geboten, heute dem arbeitnehmer⸗ 
ähnlichen Agenten die gleiche Behandlung mit den Angehöri⸗ 
gen der Gefolgſchaft eines Unternehmers, die er durch be⸗ 
ſondere Geſetzesvorſchrift verfahrensrechtlich gefunden hat, 
auch in ſachlich⸗rechtlicher Hinſicht zuteil werden zu laſſen, 
ſoweit wirtſchaftliche und ſoziale Gründe ſie gebieteriſch for⸗ 
dern und die geltenden geſetzlichen Beſtimmungen eine dieſer 
Forderung entſprechende Auslegung geſtatten. Das trifft ins- 
bef. auf den Anſpruch auf Erteilung eines Zeugniſſes über 
Führung und Leiſtung zu, der nach dem Wortlaut des 8 630 
BGB. jedem aus einem dauernden Dienſtverhältniſſe Ver⸗ 
pflichteten zuſteht. Der vom Unternehmer wirtſchaftlich ab- 
hängig geweſene arbeitnehmerähnliche Agent bedarf bei Ber 
endigung des Agenturverhältniſſes zur Erlangung einer neuen 
entſprechenden beruflichen Tätigkeit eines Zeugniſſes über 
Führung und Leiſtungen regelmäßig in der gleichen Weiſe 
wie der entlaſſene Handlungsgehilfe. Andererſeits iſt der 
Unternehmer nicht weniger in der Lage, ihm ein ſolches Zeug⸗ 
nis auszuſtellen, als er es gegenüber einem Angeſtellten iſt, 
der, wie etwa ein Reiſender, ſtändig auswärts tätig iſt und 
im allgemeinen nur durch feine Berichte mit ihm in Ver⸗ 
bindung tritt. 

Nach alledem muß die Rev. des Kl. Erfolg haben und 
zur Verurteilung der Bekl. führen, ihm das verlangte Zeug“ 
nis auszuſtellen. 


(RArbch., Urt. v. 25. April 1936, RAG 31/36. — Duisburg.) 


Anmerkung: Das geltende Recht über die Ausſtellung 
von Dienſtzeugniſſen iſt nicht einheitlich. Für Handlungs⸗ 
gehilfen und gewerbliche Arbeitnehmer ($ 73 HGB., $ 113 
Gew.) iſt die Zeugniserteilung ganz allgemein vorgeſchrie⸗ 
ben, für ſonſtige Beſchäftigte nur bei dauernden Dienſtver⸗ 
hältniſſen (8 630 BGB.). Auf dieſe Uneinheitlichkeit hat 
Derſch vor kurzem (DArbR. 4, 67) hingewieſen und hierbei 
gefordert, daß die künftige Neuregelung des Rechts der Zeug 
nisausſtellung einen grundſätzlich anderen Ausgangspunkt 
nehmen müſſe als die bisherige Lehre. Im Gegenſatz zu 
dieſer, die in der Zeugniserteilungspflicht eine ſchuldrecht⸗ 
liche Nebenpflicht aus dem vermögensrechtlichen Vertrag ge“ 
fehen habe, müſſe man dieſe Pflicht aus der perſonenrecht 
lichen Verknüpfung der am Arbeitsverhältnis Beteiligten in 
Verbindung mit der Eingliederung in die Betriebsgemein⸗ 
ſchaft begreifen. Die aus dem Weſen des Arbeitsverhältniſſes 
als eines „perſonenrechtlichen gemeinſchaftsbeſtimmten Rechts“ 
verhältniſſes“ ſich ergebende und dieſes ganze Rechtsverhält⸗ 
nis beherrſchende Treu⸗ und Fürſorgepflicht verlange als 
eine Selbſtverſtändlichkeit, „daß der Unternehmer dem aus“ 
ſcheidenden Beſchäftigten den Weg für fein weiteres Arbeits“ 
leben durch Erteilung eines den Tatſachen entſprechenden 
Arbeitszeugniſſes ebnet“. Hieraus folgert Derſch mit Recht, 
daß die Zeugniserteilungspflicht bei Beendigung aller 
Arten von abhängigen Dienſtverhältniſſen beſtehen müſſe, 
und die von ihm entwickelte grundſätzliche Auffaſſung würde 
auch für die hier vorl. Frage des Zeugnisanſpruchs eine 
vom Unternehmer wirtſchaftlich abhängigen (arbeitnehmer 
ähnlichen) Agenten ohne weiteres die Löſung im bejahen“ 
den Sinne ergeben. 

Auch das RArbG bejaht — im Gegenſatz zu der älteren 
Rſpr. des RG. — die Frage, geht aber einen anderen Weg 
Es hält ſich mit bemerkenswerter Strenge an das Geſetz und 
au überlieferte Auslegungsregeln (ubi eadem legis ratio 
ibi eadem dispositio). Demnach will es den wirtſchaftlic 
abhängigen Agenten, die durch 85 ArbcgG. als arbeite” 
merähnliche Perſonen verfahrensrechtlich den Gefolgſchafts? 
angehörigen gleichgeſtellt worden ſind, dieſe Gleichſtellung 
auch materiellrechtlich zuteil werden laſſen, „ſoweit wirt“ 
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ſchaftliche und ſoziale Gründe ſie gebieteriſch fordern und die 
geltenden geſetzlichen Beſtimmungen eine dieſer Forderung 
entſprechende Auslegung geſtatten“. 
RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 
. 

”* 31.8 32 Arb O G. Das Erfordernis tarifli- 
cher Regelung kann auch dadurch begründet 
werden, daß eine Reihe fachlich nicht gleich⸗ 
artiger Betriebe durch die Mitwirkung an 
einem gemeinſamen Werk (Reichs autobahn) 
zu einer Hand in Hand arbeitenden Be- 
triebsgruppe werden, innerhalb deren für 
die Dauer dieſer Arbeit durch den einheit⸗ 
lichen Arbeitsort und Arbeitszweck die ein⸗ 
zelnen Arbeitsverhältniſſe in gewiſſer Hin⸗ 
[icht gleichartig liegen. Der Grundſatz der 
Tarifeinheitlichkeit gilt innerhalb eines 
ſolchen durch Tarifordnung zuſammengefaß⸗ 
ten Arbeitsbereiches ebenſo wie innerhalb 
eines einzelnen Betriebes. 5 

„Die beiden Vorinſtanzen betrachten den Streitfall in erſter 
Linie unter dem Geſichtspunkt der Tarifkonkurrenz von der 
Erwägung aus, daß der Kl., der als Gefolgsmann der Bekl. 
an ſich unſtreitig dem jetzt als Tarifordnung geltenden Metall- 
arbeitertarif für die Provinz Brandenburg unterfallen würde, 
vermöge feiner Beſchäftigung bei der Reichsautobahn gleichzei⸗ 
tig von der Tarifordnung des Treuhänders v. 5. Okt. 1934 für 
die gewerblichen Gefolgſchaftsmitglieder der Reichsautobahn⸗ 
ſtrecke Berlin⸗Eberswalde erfaßt werde, der aber vor dem 
Metallarbeitertarif der Vorrang gebühre. Dieſe Betrachtungs⸗ 
weiſe wird zwar der Sachlage nicht gerecht. Im Ergebnis iſt 
aber das angefochtene Urteil nicht zu beanſtanden. Die Tarif⸗ 
ordnung des Treuhänders unterſcheidet ſich grundlegend von 
den an die Stelle der früheren Tarifverträge getretenen Tarif⸗ 
ordnungen, inſofern ſie nicht die Arbeitsbedingungen der Ge⸗ 
folgsleute einer aus fachgleichen Betrieben zuſammengeſetzten 
Wirtſchaftsgruppe regelt, ſondern für alle gewerblichen Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglieder einer gewiſſen Strecke der Reichsautobahn Be⸗ 
ſtimmungen (über Lohnſätze, Verpflegungszuſchüſſe, Fahrtver⸗ 
günſtigung, Arbeitszeit und Unterkunft) trifft, alſo Gefolgs⸗ 
leute der verſchiedenartigſten am Lagerbau beſchäftigten Fir⸗ 
men, und zwar nur gerade während der Dauer dieſer Tätig⸗ 
keit für den Bau der Reichsautobahn um der Gemeinſamkeit 
und Einheitlichkeit des Arbeitszweckes willen erfaſſen will. Iſt 
ine derartige Regelung rechtlich zuläſſig, fo iſt ohne weiteres 
klar, daß von einer Konkurrenz dieſer Tarifordnung mit den 
etwaigen Fachtarifen keine Rede fein kann, weil, wenn der 
Arbeiter von ſeiner Firma nur für die Zwecke des Bahn⸗ 
baus angenommen iſt, jedenfalls für die Dauer ſeiner Be⸗ 
ſchäftigung bei der Reichsautobahn die Tarifordnung des Treu⸗ 
handers als die für dieſen Arbeitszweck behördlich feſtgeſetzte 
Lohnregelung dem für die ſonſtige Arbeit des Gefolgsmanus 
geltenden Fachtarif vorzugehen hätte und dieſen ausſchalten 
würde. Der Wortlaut der Tarifordnung ergibt nämlich unzwei⸗ 
deutig, daß ſie nicht etwa nur für die im Dienſte des öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Unternehmens „Reichsautobahnen“ (RGeſ. vom 
27. Juni 1933 § 1) ſelbſt ſtehenden gewerblichen Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder, ſondern für alle gelten will, die gleichviel im Dienſt 
welchen Unternehmens am Bau der genannten Bahn ſtrecke 
beſchäftigt find, indem fie offenbar von dem Gedanken aus⸗ 
geht, daß angeſichts der Gemeinnützigkeit und der techniſchen 
Einheit des Bauvorhabens die Entlohnung aller daran betei⸗ 
ligten Gefolgsleute nicht nach den verſchiedenartigen Sonder⸗ 
tarifen ihrer Werke, ſondern nach einer behördlich feſtgeſetzten 
gemeinſamen Lohntafel zweckmäßig ſei. In bezug auf deren 
Zuläſſigkeit als einer für alle am Bahnbau beteiligten Ge⸗ 
ſolgsleute der daran mitwirkenden Firmen geltenden Norm 
beſtehen aber mindeſtens dann keine grundſätzlichen Bedenken, 
wenn die von der Tarifordnung erfaßten Betriebe zum örtlichen 
Bereich des Treuhänders gehören. Wenn im § 32 ArbO®. der 
Erlaß einer Tarifordnung an die Vorausſetzung geknüpft iſt, 
daß ſich für die Beſchäftigten einer „Gruppe von Betrieben im 
Bezirk des Treuhänders“ zur Regelung von Arbeitsverhältniſ⸗ 


ſen die Feſtſetzung von Mindeſtbedingungen als erforderlich 
erweiſt, ſo iſt damit nicht geſagt, daß es ſich um gleichartige, 
demſelben Fach angehörige Betriebe und um eine Feſtſetzung 
für dieſe Betriebe als ſolche handeln müſſe; vielmehr kann das 
Erfordernis der tariflichen Regelung auch dadurch begründet 
werden, daß durch die Mitwirkung an einem gemeinſamen 
Werk eine Reihe fachlich nicht gleichartiger Betriebe zu einer 
Hand in Haud arbeitenden Betriebsgruppe werden, innerhalb 
deren für die Dauer dieſer Arbeit durch den einheitlichen 
Arbeitsort und Arbeitszweck die einzelnen Arbeitsverhältniſſe 
in gewiſſer Hinſicht gleichartig liegen. Es iſt kein geſetzlicher 
Grund erkennbar, der in einem ſolchen Falle dem Erlaß einer 
Tarifordnung des Treuhänders für die mit der Erſtellung eines 
ſolchen Werkes zuſammenhängenden Arbeitsverhältniſſe ent⸗ 
gegenſtünde. 

Zutreffend erklären hiernach die Vorinſtanzen den vom 
Treuhänder für die Entlohnung als maßgebend bezeichneten 
baugewerblichen Reichstarifvertrag und den Lohn- und Arbeits⸗ 
tarifvertrag dieſes Gewerbes für die Provinz Brandenburg als 
auf den erſt nach Erlaß der Tarifordnung in die Beſchäftigung 
bei der Bekl. eingetretenen Kl. anwendbar. Das folgt aus dem 
Grundſatz der Tarifeinheitlichkeit (RArbG.: JW. 1934, 1686 1; 
BenshSamml. 5, 85 = IW. 1929, 1900), der ſo wie innerhalb 
des einzelnen Betriebes auch innerhalb des durch die Tarif⸗ 
ordnung zuſammengefaßten Arbeitsbereiches gelten muß. Es 
ſteht dem auch nicht entgegen, daß die Tarifordnung für die 
Entlohnung vorſchreibt: „Facharbeiter nach den tariflichen 
Lohnklaſſen“; denn damit ift nicht geſagt, daß fie nach ihren 
Jachtarifen entlohnt werden ſollen, ſondern nach den inner- 
halb des Bauarbeitertarifs für Facharbeiter vorgeſehenen Lohn⸗ 
klaſſen. Der Bezirkstarif für die Provinz Brandenburg ent⸗ 
hält aber in § 2 gerade für Schloſſer und Schmiede beſondere 
Lohnſätze, und es iſt danach gleichgültig, ob der Reichstarifver⸗ 
trag, der zufolge 8 5 Ziff. 5 auch Brückenbauten umfaßt, damit 
nur Beton» oder Eiſenbetonbauten oder auch reine Metall⸗ 
brucken hat treffen wollen, wie für den Streitfall auch darauf 
nichts ankommt, ob der Bautarifvertrag genügt, um alle beim 
as der Reichsautobahnen vorkommenden Arbeitsarten zu er⸗ 
aſſen. 


(RArbcz., Urt. v. 4. April 1936, RAG 30/36. — Berlin.) 


Anmerkung: Das Urteil behandelt einen Fall, der bisher 
noch nicht oft vorgekommen ſein dürfte und der zeigt, wie 
mannigfaltig die Anwendungsmöglichkeiten der tariflichen Re⸗ 
gelung ſind. e 

Gewöhnlich denkt man bei Erörterung der Voransſetzun⸗ 
gen für den rl einer Tarifordnung und bei Beit. ihres Gel⸗ 
tungsbereichs nur an den allerdings weitaus häufigſten Fall, 
daß eine größere Anzahl nach ihrem Betriebszweck gleichartiger 
Betriebe innerhalb eines beſtimmten räumlichen Bezirkes von 
der Tarifordnung erfaßt werden. Freilich trifft es nicht ganz 
zu, daß die früheren Tarifverträge, wie das RArbch. meint, 
immer nur die Arbeitsbedingungen der Gefolgsleute einer aus 
fachglei chen Betrieben zuſammengeſetzten Wirtſchaftsgruppe 
geregelt hätten. Es gab auch früher ſchon Tarifverträge, an 
denen auf Unternehmerſeite ſehr verſchiedenartige Wirtſchafts⸗ 
zweige beteiligt waren, z. B. Tarife für kaufmänniſche und 
techniſche Angeſtellte. Maßgebend hierfür war die Gleichartig⸗ 
keit der Tätigkeiten, die unter ſolche Tarife fielen. Sie 
war für die praktiſche tarifliche Behandlung weſentlicher als 
die Verſchiedenheit der Betriebe, in denen dieſe Tätigkeiten aus⸗ 
geübt wurden. Hier aber gilt die vom Treuh A. erlaſſene Tarif⸗ 
ordnung nicht nur für ſehr verſchiedene Arten von Betrieben, 
ſondern auch für ſehr verſchiedenartige Arbeiten. Was 1 ein⸗ 
heitliche tarifliche Regelung veranlaßt hat, iſt, wie das RALHG, 
zutreffend ausführt, e 
lichkeit des Arbeitszweckes. Das iſt ein dur haus 
verſtändlicher Gedanke. Die an der gleichen Strecke der Reichs⸗ 
autobahn beſchäftigten Arbeiter ſollen dort Arbeitsbedingungen 
vorfinden, die zwar nicht ganz gleichmäßig ſind — denn ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſind auch hier Abſtufungen nötig — aber doch unter 
einem einheitlichen Geſichtspunkt geregelt ſind. Aus dieſem 
Grunde hat der TreuhA. für alle auf dieſer Strecke beſchäftig⸗ 
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ten Arbeiter — ohne Rückſicht darauf, zu welchem Betriebe ſie 
gehören und mit welchen Arbeiten ſie beſchäftigt werden — 
einen beſtimmten Bauarbeitertarif für maßgebend erklärt. In 
gewiſſem Sinne werden alſo die Arbeiter ſo behandelt, als ge⸗ 
hörten ſie für die Dauer ihrer Beſchäftigung an der Reichs⸗ 
autobahnſtrecke zu demſelben einheitlichen Betriebe. Rechtlich 
trifft das natürlich nicht zu, weil die Arbeiter nicht aufhören, 
Gefolgsleute ihres Stammbetriebes zu ſein. Und wenn es 
zuträfe, könnte nur eine Betriebsordnung, keine Tarifordnung 
erlaſſen werden, weil letztere immer eine Mehrheit von Betrie⸗ 
ben vorausſetzt. Aber die praktiſche Behandlung läuft etwa hier⸗ 
auf hinaus. 

Daß eine Regelung, wie ſie hier getroffen wurde, zuläſſig 
iſt, dürfte nicht zu bezweifeln ſein. Der Wortlaut des § 32 
Abſ. 2 ArbOG. läßt Raum auch für ſie. Nach welchen Geſichts⸗ 
punkten der Treuh A. die Betriebsgruppe, für die er die Tarif⸗ 
ordnung erläßt, beſtimmen will, iſt ihm überlaſſen. Daß die 
Tarifordnung die Arbeiter der betroffenen Betriebe nicht 
alle erfaßt, und daß ſie auch für die erfaßten Arbeiter nur 
ſo lange gilt, als ſie bei der Reichsautobahnſtrecke beſchäftigt 
werden, iſt gleichfalls nicht zu beanſtanden. Die Beſonderheit 
des Falles zeigt ſich freilich darin, daß der Treuh A. nur ſolche 
Betriebe treffen kann, die ihren Sitz in ſeinem Bezirke haben, 
wodurch der Zweck der ganzen Regelung u. U. ſtark gefährdet 
werden kann. Die Beſtellung eines Sondertreuhänders könnte 
hier helfen. Aber ſie wird für derartige Fälle etwas umſtänd⸗ 
lich ſein. 

Die Ausführungen des RArbG. zur Frage der Tarif⸗ 
konkurrenz ſind nicht ganz erſchöpfend. An ſich würde hier 
ein Fall echter Konkurrenz zwiſchen dem Facharbeitertarif und 
der für die Reichsautobahnſtrecke erlaſſenen Tarifordnung gegeben 
ſein. Denn die Geltungsbereiche dieſer beiden Tarife decken 
ſich, ſoweit das Arbeitsverhältnis des Kl. in Frage kommt, 
offenbar in jeder Hinſicht. Aber ebenſo wie die Tarifparteien 
früher das Zurücktreten der vereinbarten Tarifnormen 
hinter einen beſtimmten Tarif anordnen konnten, ſo kann heute 
der TreuhA., in deſſen Hand die ganze Tarifregelung liegt, ſo⸗ 
wohl das Zurücktreten als auch den Vorrang des einen 
Tarifs vor dem anderen beſtimmen. Das hat er hier offenbar 
getan, wenn auch vielleicht nicht mit ausdrücklichen Worten. Das 
genügt, um die Frage zu löſen, welcher von beiden Tarifen an⸗ 
zuwenden ſei. Auf den Gedanken, daß der ſpeziellere Tarif dem 
weiteren vorzugehen habe, braucht man deshalb nicht erſt zu⸗ 
zukommen. 

Prof. Dr. Arthur Nikiſch, Dresden. 
* 


32. Tarifordnungen ſind grundſätzlich nur 
dann auf die Vertragsverhältniſſe der in Heim⸗ 
arbeit Beſchäftigten anzuwenden, wenn ſie hier⸗ 
auf ausdrücklich erſtreckt find. 

Grundſätzlich iſt davon auszugehen, daß ſich Tariford⸗ 
nungen und als Tarifordnungen weiter geltende Tarifverträge 
nicht ohne weiteres auf die Vertragsverhältniſſe der in Heim⸗ 
arbeit Beſchäftigten anwenden laſſen. Die Heimarbeit hat be⸗ 
ſondere volkswirtſchaftliche Aufgaben zu erfüllen; ſie folgt be⸗ 
ſonderen Wirtſchaftsgeſetzen, denen Arbeitsbedingungen und 
Arbeitsentgelt angepaßt ſein müſſen. Andererſeits erfordern 
auch die ſozialen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der in der 
Heiminduſtrie Beſchäftigten beſondere Regelungen. Tarif⸗ 
beſtimmungen, die den ſtändiger Kontrolle und Aufſicht unter⸗ 
liegenden Verhältniſſen von Werkſtättenarbeitern entſprechen, 
laſſen ſich daher regelmäßig nicht auf Heimarbeiter übertra⸗ 
gen. Anders iſt die Rechtslage ſelbſtverſtändlich, wenn der 
Geltungsbereich einer Tarifordnung ſich ausdrücklich auf die 
Heimarbeit mit erſtreckt. 

(RArbG., Urt. v. 22. Febr. 1936, RAG 289/35. — Leipzig.) 
* 


33. 8853 3 PO. Zahlt der Drittſchuldner 
an den Beſtberechtigten von mehreren Pfand⸗ 
gläubigern, ſo iſt er von der Hinterlegungs⸗ 
pflicht befreit. 

Die Hinterlegungspflicht wird in 8 853 ZPO. zwar un⸗ 
bedingt ausgeſprochen und keine Einſchränkung dahin gemacht, 


daß die Zahlung an den Beſtberechtigten die Schuldnerin von 
der Hinterlegungspflicht befreie. Trotzdem muß eine ſolche 
Befreiung anerkannt werden. Denn das Pfandrecht der Kl. 
beſteht nur im Umfang des 8 804 Abſ. 3 3PO., wonach 
das durch eine frühere Pfändung begründete Pfandrecht dem⸗ 
jenigen vorgeht, welches durch eine ſpätere Pfändung Des 
gründet wird, und das Verteilungsverfahren, 8 872 BRD, 
hat nur den Zweck, dem dinglichen Rechte des Pfandgläubi⸗ 
gers im Umfange des 8 804 Abſ. 3 ZPO. zur Befriedi⸗ 
gung zu verhelfen. Mit dem Nachweis, daß dieſes Pfandrecht 
durch die Zahlung an einen Beſſerberechtigten hinfällig ge⸗ 
worden ift, wird daher auch dem lediglich zu feiner Durch⸗ 
führung gegebenen und ſein Beſtehen vorausſetzenden Klage— 
rechts aus 8 853 ZPO. der Boden entzogen. 

Das BG. hätte daher auf den Einwand der Bekl. daß 
ſie vom Pfandrecht ergriffene Beträge an beſſerberechtigte 
voraufgehende Pfandgläubiger bereits gezahlt habe, eingehen 
müſſen. Einer Verurteilung, für die Zukunft die gepfäudeten 
Beträge zu hinterlegen — alſo ſoweit Zahlung noch nicht 
erfolgt iſt —, wird dieſe Erwägung allerdings nicht ent⸗ 
gegengehalten werden können. Ob einer etwa erfolgenden ſpä⸗ 
teren Zahlung an einen Beſſerberechtigten auch dann noch die 
befreiende Wirkung zuzuſprechen iſt und eine ſolche Zahlung 
daher einer ſpäteren Zwangsvollſtreckung entgegengehalten 
werden darf, ſteht hier nicht zur Entſcheidung. 

(RALHG., Urt. v. 29. April 1936, RAG 45/36. — Halle a. ©.) 
* 


a 34. 88 4, 91 ArbGG. Die ſachliche Zuſtändig⸗ 
keit der deutſchen Arbeitsgerichte kann durch 
Parteivereinbarung in der Weiſe ausge⸗ 
ſchloſſen werden, daß die Parteien ſich der 
Gerichtsbarkeit eines ausländiſchen Staa⸗ 
tes unterwerfen. Liegt eine ſolche Verein⸗ 
barung vor, fo kommt eine Eutſch. über die 
örtliche Zuſtändigkeit nicht mehr in Frage; 
§ 512 a 3 PO. iſt daher nicht anzuwenden. f) 

Das ArbG. hat die Behauptung der Bekl., daß ruſſiſches 
Recht und ruſſiſche Gerichtsbarkeit vereinbart ſei, als Einwand 
des Schiedsvertrags ausgelegt, das BG. als die Einrede der 
ſachlichen Unzuſtändigkeit der deutſchen Gerichte. Die Rſpr. 
(RArbch.: BenshSamml. 16, 105; RG3.: JW. 1926, 133753 
RG. 126, 199) geht grundſätzlich davon aus, daß der Streit 
über die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte die örtliche Zu⸗ 
ſtändigteit betrifft. In RArbch. 13, 28 (BenshSamml. 18, 142 
JW. 1933, 2173 8) iſt jedoch darauf hingewieſen, daß das 
Recht der Vereinbarung der örtlichen Zuſtändigkeit vor der 
ausſchließlichen ſachlichen Zuſtändigkeit der Arb®. haltmachen 
muß, d. h., daß die Frage der örtlichen Zuſtändigkeit erſt er⸗ 
örtert werden kann, wenn klargeſtellt iſt, ob die fachliche Zur 
ſtändigkeit der deutſchen Arb®. rechtswirkſam wegbedungen iſt. 
In dieſem Sinne iſt die Annahme des BG., daß der Ein— 
wand die ſachliche Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte berührt, 
richtig. Der Annahme des Arb, daß es ſich dabei um nichts 
anderes als um die Einrede des Schiedsgerichts handle, kann 
nicht gefolgt werden. Die Abrede der Unterwerfung unter die 
ruſſiſche Gerichtsbarkeit hat mit der Abrede des Schiedsver⸗ 
trags das gemein, daß die ordentliche deutſche Gerichtsbarkeit 
dadurch ausgeſchaltet wird. Sie wird aber nicht durch ein 
Schiedsgericht, als welches ein ruſſiſches Gericht zu entſcheiden 
hätte, auch nicht durch ein Sondergericht, wie die Bekl. meint, 
ſondern durch die ſtaatliche ruſſiſche Gerichtsbarkeit erſetzt. 
Etwas anderes iſt auch in RArbG. 13, 28 nicht ausgeführt. 
Die Zuläſſigkeit eines Schiedsvertrages wird dort nur zum 
Beweis für die Zuläſſigkeit der Ausſchließung der deutſchen 
Gerichtsbarkeit verwertet, nicht dieſe Ausſchließung als Schieds“ 
vertragsabrede betrachtet. Durch die Ablehnung der Schieds? 
vertragseinrede, alſo des Ausſchluſſes der deutſchen ordentlichen 
Gerichte, aus tatſächlichen Gründen hat das Arb®. ſtillſchweil⸗ 
gend zugleich feine örtliche Zuſtändigkeit bejaht, das BG. hat 
fie, von anderer rechtlicher Betrachtung ausgehend, in tatſäch⸗ 
licher Beweiswürdigung verneint. Trotzdem verletzt das Ver⸗ 
fahren des BG. nicht $ 512 a 3 PO,, weil die Einrede eben 
nicht auf den Einwand der örtlichen Unzuſtändigkeit beſchrän 
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iſt, ſondern darüber hinaus die ſachliche Zuſtändigkeit des 
Arb6. betrifft. Wenn die ſachliche Zuſtändigkeit der Arbch. 
wegbedungen werden kann und nach der Überzeugung des Tat⸗ 
richters wegbedungen iſt, kommt eine Entſch. über die örtliche 
Zuſtändigkeit gar nicht mehr in Frage. 

Die Zuläſſigkeit der vertraglichen Ausſchließung der deut⸗ 
ſchen Gerichtsbarkeit ſtützt das angeführte Urteil des RArbG. 
auf die Zuläſſigkeit des Schiedsvertrags mit der Begr., daß die 
Vereinbarung einer Schiedsklauſel den Anſchluß der ſtaatlichen 
Gerichtsbarkeit in ſich trage, und daß deshalb auch ein teil⸗ 
weiſer Ausſchluß, nämlich der Ausſchluß der deutſchen Ge⸗ 
richtsbarkeit, vereinbart werden könne. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob aus der Zulaſſung eines 
beſtimmten Anforderungen genügenden Schiedsgerichts in 8 91 
ArbccG. mit jenem Urteil ſogar die Zuläſſigkeit der Abrede 
der völligen Klageloſigkeit der Rechtsbeziehungen aus einem 
Arbeitsvertrag gefolgert werden kann. Unbedenklich kann dem 
Urteil jedenfalls ſoweit gefolgt werden, als der ordentliche 
Rechtsweg vor ausländiſchen Gerichten vorbehalten wird, ohne 
daß zu prüfen wäre, ob die ausländiſchen Gerichte den Bedin⸗ 
gungen genügen, die $ 93 ArbGG. an ein Schiedsgericht ſtellt, 
oder ob ihre Urteile in Deutſchland anerkannt werden (RG. 
v1 601/25, Urt. v. 16. März 1926: JW. 1926, 1336). Wenn die 
Parteien ſich durch die ſtaatlichen Garantien des ausländiſchen 
Rechts in der Durchſetzung ihrer Anſprüche ausreichend ge⸗ 
ſchützt glauben, beſteht keine rechtspolitiſche Notwendigkeit, 
ihnen daneben die Sicherheiten aufzuzwingen, die 8 93 ArbchG. 
für die Einſetzung eines Schiedsgerichts vorſchreibt, und zwar 
um fo weniger, als die Zuſtändigkeit des ArbG. nur unter 
der Bedingung des 8 91 Abi. 2 (früher Abſ. 2 Nr. 2) ArbGG. 
ausgeſchloſſen werden kann. 

In tatſächlicher Beweiswürdigung iſt das angefochtene 
Urteil zu dem Ergebnis gekommen, daß nach der Bekundung 
des Zeugen S, die durch den mutmaßlichen Parteiwillen un⸗ 
terſtitzt werde, bei dem Vertragsabſchluß i. J. 1926 der Aus⸗ 
ſchluß der deutſchen Gerichtsbarkeit ausdrücklich vereinbart wor⸗ 
den ſei. Es iſt alſo nicht verneint worden, daß das Arbeitsver⸗ 
haltnis des Kl. an ſich nach deutſchem Recht zu beurteilen 
wäre, ſondern gerade aus dem deutſchen Recht die Frage des 
Einfluſſes des mutmaßlichen Parteiwillens auf die Vertrags- 
auslegung unterſucht worden. Es iſt auch nicht internationales 
Privatrecht in dem Sinne angewendet worden, daß aus der 
Siaatsangehörigteit der Parteien unmittelbare Rechtsfolgen 
abgeleitet worden ſind, vielmehr unter zutreffender Bezug⸗ 
nahme auf frühere Entſch. betont, daß die Frage der Anwend⸗ 
barkeit des fremden Rechts nach deutſchem, internationalem Pri⸗ 
vatrecht und damit nach dem mutmaßlichen Parteiwillen zu 
beantworten iſt lebenſo RArbch. 15, 247 [248] = ZW. 1935, 
3665 6). Schließlich iſt die Vermutung des Parteiwillens aus 
den Umſtänden nicht als ſelbſtändige Grundlage für die Ver⸗ 
tragsauslegung verwendet, ſondern nur als Hilfserwägung für 
die Bewertung der Glaubwürdigkeit der Zeugenausſage. Aus 
dem Beweisergebnis hat das BG. die Überzeugung geſchöpft, 
daß die Anwendung des ruſſiſchen Rechts vereinbart worden 
lei, und daß dieſe Abrede gleichfalls für den Willen der Par⸗ 
teien, auch die deutſche Gerichtsbarkeit auszuſchließen, ſpreche. 
Neinesfalls rechtfertigt ſich daraus der Reviſionsantrag, im 
Urteilsſatz nicht nur die Zuſtändigkeit des deutſchen Gerichts, 
ſondern auch die Anwendbarkeit des deutſchen Rechts zu be⸗ 
jahen, da die letztere Frage nur ein Beſtandteil der Begr. der 
Entſch. fein kann. 

(RArbGG., Urt. v. 8. April 1936, RAG 14/36. — Frank⸗ 
furt a. M.) 

Anmerkung: Der Entſch. iſt nicht zuzuſtimmen; 
ſie unterliegt m. E. nach zwei Richtungen Bedenken. 

1. Nachdem das ArbG. die örtliche Zuſtändigkeit bejaht 
batte, war nach 8 512 a 350. zu einer gegenteiligen Entſch. 
dieſer Frage durch das BG. und das Nev®. m. E fein Raum 
mehr. Zutreffend geht das RArbcg. mit der herrſchenden Anſicht 
davon aus, daß der Streit über die ſogenannte inter 
nationale Zuſtändigkeit die örtliche Buftändigfeit 
betrifft. Mag man ſyſtematiſch über die Frage verſchiedener An- 


ſicht ſein — jedenfalls iſt dadurch, daß das deutſche Geſetz mittels 
feiner Normen über die örtliche Zuftändigfeit den Bereich 
für die Ausübung der eigenen Gerichtsbarkeit beſtimmt hat, 
de lege lata praktiſch die Frage der Gerichtsbarkeit zu einer 
ſolchen der örtlichen Zuſtändigkeit geworden. Richtig iſt nun, daß 
im vorl. Falle die Frage der hiernach gegebenen oder nicht ge⸗ 
gebenen örtlichen Zuſtändigkeit ſachlich von der Frage der Ab⸗ 
dingbarkeit der Arbeitsgerichtsbarkeit abhängt und die für dieſe 
Frage maßgeblichen Vorſchr., für den Bereich der inner⸗ 
ſtaatlichen Gerichtsbarkeit betrachtet, die ſachliche Zu⸗ 
ſtändigkeit betreffen. Dadurch wird hier aber die Frage felbit 
nicht zu einer ſolchen der ſachlichen Zuſtändigkeit: die Haupt⸗ 
frage und nicht die dabei zu entſcheidende Vorfrage beſtimmt den 
Charakter der Frage — ebenſo wie z. B. ein Anſpruch ein bür⸗ 
gerlich⸗rechtlicher bleibt, auch wenn die für feine Beurteilung 
weſentlichen Umſtände vornehmlich auf öffentlich⸗ rechtlichem Ge⸗ 
biete liegen. Und im übrigen: die ſachliche Zuſtändigkeit verteilt 
die Prozeſſe unter die Gerichte verſchiedener Ordnungen des⸗ 
ſelben Bezirks, d. h. die deutſchen ArbG. ſtehen im Gegenſatz zu 
den deutſchen ordentlichen Gerichten; deutſche ArbG. und aus⸗ 
ländiſche Gerichte ſind nicht in dieſem Sinne Gerichte verſchie⸗ 
dener Ordnungen, ſondern ſchlechthin inkommenſurable Größen. 
Die vorl. Entſch. ſteht auch in Widerſpruch zu RG.: JW. 1936, 
1291, wo klar geſagt iſt, „die Bejahung der örtlichen Zuſtändig⸗ 
keit umfaſſe die Bejahung der deutſchen Gerichtsbarkeit (der ſo⸗ 
genannten internationalen Zuſtändigkeit), und das prozeßrecht⸗ 
liche Verbot des 8 512 a umfaſſe auch das Verbot weiterer An⸗ 
fechtung der deutſchen Gerichtsbarkeit“. 
. 2. In der ſachlichen Frage der Abdingbarkeit der deutſchen 
Arbeitsgerichtsbarkeit iſt dem RArbG. darin beizutreten, daß 
es nicht angeht, die Vereinbarung eines die deutſchen Gerichte 
ausſchließenden ausländiſchen Gerichtsſtandes als Schiedsvertrag 
zu „konſtruieren“ — andererſeits ſcheint mir die vom RArbG. 
ſelbſt gezogene Parallele zwiſchen der Proroga⸗ 
ttons⸗ und der Schiedsgerichtsabrede nicht zu⸗ 
treffend (. auch ſchon Volkmar: JW. 1933, 2173). 
Der die Entſch. tragende Gedanke ift das arg. a maiore ad 
Minus. Das NALbB. ſagt: Soweit Unternehmer und Angeſtellter 
mach § 91 Abſ. 2 Arbchch. — d. h. bei einem die fogenannte 
erſicherungsgrenze überſteigenden Jahreseinkommen — eine 
Schiedsklauſel vereinbaren und damit die ſtaatlichen (deutſchen) 
Arbch. ausſchließen können, müſſe es auch als das Mindere mög⸗ 
lich ſein, daß ſich die Parteien auf dieſe letzte negative Seite be⸗ 
ſchränken, indem fie die deutſchen ArbG. ausſchließen und ſich 
einem ausländiſchen Gericht unterſtellen — und zwar (was hier 
unmittelbar nicht weiter intereſſiert) ohne Rückſicht darauf, ob 
das durch die Abrede gewählte ausländiſche Gericht den Anfor⸗ 
derungen des § 93 ArbGG. (paritätiſche Beſetzung uſw.) ent 
ſpricht oder nicht. 
Hier ergeben ſich nun zwei Bedenken: N 
Einmal ſind Ausſchluß der ſtaatlichen ordentlichen bzw. 
Arbeitsgerichtsbarkeit durch Eengehung einer 
Schiedsabrede und Ausſchluß durch Proragation 
auf ein ausländiſches Gericht im Ergebnis we⸗ 
ſentlich verſchiedene Dinge: Im erſteren Falle ent⸗ 
ziehen zwar die Parteien die Entſch. bis zu einem gewiſſen 
Grade (vgl. 8 100 ArbG.) dem ſtaatlichen Richter, behalten ſich 
aber doch die Möglichkeit der Beſchaffung eines inländiſchen 
Titels vor, während ſie ſich im zweiten vollends der Möglichkeit 
der Rechtsverfolgung im Inlande begeben. Daraus, daß das 
Geſetz das erſte in gewiſſem Umfange geſtattet, kann ein Schluß 
auf die Zuläſſigkeit des zweiten m. E. überhaupt nicht gezogen 
werden. 0 
59 5 zweite Bedenken iſt folgendes: Der Gedanke „wenn die 
Parteien ſich durch die ſtaatlichen Garantien des ausländifchen 
Rechts in der Durchſetzung ihrer Anſprüche ausreichend geſchützt 
glauben, .. hat ſicher etwas für ſich, wenn die Parteien, wie 
im vorl. Falle, beide Ausländer ſind. Wie aber, wenn Bet An⸗ 
geſtellte Deutſcher iſt oder gar beide Teile Deutſche find? Man 
nehme etwa den — vielleicht nicht völlig fernliegenden — Fall, 
daß zwei deutſche Parteien, um aus irgendwelchen politiſchen 
oder wirtſchaftspolitiſchen Gründen etwaige Streitigkeiten aus 
dem Anſtellungsverhältnis von vornherein jeder Entſch. deutſcher 
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ſtaatlicher Gerichte zu entziehen, die Zuſtändigkeit eines aus⸗ 
ländiſchen Gerichts vereinbaren. Man wird in einem ſolchen 
Falle ſchwerlich darüber im Zweifel ſein können, daß eine der⸗ 
artige Prorogationsabrede gegen den ordre public des deutſchen 
Prozeßrecht verſtoßen und unwirkſam ſein würde. Ich möchte 
auch annehmen, daß das RArbcg. ſeine Erwägungen, ohne dies 
allerdings zum Ausdruck gebracht zu haben, eben auf den Fall 
des Anſtellungsverhältniſſes zwiſchen Ausländern hat beſchrän⸗ 
ken wollen. Dabei darf man aber wiederum nicht überſehen, 
daß damit ein Gedanke in das Geſetz getragen würde, der den 
von der Staatsangehörigkeit grundſätzlich abſtrahierenden Ver⸗ 
fahrensgeſetzen an ſich fremd iſt — und noch dazu ein Gedanke, 
über den ſich geſetzgeberiſch zum mindeſten ſtreiten läßt. Der 
Theſe, uns könne es letzten Endes gleichgültig ſein, wie Aus⸗ 
länder untereinander ihre Rechtsſchutzverhältniſſe ordnen, läßt 
ſich mit demſelben — oder m. E. mit weit beſſerem — Recht der 
Sat gegenüberſtellen, daß das in Deutſchland geltende Arbeits⸗ 
recht — einſchließlich des Arbeitsprozeßrechts — Schutzgeſetze für 
alle in Deutſchland Werktätigen ohne Rückſicht auf Staatsauge⸗ 
hörigkeit find, — 

Im übrigen ergibt ſich vom Standpunkte der reichsarbeits⸗ 
gerichtlichen Auffaſſung ſchließlich noch folgende Frage, wozu im 
konkreten Falle allerdings kein Anlaß zur Stellungnahme be⸗ 
ſtand, da der fragliche Vertrag bereits 1926 geſchloſſen war: 
Soll die Parallele zwiſchen Schiedsvertrag und Prorogations⸗ 
abrede ſo weit gezogen werden, daß letztere nur mit den ſich aus 
8 1025 Abſ. 2 und § 1027 Abſ. 1 ZPO. — verbunden mit § 91 
Abſ. 3 Arbchcg. — ergebenden Beſchränkungen wirkſam fein ſoll, 
m. a. W. ſoll fie insbeſ. dem qualifizierten Formzwang der Feſt⸗ 
legung in einer beſonderen Urkunde unterſtellt fein? Hoffentlich 
ergibt ſich für das RArbch. bald Gelegenheit, nicht nur zu dieſer 
Frage Stellung zu nehmen, ſondern auch ſeine Auffaſſung zu 
der Grundfrage einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen. 

MinR. Dr. Jonas, Berlin. 
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Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsftnanzräten Ott und Sölch 
Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt! 
Großer Senat 

35. 88175, 179, 180, 188, 201 RAbg O. Sparkaſ⸗ 
ſen und Banken, die die Stellung einer Be⸗ 
hörde haben, ſind, wenn auch nicht auf 
Grund des 8 188 Ab ſ. 1 RAbg O., fo doch auf 
Grund des 8 201 i. Ver b. m. § 175 RA bg O., wie 
jede andere Bank verpflichtet, dem Fin A. 
auf Verlangen ſog. Beſchaffungsmitteilun⸗ 
gen zu machen, d. h.: fortlaufende Mitteilun⸗ 


gen über Kaufgelder, Werklöhne uſw., die 
ſie in eigenen Angelegenheiten bezahlt 
haben. 


I. Der RF M. hat den RH. gem. § 63 RAD. um ein 
Gutachten über folgende Fragen erſucht: 

1. Iſt eine Sparkaſſe und Bank, die die Stellung einer 
Behörde hat, im gleichen Umfang, wie alle anderen Behörden, 
zur Beiſtandsleiſtung gegenüber dem Fin A. dann verpflichtet, 
wenn es ſich nicht um Auskunft über geldliche Verhältniſſe von 
Sparkaſſen⸗ oder Bankkunden handelt, ſondern um Beiſtands⸗ 
leiſtung auf anderen Gebieten (3. B. um ſog. Beſchaffungsmit⸗ 
teilungen, das heißt um fortlaufende Mitteilungen über Kauf⸗ 
gelder, Werklöhne uſw., die die Sparkaſſe oder Bank in eigenen 
Angelegenheiten, alſo nicht in Angelegenheiten von Sparkaſſen⸗ 
oder Bankkunden, gezahlt hat)? 

2. Kt das Fin A. in Ausübung der Steueraufſicht berech⸗ 
tigt, von einer Großbank, die nicht die Stellung einer Be⸗ 
hörde hat (alſo von einer Privatbank), ſog. Beſchaffungsmittei⸗ 
lungen zu verlangen, d. h.: fortlaufende Mitteilungen über 
Kaufgelder, Werklöhne uſw., die die Sparkaſſe oder Bank in 
eigenen Angelegenheiten (alſo nicht in Angelegenheiten von 
Sparkaſſen⸗ oder Bankkunden) gezahlt hat? 


3. Für den Fall, daß die Frage Nr. 2 bejaht wird, kaun 
das Fin A. in Ausübung der Steueraufſicht von einer Sparkaſſe 
oder Bank, die die Stellung einer Behörde hat, im gleichen Um⸗ 
fang wie von einer privaten Großbank ſog. Beſchaffungsmit⸗ 
teilungen verlangen, d. h.: fortlaufende Mitteilungen über Kauf⸗ 
gelder, Werklöhne uſw., die die Sparkaſſe oder Bank in eigenen 
Angelegenheiten (alſo nicht in Angelegenheiten von Sparkaſſen⸗ 
oder Bankkunden) gezahlt hat? 

Als Unterlage für dieſe Fragen wurde vom RF M. fol⸗ 
gender Tatbeſtand mitgeteilt: 

Das Fin A. Braunſchweig⸗Stadt hat die Braunſchweigiſche 
Staatsbank um ſog. Beſchaffungsmitteilungen erſucht, d. h. um 
fortlaufende Mitteilungen über Kaufgelder, Werklöhne uſw., die 
die Bank in eigenen Angelegenheiten (alfo nicht Angelegenhei⸗ 
ten von Bankkunden) gezahlt hat. Die Braunſchweigiſche Staats⸗ 
bank hat in einem an das Finel. Braunſchweig⸗Stadt gerich⸗ 
teten Schreiben v. 9. Dez. 1935 das Erſuchen des Fin A. ab- 
gelehnt. Sie hat zur Begründung angeführt, als öffentliche 
Bank ſei fie auf Grund von § 188 Abſ. 2 RAbgO. von der 
Beiſtandsleiſtung befreit. 

II. Zu Frage 1. Nach § 188 Abſ. 1 RAbgO. haben 
Reichs⸗, Staats» und Gemeindebehörden den Fin. jede zur 
Durchführung der Beſteuerung und der den Fin A. obliegenden 
Prüfung und Aufſicht dienliche Hilfe zu leiſten. j 

Die Beiſtandspflicht auf Grund des § 188 Abf. 1 iſt ſach⸗ 
lich weitumfaſſend und erſtreckt ſich auf jede Hilfeleiſtung, die 
zur Durchführung der Beſteuerung überhaupt dienlich iſt. Sie 
ſetzt insbeſ. kein Steuerermittlungsverfahren oder Steuerauf⸗ 
ſichtsverfahren in einer beſtimmten Richtung voraus, und dient 
vor allem der Ermittlung von noch unbekannten Steuerfällen 
und Stpfl. (Urt. des RH. v. 26. Sept. 1927, VA 598/27; 
Mrozeks Kartei, Rechtsſpr. 7 zu § 191 a. F.). 

Auf die Frage einzugehen, was unter Behörde i. S. der 
erwähnten Vorſchr. zu verſtehen iſt, erübrigt ſich, da bei der 
Frageſtellung ſchon vorausgeſetzt iſt, daß es ſich um eine Spar⸗ 
kaſſe oder Bank handelt, „die die Stellung einer Behörde“ in 
dieſem Sinne hat. Bezüglich der Braunſchweigiſchen Staatsbank 
und der Braunſchweigiſchen Landesſparkaſſe hat der RES. 
übrigens in ſeinem Gutachten v. 20. Dez. 1929, IV D 5/29: 
JW. 1930, 1248 (RF. 26, 189) deren Behördeneigenſchaft ber 
reits anerkannt. 

Da 8 188 Abſ. 1 die Verpflichtung zur Hilfeleiſtung allen 
Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindebehörden auferlegt, würden auch 
Sparkaſſen und Banken, die die Stellung einer Behörde i. S. 
des § 188 haben, zu dieſer Hilfeleiſtung verpflichtet fein, wenn 
nicht Abſ. 2 ausdrücklich ausſprechen würde, daß Sparkaſſen 
und Banken, die die Stellung einer Behörde haben, nicht unter 
die Vorſchr. des Abſ. 1 fallen. 

§ 188 Abſ. 1 kennt nur eine ganz umfaffende allgemeine 
Beiſtandspflicht ohne jede Unterſcheidung zwiſchen einzelnen 
Gebieten und ohne jede Einſchränkung auf irgendwelchem Ge⸗ 
biete. Wenn daher Abſ. 2 ohne Einſchränkung ſagt, daß Ban 
ken mit Behördeneigenſchaft nicht unter dieſe Vorſchr. fallen, 
ſo kann auch bei ihnen in ihrer Eigenſchaft als Behörde kein 
Unterſchied nach verſchiedenen Gebieten gemacht werden. Sie 
können nicht auf dem einen Gebiete als unter Abſ. 1 fallend, 
auf einem anderen Gebiete aber nicht darunter fallend erachtet 
werden, zumal die einzelnen Gebiete bei den ineinandergreifen⸗ 
den Verhältniſſen der Geldinſtitute leicht ineinander übergreifen 
(3. B. bei Treuhandverhältniſſen). 

Nach der Begr. des Entwurfs zur RAbgO. (S. 102) ſollen 
die Behördenbanken uſw. den Privatbanken gleichſtehen, für ſie 
ſollen alſo nur die Verpflichtungen gelten, die auch für die 


Privatbanken gelten. Daß aber die Privatbanken von der Beſt. 


des 8 188 Abſ. 1 nicht getroffen werden, unterliegt keinem 
Zweifel. Alſo auch die Begr. der RAbgO. weiſt darauf hin, daß 
Behördenbanken ebenſowenig wie Privatbanken unter 8 18 
Abſ. 1 fallen. 

Wollte man Abſ. 2 des § 188 dahin auslegen, daß Be 
hördenbanken und Sparkaſſen zwar nicht zu Auskünften über 
geldliche Verhältniſſe von Sparkaſſen⸗ oder Bankkunden per? 
pflichtet ſeien, im übrigen aber jede dienliche Auskunft wie 
jede andere Behörde zu erteilen haben, ſo müßte man anne)" 
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men, daß die AAbgO. bereits in ihrer erſten Faſſung vom 
13. Dez. 1919 eine ſolche Unterſcheidung treffen wollte, Denn 
der Wortlaut des § 188 Abſ. 1 und 2 n. F. hat ſich gegenüber 
der urſprünglichen Faſſung v. 13. Dez. 1919 ($ 191) nicht ge⸗ 
ändert. Nun enthielt aber damals die RAbgO. noch den § 189 
a. F., wonach nicht nur die öffentlichen Banken, ſondern auch 
die Privatbanken und die ihnen gleichgeſtellten Sparkaſſen ver⸗ 
pflichtet waren, den Fin A. Kundenverzeichniſſe mitzuteilen und 
dieſe zweimal im Jahre zu ergänzen. 

Es iſt nicht anzunehmen, daß ein Geſetz die öffentlichen 
Banken und Sparkaſſen zur Mitteilung ihrer Kunden verpflich⸗ 
tet (§ 189) und gleichzeitig ($ 191 Abſ. 2) beſtimmt, daß ſie 
zu einer Auskunft nicht verpflichtet ſeien, wenn es ſich um 
Geldverhältniſſe ihrer Kunden handle. 

Abſ. 2 des § 188 kann alſo nichts anderes beſagen, als daß 
für die Sparkaſſen und Banken, auch wenn ſie die Stellung 
einer Behörde haben, die Beſt. des § 188 Abſ. 1 nicht gilt. 

Fallen Banken und Sparkaſſen, die die Stellung einer Be⸗ 
hörde haben, aber nicht unter § 188 Abſ. 1, jo kann auf Grund 
dieſer Belt. das Fin A. nicht verlangen, daß ihm ſog. Be⸗ 
ſchaffungsmitteilungen, d. h. fortlaufende Mitteilungen über 
Kaufgelder uſw., die ſie in eigenen Angelegenheiten gezahlt 
haben, machen. 

Daraus folgt aber noch nicht, daß für ſie überhaupt keine 
Auskunftspflicht beſtehe über Vorgänge, wie ſie nach der An⸗ 
frage nur in Betracht kommen. 

Zu Frage 2. Die Frage, ob ein Fin A. in Ausübung 
der Steueraufſicht berechtigt iſt, von einer Großbank oder Spar⸗ 
kaſſe, die nicht die Stellung einer Behörde hat (alfo von einer 
Privatbank), ſog. Beſchaffungsmitteilungen verlangen kann, iſt 
zu bejahen. 

Das Weſen der Steueraufſicht beſteht in der Bekämpfung 
von Steuerverkürzungen und in der Verhinderung und Auf⸗ 
deckung von Steuerzuwiderhandlungen (StSekr. Reinhardt: 
DEZ. 1935, 738). 

Auch der RF. hat ſchon in feinen Gutachten v. 10. März 
1932 (RF. 30, 233), und in feinem Urt. v. 13. Juli 1932 
(RF. 31, 148), ſowie in feinem Gutachten v. 20. Mat 1933 
(KF. 33, 248) ausgeſprochen, daß die Steueraufſicht in erſter 
Linie der Aufdeckung unbekannter Steuerfälle zu dienen hat. In 
ſeiner letzten, zur Frage der Steueraufſicht ergangenen Entſch. 
v. 24. April 1936, IV A 17/36 (RStBl. 536; NH. 39, 228) 
hat der NFH. ausgeführt, daß es lediglich im Ermeſſen der 
Finanzbehörde liegt, ob ſie von ihren Steueraufſichtsbefugniſſen 
nach § 201 RAbgO. Gebrauch machen will, ohne Rückſicht dar⸗ 
auf, ob ein Anhalt für eine Steuerverkürzung vorliegt oder 
nicht. Den früher im Gutachten v. 20. Mai 1933 (RES. 33, 
257) noch vertretenen Standpunkt, daß die Ausübung der 
Steueraufſicht von dem Vorliegen eines begründeten An⸗ 
halts für Steuerverkürzungen abhängig ſei, hat der RF. in 
dem Urt. v. 24. April 1936 fallen gelaffen. Wegen der näheren 
Begr. kann auf dieſes Urteil Bezug genommen werden. 

Das Fin A. kann daher auf Grund der ihm obliegenden 
Steueraufſicht alle ihm geeignet erſcheinenden Maßnahmen tref⸗ 
fen, um eine unzuläſſige Verkürzung der Steuereinnahmen zu 
verhindern. Eine Grenze zieht nur $ 2 StUnp®., wonach Ent⸗ 
ſcheidungen, die eine Behörde nach ihrem Ermeſſen zu treffen 
hat, ſich in den Grenzen halten müſſen, die das Geſetz dem 
Ermeſſen zieht. 

Wenn nun ein Fin A. glaubt, durch Anforderung von 
Mitteilungen über Gelder, die eine Bank oder Sparkaſſe in 
eigenen Angelegenheiten an Dritte bezahlt, Steuerverkürzun⸗ 
gen hintanhalten, oder unbekannte Steuerfälle aufdecken zu kön⸗ 
nen, ſo handelt es ſich um eine Maßnahme der Steueraufſicht. 
Ob die Steuerbehörde zu dieſer Maßnahme greift auf Grund 
eines beſtimmten Anlaſſes oder auf Grund ihrer allgemeinen 
Erfahrungen, iſt ohne Bedeutung. 

Die Verpflichtung der Bank oder Sparkaſſe zur Abgabe der 
verlangten Mitteilungen regelt ſich nach 8 175 RAbgO., wonach 
dritte Perſonen (auch wer nicht als Stcfl. beteiligt iſt) dem 
Fin A. über Tatſachen Auskunft zu erteilen haben, die für die 
Steueraufſicht von Bedeutung find. Daß der in § 175 Abſ. 1 


RAbgO. erwähnte Begriff der Steueraufſicht auch die Steuer⸗ 


Rechtſprechung 


2669 


aufſicht i. S. des § 201 RAbgOO. umfaßt, hat der RES. in ſei⸗ 
nem oben erwähnten Urt. v. 24. April 1936 ausgeſprochen 
(ebenſo RF. 20, 233; 31, 148; 33, 2510. . 

Auskunftspflichtig ſind nicht nur naturliche Perſonen; die 
Auskunftspflicht iſt allgemein und trifft alle auskunftsfähigen 
Gebilde (Rö. 13, 183; 16, 83), alſo auch Banken und Spar⸗ 
kaſſen. Das ergibt ſich aus Abſ. 3 des § 175. Der Belt, über 
die Auskunftspflicht dritter Perſonen lag ſchon bei Erlaß der 
RAbgO. v. 13. Dez. 1919 der Gedanke zugrunde, daß bei Aus⸗ 
übung der Steueraufſicht nicht nur der StPfl., ſondern die 
Allgemeinheit mitzuwirken habe (Begr. der RAbgoOh. Dieſem 
Gedanken hat StSekr. Reinhardt („Die neuen Stener⸗ 
geſetze“) wieder mehr Geltung verſchafft. „Zu den wichtigſten 
Aufgaben der Regierung gehört die Durchführung der Geſetze. 
Die Finanzbehörde iſt eine Einrichtung des Staates. Ihr die⸗ 
1 Dienſt zu erleichtern, ſollte Aufgabe jedes Volksgenoſſen 
Ein.“ 

Die Auskunftspflicht beſchränkt ſich auf Tatſachen. 
Bei der Forderung nach Mitteilung über Kaufgelder, Werk⸗ 
löhne u. dgl., welche die Bank oder Sparkaſſe in eigenen An⸗ 
gelegenheiten bezahlt hat, handelt es ſich zweifellos um eine 
Auskunft über Tatſachen, die Gegenſtand ihrer Wahrnehmung 
find, Weiter verlangt $ 175, daß es ſich um Tatſachen handelt, 
die für die Ausübung der Steueraufſicht von Bedeutung 
ſind. Ob dieſe Vorausſetzung im Einzelfalle zutrifft, hat die 
Steuerbehörde nach ihrem pflichtgemäßen Ermeſſen zu entſchei⸗ 
den, jedenfalls ſteht den um Auskunft Angegangenen eine Ent- 
ſcheidung hierüber nicht zu. Die Entſch. des RS. v. 9. Juli 
1932 (RStBl. 657) ſagt, daß in jedem Falle, in dem eine Aus⸗ 
kunft im Steueraufſichtsverfahren eingeholt werden ſoll, die 
Gründe, die für und gegen ein ſolches Erſuchen ſprechen, einer 
ſorgfältigen Abwägung zu unterziehen ſind. Die Entſch. über 
Auskunftserſuchen iſt grundſätzlich den Vorſtehern der Fin A. 
vorbehalten. Hi 

In der gleichen Richtung liegt auch der Erlaß des REM. 
v. 13. Jan. 1936 8 1443 B 163/III — 5. Ang (jo auch Rg. 
33, 260). Daß Mitteilungen über gezahlte Kaufgelder, Werl⸗ 
löhne u. dgl. für die Ansübung der Steueraufſicht von Bedeu⸗ 
tung find oder wenigſtens fein konnen, liegt auf der 3 
Denn die Steuerbehörde iſt bei der Überwachung der Steuer 
hauptſächlich auf Mitteilungen des Stchfl. ſelbſt, der Behörden 
oder dritter Perſonen angewieſen. Billigkeit und Zweckmäßig⸗ 
feit (8 2 StAupch.) können eine Rolle ſpielen bei der Frage, 
bis zu welcher unterſten Grenze die Mitteilungen verlangt 
werden. de e 

n welcher Form die Auskunft erbeten und erte! er⸗ 
den a it 15 leßten Satze des Ab. 1 und in Abſ. 2 des § 175 
geregelt. Hiernach ſoll in erſter Linie ſchriftliche Auskunft er⸗ 
beten werden. Dieſe Beſt. wurde geſchaffen im Intereſſe moglichſt 
geringer Beläſtigung der Auskunftsperſonen und entſprach drin⸗ 
genden Wünſchen der Handels⸗ und Gewerbekreiſe. An die 
Stelle der ſchriftlichen Auskunftserteilung kann auch eine an⸗ 
dere Form treten, wenn dieſe den Auskunftspflichtigen weniger 
in Anſpruch nimmt und den Belangen der Steuerbehörde ge⸗ 
nügt. Da die Auskunft nach Form und Inhalt ſo zu erteilen 
iſt, wie es das Fin A. vorſchreibt, ſo liegt es in ſeinem Ermeſ⸗ 
ſen, welche Form es wählt, jedoch wird zu verlangen ſein, 
daß es auf die Grundlagen für die Auskunftspflicht in 88 170, 
201 Abſ. 1 RUbID. hinweiſt. a 

8 209 NAbgdO. (vorherige Verhandlung mit dem Stpfl. 
ſelbſt) iſt in den Fällen eines Auskunftsverlangens nach § 201 
i. Verb. m. $ 175 NAbgd. nicht anwendbar (vgl. RES. 38, 
264). { 5 
555 Es iſt daher nur noch zu prüfen, ob die Steuerbehörde 
nur Einzelauskünfte verlangen kann, oder auch fortlaufende 
Mitteilungen, die für die Ausübung der Steueraufſicht von 
Bedeutung ſind. 8 ex 

Ob das Fin A. in gewiſſen Zeitabſtänden an die Aus⸗ 
kunftsperſon herantritt und um Mitteilung erſucht, welche Be⸗ 
träge von ihr gezahlt worden ſind, oder ob ſie um fortlaufende 
Mitteilungen über angefallene Zahlungen erſucht, um nicht 
immer wieder das gleiche Erſuchen ſtellen zu müſſen, kann kei⸗ 
nen Unterſchied machen. 
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Zu Frage 3. Wenn das Fin A. — wie zur Frage 2 
ausgeführt — von den Privatbanken und Sparkaſſen auf Grund 
des § 201 i. Verb. m. $ 175 RAbgO. fortlaufende Mitteilungen 
über Kaufgelder, Banklöhne u. dgl., die ſie in eigener Angele⸗ 
genheit gezahlt haben, verlangen kann, ſo kann ſie dies auch von 
den Banken und Sparkaſſen, die die Stellung einer Behörde 
haben, auf Grund der gleichen Beſt. verlangen. 

$ 175 macht keinerlei Unterſchiede zwiſchen Auskunftspflich⸗ 
tigen, in Abſ. 3 des § 175 iſt ſogar ausdrücklich von Behörden 
die Rede. 

Selbſt die Verpflichtung der Beamten einſchließlich der der 
Staatsbanken zur Verſchwiegenheit ſteht nach $ 179 RAbgO. 
ihrer Auskunftspflicht gegenüber den Find, nicht im Wege. Nur 
wenn die Auskunft dem Wohle des Reichs oder eines Landes 
nachteilig fein würde (§8 180, 179 RAbgO.), darf eine Aus⸗ 
kunft nicht gefordert werden. Die Entſch. darüber ſteht aber 
nicht dem zu, der um Auskunft erſucht wird, ſondern ausſchließ⸗ 
lich den oberſten Reichsbehörden. 


(RFöH., Groß. Sen., Gutacht. v. 11. Juli 1936, GrS D 3/36 8.) 


Einzelne Senate 


36. § 3 Abſ. 1 Nr. 1, Ab ſ. 2 Satz 1 KörpStG. 
1925; 83 Ab ſ. 2 Nr. 6 EinkStG. 1925; 82 Bi 
Körp StG. 1934; 849 Ziff. 5, § 20 A b ſ. 1 Zi 
EinkStG. Inländiſche Forderungen eine 
ausländiſchen Gewerbebetriebs, der in 
Deutſchland weder eine Betriebsſtätte be⸗ 
ſitzt noch einen ſtändigen Vertreter beſtellt 
t, unterliegen mit ihren Einkünften der 
ſchränkten Steuerpflicht nach 8 1 Abſ. 2, 
9 Ziff. 5, § 20 A bſ. 1 Ziff. 3, 4 EinkS t G. 1934, 
Ziff. 1 KörpStG. 1934 (vgl. für das frühere 
ht IA 377/28 [RStl. 1929, 193]: St W. 1929 Nr. 
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H., 1. Sen., Urt. v. 12. Mai 1936, VI A 55/36.) 
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x87. 86 Satz 1 KörpSt&. 1934; 88 5, 6 Ziff. 2 
Gink StG. 1934. 

l. Der Grundſatz der Bindung der Steuer⸗ 
bilanz an die Handelsbilanz gilt auch für das 
KörpSt G. 1934. Danach iſt bei Bewertung der 
einzelnen Wirtſchaftsgüter von der Handels⸗ 
bilanz auszugehen. Entſpricht dieſe den Grund- 
ſäten ordnungsmäßiger Buchführung und be⸗ 
wegen ſich die in ihr ausgewieſenen Werte im 
Rahmen des 8 6 EinkStG., dann find fie auch 
für die Beſteuerung maßgebend. 

2. Berückſichtigt eine buchführungspflich⸗ 
tige Körperſchaft in ihrer Handelsbilanz 
Kursſteigerungen von Wertpapieren, die be- 
reits am Schluſſe des vorangegangenen Wirt⸗ 
ſchafts jahres zum Betriebsvermögen gehört 
haben, dann muß ſie dies auch in der Steuer⸗ 
bilanz tun. Die Pflichtige iſt jedoch berech- 
tigt, den durch die früheren ſteuerrechtlichen 
Vorſchriften bedingten Unterſchied zwiſchen 
der Bewertung in der handels⸗ und ſteuer⸗ 
rechtlichen Schlußbilanz des Wirtſchaftsjah⸗ 
res, das als letztes nach den Vorſchriften des 
KörpSt®. 1925 zu veranlagen war, in den ſpä⸗ 
teren Bilanzen beizubehalten. f) 

Die BeſchwF. hat ihre zu den Kapitalanlagen ge⸗ 
hörenden Wertpapiere in der handelsrechtlichen Schlußbilanz 
1933 (31. Dez. 1933) mit 814 455,12 RM ausgewieſen. In. 
der Steuerbilanz für den gleichen Stichtag waren dieſe Wert⸗ 
papiere nur mit 746 896,12 RM enthalten. Der Unterſchied 
zwiſchen den Anſätzen in der Handelsbilanz und Steuerbilanz 
iſt darauf zurückzuführen, daß die BeſchwF. in ihrer Han⸗ 
delsbilanz unrealiſierte Kursgewinne berückſichtigt hat, was 
ſteuerlich zu unterbleiben hatte. 

In der handelsrechtlichen Schlußbilanz 1934 ſind die 
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Wertpapiere mit 1076 949,32 RM enthalten. Der Steuer⸗ 
erklärung hat die Beſchw§. eine Steuerbilanz zugrunde ge⸗ 
legt, in der die Wertpapiere nur mit 957 791,37 RM aus⸗ 
gewieſen waren. Dabei iſt ſie von dem Wert in der Steuer⸗ 
ſchlußbilanz 1933 mit 746 896,12 AM ausgegangen, die Zu⸗ 
gänge hat fie mit dem Geſtehungswert von 210 895,25 RM 
eingeſetzt. Während ſich ſomit in der Steuerbilanz der Wert 
in der Schlußbilanz gegenüber dem Wert in der Anfangs⸗ 
bilanz nur um dieſen Betrag erhöht hat, beträgt dieſer Mehr⸗ 
wert in der Handelsbilanz 1076 949 — 814495 = 262 454 Nl, 
ſomit 51559 2M mehr. Dieſe ſtärkere Erhöhung des Schluß⸗ 
werts der Wertpapiere in der Handelsbilanz gegenüber der 
Steuerbilanz iſt ebenfalls darauf zurückzuführen, daß die 
BeſchwF. auch im Kalender- (Wirtſchafts⸗/ Jahr 1934 in der 
Handelsbilanz Kursgewinne berückſichtigt hat, nicht aber in 
der Steuerbilanz. 

Das Fin A. hat der Veranlagung die Wertpapiere mit 
dem in der Handelsbilanz ausgewieſenen Wert von 
1076 949,32 RM zugrunde gelegt, was eine Gewinnerhöhung 
um 119 157,95 2 bedeutete. 

Das Finger. hat die Auffaffung des Fin A. gebilligt. 

Die RBeſchw. der Pflichtigen iſt begründet. 

Dem Finder. ift darin beizutreten, daß der Grund⸗ 
ſatz der Bindung der Steuerbilanz an die Handelsbilanz 
auch für das KörpStG. 1934 feine Bedeutung behalten hat 
und auch für die Bewertung der dem Betrieb dienenden 
Wirtſchaftsgüter gilt (ogl. hierzu Bender, Kurzkommentar 
z. Körp&t®. 1934 Anm. 3 zu $ 5 EinkStG. [S. 170 ff.] und 
Anm. 4 zu $ 6 EinkStG. 1934 [S. 196); Kennerknecht, 
Komm. z. KörpStG. 1934 Anm. 73 ff. zu 8 5 EinfSt®. 
1934 und Anm. 5 zu $ 6 EinfSt®. 1934, 376 ff., ſowie ins⸗ 
bei. das Urt. IA 110/33 v. 23. Mai 1935: RSt Bl. 1985, 
1467; StW. 1935 Nr. 619). Das hat zur Folge, daß bei der 
Bewertung der Wirtſchaftsgüter von der Handelsbilanz aus⸗ 
zugehen iſt. Entſpricht dieſe den Grundſätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung und bewegen ſich die dort angeſetzten Werte im 
Rahmen des § 6 EintSt&., dann find fie auch grundſätzlich 
für die Beſteuerung maßgebend. Unbeſtritten entſpricht die 
Bewertung der Wertpapiere in der Handelsbilanz den Vor⸗ 
ſchriften des § 261 Ziff. 2 HGB. Insbeſ. war es handels⸗ 
rechtlich zuläſſig, daß die Beſchw§. die im Wirtſchaftsjahr 
durch Kursſteigerungen eingetretene Werterhöhung ihrer Wert⸗ 
papiere bis zur Höhe der Auſchaffungskoſten berückſichtigte. 
Da — im Gegenſatz zum früheren § 20 EintSt®. 1925 — 
8 6 Ziff. 2 EintSt&. 1934 dem Pflichtigen in Anlehnung 
an das Handelsrecht geſtattet, bei nichtabnutzungsfähigen 
Wirtſchaftsgütern — und zu dieſen gehören die hier in Be⸗ 
tracht kommenden Wertpapiere —, die bereits am Schluſſe 
des vorangegangenen Wirtſchaftsjahres zum Betriebsver⸗ 
mögen gehört haben, in den folgenden Wirtſchaftsjahren den 
Teilwert auch dann einzuſetzen, wenn er höher iſt als der letzte 
Bilanzanſatz, ſtehen der Berückſichtigung der Kursſteigerungen 
bis zur Höhe der Anſchaffungskoſten auch ſteuerliche Vor⸗ 
ſchriften nicht entgegen. Das Geſetz zwingt den Steuerpflich⸗ 
tigen nicht, den höheren Teilwert einzuſetzen. Es ſtellt ihm 
die Verſteuerung nicht realiſierter Gewinne frei. Er kann 
aber in der Handels- und Steuerbilanz nicht mehr verſchie⸗ 
den verfahren. Setzt er den höheren Kurswert in der Han⸗ 
delsbilanz ein, dann muß er dies entſprechend dem Grund⸗ 
ſatz der Bindung der Steuerbilanz an die Handelsbilanz 
auch in der Steuerbilanz tun. 

Die BeſchwF. hat anerkannt, daß die im Steuerabſchnitt 
1934 erfolgte Höherbewertung ihrer Wertpapiere in der Han⸗ 
delsbilanz auch ſteuerlich maßgebend iſt. Sie wendet ſich 
jedoch dagegen, daß der geſamte Unterſchied zwiſchen Han⸗ 
dels⸗ und Steuerbilanz am 31. Dez. 1934 in Höhe 
von 119.157,95 RM dem Gewinn zugerechnet wird. Sie 
iſt der Auffaſſung, daß der Unterſchied zwiſchen Han⸗ 
dels⸗ und Steuerbilanz am 31. Dez. 1933 auch weiterhin 
beſtehen bleiben müſſe. Das Verlangen der Beſchwß. iſt be⸗ 
gründet. Der Grundſatz der Bindung der Steuerbilanz an 
die Handelsbilanz bedeutet nicht, daß in Handels⸗ und Steuer⸗ 
bilanz ſtets die gleichen Werte eingeſetzt werden müſſen. 
Dies iſt dann nicht der Fall, wenn die ſteuerlichen Vorſchrif⸗ 
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ten eine Abweichung von der Handelsbilanz erheiſchen. So 
war z. B. auf Grund der Vorſchrift des 8 108 Abf. 2, 3 
EinkStG. 1925, 8 29 KörpStG. 1925 die Einſtellung von 
Werten geboten, die von den Anſätzen in der Handelsbilanz 
abweichen. Dieſe abweichenden Werte dürfen auch in den 
folgenden Steuerbilanzen geführt werden. Das gleiche muß 
gelten, wenn und ſoweit die ſteuerlichen Anfangswerte eines 
beſtimmten Steuerabſchnitts deshalb von den Handelsbilanz⸗ 
ſätzen abweichen, weil die ſteuerlichen Vorſchriften dieſe Ab⸗ 
weichung bedingten. So liegt der Fall hier. Die verſchiedene 
Bewertung in der Schlußbilanz 1933 und damit Anfangs⸗ 
bilanz 1934 ift darauf zurückzuführen, daß die BeſchwF. die 
Kursſteigerungen in handelsrechtlich zuläſſiger Weiſe in ihrer 
Handelsbilanz berückſichtigt hat. Steuerlich ſtand dieſer Be⸗ 
rückſichtigung der 8 20 EintSt®. 1925 entgegen. Dieſe 
ſteuerliche Vorſchrift hatte die verſchiedenen Anſätze in der 
Steuer- und Handelsbilanz zur Folge. 8 6 Abſ. 2 EinkStch. 
1934 hat zwar dieſe für Handels⸗ und Steuerrecht verſchie⸗ 
dene Behandlung beſeitigt, aber erſt mit Wirkung von ſeinem 
Inkrafttreten ab. Die bereits am 31. Dez. 1933 beſtehende 
Verſchiedenheit in der Bewertung bleibt jedoch erhalten, 
Ihre Beſeitigung würde die bis zum Inkrafttreten des neuen 
KörpStG. 1934, EinkStcg. 1934 grundſätzlich nicht zuläſſige 
Verſteuerung nicht realiſierter Gewinne für die vorhergehen— 
den Steuerabſchnitte nachholen. Eine ſolche Abſicht kann aus 
dem Geſetz nicht gefolgert werden. Es iſt zwar einem Pflich⸗ 
tigen unbenommen, auch in ſeiner Steuerbilanz alsbald die 
Handelsbilanzwerte in voller Höhe anzuſetzen. Er kann jedoch 
hierzu nicht gezwungen werden. 
(R., 1. Sen., Urt. v. 28. Juli 1936, IA 145/36.) 


„Anmerkung: Bei der Betrachtung des Sachverhältniſſes 
fällt zunächſt auf, daß die AktG. überhaupt Kursſteigerungen 
ihrer Wertpapiere in der Handelsbilanz berückſichtigt hat. 
Das iſt nach dem HGB. zwar zuläſſig, aber nicht allgemein 
üblich. Die Erklärung liegt darin, daß es ſich um die Bilanz 
einer Verſicherungsgeſellſchaft handelt, bei denen die Berück⸗ 
ſichtigung ſolcher Kursſteigerungen ſchon ſeit längerer Zeit 
üblich iſt. 

Nach dem früheren Steuerrecht war die Erhöhung 
ger Bilanzwerte ſchlechthin unzuläſſig, und ſo ergaben ſich 
n der Steuerbilanz zwangsweiſe ſtille Reſerven, die in der 
Handelsbilanz nicht enthalten waren. Das neue EinkStch. 
läßt in Abweichung vom bisherigen Recht die Berückſichtigung 
von Werterhöhungen in gleichem Umfange zu wie das HGB., 
d. h. fie können inſoweit berücksichtigt werden, als früher ein⸗ 
mal Abſchreibungen wegen Wertminderung vorgenommen ſind, 
alſo praktiſch bis zur Höchſtgrenze des urſprünglichen An⸗ 
ſchaffungspreiſes. Daher iſt es folgerichtig und auch in dem 
Rechtsmittelverfahren nicht mehr zweifelhaft geweſen, daß die 
im Jahre 1934 eingetretenen Kursſteigerungen, ſoweit fie in 
der Handelsbilanz berückſichtigt find, auch in der Steuer⸗ 
bilanz berückſichtigt werden müſſen. Zur Vermeidung von 
Mißverſtändniſſen iſt dabei zu beachten, daß dieſe Erhöhung 
ſowie für die Handelsbilanz wie auch für die Steuerbilanz 
nur dann und inſoweit zuläſſig iſt, als auf die gleichen Wert⸗ 
papiere in früheren Bilanzen Abſchreibungen gemacht waren. 

Der Schwerpunkt des Urt. liegt aber in der Frage, 
wie die nach der früheren Steuergeſetzgebung zwangsweiſe 
herbeigeführte Abweichung zwiſchen Handelsbilanz und Steuer⸗ 
bilanz ausgeglich en werden ſoll. Fin A. und Finder. 
hatten ſich auf den Standpunkt geſtellt, es müſſe nunmehr 
der früher zwangsweiſe herbeigeführte Unterſchied Ende 1934 
beſeitigt werden, was praktiſch zu einer ſofortigen Nachver⸗ 
ſteuerung der ſtillen Reſerve geführt hätte. Mit dem Wort⸗ 
laut des Geſetzes würde ſich dieſe Auffaſſung vielleicht in 
Einklang bringen laſſen, mit Recht hebt aber das Urt. her⸗ 
vor, daß eine derartige ſofortige Nachverſteuerung nicht dem 
Sinne und Zwecke des Geſetzes entſpricht. Es wird ge⸗ 
legentlich noch näher nachzuprüfen und zu entſcheiden ſein, in 
welcher Weiſe dieſer Bewertungsunterſchied einmal ausge⸗ 
glichen werden ſoll. Späteſtens erfolgt der Ausgleich bei 
einem Verkauf der Wertpapiere, denn in dieſem Augenblick 
wird ja der in der ſtillen Reſerve ſteckende Kursgewinn ver⸗ 
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wirklicht, und dann weiſt die Steuerbilanz einen entſprechenden 
höheren Gewinn aus als die Handelsbilanz. Ebenſo klar iſt 
der Ausgleich in dem Fall eines erneuten Kursrückganges, 
ein ſolcher kaun in der Steuerbilanz erſt dann zum Ausdruck 
kommen, wenn der neue „Teilwert“ unter dem Wert der 
Steuerbilanz liegt. In einem ſolchen Fall muß alſo der ganze 
Unterſchied in der Handelsbilanz zunächſt einmal ohne ſteuer⸗ 
liche Wirkung abgeſchrieben werden. A : 

Wenn aber keiner dieſer beiden Ausnahmefalle vorliegt. 
ſo fehlt es an ausdrücklichen Vorſchriften oder allgemeinen 
Grundſätzen über den Zeitpunkt der Angleichung. Das Urt. 
will der Geſellſchaft geſtatten, in die Steuerbilanz die Han⸗ 
delsbilanzwerte in voller Höhe einzuſetzen, oder nicht, es 
will es alſo in das Ermeſſen der Geſellſchaft ftellen, ob und 
wann dieſe die noch nicht verwirklichten ſtillen Reſerven ver 
ſtenern will. Die Durchführung dieſes Grundſatzes müßte 
das Ergebnis haben, daß die Geſellſchaft auch berechtigt iſt, 
die Werte der Steuerbilanz allmählich zu erhöhen, je nach 
dem Wert, der ihr (aus ſteuerlichen Gründen!) zweckmäßig 
erſcheint. Dieſe Möglichkeit wäre nach der früheren Geſetz⸗ 
gebung und Rechtſprechung ſicherlich zu bejahen geweſen, ſie 
wird heute nicht mehr im Einklang mit der ſonſtigen Rſpr. 
des Rö. ſtehen, weil fie natürlich dazu führen könnte, daß 
derartige noch nicht verwirklichte Gewinne gerade in Verluſt⸗ 
jahren zur Verſteuerung gebracht werden, wo ſich die Ver⸗ 
ſteuerung tatſächlich nicht auswirkt. Die richtige Löſung 
dürfte die ſein, daß die Abweichung zwiſchen Handelsbilanz 
und Steuerbilanz ſo lange beſtehen bleibt, bis der Kurs⸗ 
gewinn entweder durch Veräußerung der Wertpapiere ver⸗ 
wirklicht wird oder durch entſprechenden Wertrückgang ver⸗ 
loren geht. Eine Aufrochterhaltung dieſer Verſchiedenheit 
wird den Vorzug verdienen vor den Nachteilen, die bei einer 
willkürlichen Erhöhung der Werte in der Steuerbilanz für 
das Reich als Steuergläubiger entſtehen könnten. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 


= 


x38. 813 KörpSt G. 1925; 8 13 EinkStG. 1925; 
86 Körp StG. 1934; 8 5 Ab. 1 Eink St ch. 1084. 
Vorteile, die ein Geſellſchafter der Geſell⸗ 
ſchaft zuwendet und die ein an der Geſell⸗ 
ſchaft nicht Beteiligter der Geſellſchaft nicht 
eingeräumt hätte, ſind den geſellſchaftlichen 
Einlagen gleichzuachten. Dasſelbe gilt für 
Zuwendungen von Perſonen; die den Geſell⸗ 
ſchaftern oder einem der Geſellſchafter nahe- 
ſtehen. Vermögensmehrungen⸗ die durch der⸗ 
artige Zuwendungen (3. B. durch Verzicht auf 
eine Forderung gegen die Geſellſchaft) bei der 
Geſellſchaft entftanden find, ſtellen daher kei⸗ 
nen körperſchaftſteuerpflichtigen Gewinn dar. f) 

Leiſtungen der Geſellſchafter an die Geſellſchaft, die im 
Geſellſchaftsverhältnis ihre Grundlage haben, können das 
Erfolgsergebnis der Geſellſchaft, nicht beeinfluſſen und daher 
einen ſteuerpflichtigen Gewinn nicht begründen. Den Leiſtungen 
der Geſellſchafter müſſen gleichgeachtet werden Leiſtungen von 
Perſonen, die den Geſellſchaftern oder einem der Geſellſchafter 
naheſtehen. Für den umgekehrten Fall, den von geſellſchafts⸗ 
rechtlichen Leiſtungen der Geſellſchaft an die Geſellſchafter, hat 
dies der Ri H. bereits ausgeſprochen (ogl. z. B. RF H. 32, 
85). Für Leiſtungen von den Geſellſchaftern naheſtehenden 
Perſonen an die Geſellſchaft kann nichts anderes gelten. Wie 
Vorteile, die eine Geſellſchaft ihren Geſellſchaftern oder dieſen 
naheſtehenden Perſonen zugewendet hat, die ſie aber fremden, 
an ihr nicht beteiligten Dritten nicht eingeräumt hätte, als 
verdeckte Gewinnausſchüttungen anzuſehen ſind, die den ſteuer⸗ 
pflichtigen Gewinn nicht mindern dürfen, ſo ſind Vorteile, die 
Geſellſchafter oder dieſen naheſtehende Perſonen der Geſell⸗ 
ſchaft haben zugute kommen laſſen, die aber andere an der 
Geſellſchaft nicht beteiligte Perſonen der Geſellſchaft nicht ge⸗ 
währt hätten, den geſellſchaftlichen Einlagen gleichzuſtellen, die 
den ſteuerpflichtigen Gewinn nicht erhöhen dürfen. Im vorl. 
Fall hat der Geh. Kommerzienrat K., der Vater bzw. Groß⸗ 


vater der Aktionäre der beſchwerdeführenden Geſellſchaft, von 
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ſeinem Guthaben bei der AktG. U. der BeſchwF. 400000 ſchw. Fr. 
zur Verfügung geſtellt und gleichzeitig mit der Kapitalzuwen⸗ 
dung erklären laſſen, daß er auf die Kapitalrückzahlung ver⸗ 
zichte. In dieſer Verzichtleiſtung iſt ein Vorteil zu erblicken, 
den ein an der Geſellſchaft nicht beteiligter und auch den 
Geſellſchaftern nicht naheſtehender Dritter der Geſellſchaft nicht 
eingeräumt hätte. Die Gewährung des Vorteils läßt ſich daher 
nur durch das nahe verwandtſchaftliche Verhältnis des Ver⸗ 
zichtleiſtenden zu den Geſellſchaftern der BeſchwF. erklären. 
Sie kann nicht anders behandelt werden wie eine geſellſchaft⸗ 
liche Einlage. Die Hinzurechnung der durch den Forderungs⸗ 
verzicht entſtandenen Vermögens mehrung zum ſteuerpflichtigen 
Einkommen war hiernach ſachlich nicht gerechtfertigt. 
(Ri., 1. Sen., Urt. v. 28. Juli 1936, IA 83/36.) 


Anmerkung: Das Urteil verdient volle Zuſtimmung. Es 
veranſchaulicht folgende zwei in der Praxis außerordentlich 
wichtigen Grundſätze unſeres Körperſchaftſteuerrechtes: 

1. Geſellſchaftliche Leiſtungen zwiſchen einer Kapitalgeſellſchaft 
u. dgl. und ihren Geſellſchaftern berühren nicht den ſteuer⸗ 
pflichtigen Geſellſchaftsgewinn. 

2. Bei Anwendung des vorgenannten Grundſatzes gelten als 
Geſellſchafter auch dritte (phyſiſche oder juriſtiſche) Perſonen, 
die den Geſellſchaftern „naheſtehen“. 

Zu 1. Dieſer Grundſatz war für die Leiſtungen 
der Geſellſchafter an die Geſellſchaft (= Ein- 
lagen) im 86 Nr. 9 KörpStG. 1920/22 ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen. Im KörpStG. 1925 wurde er als entbehrlich 
weggelaſſen, galt aber ebenſo, weil er zwangsläufig aus dem 
Einkommens⸗ bzw. Gewinnbegriff dieſes Geſetzes folgte. In 
83 4, 5 KörpStG. 1934 iſt er wieder ausdrücklich (und zwar 
logiſcher als im erſten Körp Stg., nämlich bei der Beſchrei⸗ 
bung des Gewinnbegriffes) ausgeſprochen. Für die Lei⸗ 
ſtungen der Geſellſchaft an die Geſellſchafter 
(= Gewinnausſchüttungen) wurde der Grundſatz unter 
der Geltung des KörpStG. 1920/22 und 1925 ohne beſondere 
Vorſchrift aus dem Weſen des Gewinnbegriffes gefolgert (vgl. 
RF. 20, 325, 328), während er in 88 4, 5 EinkStG. 1934 
wiederum ausdrücklich mit dem Gebot der Ausſchaltung der 
„Entnahmen“ bei der Umgrenzung des Gewinnbegriffes aus⸗ 
geſprochen iſt. (Eine nicht ungefährliche Verwechſlung von 
Einlage und Gewinnausſchüttung iſt dem Rü. in 
den Urteilen RFH. 34, 228 und RStBl. 1934 Nr. 602 unter⸗ 
laufen, worauf ich ſchon in Ind St. 1934, Teil III S. 63 
hingewieſen habe.) 

Selbſtverſtändlich iſt nicht jede Leiſtung zwiſchen 
Geſellſchaft und Geſellſchafter eine ſolche „geſellſchaftliche“, 
weshalb der Grundſatz 1 natürlich nicht gilt für einen nicht 
im Geſellſchaftsverhältnis begründeten Leiſtungsaustauſch 
zwiſchen Geſellſchaft und Geſellſchafter. Der NFO. ſieht die 
geſellſchaftliche Natur einer Leiſtung zwiſchen Geſellſchaft und 
Geſellſchafter (nach beiden Richtungen) dann als gegeben an, 
wenn dabei ein Vorteil zugewendet wird, der einem fremden 
Dritten nicht zugewendet worden wäre. Es liegt auf der Hand, 
daß dieſe theoretiſch durchaus richtige Begriffsbeſtimmung prak⸗ 
tiſch zu zahlloſen Streitigkeiten führt, weil ein ſolcher Irrealis 
eine recht unſichere Beurteilungsgrundlage iſt und bei der 
Vielgeſtaltigkeit des Lebens ſehr oft weder bewieſen noch wider⸗ 
legt werden, die ſteuerliche Belaſtung aber je nach der Art 
der Einſtufung des Vorganges ganz gewaltig differieren kann. 

Bei den Einlagen entſpricht der Grundſatz ihrer Ein⸗ 
flußloſigkeit auf den Geſellſchaftsgewinn, alſo ihrer Körper⸗ 
ſchaftſteuerfreiheit, dem Grundſatz ihrer Steuerpflicht 
nach dem KapVerkStc ö. (Geſellſchaftſteuerpflicht). 
Leider hat der 1. Sen. des Rö H. in feinem Urteil StW. 1934 
Nr. 248 eine Zwangsläufigkeit dieſer Alternative verneint, 
wogegen ſich m. E. mit Recht Mirre: StW. 1934 Sp. 380 ff. 
und Veiel (S. 357 feines Kommentars zum KapVerkStG. 
1934) wenden. Wenn auch der Geſetzgeber noch keine Möglich⸗ 
keit zu einem ausdrücklichen Verbot der Doppelbeſteuerung 
durch Körperſchaftſteuer und Geſellſchaftſteuer gefunden hat, 
ſo müßte die Rſpr. aus eigener Kraft dazu gelangen, weil 
eine ſolche doppelte Erfaſſung ein Widerſpruch in ſich ſelbſt iſt. 


Zu 2. Dieſer Grundſatz iſt in unſeren verſchiedenen 
Körperſchaftſteuergeſetzen nie ausdrücklich ausgeſprochen 
worden, hat dagegen bei der Geſellſchaftſteuer (87 
KapVerkStG. 1922, § 4 KapVerkStG. 1934) einen — aller⸗ 
dings unzureichenden — Ausdruck gefunden, was um ſo ent⸗ 
behrlicher war, als der Grundſatz in weſentlich weiterem als 
dem dort ausgeſprochenen Umfang ſchon aus dem Zweck der 
übrigen einſchlägigen Beſtimmungen des KapVerkStGG. genau 
wie des KörpSt®. folgt. Der oben beſprochene Irrealis (die 
Leiſtung wäre an einen fremden Dritten, an eine fremde 
Geſellſchaft nicht gemacht worden) tritt auch wieder auf. In 
klarliegenden Fällen wie dem des beſpr. Urteils bereitet er 
natürlich keine Schwierigkeiten. Aber meiſt liegen die Dinge 
hier weſentlich komplizierter, zumal nicht ſelten eine Ver⸗ 
mengung von normalem Leiſtungsaustauſch und geſellſchaft⸗ 
licher bzw. quaſigeſellſchaftlicher Leiſtung vorliegt. Aber das 
beſagt nichts gegen die grundſätzliche Richtigkeit der von der 
Rſpr. entwickelten Abgrenzung. 

RA. Dr. Fürnrohr, München. 


* 


39. § 15 A bſ. 2 Körp StG. 1925; 815 Ab ſ. 1 
Nr. 4 EinkSt G. 1925 (8 18 Abſ. 1 KörpSt Durchf⸗ 
VO. 1934; $35 A bſ. 1 EinkSst Durchf VO. 1934). 
In Fällen der Umwandlung einer AktG. in 
eine GmbH. nach § 80 GmbHG. kann ein Ver⸗ 
luft der aufgelöſten AktG. bei der Veran⸗ 
lagung der Gmb H. nicht vorgetragen werden. 
(REP, 1. Sen., Urt. v. 12. Mai 1936, IA 84/36.) 


* 


x 40. § 2 Nr. 1a VermStG. 1931; $ 1 Abſ. 1 Ziff. 1 
Verm StG. 1934; § 81 Nr. 2 RAbg O.; 8 14 A bſ. 3, 
§ 46 Ziff. 2 St An p G. 

a) Ob der perſönlich haftende Geſellſchaf⸗ 
ter einer Komm Geſ. auf Aktien leitender An⸗ 
geſtellter (Vorſtandsmitglied) oder Unter- 
nehmer iſt, muß nach den Umſtänden des Ein⸗ 
zelfalls, beſonders nach dem Inhalt des Ge— 
ſellſchaftsvertrags, entſchieden werden. 

b) Bei Inhabern von inländiſchen Unter- 
nehmungen tritt die unbeſchränkte Vermö⸗ 
genſteuerpflicht nach § 14 Ab ſ. 3 St Anp G. erſt⸗ 
malig für das Rechnungsjahr 1985 ein. 

Streitig iſt, ob der Beſchw§. als perſönlich haftender Ge⸗ 
ſellſchafter einer inländiſchen Kommcheſ. auf Aktien zu den „lei⸗ 
tenden Angeſtellten“ eines inländiſchen Unternehmens gehört 
und daher gem. $ 81 Nr. 2 RAbgO. 1931 (Faſſ. der VO. des 
RPräſ. v. 8. Dez. 1931 [RG Bl. I, 699, 736]) der unbeſchränkten 
Vermögenſteuerpflicht unterliegt, oder ob er nur mit ſeinem In⸗ 
landsvermögen beſchränkt ſteuerpflichtig iſt. Der Beſchwß., der 
ſeit ſeinem Zuzug (2. Dez. 1931) unbeſchränkt ſteuerpflichtig und 
Prokuriſt einer inländiſchen KommGkeſ. geweſen war, hat am 
2. Juni 1933 ſeinen inländiſchen Wohnſitz aufgegeben, um bis 
auf weiteres in Niederländiſch-Indien beruflich tätig zu fein. 
Etwa zur ſelben Zeit iſt er aus ſeiner Stellung als Prokuriſt 
ausgeſchieden und als perſönlich haftender Geſellſchafter in eine 
inländiſche Kommceſ. auf Aktien eingetreten. Nach dem Vertrag 
mit dem Aufſichtsrat der Geſellſchaft bezieht der Beſchw§. ein 
feſtes Jahresgehalt von 25 000 , und einen Gewinnanteil 
von 3%. Am Verluſt iſt er nicht beteiligt. Er hat die Gefell- 
ſchaft zuſammen mit einem Herrn E. oder mit einem Geſamt⸗ 
prokuriſten zu vertreten. Falls in der GenVerſ. der Geſellſchaft 
beſchlüſſe gefaßt werden, die der Zuſtimmung der Geſchäftsin⸗ 
haber bedürfen, hat der BeſchwF. dieſe Zuſtimmung zu erteilen, 
wenn ein Herr M. (anfcheinend ebenfalls ein perſönlich haften⸗ 
der Geſellſchafter) ſeine Zuſtimmung gegeben hat, Der Vertrag 
iſt auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen worden, doch kann er von 
beiden Teilen mit einer Friſt von ſechs Monaten gekündigt wer⸗ 
den. Das Fin A. hat den BeſchwF. als leitenden Angeſtellten 
(Vorſtandsmitglied) der Geſellſchaft angeſehen und ſeinen An⸗ 
trag, wegen des Übergangs von der unbeſchränkten zur be⸗ 
ſchränkten Vermögenſteuerpflicht eine Nachveranlagung auf den 
1. Jan. 1934 vorzunehmen ($ 13 Nr. 2 VermStG. 1931), abge⸗ 


65. Jahrg. 1936 Heft 37/88] 
lehnt. Die Sprungberufung des Beſchw. tt zurückgewieſen 
worden. 

Der RBeſchw. war ſtattzugeben. 

Bis zum Rechnungsjahr 1933 war der BeſchwF. unſtreitig 
unbeſchränkt ſteuerpflichtig. Im Streit iſt alſo die Vermögen⸗ 
ſteuer für das Rechnungsjahr 1934 und, da der Hauptveranla⸗ 
gungszeitranm auf das Rechnungsjahr 1935 ausgedehnt worden 
iſt, die Vermögenſteuer für 1935. Es iſt zunächſt zu prüfen, in⸗ 
wieweit auf dieſe Vermögenſteuern die bisherige Vorſchr. des 
§ 81 Nr. 2 RAbgO. 1931 oder die an ihre Stelle getretene neue 
Vorſchr. des § 14 Abſ. 3 StAnpch. Anwendung findet. Nach der 
neuen Vorſchr. find nicht nur, wie nach $ 81 Nr. 2 RAbg O., 
die leitenden Angeſtellten, ſondern auch die Inhaber von in⸗ 
ländiſchen Unternehmungen unbeſchränkt ſtenerpflichtig; die un⸗ 
beſchränkte Steuerpflicht tritt bei der Vermögenſteuer jeweils 
für das Rechnungsjahr ein, in dem die Eigenſchaft als Inhaber 
oder leitender Angeſtellter beſtanden hat ($ 14 Abſ. 3 Satz 3). 
Dieſe Vorſchr. iſt am 1. Jan. 1935 in Kraft getreten (8 46 Ziff. 2 
StAnpG.). Es iſt zweifelhaft, ob fie bereits auf die Vermögen⸗ 
ſteuer für das Rechnungsjahr 1934 oder erſt vom Rechnungs⸗ 
jahr 1935 ab anwendbar iſt. Für die bisherige Vorſchr. des § 81 
Nr. 2 RUbgO. war eine beſondere Übergangsregelung getroffen 
worden: Die Vorſchr. ſollte, ſoweit es ſich bei der Vermögen⸗ 
ſteuer um den z. Z. laufenden Veranlagungszeitraum handelte, 
auch dann Anwendung finden, wenn die Tätigkeit als leitender 
Angeſtellter oder als Mitglied des Aufſichtsrats vor der Ver⸗ 
kündung der VO. ausgeübt worden war (VO. des RPräſ. vom 
8. Dez. 1931 Teil 7 Kap. III Abſchn. 3 [RG Bl. I, 699, 737). Da⸗ 
mit war klargeſtellt, daß die Vorſchr. bereits auf die Vermögen⸗ 
ſteuer für das beim Inkrafttreten der VO. laufende Rechnungs⸗ 
jahr (1931) anzuwenden war, d. h. inſoweit rückwirkende Kraft 
hatte. Im StAnp®. fehlt eine entſprechende Übergangsvor⸗ 
ſchrift. Deshalb tritt jedenfalls dann keine unbeſchränkte Steuer⸗ 
pflicht ein, wenn die Inhaberſchaft zwar im Rechnungsjahr 
1934 noch beſtanden, aber vor dem 1. Jan. 1935 aufgehört hat. 
War der Stpfl. in dieſem Zeitpunkt noch Inhaber eines in- 
ländiſchen Unternehmens, ſo könnte er höchſtens für den nach 
dem 31. Dez. 1934 liegenden Reſt des Rechnungsjahrs 1935 un⸗ 
beſchränkt zur Vermögenſteuer herangezogen werden, denn eine 
Heranziehung für die Zeit vor dem 1. Jan. 1935 würde eine 
Rückwirkung bedeuten, die das Geſetz nicht vorſieht. Der Geſetz⸗ 
geber hat auch wohl kaum die Inhaber von inländiſchen Unter⸗ 
nehmungen noch nachträglich für die Vergangenheit der unbe⸗ 
ſchränkten Vermögenſteuerpflicht unterwerfen wollen; wenn dies 
beabfichtigt geweſen wäre, hätte es im Geſetz ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt werden müſſen. Da aber das Geſetz nur eine Vermögen⸗ 
ſteuerveranlagung für volle Rechnungsjahre kennt, wird es 
dem Sinn der neuen Vorſchr. am beſten entſprechen, fie erſt⸗ 
malig auf die Vermögenſteuer für das Rechnungsjahr anzu⸗ 
wenden, das nach dem 1. Jan. 1935 begonnen hat, alſo für das 
Rechnungsjahr 1935. Infolgedeſſen iſt zum mindeſten für die 
Vermögenſteuer 1934 die Frage zu entſcheiden, ob der perſönlich 
haftende Geſellſchafter einer KommGeſ. auf Aktien leitender An⸗ 
geſtellter (Vorſtandsmitglied) oder Unternehmer Geſchäftsin⸗ 
haber) iſt. 

Dem Finger. kann nicht darin gefolgt werden, daß der per⸗ 
ſönlich haftende Geſellſchafter einer Kommcheſ. auf Aktien im 
Steuerrecht grundſätzlich als Vorſtandsmitglied und nicht als 
Unternehmer zu betrachten ſei. Die Rommel. auf Aktien iſt 
eine Verbindung von zwei Unternehmerformen, der eines Ein⸗ 
zelkaufmanns mit der einer Kapitalgeſellſchaft. Sie iſt ein 
Mittelding zwiſchen der KommgGeſ. und der AktG. Das Rechts- 
verhältnis der perſönlich haftenden Geſellſchafter untereinander 
und gegenüber der Geſamtheit der Kommanditiſten ſowie gegen⸗ 
über Dritten beſtimmt ſich nach den für die KommGeſ. gelten- 
den Vorſchr.; im übrigen gelten für die Komme. auf Aktien 
grundſätzlich die Vorſchr. über die AktG. (8 320 HGB.). Für das 
Handelsrecht iſt die Rechtsnatur der Komme. auf Aktien und 
die rechtliche Stellung des perſönlich haftenden Geſellſchafters 
umſtritten. Steuerrechtlich iſt die KommGef. auf Aktien eine ſelb⸗ 
ſtändige Rechtsperſon (KörpStG. 1931 8 2 Nr. 1,8 4 Abſ. 1, 1934 
81 Abf. 1 Ziff. 1; VermStG. 1931 82 Nr. 2 a, 1934 51 Abi. 1 
Ziff. 2; R Bew. 1931 8 44 Abf. 2 Nr. 1, 1934 856 Abſ. 1 Ziff. 1). 
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Der perſönlich haftende Geſellſchafter wird bei der Einkommen⸗ 
ſteuer grundſatzlich als Gewerbetreibende behandelt. So gehoren 
ſeine Vergütungen (Tantiemen) und die Gewinnanteile, die nicht 
auf ſeine Beteiligung am Grundkapital entfallen, zu den Ein⸗ 
fünften aus Gewerbebetrieb (EinfSt®. 1925 8 29 Nr. 2, 1934 5 15 
Ziff. 3), ohne daß freilich dieſes Einkommen, nach den Vorſchr. 
über die Ermittlung des kaufmänniſchen Gewinnes berechnet 
werden müßte (vgl. Urt. des RF. v. 4. Dez. 1929, VIA 1843/29: 
NSBL. 1930, 345 = StW. 1930 Nr. 358 = Mrozeks Kartei, 
EinkStG. 1295 § 29 Rechtsſpr. 9, v. 6. Sept. 1932, VI A 1378/32: 
SW. 1932 Nr. 1009, und v. 15. Mai 1935, VI A 1137/33: 
NRSBL 1935, 1305 = SW. 1935 Nr. 420 = Mrozeks Kartei, 
EinkStG. 1934 § 15 Ziff. 3 Rechtsſpr. 1, 2), doch hat der RED. 
im Urt. v. 6. Sept. 1932, VI A 1378/32 (StW. 1932 Nr. 1009) 
die Möglichkeit anerkannt, das Einkommen des perſönlich haf⸗ 
tenden Geſellſchafters, z. B. hinſichtlich des Abzugs von Auf⸗ 
wendungen für die Geſellſchaft, nach den Vorſchr. über die Er⸗ 
mittlung des kaufmänniſchen Gewinns zu berechnen (vgl. auch 
Becker: StW. 1930 Sp. 328/329 und 1932 Sp. 1420/21). Im 
Urt. v. 4. Dez. 1929, VI A 1843/29 (RStBl. 1930, 345 = StW. 
1930 Nr. 358 = Mrozeks Kartei, EinkStG. 1925 $ 29 Rechts⸗ 
ſpruch 9) findet ſich zwar die vom Fin A. angezogene Bemerkung, 
man könne den Komplementär nur wie einen Angeſtellten, u. U. 
mit ſtiller Beteiligung, behandeln, lediglich mit der Maßgabe, 
daß weder ein Steuerabzug vom Arbeitslohn noch ein ſolcher 
vom Kapitalertrag in Betracht komme; dieſe Auffaſſung hat aber 
der 6. Sen. in feiner ſpäteren Rſpr. nicht mehr aufrechterhalten, 
ſondern er hat, namentlich in ſeinem letzten Urteil, die Unter⸗ 
nehmereigenſchaft des perſönlich haftenden Geſellſchafters wieder 
ſchärfer betont. Für die Körperſchaftſteuer der Geſellſchaft ſind 
die genannten Bezüge des perſönlich haftenden Geſellſchafters 
vom körperſchaftſteuerpflichtigen Einkommen abzuziehen (Korp. 
StG. 1925 8 15 Nr. 8, 1934 $ 11 Ziff. 3). Demnach wird es bei 
der Einkommensbeſteuerung ſo angeſehen, als ob der perſonlich 
haftende Geſellſchafter und die Geſamtheit der Kommanditiſten 
je ein beſonderer Unternehmer wäre (vgl. Becker: StW. 1936 
Sp. 97). Bei der Einheitsbewertung wird die Einlage des per- 
ſönlich haftenden Geſellſchafters, wie bei der Kommceſ., zum 
Betriebsvermögen der Geſellſchaft und nicht zum Vermögen des 
Geſellſchafters gerechnet; fie iſt beim Betriebsvermögen der Ge⸗ 
ſellſchaft nicht abzugsfähig und beim Geſellſchafter nicht anzu⸗ 
ſetzen (§ 66 R BewG. 1931; vgl. Fabiſch⸗ Krekeler, 
BRewch., 2. Aufl., $ 66 Anm. 1, ©. 286/287). Danach wird für 
die Einkommenſteuer und — jedenfalls nach bisherigem Recht 
— für die Vermögenſtener der perſönlich haftende Geſellſchafter 
einer KommGeſ. auf Aktien den perſonlich haftenden Geſellſchaf⸗ 
tern einer gewöhnlichen Kommceſ. gleichgeſtellt (vgl. auch 
Becker: StW. 1936 Sp. 96/97). 


Nun iſt die Vorſchr. des 5 81 Nr. 2 RAbgO. ($ 14 Abf. 2 
Staupch) über den gewöhnlichen Aufenthalt der leitenden An⸗ 
geſtellten gerade zu dem Zweck geſchaffen worden, um die unbe⸗ 
ſchränkte Steuerpflicht für die Einkommenſteuer und die Ver⸗ 
mögenſteuer zu begründen, und es wäre immerhin auffallend, 
wenn der perſönlich haftende Geſellſchafter einer Kommceſ. auf 
Aktien für die Frage, zu welcher Art von Einkünften ſeine Be⸗ 
züge gehören, und für die Berechnung des ſteuerpflichtigen Ver⸗ 
mögens der Geſellſchaft als Unternehmer (Mitunternehmer), da⸗ 
gegen für die unbeſchränkte Steuerpflicht als Angeſtellter be⸗ 
handelt würde. Zu einer derartigen Auslegung nötigt weder 
der Wortlaut noch der Zweck der Vorſchr. Allerdings rechnet das 
Geſetz zu den leitenden Angeſtellten ausdrücklich die Vorſtands⸗ 
mitglieder, aber der perſönlich haftende Geſellſchafter einer 
Kommsgeſ. auf Aktien iſt nicht Vorſtandsmitglied, weil die 
Kommel. auf Aktien keinen Vorſtand hat (5 320 Abſ. 3 HGB.). 
Daß der perſönlich haftende Geſellſchafter in gewiſſem ange 
die Rechte und Pflichten des Vorſtands einer AktG. hat (5 325 
HGB.), ſpricht noch nicht gegen die Unternehmereigenſchaft (Urt. 
des Ri H. v. 15. Mai 1935, VI A 1137/33: RStBl. 1935, 1305 
= St. 1935 Nr. 420 = Mrozeks Kartei a. a. O.). Ebenſowenig 
kann hier der für die Vorſchr. maßgebend geweſene Grund⸗ 
gedanke verwertet werden, daß der leitende Angeſtellte auf die 
Geſchäftsführung und das Schickſal des Unternehmens einen 
maßgebenden Einfluß hat; dieſer Geſichtspunkt iſt zwar für die 
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Abgrenzung zwiſchen den leitenden Angeſtellten und den 
übrigen Angeſtellten entſcheidend (vgl. Erl. des RF M. vom 
30. Dez. 1931: RStBl. 1932, 1 ff.), nicht aber für die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen leitendem Angeſtellten und ſelbſtändigem 
Unternehmer, denn der Inhaber des Unternehmens kann 
in weit höherem Maße auf die Geſchicke des Unternehmens ein⸗ 
wirken als der leitende Angeſtellte. 

Nach alledem gehört der perſönlich haftende Geſellſchafter 
einer KommGeſ. auf Aktien als folder nicht ohne weiteres zu 
den leitenden Angeſtellten i. S. der genannten Vorſchr. Damit 
iſt aber noch keineswegs geſagt, daß er nicht leitender Augeſtellter 
ſein kann. Im Schrifttum wird neuerdings die Anſicht ver⸗ 
treten, daß die Frage, ob der perſönlich haftende Geſellſchafter 
einer KommGeſ. auf Aktien Geſchäftsinhaber oder Vorſtands⸗ 
mitglied iſt, überhaupt nicht einheitlich entſchieden werden könne, 
ſondern nach den Umſtänden des Einzelfalls, beſonders nach dem 
Inhalt des Geſellſchaftsvertrags, beantwortet werden müſſe. 
Dem iſt, jedenfalls für das Steuerrecht, zuzuſtimmen, da es im 
Steuerrecht nicht ſowohl auf die bürgerlich-rechtliche als auf die 
tatſächliche Geſtaltung der Dinge ankommt. Auch Evers (Körp⸗ 
St., 2. Aufl., $ 15 Anm. 86, S. 704) bemerkt, daß die ſoge⸗ 
nannten Juhaber einer KommGeſ. auf Aktien häufig nur die 
Stellung von Vorſtandsmitgliedern einer AktG. haben. Nach der 
Begr. zum StAnp®. § 14 Abſ. 3 unter e (RStBl. 1934, 1409) 
iſt die Frage, ob jemand Inhaber eines Unternehmens oder nur 
kapitalmäßig Beteiligter iſt, nach betriebswirtſchaft— 
lichen Anſchauungen zu beurteilen. Dasſelbe muß für die 
Entſch. darüber gelten, ob jemand Inhaber (Mitinhaber) des 
Unternehmens oder (leitender) Angeſtellter iſt. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt dem FinGer. darin bei⸗ 
zutreten, daß im vorl. Falle der Beſchw§. nicht die Stellung 
eines Geſchäftsinhabers, ſondern die eines Angeſtellten hat. Er 
bezieht ein feſtes Gehalt und nur einen geringen Hundertſatz 
als Gewinnanteil; daß dieſer zahlenmäßig einen erheblichen 
Betrag erreicht, iſt nicht unbedingt ausſchlaggebend. Auch hat der 
BeſchwF. keine Einlage als perſönlich haftender Geſellſchafter 
gemacht, und am Verluſt iſt er im Innenverhältnis nicht be⸗ 
teiligt. In der Vertretung der Geſellſchaft und in der Zuſtim⸗ 
mung zu deu Beſchlüſſen der Geſellſchafterverſammlung unter⸗ 
liegt er ſtarken Beſchränkungen. Endlich iſt das Vertragsverhält⸗ 
nis, ähnlich wie ein Angeſtelltenverhältnis, jederzeit kündbar. 
Hiernach hat die Stellung des BeſchwF. weit mehr Ahnlichkeit 
mit der Stellung eines leitenden Angeſtellten als mit der eines 
Geſchäftsinhabers, ſo daß er an ſich als leitender Angeſtellter 
behandelt werden könnte. 

Trotzdem beſtehen Bedenken, den BeſchwF. ohne weiteres 
als leitenden Augeſtellten anzuſehen. Wie der NFH. bei An⸗ 
wendung der RFlucht StVO. ſchon wiederholt ausgeſprochen hat, 
genügt es hierzu nicht, daß dem Stpfl. vertragsmäßig die Stel⸗ 
lung eines leitenden Angeſtellten eingeräumt worden iſt, ſon⸗ 
dern er muß auch tatſächlich leitender Angeſtellter fein, d. h. 
er muß die Möglichkeit und die Abſicht haben, wirklich in die 
Geſchäftsführung des Unternehmens einzugreifen; wenn er 
dazu nicht imſtande oder nicht gewillt iſt, kann er nicht als leiten⸗ 
der Angeſtellter anerkannt werden (vgl. Urt. v. 13. Dez. 1934, 
III A 210/34: StW. 1935 Nr. 63 = RELBL. 1935, 86 = Mrozeks 
Kartei, StAnpG., § 13 Rechtsſpr. 4, 5; Vorbeſcheid v. 1. Febr. 
1934, VI A 1381/33: StW. 1934 Nr. 710 Fußnote, beſtätigt durch 
Urt. v. 11. Juli 1934, VI A 1381/33: RSH. 36, 298 = StW. 
1934 Nr. 538 = RStBl. 1934, 993 = Mrozeks Kartei, Deutſch⸗ 
Schweizeriſches Doppelbeſteuerungs⸗Abkommen, Allgemeines, 
Rechtsſpr. 1, 2; Urt. v. 11. Juli 1934, III A 423/83: RSH. 36, 301 
= St. 1934 Nr. 710 = RSIBT. 1934, 992 = Mrozeks Kartei, 
RAbgOO. 1931, § 81 Nr. 2 Rechtsſpr. 3, und das zur amtlichen 
Veröffentlichung beſtimmte Urt. v. 23. Jan. 1936, III A 284/35; 
ogl. auch Seweloh: StW. 1934 Sp. 984/985, 1466/67). Das 
gilt natürlich auch für die Frage der unbeſchränkten Steuer⸗ 
pflicht, da der Begriff des ſogenannten „angenommenen Auf- 
enthalts“ der leitenden Angeſtellten in § 81 Nr. 2 RAbgO. für 
ſämtliche Steuergeſetze einheitlich beſtimmt iſt. — In dieſer Be- 
ziehung iſt der vorl. Fall noch nicht hinreichend geklärt. Der 
BeſchwF. iſt nach Niederländiſch⸗Indien gegangen, um dort 
ſeine Geſellſchaft zu vertreten. Als Auslandsvertreter iſt er nicht 
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leitender Angeſtellter der Geſellſchaft (ogl. Seweloh: St. 
1934 Sp. 984; Urt. des RF. v. 10. Juli 1935, VI A 480/35: 
RF H. 38, 117 = SM. 1935 Nr. 453 RStBl. 1935, 1041). 
Wie der BeſchwF. aus einer jo weiten Entfernung eine leitende 
Tätigkeit bei der Geſellſchaft ausüben will, iſt ſchwer einzuſehen. 
Außerdem iſt er, wie bereits erwähnt, durch den Vertrag in der 

eitwirkung bei der Geſchäftsführung fo weſentlich beſchräukt, 
daß man kaum wird ſagen können, er ſei imſtande, die Geſchäfts⸗ 
führung und das Schickſal der Geſellſchaft entſcheidend zu beein⸗ 
fluſſen. Die ihm im Vertrag ausgeſetzten Bezüge erhält er mög⸗ 
licherweiſe überhaupt nicht für eine Tätigkeit innerhalb der Ge⸗ 
ſellſchaft, ſondern für die Vertretung im Ausland. Allerdings 
hat der Bejchtvg. keine dahingehenden Behauptungen aufgeſtellt, 
doch kann das darauf beruhen, daß ihm die hier in Betracht 
kommende neuere Rſpr. des Rü. nicht bekannt war. Das Fin⸗ 
Ger. hätte daher von Amts wegen den Fall auch unter dieſem 
Geſichtspunkt prüfen müſſen. 


Nach alledem war die Vorentſch. aufzuheben und die nicht 
ſpruchreife Sache an das Fincger. zurückzuverweiſen, das nun⸗ 
mehr zu unterſuchen haben wird, ob der BeſchwF. tatſächlich die 
Stellung eines leitenden Angeſtellten hat. Ein Anhalt für die 
Entſch. wird ſich daraus gewinnen laſſen, ob der Beſchw§. feit 
ſeiner Auswanderung irgendeine Tätigkeit als leitender Ange⸗ 
ſtellter, beſonders als Vorſtandsmitglied, für die Geſellſchaft 
ausgeübt hat. Wenn er in Wirklichkeit nicht leitender An⸗ 
geſtellter iſt, unterliegt er weder für 1934 noch für 1935 der un⸗ 
beſchränkten Vermögenſteuerpflicht. 


(RFH., 3. Sen., Urt. v. 20. Febr. 1936, III A 276/34 8.) 
* 


* 41. § 1 RFlucht StVO.; § 14 A bſ. 3 St Anp G.; 
§ 81 Ziff. 2 RAbg O. 1931. 

a) Leitende Angeſtellte inländiſcher Un- 
ter nehmungen, die vor dem 1. Jan. 1935 ausge⸗ 
wandert ſind, werden mit dieſem Zeitpunkt 
nicht ohne weiteres reichsfluchtſteuerpflich⸗ 
tig. 

b) Zum Begriff des „leitenden Angeſtell⸗ 
ten“. Eine Perſon, der durch Krankheit, weite 
Entfernung uſw. die Möglichkeit der Aus- 
übung der Tätigkeit eines leitenden Ange⸗ 
ſtellten genommen iſt, oder die nicht beabſich⸗ 
tigt, eine ſolche Tätigkeit auszuüben, kann 
nicht als leitender Angeſtellter i. S. des 8 81 
Ziff. 2 RAbg O. 1931 angeſehen werden. 


I. Der Beſchwß., der mindeſtens ſeit 1921 im Deutſchen 
Reich anſäſſig geweſen iſt und am 24. Sept. 1929 die deutſche 
Reichs- und Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erworben 
hatte, war Teilhaber einer inländiſchen OHG. Dieſe wurde mit 
Ablauf des Jahres 1931 aufgelöſt und am 1. Jan. 1932 in eine 
GmbH. umgewandelt. Der Beſchwß., der zu ihrem Geſchäfts⸗ 
führer beſtellt worden war, hat im Juni 1932, angeblich wegen 
ſchweren Herzleidens, ſeinen Wohnſitz und ſeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt nach Lugano verlegt. Am 10. Juni 1932 hat er ſich 
auch nach Lugano abgemeldet. Am 20. Juni 1932 hat das Fin A. 
nach $ 1 RßFluchtStVO. v. 8. Dez. 1931 gegen den Beſchwð. 
einen Reichsfluchtſteuerbeſcheid über 25 800 R.X erlaſſen. Auf 
Einſpruch hat das Fin A. dieſen Steuerbeſcheid wieder aufge⸗ 
hoben, da der Beſchwg. als leitender Angeſtellter der Gmbh. 
feinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland habe ($ 81 Ziff. 2 
NAbg O. i. d. Faſſ. der 4. NotVO. v. 8. Dez. 1931 [RGBl. I, 
699, 736). Noch im Juni 1932, jedenfalls aber erſt nach Auf⸗ 
gabe des inländiſchen Wohnſitzes und nach Erteilung des Steuer⸗ 
beſcheids, hat der Beſchwß. beim LFin APräſ. um Ausſtellung 
einer Beſcheinigung nach 8 2 Ziff. 3 RFlucht StVO. nachgeſucht. 
Der Antrag wurde am 6. Juli 1932 abgelehnt. 

Am 22. Dez. 1934 erließ das Fin A. gegen den Beſchwx. 
einen neuen Reichsfluchtſteuerbeſcheid über 25 800 %,. Dieſer 
Beſcheid, der auf den J. Jan. 1935 abgeſtellt iſt, wurde dem Be⸗ 
vollmächtigten des Beſchw§. am 4. Jan. 1935 zugeſtellt. Der 
Beſchw F. wandte ein, daß durch Vfg. des MdLY. v. 20. März 1934 
die Einbürgerung nach § 1 Gef. über den Widerruf von Ein⸗ 
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bürgerungen und die Aberkennung der deutſchen Staatsange⸗ 
hörigkeit v. 14. Juli 1933 (RGBl. I, 480) widerrufen worden ſei. 
Damit ſei die Einbürgerung hinfällig geworden; fie jet daher 
als ungeſchehen zu betrachten. Jufolgedeſſen ſei der BeſchwF. 
ſo geſtellt, als ob er niemals die deutſche Reichs⸗ und Staats⸗ 
angehörigkeit beſeſſen hätte. Er ſei deshalb auch am 31. März 
1931 nicht deutſcher Reichsangehöriger geweſen; als Ausländer 
habe er aber nicht reichsfluchtſteuerpflichtig werden können. Dem 
Beſchw. ſeien ferner durch das deutſche Konſulat in Lugano 
die deutſchen Reiſepäſſe entzogen worden. Dadurch hätten die 
Reichsbehörden dem BeſchwF. die Möglichkeit genommen, wie⸗ 
der in Deutſchland einen Wohnſitz zu begründen, denn ohne Paß 
werde dem BeſchwF. die Einreiſe nicht bewilligt. Der Einſpruch 
iſt ohne Erfolg geblieben. Das LFin A. hat mit Beſcheid vom 
7. Juni 1935 den Autrag auf Ausſtellung einer Beſcheinigung 
nach 8 2 Ziff. 3 RFlucht StVO. wiederum abgelehnt. Auch der 
Antrag des Beſchw§. an das Fin A. auf Feſtſtellung, daß der 
Befreiungsgrund nach 8 2 Nr. 3 a. a. O. gegeben ſei, hatte keinen 
Erfolg. Der Einſpruch hiergegen wurde zurückgewieſen. Gegen 
die beiden Einſpruchsbeſcheide vom 10. Jan. und 2. Juli 1935 
hat der BeſchwF. erfolglos Ber. eingelegt. 

Die RBeſchw. iſt begründet. 


Nach 8 1 RFlucht StVO. haben Perſoneu, die am 31. Marz 
1931 Angehörige des Deutſchen Reichs geweſen ſind und in der 
Zeit nach dem 31. März 1931 und vor dem 1. Jan. 1935 ihren 
inländiſchen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
aufgegeben haben oder aufgeben, eine Reichsfluchtſteuer zu ent⸗ 
richten. Dem Finger. iſt darin beizutreten, daß der Beſchwß. 
am 31. März 1931 Angehöriger des Deutſchen Reichs geweſen 
iſt. Er hat am 24. Sept. 1929 die deutſche Reichs- und Staats⸗ 
augehörigkeit durch Einbürgerung erworben. Seine Auffaſſung, 
der Widerruf der Einbürgerung wirke auf den Tag der Ein⸗ 
bürgerung, alſo auf den 24. Sept. 1929, zurück, infolgedeſſen ſei 
es jo anzuſehen, als ob der BeſchwF. niemals Reichsangehöriger 
geweſen ſei, iſt irrig. Eine ſolche Rückwirkung iſt im öffentlichen 
Recht nicht zu vermuten; ſie müßte vielmehr ausdrücklich im 
Geſetz ausgeſprochen ſein. Der Widerruf einer Einbürgerung 
nach dem Geſ. v. 14. Juli 1933 wird mit der Zuſtellung der 
Widerrufsverfügung wirkſam (vgl. § 1 Abſ. 8 dieſes Geſetzes). 
Die Widerrufsverfügung tft dem BeſchwF. ſpäteſtens mit dem 
Schreiben des dentſchen Konſuls in Lugano vom 26. April 1933 
und mit der Aufforderung zur Zurückgabe ſeiner deutfchen Reiſe⸗ 
päſſe und feines Familienheimatſcheins, alſo ſpäteſtens am 
29. April 1934, zugeſtellt worden. Erſt an dieſem Tage kann da- 
her der Beſchwß. die deutſche Reichs- und Staatsangehörigkeit 
verloren haben. 

Ebenſo iſt dem Fincher. darin zuzuſtimmen, daß von der 
Erhebung der Reichsfluchtſteuer nicht deshalb abgeſehen werden 
kann, weil dem Beſchwß. der Reiſepaß entzogen worden ſei und 
er daher nicht nach Deutſchland einreiſen und ſich in Deutſch- 
land nicht geſchäftlich betätigen könne. 


Auf die Frage, ob ein Befreiungsgrund aus § 2 Nr. 3 
RFluchtStBO. gegeben war, kann nicht eingegangen werden, 
weil der Autrag auf Erteilung einer Freibeſcheinigung ſchon 
vor Aufgabe des inländiſchen Wohnſitzes hätte geſtellt werden 
müſſen. Gewährung von Nachſicht kommt nach § 87 Abf. 5 
RAbgO. nicht mehr in Betracht. Infolgedeſſen iſt die Ber. gegen 
die Einſpruchsentſcheidung vom 2. Juli 1935, die den Befreiungs⸗ 
antrag betrifft, mit Recht zurückgewieſen worden; inſoweit war 
daher auch die RBeſchw. als unbegründet zurückzuweiſen. 


Trotzdem iſt der Beſchwß. nicht reichsfluchtſteuerpflichtig 
geworden, wenn er z. Z. der Aufgabe ſeines inländiſchen Wohn⸗ 
ſitzes als Geſchäftsführer einer inländiſchen Gmbh. deren leiten⸗ 
der Augeſtellter geweſen iſt und daher nach 8 81 Ziff. 2 RAbgO. 
i. d. Faſſ. der 4. NotVO. v. 8. Dez. 1931 (RGBl. I, 699, 735) wie 
eine Perſon zu behandeln iſt, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im ſteuerrechtlichen Sinn an dent Ort hat, an dem ſich der Sitz 
oder die Geſchäftsleitung des inländiſchen Unternehmens befin⸗ 

et — ſogenannter fingierter (angenommener) Aufenthalt —. 
Der 881 RAbgdO. iſt durch $ 21 Ziff. 1 Stünpch. v. 16. Okt. 1934 
(RG Bl. I, 925; RStBl. 1934, 1148) geſtrichen worden. Die an 
feine Stelle getretene Vorſchr. des 8 14 StAnpG. ſchließt in 
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Abſ. 3 die Anwendung des angenommenen Aufenthalts fur die 
Reichsfluchtſteuer aus. Dieſe Vorſchr. iſt nach 8 46 a. a. O. am 
1. Jan. 1935 in Kraft getreten. Demgemäß wird der leitende 
Angeſtellte eines inländiſchen Unternehmens, der nach dem 
31. Dez. 1934 auswandert, reichsfluchtſteuerpflichtig. Dem Fin⸗ 
Ger. kann jedoch nicht darin beigetreten werden, daß leitende 
Angeſtellte, die — wie der BeſchwF. — zwar nach dem 31. Marz 
1931, aber vor dem 1. Jan. 1935 ausgewandert und in dieſem 
Zeitpunkt noch leitende Angeſtellte eines inländiſchen Unter⸗ 
nehmens geweſen ſind, durch das Inkrafttreten des § 14 Abſ. 3 
SAP. mit dem 1. Jan. 1935 reichsfluchtſteuerpflichtig gewor⸗ 
den ſind. Die Vorentſcheidung beruft ſich in der Hauptſache auf 
die Begr. zum StAnvG. zu § 14 des Geſetzes (unter Ziff. 21 
RStBl. 1934, 1410). Die Geſetzesbegründung hat zwar fur die 
Auslegung des Geſetzes maßgebende Bedeutung, aber ſie hat 
keine Geſetzeskraft und kann nicht eine im Geſetz fehlende Vor⸗ 
ſchrift erſetzen. Zur Herbeiführung einer jo weitgehenden Wir⸗ 
kung, wie fie in Ziff. 2? der Begr. unterſtellt wird, hätte es 
einer ausdrücklichen Vorſchr. bedurft. Ein Stpfl., der im Ver⸗ 
trauen auf die geſetzliche Regelung des $ 81 Ziff. 2 RAD. 
ſeinen früheren Wohnſitz in Deutſchland aufgegeben hat, muß 
ſich wohl darauf verlaſſen können, daß die hier getroffene An⸗ 
ordnung ſolange ihre Wirkſamkeit beibehält, bis durch eine neue 
Rechtsnorm klar und ausdrücklich eine neue Regelung, der er 
ſich anpaſſen kann, ausgeſprochen wird. Aus dem StAnpG. ſelbſt 
ergibt ſich aber nicht, daß bei den früher ausgewanderten leiten⸗ 
den Angeſtellten eine Reichsfluchtſteuerſchuld mit dem 1. Jan. 
1935 nen entſtanden iſt. Durch das StAnp®. iſt die Rfflucht St. 
VO. i. d. Faſſ. v. 18. Mai 1934, abgeſehen von der in 8 43 aus⸗ 
geſprochenen Verlängerung der Geltungsdauer bis zum 31. Dez. 
1937, nicht geändert worden. Das StAnpG. hat auch keinen 
neuen Entſtehungsgrund für die Reichsfluchtſteuerpflicht einge⸗ 
führt, wie dies in Art. 2 Abſ. 2 Gel. v. 18. Mai 1934 geſchehen 
iſt, womit für die dort geregelten Fälle klare Verhältniſſe ge⸗ 
ſchaffen wurden. Nach der am 1. Jan. 1935 in Kraft getretenen 
Vorſchr. des § 14 Abſ. 3 StAnpcg. hat der angenommene Auf⸗ 
enthalt ſeine Bedeutung für die Reichsfluchtſteuer bei ſolchen 
leitenden Augeſtellten verloren, die nach dem 31. Dez. 1934 aus⸗ 
wandern oder nach dieſem Zeitpunkt ihre Stellung als leitende 
Angeſtellte eines inländiſchen Unternehmens aufgeben. Darüber 
hinaus trifft das StAnpch. keine Regelung. Infolgedeſſen wäre 
der BeſchwF. mit dem 1. Jan. 1935 nur dann reichsfluchtſteuer⸗ 
pflichtig geworden, wenn er mit dem 1. Jan. 1935 ſeinen Wohn⸗ 
fig oder feinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland aufgegeben 
und damit die Vorausſetzung des 8 1 RFlucht StD. für die 
Entſtehung der Reichsfluchtſteuerpflicht erfüllt hatte, d. h. wenn 
er aus ſeiner Stellung als leitender Angeſtellter ausge⸗ 
ſchieden wäre. Das iſt nicht geſchehen; in dem boſtehenden 
tatſächlichen Zuſtand hat ſich mit dem 1. Jan. 1935 nichts 
geändert. 


Die Rechtsausführungen der Begr. geben in mehrfacher 
Beziehung 15 a Anlaß. Danach ſoll die Reichsflucht⸗ 
ſteuerſchuld für die Perſonen am 1. Jan. 1935 entſtehen, für die 
die Entſtehung der Reichsfluchtſteuerſchuld ſolange „gehemmt 
war, wie auf Grund des bisherigen § 81 Ziff. 2 der angenont- 
mene Aufenthalt auch für die Reichsfluchtſteuer Bedeutung hatte. 
§ 81 Ziff 2 RAbgO. begründet aber keine „Hemmung“ der 
Reichsfluchtſteuerſchuld. Eine „Hemmung“ würde erfordern, daß 
die Reichsfluchtſteuerſchuld ſchon entſtanden iſt und ſich ene 
nur nicht auswirken kaun. Nach 8 81 Ziff. 2 RAbgO. iſt jedoch 
eine Reichsfluchtſteuerſchuld für den ausgewanderten leitenden 
Angeſtellten eines inländiſchen Unternehmens überhaupt en icht 
entſtanden, weil dieſe Vorſchr. unterſtellt, daß ein 2 
Angeſtellter ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt ſteuerrechtli 0 1 
ſeiner Auswanderung noch im Inland beibehält. Wenn A 5 
auf den Standpunkt der Begr. ſtellt und ihren Wort 175 5 
Grundlage einer am 1. Jan. 1935 entſtandenen rn t- 
ſteuerſchuld macht, ergeben ſich auch noch eine Aa on Be 
feln über den Kreis der Perſonen, für die mit dem En 115 
die Reichsfluchtſteuerſchuld entſtanden ſein ſoll, un . 5 ie 
Verhältniſſe, die der Berechnung der Reichsfluchtſteuerſchuld zu⸗ 
grunde gelegt werden ſollen. Im einzelnen 55 11 5 auf die 
Ausführungen von Sewelo h: StW. 195, Bd. p. 1480 ff. 
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Fußnote 12 verwieſen. Der Senat kann nicht annehmen, daß der 
Geſetzgeber dieſe Fragen ungelöſt gelaſſen hätte, wenn er bei 
Abfaſſung des Geſetzes die Reichsfluchtſteuerpflicht mit dem 
1. Jan. 1935 bei leitenden Angeſtellten, die vor dieſem Tage be⸗ 
reits ausgewandert waren, als eingetreten betrachtet hätte. Eine 
ſo weitgehende geſetzliche Folge kann weder aus dem Wortlaut 
noch aus dem Zweck des § 14 Abſ. 3 StAnpG. entnommen wer⸗ 
den. Nach Auffaſſung des Senats kommt der neuen Vorſchr. 
in $ 14 Abſ. 3 StAnp®. keine größere Bedeutung zu, als ſich 
aus ihrem Wortlaut klar ergibt: daß nämlich ein Stpfl., der 
nach dem 31. Dez. 1934 auswandert, auch dann reichsfluchtſteuer⸗ 
pflichtig wird, wenn er als leitender Angeſtellter eines inländi⸗ 
ſchen Unternehmens ſeinen angenommenen Aufenthalt im 
ſteuerlichen Sinne beibehält, und daß die Aufgabe des angenom⸗ 
menen Aufenthalts bei früher ausgewanderten Perſonen nicht 
mehr die Reichsfluchtſteuerpflicht begründet. Hiernach iſt der 
Beſchw§. nicht am 1. Jan. 1935 mit dem Inkrafttreten des 8 14 
Ab. 3 StAnpch. reichsfluchtſteuerpflichtig geworden. Daher 
waren die angefochtene Entſch., ſoweit ſie die Ber, gegen die Ein⸗ 
ſpruchsentſcheidung vom 10. Jan. 1935 zurückweiſt, dieſe Ein⸗ 
ſpruchsentſcheidung und der Reichsfluchtſteuerbeſcheid vom 
22. Dez. 1934 aufzuheben. Der BeſchwF. war von der Reichs⸗ 
fluchtſteuer auf den 1. Jan. 1935 freizuſtellen. 


II. Eine andere Frage iſt es, ob der BeſchwF. nicht ſchon 
mit der Aufgabe ſeines inländiſchen Wohnſitzes 
und Aufenthalts im Juni 1932 reichsfluchtſteuerpflich⸗ 
tig geworden iſt. Der kurze Zeitraum zwiſchen der Umgründung 
der früheren OHG. in eine GmbH. mit der gleichzeitigen Be⸗ 
ſtellung des BeſchwF. zum Geſchäftsführer und der Auswande⸗ 
rung des BeſchwF. aus Deutſchland legt die Vermutung nahe, 
daß dieſe geſchäftliche Umſtellung nur oder doch in der Haupt⸗ 
ſache mit Rückſicht auf die ſchon in Ausſicht genommene Aus⸗ 
wanderung des Beh. vorgenommen worden iſt, um ihm den 
Vorteil der Stellung eines leitenden Angeſtellten nach der da⸗ 
mals geltenden Vorſchr. des § 81 Ziff. 2 RAbgO. zu verſchaffen. 
Dieſe Frage drängt ſich beſonders auch deshalb auf, weil es 
zweifelhaft fein kann, ob der Beſchw§., wenn er tatſächlich fo 
herzleidend geweſen iſt, wie er in ſeinen Rechtsmittelbegründun⸗ 
gen vorgetragen hat, die Geſchäftsführung einer GmbH. über⸗ 
haupt ausüben kann und ob die Tätigkeit eines leitenden Ange⸗ 
ſtellten bei der GmbH. von dem weit entfernten Lugano aus auf 
nur einige Zeitdauer ausgeübt werden kann. Wenn einem Stpfl. 
durch ſchwere Krankheit, weite Entfernung und ſonſtige Um⸗ 
ſtände die Möglichkeit der Ausübung der Stellung eines leiten⸗ 
den Angeſtellten und der Einwirkung auf die Geſchäftsführung 
des Unternehmens tatſächlich unmöglich iſt, oder wenn er über⸗ 
haupt nicht die Abſicht hat, eine ſolche Tätigkeit auszuüben, kann 
er auch nicht als leitender Angeſtellter i. S. des § 81 Ziff. 2 
RAbgO. 1931 angeſehen werden. Der 6. Sen. des RFH. hat im 
Beſcheid v. 1. Febr. 1934, VI A 1381/33 (StW. 1934 Nr. 710 Fuß⸗ 
note), beſtätigt durch Urt. v. 11. Juli 1934, VI A 1381/33 (RF. 
36, 298 = StW. 1934 Nr. 538 = Mrozeks Kartei, EinkStG. 
1925, § 37 Abſ. 1 Nr. 1 Rechtsſpr. 23), ausgeſprochen, daß die 
Möglichkeit der entſcheidenden Einwirkung auf ein in⸗ 
ländiſches Unternehmen, wie ſie leitende Angeſtellte ſolcher Un⸗ 
ternehmen haben, ihre unbeſchränkte Steuerpflicht begründe. 
Dem iſt der jetzt erk. Sen. bereits im Urt. v. 11. Juli 1934, 
III A 423/33 (RF. 36, 301 = SW. 1934 Nr. 710 = Mrozeks 
Kartei, RAbgO. 1931, § 81 Nr. 2 Rechtsſpr. 3) beigetreten. Zur 
Erfüllung der in § 81 Nr. 2 RAbg O. genannten Vorausſetzung 
iſt es zwar nicht erforderlich, daß ein leitender Angeſtellter 
eines inländiſchen Unternehmens ſichtatſäch lich an der lau⸗ 
fenden Geſchäftsführung beteiligt. Seine Stellung im in⸗ 
ländiſchen Wirtſchaftsleben muß aber derartig ſein, daß er als 
leitender Angeſtellter in der Lage und gewillt iſt, durch ſeine 
Maßnahmen in entſcheidender Weiſe auf die geſchäftlichen Er⸗ 
gebniſſe und auf das geſamte Schickſal eines inländiſchen Unter⸗ 
nehmens einzuwirken (vgl. auch Seweloh: StW. 1934 
Sp. 984/985, 1466/67). Wenn dieſe Vorausſetzung hier nicht 
vorliegt, iſt der BeſchwF. ſchon mit feiner Auswanderung 
reichsfluchtſteuerpflichtig geworden. 

Über dieſe Frage kann aber im gegenwärtigen Ver⸗ 
fahren nicht entſchieden werden, weil inſoweit ein anderer 


Reichsfluchtſteuerfall gegeben wäre. Vielmehr muß es dem 
Fin A überlaſſen bleiben, in einem beſonderen Verfahren feſt⸗ 
zuſtellen, ob der BeſchwF. nach ſeiner Auswanderung aus 
Deutſchland wirklich die Tätigkeit eines leitenden Angeſtellten 
bei der GmbH. ausgeübt oder zum mindeſten ausüben konnte 
und wollte. Sollte der BeſchwF. gar nicht in der Lage oder ge: 
willt geweſen fein, die Tätigkeit eines leitenden Angeſtellten bei 
der GmbH. auszuüben, wäre der BefhiwF. mit feiner Auswan⸗ 
derung reichsfluchtſteuerpflichtig geworden. Das Fin, hat den 
BeſchwF. auf Grund feiner Auswanderung ſchon einmal durch 
den Reichsfluchtſteuerbeſcheid v. 20. Juni 1932 zur Reichsflucht⸗ 
ſteuer herangezogen; dieſen Beſcheid hat es jedoch mit Rückſicht 
auf $ 81 Abſ. 2 RAbgO. a. F. im Einſpruchsverfahren wieder 
aufgehoben. Wenn jetzt aber feſtgeſtellt werden könnte, daß der 
BeſchwF. kein leitender Angeſtellter i. S. des § 81 Ziff. 2 
NAbgO. i. d. Faſſ. v. 8. Dez. 1931 geweſen tft, wird darin das 
Bekanntwerden einer neuen Tatſache erblickt werden können, 
das eine Berichtigung nach $ 222 Abſ. 1 Nr. 1 RAbgO. 1934 
rechtfertigt. 


(REH., 3. Sen., Urt. v. 23. Jan. 1936, III A 284/35 8.) 
* 


42. Eine Zuwendung, die der überlebende 
Ehegatte aus dem Geſamtgut der fortgeſetz⸗ 
ten Gütergemeinſchaft einem anteilsberech⸗ 
tigten Abkömmling macht, gilt als allein 
vom überlebenden Ehegatten gewährt, wenn 
ſie bei der Auseinanderſetzung ihm allein 
zur Laſt fällt. Soweit die Zuwendung bei 
der Auseinanderſetzung anteilsberechtigten 
Abkömmlingen zur Laſt fällt, gilt ſie als 
von dieſen gemacht. 


Der Beſchwerdegegner hatte nach dem Tode ſeines Vaters 
mit ſeiner Mutter und Schweſter die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft fortgeſetzt. Im März 1935 machte die Mutter dem Be⸗ 
ſchwerdegegner aus dem Geſamtgut der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft eine als Ausſtattung bezeichnete Zuwendung in 
der Weiſe, daß ſie ihm die Firma F. mit Aktiven und Paſſiven 
übertrug und einen Barbetrag von 95 000 %%% an ihn aus⸗ 
zahlte. Die Mutter erklärte dabei, daß die Zuwendung bei der 
Auseinanderſetzung nicht zur Ausgleichung gebracht werden 
ſolle. Das Fin A. ſah hinſichtlich des halben Steuerwerts der Zur 
wendung die Mutter und hinſichtlich eines weiteren Viertels 
die Schweſter als Schenkerin an und erließ in dieſem Sinne 
zwei Schenkungsſteuerbeſcheide. Das FinGer. dagegen vertrat 
die Auffaſſung, daß allein die Mutter als Schenkerin anzuſehen 
ſei, und zwar hinſichtlich des Steuerwerts der geſamten Zuwen⸗ 
dung. Es erhöhte demgemäß die für eine Schenkung der Mut⸗ 
ter feſtgeſetzte Steuer und hob den für eine Schenkung der 
Schweſter erlaſſenen Steuerbeſcheid erſatzlos auf. Hiergegen 
richtet ſich die RBeſchw. des Findl., mit der Wiederherſtellung 
der urſprünglichen Steuerbeſcheide erſtrebt wird. 


Die RBeſchw. iſt begründet. Der NFH. hat bereits im Urt. 
v. 23. Sept. 1930, 1e A 280/30 (RStBl. 1930, 817 = Mro⸗ 
zeks Kartei, ErbſchStG. 1925, § 23 Abſ. 1 Satz 1 Rechtsſpr. 3 
= JW. 1931, 376) ausgeſprochen, daß Zuwendungen an an: 
teilsberechtigte Abkömmlinge aus dem Geſamtgut der fortgeſetz⸗ 
ten Gütergemeinſchaft als von dem überlebenden Ehegatten allein 
gemacht gelten, wenn fie bei der Auseinanderſetzung der fortgeſetz⸗ 
ten Gütergemeinſchaft ihm allein zur Laſt fallen und deshalb von 
ihm nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft dem 
Geſamtgut zu erſetzen find. Dieſe Entſch. beruht auf dem Gedan⸗ 
ken, daß als Geber einer Zuwendung (Schenker) derjenige an⸗ 
zuſehen iſt, auf deſſen Koſten die Zuwendung geht, deſſen Ver⸗ 
mögen ſich alſo wirtſchaftlich durch die Zuwendung mindert. 
Eine ſolche Vermögensminderung tritt für die anteilsberechtig⸗ 
ten Abkömmlinge ein, wenn aus dem Geſamtgut eine Zuwen⸗ 
dung gemacht wird, die bei der Auseinanderſetzung neben dem 
überlebenden Ehegatten auch den anteilsberechtigten Abkömm⸗ 
lingen zur Laſt fällt, denn in ſolchem Falle verringert ſich durch 
die Ausführung der Zuwendung der Auseinanderſetzungs⸗ 
anſpruch der Abkömmlinge. Sie tritt aber nicht ein, wenn die 
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Zuwendung dem überlebenden Ehegatten allein zur Laſt fällt, 
dieſer alſo ihren Wert dem Geſamtgut nach Beendigung der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu erſetzen hat ($ 1487 Abſ. 2 
BGB.), denn in dieſem Falle wird der Auseinanderſetzungs⸗ 
anſpruch der Abkömmlinge ſeiner Höhe nach nicht berührt. Dieſe 
Grundſätze hat das FinGer. verkannt. Zwar lehnt es die An⸗ 
wendung des § 2054 BGB. und des $ 5 ErbſchStG aus zutref⸗ 
fenden Gründen ab. Es kann ihm aber nicht zugeſtimmt wer⸗ 
den, wenn es ausführt, die Mutter müſſe als alleinige Schen⸗ 
kerin deshalb gelten, weil ſie allein über das Geſamtgut ver⸗ 
fügen könne und weil man das Geſamtgut als ſolches, vertreten 
durch die Mutter, als Geber der Zuwendung anſehen müſſe. 
Dem iſt entgegenzuhalten, daß das Geſamtgut keine eigene 
Rechtsperſönlichteit beſitzt. Es iſt gemeinſchaftliches Vermögen 
des überlebenden Ehegatten und der Abkömmlinge. Dieſe ſind 
die Träger der daran beſtehenden Rechte und Pflichten. Wenn 
der überlebende Ehegatte im Rahmen ſeines Verwaltungsrechts 
über Beſtandteile des Geſamtguts in der Weiſe verfügt, daß 
ſich die Rechte der Abkömmlinge am Geſamtgut wirtſchaftlich 
mindern, ſo ſteht nichts im Wege, ſteuerlich den Vorgang ſo an⸗ 
zuſehen, als ob der Ehegatte inſoweit im Namen der Kinder 
und für deren Rechnung gehandelt hat. Auch das Bedenken des 
FinGer., daß die Zuwendung dann in dem Verhältnis, in dem 
der bedachte Abkömmling an dem Geſamtgut beteiligt iſt, un⸗ 
verſteuert bleibt, iſt nicht begründet. Denn dieſer Abkömmling 
wird tatſächlich nur um den Betrag freigebig bereichert, den er 
über das hinaus erhält, was er bei einer Teilauseinander⸗ 
ſetzung über die ihm zugewendeten Werte zu erhalten hätte. 
Nur dieſe Bereicherung kann durch die Schenkungsſteuer erfaßt 
werden ($ 10 Abſ. 3 ErbſchStG.). 


Hiernach war die Vorentſcheidung wegen Verkennung der 
Rechtslage aufzuheben. Die Sache iſt nicht ſpruchreif. Es kommt 
nach dem Geſagten für die Frage, wer im vorl. Fall ſteuerlich 
als Schenker zu behandeln iſt, darauf an, ob die Zuwendung 
an den Beſchwerdegegner bei einer Auseinanderſetzung allein 
der Mutter oder neben ihr auch den beiden Kindern zur Laſt 
fällt. Vereinbarungen über dieſen Punkt ſind nach dem Akten⸗ 
inhalt nicht getroffen. Es iſt nur eine Ausgleichungspflicht im 
Verhältnis der Kinder zueinander ausgeſchloſſen worden. Das 
hat auf die Höhe des der Mutter bei einer Auseinanderſetzung 
zufallenden Anteils keinen Einfluß. Der Beſchwerdegegner hat 
nach einer Erklärung der Mutter die Zuwendung als Ausſtat⸗ 
tung i. S. des $ 1624 BGB. nämlich zur Erhaltung einer ſelb⸗ 
ſtändigen Lebensſtellung bekommen. Solche Ausſtattungen fal⸗ 
len nach 8 1499 Nr. 3 BGB, ſoweit fie einem anteilsberechtig⸗ 
ten Abkömmling über das dem Geſamtgut entſprechende Maß 
hinaus gewährt werden, dem überlebenden Ehegatten, im übri⸗ 
Sa allen am Geſamtgut Beteiligten zur Laſt. Es iſt nunmehr 
Aufgabe des Fincher. zu prüfen, ob und inwieweit die Ausſtat⸗ 
tung ihrer Höhe nach das dem Geſamtgut entſprechende Maß 
überſchritten hat. Dabei ſind nicht etwa die Steuerwerte des 
Geſamtguts und der Zuwendung miteinander zu vergleichen. 
Zunächſt ſind vielmehr deren bürgerlich-rechtliche Verkehrswerte 
zu ermitteln, und unter Zugrundelegung dieſer Werte iſt dann 
die Frage der Angemeſſenheit zu prüfen. In der Erklärung der 
Mutter iſt angegeben, daß der Verkehrswert des Geſamtguts 
höher ſei als ſein Steuerwert. Soweit hiernach die Zuwen⸗ 
dung allen am Geſamtgut Beteiligten zur Laſt fällt, iſt die 
Schweſter des Beſchwerdegegners im Verhältnis ihres Anteils 
am Geſamtgut als Schenkerin zu behandeln. Sollte alſo die 
Ausſtattung im angemeſſenen Verhältnis zum Geſamtgut 
ſtehen, ſo hätte die Mutter hinſichtlich der Hälfte und die Schwe⸗ 
ſter hinſichtlich eines Viertels der Ausſtattung als Schenkerin 
zu gelten. Sollte aber die Ausſtattung beiſpielsweiſe um 
50 000 S, über das dem Geſamtgut entſprechende Maß hin⸗ 
ausgehen, jo wäre die Mutter hinſichtlich 50 000 %%% zuzüglich 
der Hälfte des Reſtes, die Schweſter hinſichtlich eines Viertels 
als Schenkerin zu behandeln. 


(RFB., 3. Sen., Urt. v. 5. März 1936, III e A 6/36.) 


Keichspatentamt | 
I ER ie ae Fl BEN 


Berichtet von den Oberregierungsräten Dr. Gieſe und 
Bindewald, Berlin 
e Wird in der amtlichen Zeitſchrift „Blatt für Patent“, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen“ abgedruckt 


43. 88 1, 4 Ziff. 1 u. 3 Wözch. Für blanke Mili⸗ 
tärwaffen iſt das Wort „Sedan“ keine ernſt⸗ 
hafte Herkunftsangabe. Seine Verwendung 
als Warenzeichen für die genannten Waren 
verſtößt auch nicht gegen das Symbolſchuß⸗ 
geſetz. f) 

Die Einſchränkung des angemeldeten Warenverzeichniſ⸗ 
ſes auf „blanke Militärwaffen“ war zuzulaſſen. Unter der 
Vorausſetzung einer ſolchen Warenbeſchränkung aber kann das 
Zeichen „Sedan“ nicht mehr als eine ernſthafte Her⸗ 
kunftsangabe dahin, daß dieſe Waren aus dem franzöſiſchen 
Landſtädtchen „Sedan“ ſtammen, angejehen werden. Gleich⸗ 
zeitig entfällt aber auch das Bedenken eines Mißbrauchs 
eines nationalen Symbols. Zwar iſt das Wort „Sedan“ für 
die deutſchen Abnehmer ein Sinnbild der deutſchen Ge⸗ 
ſchichte, doch wird ſich niemand, der dieſes Wort zur Kenn⸗ 
zeichnung blanker Militärwaffen (3. B. Offiziersſäbel) benutzt 
ſieht, in ſeinen vaterländiſchen Gefühlen verletzt fühlen. 


Bei dieſer durch die Art der Waren geihaffenen beſon⸗ 
deren Sachlage ſtehen die Beanſtandungsgründe aus 88 1, 
Ziff. 1 und 4 Ziff. 3 Wözch. und das Geſetz zum Schutze 
der nationalen Symbole v. 19. Mai 1933 dem Zeichenſchutz 
nicht entgegen. 

(RPatA., 12. BeſchwSen., Entſch. v. 12. Irn 


36, 
E 25 209/ b Wz B 12.) ] 


19 
Bd.] 


Bemerkung: Unter dem gleichen Datum entſchied der 
Senat, daß für blanke Militärwaffen auch die Kennzeichnung 
„Friedericus“ nicht gegen das Symbolſchutzgeſetz ver⸗ 
ſtoße. (B 25 215 b WzB 12.) Bd.] 


* 
44. 8 4 Ziff. 1 W656. Das bloße Wort 
Robuſta für Lichtbildapparate nicht ein⸗ 


tragbar. 


ür photographiſche Apparate und Geräte, die Waren 
der Amden it 115 angemeldete Wort „Robuſta“ in der 
Tat eine ernſthafte und deshalb der deutſchen Geſchäftswelt 
freizuhaltende Beſchaffenheitsangabe. Abgeſehen davon, daß 
es nicht ſprachwidrig wäre, außer von robuſten Lebeweſen 
oder robuſten Naturen auch von einer robuſten Kamera zur 
Bezeichnung ihrer Widerſtandsfähigkeit zu ſprechen, gehört das 
angemeldete Wort dem Sprachſchatze zweier für den deutſchen 
Handel recht wichtiger lebender Verkehrsſprachen, der italieni⸗ 
ſchen und ſpaniſchen, an. Ob der Durchſchnittskäufer von dieſer 
Tatſache Kenntnis hat, iſt hier ohne Belang. Entſcheidend iſt 
vielmehr der Umſtand, daß nach Lage der Sache die einſchla⸗ 
gigen deutſchen Verkehrskreiſe ein ernſthaftes Bedürfnis haben, 
daß fie insbeſ. im Ausfuhrhandel die angemeldete Bezeichnung 
ungehindert benutzen dürfen. Erwähnt ſei noch, daß das Wort 
Robuſta bereits für Fahrräder als reine Beſchaffenheitsangabe 
zurückgewieſen worden iſt. (G 35 566/10 W.) 


(RPatA., 12. BeſchwSen., Entſch. v. 12. Juni 1936, 
J 19 537/22 b WzB 12.) (Bd. 
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45. 58 4 Ziff. 1 Wbz G. Löſchung des Wortzei⸗ 
chens „Kathodenfallableiter“ (für elektriſche 
Überſpannungsſchutzapparate), da phantaſie⸗ 
loſer Warenname. Hohe Anforderungen an 
den Durchſetzungs nachweis bei „glatten“ Be⸗ 
ſchaffenheitsangaben. 


Auf Grund einer Anmeldung vom 3. Sept. 1932 iſt der 
BeſchwF. am 26. Okt. 1933 das reine Wortzeichen „Katho⸗ 
denfallableiter“ für elektriſche Uberſpannungsſchutzappa⸗ 
rate eingetragen worden. Bereits wenige Monate ſpäter hat die 
Antragſtellerin um Löſchung des Zeichens nachgeſucht. Die An⸗ 
meldeabteilung hat dem Antrage ftattgegeben, 


Weder das ſchriftliche noch das mündliche Vorbringen der 
Zeicheninhaberin war dazu angetan, die Begr. des angefochtenen 
Löſchungsbeſchluſſes zu erſchüttern. 


Der Senat trägt keinerlei Bedenken gegen die Feſtſtellung 
der Anmeldeabteilung, daß man es bei dem Streitzeichen mit 
nichts anderem als einem phautaſieloſen Warennamen zu tun 
hat, beſagt doch die durchaus ſprachgerecht ausgefallene Wort⸗ 
zuſammenſetzung „Kathodenfallableiter“ lediglich, daß ein jo be- 
nannter elektriſcher Überſpannungsableiter die phyſikaliſche Er⸗ 
ſcheinung des ſogenannten „Kathodenfalles“ ausnutzt. Der Ober⸗ 
begriff für einen Kathodenfallableiter iſt alſo der „Überſpan⸗ 
nungsableiter“. Nun gibt es, wie auch die Zeicheninhaberin ein⸗ 
räumt, verſchiedene Arten ſolcher Ableiter; und da leuchtet es 
ohne weiteres ein, daß den beteiligten Verkehrskreiſen noch nicht 
mit der Möglichkeit einer ungehinderten Verwendung der Be⸗ 
zeichnung „Überſpannungsableiter“ gedient iſt, fie müſſen viel⸗ 
mehr auch in der Lage ſein, die beſondere Eigenart ihrer Über⸗ 
ſpannungsableiter in ſprachüblicher Weiſe zu kennzeichnen. 
Außerdem muß den Wettbewerbern der Zeicheninhaberin un⸗ 
verwehrt bleiben, für eine ſolche Kennzeichnung einer beſonderen 
Abart von Überſpannungsableitern an Stelle einer langatmigen 
Benennung eine möglichſt gedrungene Form zu wählen, wie fie 
das angegriffene Zeichen aufweiſt. Inſoweit gleicht der vorl. 
Fall dem in der Senkntſch. v. 29. März 1933 behandelten („Zeit 
aus der Steckdoſe“: PatMuſtZeich Bl. 1933, 119 ff.). Dort hat der 
erk. Sen. hervorgehoben, daß ſolche gedrungene Form nichts Un⸗ 
gewöhnliches iſt, ſich vielmehr heutzutage in der kaufmänniſchen 
Werbung aus naheliegenden Gründen großer Beliebtheit erfreut 
(vgl. auch die SenEntſch. v. 26. Juni 1935 über die Eintragbar⸗ 
keit des Wortzeichens „Aroma in der Tüte“ für Kaffee, Tee 
und Kakao: JW. 1935, 3191 und MittBatl. 1935, 325, ſowie 
b. 8. Dez. 1933: Verneinung der Schutzfähigkeit der Wortprä⸗ 
gung „Steilkreis“ für Rundfunkapparate: PatMuſtzeichBl. 
1934, 8). 


Dieſe Auffaſſung wird durch zahlloſe, von der Anmelde— 
abteilung eingeholte Auskünfte erhärtet. Auffällig iſt ſchon, daß 
die Zeicheninhaberin — ausweislich Bl. 10 der Prüfungsakten 
des Streitzeichens — das umkämpfte Wort mindeſtens anfangs 
ſelbſt nicht zeichenmäßig verwendet hat. In der ſeinerzeit von 
ihr der Prüfungsſtelle überreichten Werbungsſchrift iſt die Be⸗ 
zeichnung „Kathodenfallableiter“, obwohl ſie mehrfach darin 
wiederkehrt, nirgends zeichenmäßig herausgehoben, etwa durch 
Anführungsſtriche oder durch den Zuſatz „Schutzmarke“. Die 
eigentliche Schutzmarke der Zeicheninhaberin ſteht für ſich allein 
am Kopfe der Werbungsſchrift, und auf der zweiten Seite 
heißt es am Anfang: „Die ... Kathodenfall⸗Ableiter der Type 
. .. Auch dieſe Bezeichnung ſpricht dafür, daß die Zeichen⸗ 
inhaberin das angemeldete Zeichen urſprünglich ſelbſt lediglich 
als Warenname gedacht hat. 


Unbeachtlich iſt der Einwand der BeſchwF., die in Rede 
ſtehende Kennzeichnung ſei ihre eigene Schöpfung, niemand habe 
zuvor eine derartige Wortzuſammenſtellung für Überſpannungs⸗ 
ſchutzapparate gebraucht. Dieſe Angabe mag zutreffen. Aber nach 
ſtändiger Amtsübung verdienen ſelbſt Neuprägungen keinen 
Zeichenſchutz, wenn ſie phantaſievoller Formung entbehren und 
ein ernſthaftes Freihaltungsbedürfnis anzuerkennen iſt. 

Nach alledem hätte das Zeichen dem Löſchungsangriffe nur 
dann Stand halten können, wenn der Beſchwß. der von ihr ver⸗ 
ſuchte Nachweis einer Durchſetzung des Zeichens allenthalben 


im Verkehr als Eigenmarke gelungen wäre. Dieſer Beweis iſt 
indes nicht erbracht. Auch in der Bewertung des Ergebniſſes 
der umfangreichen Durchſetzungsermittlungen der Anmeldeab⸗ 
teilung und des ſonſtigen Beweisſtoffes war vielmehr dem an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſe beizutreten. Mit Recht betont die An⸗ 
meldeabteilung in der Begr., daß im vorl. Falle einer ſoge⸗ 
nannten „glatten“ Beſchaffenheitsangabe an den Nachweis der 
Durchſetzung beſonders hohe Anforderungen zu ftellen find und 
deshalb das Ermittlungsergebnis keineswegs für eine Bejahung 
der Schutzwürdigkeit des Zeichens ausreicht. Schon allein die 
Tatſache, daß nicht einmal volle zwei Drittel der u. a. befragten 
Handelskammern die Durchſetzung bejaht haben, muß das Zei⸗ 
chen zu Falle bringen. Es geht auch nicht an, wie die Zeichen⸗ 
inhaberin möchte, den Außerungen der Wettbewerber rundweg 
jede Bedeutung abzuſprechen. Schließlich müſſen dieſe Kreiſe 
dank ihrer Fachkunde am beſten beurteilen können, ob die ange⸗ 
griffene Bezeichnung der Allgemeinheit freizuhalten iſt oder 
nicht. Anders wäre zu urteilen, wenn etwa nur einige wenige 
Wettbewerber ungünftige Auskünfte erteilt hätten und ſich im 
übrigen alle oder doch faſt alle in Betracht kommenden Ver⸗ 
kehrskreiſe für eine Durchſetzung ausgeſprochen hätten. 


Beachtung verdient ſchließlich auch, daß außer der Antrag⸗ 
ſtellerin noch eine andere Firma die Zwangslöſchung des Zei⸗ 
chens unter Beifügung einer Reihe von Belegen beantragt hat, 
immerhin ein Anzeichen für die Einſchnürung der Bewegungs⸗ 
freiheit der Geſchäftswelt durch den dem Streitzeichen verlie⸗ 
henen Schutz. 


War hiernach das Zeichen als ein bloßer Warenname ge: 
mäß den im angefochtenen Erkenntniſſe angeführten Beſt. des 
WbzGl. zu löſchen, fo kann die in zweiter Linie von der Antrag 
ſtellerin zur Stützung ihres Löſchungsbegehrens aufgeſtellte, 
nach der Überzeugung des Senats noch nicht voll geklärte Be⸗ 
hauptung unentſchieden bleiben, das ſtrittige Wort ſei auch als 
eine irreführende Angabe i. S. des 8 4 Ziff. 3 WbzGG. von 
der Rolleneintragung auszuſchließen geweſen. 


(RPatA., 12. BeſchwSen., Entſch. v. 28. Mai 1936, 
8 33 323/92 b Wz BA.) Bd.] 


* 


46. 88 5, 20 WD z G. Zuläſſigkeit eines Wider- 
ſpruchs mit offenbar unrichtiger Faſſung. Das 
(für Gardinen mit Laufrollen beftimmte) Zei⸗ 
chen „Rollvo“ nicht verwechſelbar mit „Roll- 
e a ee 


Die Vorfrage, ob etwa, wie die Anmelderin meint, ber 
Widerſpruch der BeſchwF. als unzuläſſig zu erachten iſt, war 
unbedenklich zu verneinen. Zwar lautet der erſte Satz der 
Widerſpruchsfriſt vom 1. Nov. 1935: 


„Auf die Benachrichtigung ... erhebe ich hiermit auf 
Grund der für mich unter Nr. ... eingetragenen Wort⸗ 
zeichen . Widerſpruch ..“ Der Umſtand, daß die Gegen: 
zeichen nicht für den Unterzeichner der Widerſpruchsſchrift 
ſelbſt eingetragen ſtehen, vermag jedoch den Widerſpruch nicht 
zu einem unzuläſſigen zu ſtempeln. Denn der unbefangene 
Leſer kann und muß auf den erſten Blick erſehen, daß es ſich 
hier um ein bloßes Verſehen, eine offenbare Unrichtigkeit han⸗ 
delt und der Unterzeichner der Widerſpruchsſchrift, ein Pa⸗ 
tentanwalt, den Widerſpruch ſelbſtverſtändlich nicht im eigenen 
Namen, ſondern als Vertreter der Firma erheben wollte, die 
als Inhaberin der in der Widerſpruchsſchrift erwähnten Zei⸗ 
chen in der Rolle eingetragen ſteht. 


In der Sache ſelbſt war indes in Übereinſtimmung mit 
dem angefochtenen Beſchluſſe zuungunſten der Widerſprechen⸗ 
den zu entſcheiden. 


Das angemeldete Wortzeichen lautet „Rollvo“ und iſt 
für folgende Waren beſtimmt: „Vorhang- und Gardinen⸗ 
ſtangen; Gardinenſtaugenträger; Kleineiſenwaren“. Die Wider⸗ 
ſpruchszeichen der BeſchwF. heißen „Rollfix“ und „Roll? 
frei” (geſchützt u. a. für Fenſtergarnituren, Laufrollen u. dgl.). 
Die Widerſprechende fühlt ſich dadurch beſchwert, daß die Brit 
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fungsſtelle die zeichenrechtliche Ubereinſtimmung der einander 
gegenüberſtehenden Zeichen verneint hat. 


Dem Beſchwerdevorbringen vermochte der Sen. nicht zu 
folgen. Es kann ununterſucht bleiben, ob der den Zeichen ge⸗ 
meinſame Beſtandteil „Roll“ für Waren der in Rede ſtehen⸗ 
den Art ſchon häufig von vielen Firmen in Verbindung mit 
anderen wörtlichen Beſtandteilen benutzt worden iſt. Denn auf 
jeden Fall entbehrt die Silbe „Roll“ für diejenigen Waren 
der Parteien, die als einander gleichartig in Betracht kommen, 
z. B. „Laufrollen“, unzweifelhaft ſelbſtändiger zeichenmäßiger 
Kennzeichnungskraft. Es bedarf alſo keiner Feſtſtellung, ob 
das Wort „Roll“ etwa als „verwäſſert“ anzuſehen iſt. Von 
einer Verwechſlungsgefahr könnte danach ernſtlich nur dann 
die Rede ſein, wenn ſich etwa die Zeichen nicht bloß in der 
Anfangsſilbe, ſondern auch als Ganzes betrachtet zu nahe 
kämen. Eine ſo enge Verwandtſchaft beſteht aber nicht. In 
ihren Endſilben — „vo“ einerſeits und „fix“ und „frei“ an⸗ 
dererſeits ſind die Zeichen bildlich, klanglich und begrifflich 
derart verſchieden, daß auch der Geſamteindruck weſentlich ab⸗ 
weicht. Die Widerſprechende überſchätzt offenbar den Schutz⸗ 
umfang der Wortgebilde „Rollfix“ und „Rollfrei“ erheblich. 
Sie können nur einen ſchwachen Schutz beanſpruchen, da außer 
der erſten auch ihre zweite Silbe im Gegenſatz zur zweiten 
Silbe des angemeldeten Zeichens für ſich allein ſchutzunfähig 
iſt und auch die Zuſammenſtellung der beiden Teile als 
ſolche wenig phantaſievoll iſt, beſagen doch die Bezeichnungen 
„Rollfix“ und „Rollfrei“ nichts anderes als: Die ſo gekenn⸗ 
zeichnete Ware, z. B. eine Laufrolle, „rollt fix“ und „rollt 
frei“. Die einzige Abweichung vom Sprachüblichen beſteht 
in der Zuſammenziehung beider Worte zu einem einzigen 
unter Ausſtoßung lediglich des Endbuchſtabens „t“ des erſten 
Beſtandteils „rollt“. 


Demgegenüber iſt das angemeldete Zeichen als Verſchmel⸗ 
zung des Wortes „Rolle“ mit dem Anfang des Firmen⸗ 
beſtandteiles „Vo...“ weit eigenartiger ausgefallen. 


(RPat A., 12. BeſchwSen., Entſch. v. 9 Juni 1936, 
V 15 729/24 Wz B 12.) Bd.] 


| Badiſcher verwaltungsgerichtshof | 


Berichtet von Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Klotz, Karlsruhe 


47. § 154 GewO. Eine Geſellſchaft mit be- 
ſchränkter Haftung, die ein offenes Laden⸗ 
geſchäft betreibt, iſt nach 8 15a GewO. ver⸗ 
pflichtet, ihre Firma, alſo auch den Zuſatz 
„GmbH.“ an der Außenſeite oder am Ein⸗ 
gang des Ladens anzubringen. ) 


Die Frage, ob 515 GewO. allgemein auch juriſtiſche 
Perſonen, wenn ſie als Gewerbetreibende einen offenen Laden 
haben oder Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft betreiben, verpflichtet, 
ihren Namen oder, ſpweit fie Kaufmannseigenſchaft beſitzen, 
ihre Firma an der Außenſeite oder am Eingang des Ladens 
(der Wirtſchaft) in deutlich lesbarer Schrift anzubringen, 
wird von der Rſpr. und Rechtslehre nicht einheitlich be⸗ 
antwortet. 


Die Anſicht, daß 8 154 GewO. nur auf natürliche 
Perſonen — mit dem in Abſ. 3 enthaltenen Vorbehalt — 
Anwendung finden könne, wird damit begründet, daß nur 
natürliche Perſonen einen Familien⸗ und Vornamen hätten 
und ſich Abf. 1, welcher deren Anbringung vorſchreibt, deshalb 
ſelbſtverſtändlich nur auf ſolche beziehen könne. Abſ. 2 aber, 
der von der Anbringung der Firma ſpricht, alſo an ſich auch 
juriſtiſche Perſonen, insbeſ. Kapitalgeſellſchaften treffen würde, 
ſei nach dem Wortlaut lediglich als Ergänzung zu Abſ. 1 zu 
verſtehen, wie ſich aus dem Satzteil „haben zugleich die 
Firma“ klar ergebe. Auf dieſem Standpunkt ſtehen das Er⸗ 
läuterungsbuch zum Gmb. von Scholz (84 Anm. XI) und 


das ORG. Hamburg im Urt. v. 19. März 1928 (Gem Arch. 
26, 20). 

Demgegenüber hat ſich das Bezirksamt der u. a. von 
Landmann, Gew., 8. Aufl., Anm. 2 zu § 15a und 
Stenglein, Strafrechtl. Nebengeſetze, 5. Aufl., Anm 9 
zu § 15 a vertretenen Auffaſſung angeſchloſſen, daß auch eine 
GmbH. verpflichtet ſei, ihre volle Firma anzubringen, wenn 
ſie einen offenen Laden unterhält. Dieſe Auffaſſung iſt auch 
zu entnehmen aus den Urt. des OLG. Naumburg (Reger 53, 
324) und Darmſtadt (GewArch. 32, 345). Aus den Urt. des 
OLG. Poſen (Reger 34, 4) und des PrOVG. v. 29. Mat 
1913 (Reger 34, 252; GewArch. 13, 366) ergibt ſich jeden⸗ 
falls ſoviel, daß dieſe offenbar davon ausgingen, daß die 
Anbringung der Firma der GmbH. ausreichend und dem 
Geſetz entſprechend ſei, da ſonſt wohl etwas darüber geſagt 
wäre, daß eine Bezeichnung des Inhabers des Betriebs über⸗ 
haupt nicht vorgeſchrieben ſei. 

„Der Gerichtshof tritt der Auffaſſung des Bezirksamts 
bei aus folgenden Erwägungen: 


815 Gewd. iſt durch Art. 9 Ech HGB. v. 10. Mai 
1897 in die GewO. eingefügt worden und am 1. Jan. 1900 
in Kraft getreten. Wie ſich aus der Begründung dieſer Vor⸗ 
ſchrift in der „Denkſchrift zu dem Entwurf eines HGB. und 
eines Einf.” (NTDrudf. 632 aus der 9. Legper., IV. Seil. 
1895—97 S. 3156 ff.) ergibt, ſteht die Aufnahme der Vor⸗ 
ſchrift im Zuſammenhang mit der Regelung des Firmen⸗ 
rechts im HGB. Da vom Grundſatz der Firmenwahrheit in 
einigen Fällen, insbeſ. bei übernahme eines Geſchäfts durch 
den Erwerber im Intereſſe der Firmenbeſtändigkeit ab⸗ 
gewichen wurde, war damit zu rechnen, daß der Grundſatz 
des HGB., wonach der Erwerber eines Geſchäfts mit Ge⸗ 
nehmigung des bisherigen Inhabers die alte Firma unver⸗ 
ändert fortführen darf, zu Irrtümern über die Perſon des 
Geſchäftsinhabers führen und Täuſchungen Vorſchub leiſten 
kann. Um dieſen hauptſächlich für den kleinen Verkehr (Detail⸗ 
verkehr) zu beſorgenden Mißſtänden vorzubeugen, genüge es, 
wie die Begründung ausführt, wenn den Gewerbetreibenden, 
die einen offenen Laden haben, unter Androhung von Strafen 
die Verpflichtung auferlegt wird, ihren perſönlichen Namen 
an dem Laden in deutlich lesbarer Schrift anzubringen. 
Hierbei ſeien aber nicht bloß die firmenberechtigten Kauf⸗ 
leute in Betracht zu ziehen, vielmehr entſpreche es der Natur 
der Sache, die zu erlaffenden Vorſchriften auch auf Minder⸗ 
kaufleute und ſonſtige Gewerbetreibende, die einen offenen 
Laden haben, zu erſtrecken. Durch Art. 9 des Entwurfs eines 
EHB. wird, fo heißt es hier weiter, „die Befugnis der 
Kaufleute, die Firma eines von ihnen erworbenen Geſchafts 
fortzuführen, nicht berührt. Nur ſind die firmenberechtigten 
Kaufleute verpflichtet, an dem Laden ihre Firma, daneben 
aber noch ihren perſönlichen Namen anzubringen, wenn 
dieſer nicht bereits aus der Firma zu entnehmen if.” In 
der Denkſchrift iſt auch ausgeführt, ähnliche Belt. ſeien ſchon 
gegenwärtig für manche Orte im Wege der Pol BO. getroffen. 

Aus dieſen Darlegungen ergibt ſich klar die Abſicht, die 
der Geſetzgeber mit dem 8 15a Gemd. verfolgt hat. Es ſollte 
dadurch die polizeilich wichtige, verſchiedentlich auch ſchon 
durch Pol VO. geregelte Materie reichsrechtlich geordnet wer⸗ 
den, ob und in welcher Weiſe bei offenen Ladengeſchäften 
der Inhaber zu bezeichnen ift, um das Publikum vor Irre⸗ 
führung zu ſchützen und ihm zu ermöglichen, ſich an Ort und 
Stelle über den Inhaber zu unterrichten. Dieſe Regelung ſollte 
wohl eine erſchöpfende fein; Pol VO. ſollten hiernach nicht 
nur ausgeſchloſſen, ſondern entbehrlich ſein. 

Daß ſich dieſe Regelung nur auf einen Teil von Ge⸗ 
werbetreibenden erſtrecken ſollte, nämlich nur auf die natür⸗ 
lichen Perſonen, iſt von vornherein unwahrſcheiulich, dent 
das polizeiliche Bedürfnis liegt auch bei juriſtiſchen Perſonen 
gleicherweiſe vor und erſchöpft ſich nicht etwa in der Ver⸗ 
pflichtung des Einzelkaufmanns, ſeinen perſonlichen Namen 
kenntlich zu machen. Mit fortſchreitender Entwicklung des Ge⸗ 
ſchäftslebens und dem Vordringen der Kapitalgeſellſchaften 
auch im Detailgeſchäft (Einzelhandel) trat das Bedürfnis, daß 
der Geſchäftsinhaber auch bei den von ſolchen Geſellſchaften 
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betriebenen Einzelgeſchäften angegeben wird, verſtärkt hervor. 
Es iſt offenſichtlich, daß die Denkſchrift davon ausgeht, daß 
der firmenberechtigte Kaufmann in erſter Linie ſeine Firma 
anzubringen hat, den perſönlichen Namen außerdem aber 
nur dann, wenn er nicht bereits in der Firma enthalten iſt. 
Der Grundgedanke der geſetzlichen Regelung iſt ſonach der, 
daß unter allen Umſtänden entweder die Firma oder der 
perſönliche Name des Geſchäftsinhabers anzubringen iſt und 
daß die genauere Regelung des 8 15 a ſich nur darauf erſtreckt, 
welche von dieſen Bezeichnungen im einzelnen Fall angebracht 
werden muß. 

Es mag zugegeben werden, daß dieſe Abſicht des Ge⸗ 
ſetzgebers in $ 15a nicht den klaren Ausdruck gefunden hat, 
der notwendig geweſen wäre. Die Faſſung des Geſetzes geht 
nicht wie die Begründung von der Firma aus, ſondern ſtellt 
ohne erſichtlichen Grund die Pflicht zur Anbringung des 
Familien⸗ und Vornamens voran. So nur konnte es dazu 
kommen, daß die Pflicht zur Anbringung der Firma mit dem 
Worte „zugleich“ an den erſten Abſatz angehängt wurde. 
Dieſem Umſtand darf aber, wie ſich aus dem geſamten Zu⸗ 
ſammenhang ergibt, nicht die entſcheidende Bedeutung bei⸗ 
gelegt werden, die ihm die Kl. zuſprechen möchte. Das OLG. 
Darmſtadt (GewArch. 32, 345) iſt aus im weſentlichen gleichen 
Erwägungen zu demſelben Ergebnis gelangt wie der Ge⸗ 
richtshof; zutreffend iſt dort weiter ausgeführt: Wollte man 
den entgegengeſetzten Standpunkt vertreten, ſo iſt „die not⸗ 
wendige Folge die, daß eine Akt., GmbH. oder eingetragene 
Genoſſenſchaft, auch wenn ſie einen offenen Laden haben oder 
Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft betreiben, überhaupt keine An⸗ 
ſchrift anzubringen brauchen. Wie auf dieſe Weiſe dann der 
Zweck des § 15 a, der ſich auf dem Prinzip der Firmenwahr⸗ 
heit aufbaut (GewArch. 13, 367), erreicht werden ſoll, iſt 
nicht recht erſichtlich. Es würde dann eine Ausnahme für die 
Gmb.., AS. und eingetragene Genoſſenſchaften ohne er⸗ 
kennbaren Grund gemacht. Ein Zuſtand der Unſicherheit, den 
das Geſetz ja gerade vermeiden will, wäre die unausbleib⸗ 
liche Folge.“ 

Daß die zu einer ſolchen Folge führende Auslegung nicht 
den polizeilichen Bedürfniſſen und der allgemeinen im Ge⸗ 
ſchäftsleben herrſchenden Auffaſſung entſprechen kann, ergibt 
ſich aus dem Angeführten. Selbſt wenn man deshalb entgegen 
der oben begründeten Auffaſſung des Gerichtshofs annehmen 
wollte, daß nach dem Wortlaut des § 15 Abſ. 1 und 2 
GewO. die darin angeordnete Verpflichtung die juriſtiſchen 
Perſonen nicht treffe, und Bedenken tragen würde, ſie durch 
eine den Zweck der Vorſchrift berückſichtigende Auslegung auf 
dieſe auszudehnen, ſo müßte man feſtſtellen, daß es angeſichts 
der heutigen Auffaſſung und der polizeilichen Bedürfniſſe 
einen ordnungswidrigen Zuſtand darſtellen würde, wenn bei 
einer nicht unerheblichen Anzahl von Ladengeſchäften keine 
oder nur frei gewählte Bezeichnungen angeſchrieben wären. 
Das in § 15a GewO. berückſichtigte polizeiliche Bedürfnis be⸗ 
ſteht in heutiger Zeit ſicherlich in nicht geringerem Umfang 
bei den von juriſtiſchen Perſonen betriebenen Ladengeſchäften 
(Wirtſchaften) wie bei denen, deren Inhaber natürliche Per⸗ 
ſonen find. Auch ſonſt beſteht gerade heute ein lebhaftes Ve⸗ 
ſtreben danach, in der Firmen⸗ und Geſchäftsbezeichnung weit⸗ 
gehende Klarheit zu ſchaffen (vgl. hierzu Peus, Firma und 
Geſchäftsbezeichnung: JW. 1936, 431). Einer Erörterung, 
ob bei Nichtanwendbarkeit des 8 15a GewO. die Polizei nicht 
berechtigt wäre, zur Beſeitigung eines ordnungswidrigen Zu⸗ 
ſtandes gem. 8 30 PolSt®B. die Anbringung der Firma zu 
verlangen, bedarf es aber nicht, da die Verpflichtung der Kl., 
an ihren Verkaufsſtellen ihre Firma anzubringen, ſich durch 
eine ſinngemäße Auslegung des $ 15a GewO. ohne Bezug⸗ 
nahme auf das allgemeine Polizeirecht ergibt. Es handelt ſich 
hier um den Fall, daß das poſitive Geſetz die Rechtsidee nicht 
klar zum Ausdruck kommen läßt. Daß in einem ſolchen Falle 


die Rechtsidee vorgeht, wenn die Auslegung des Geſetzes ihre 
Berückſichtigung nicht völlig ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, 
entſpricht der nationalſozialiſtiſchen Rechtsauffaſſung. 

(Bad VGH. v. 22. April 1936, 26/36.) 


Anmerkung: Bei Kleingewerbetreibenden und Hand- 
werkern, die nicht firmenberechtigt und daher im Handels⸗ 
regiſter nicht eingetragen Find (8 4 HGB.), gibt es nur ein 
ſicheres Mittel, dem Publikum die Kenntnis, mit wem es zu 
tun hat, zu vermitteln: die unter gewerbepolizeilichem Zwang 
ſtehende Außenanſchrift des Vor- und Zunamens des 
Inhabers. Die gewerbeſteuerlichen Anmeldungen find um 
zuverläſſig. 

Bei „Kaufleuten, die eine Handelsfirma führen“, da⸗ 
gegen kann immerhin die Angabe der vollſtändigen Firma 
genügen, weil dieſe die Aufklärung durch Einſichtnahme des 
Handelsregiſters ermöglicht. Eine Gmbh. ift nach 8 6 HOB., 
§ 13 Gmb. „Kaufmann“ und erkennbar nur durch ihre 
Firma. Die Gmbh. als ſolche iſt Inhaber des offenen Ladens 
(oder der Wirtſchaft). 

Der Entſch., daß auch die Kapitalgeſellſchaft in der 
Außenanſchrift die „Firma“ — einſchließlich Rechtsform —- 
anzugeben hat, iſt daher ſchon aus praktiſchem Bedürfnis 
heraus zuzuſtimmen. Fortlaſſung der Rechtsform oder Ge⸗ 
brauch lediglich einer Etabliſſementsbezeichnung in der Außen⸗ 
anſchrift ſchließt jede Ermittlungsmöglichkeit der Firma und 
ihrer Rechtsverhältniſſe fo gut wie aus, jo daß das Handels- 
regiſter ſeinen Zweck mehr oder minder verfehlt. Die Ver⸗ 
kehrsſicherheit fordert die Beachtung des Zuſammenhangs 
zwiſchen $ 15a GewO. und Handelsregiſter. Daß dies der 
Abſicht des Geſetzgebers entſpricht, hebt die Entſch. mit dem 
Hinweis auf die Entſtehungsgeſchichte des 8 154 GewO. zu 
treffend hervor. 


Aber auch ſonſt hält die rechtliche Begründung Stich. 


Den ſorgſam abgewogenen Gründen, die — ohne den ſtutzig 
machenden Wortlaut des § 15 a a. a. O. zu ignorieren — au 
Sinn und Zweck desſelben zurückgreifen und dieſem 
die Entwicklung des Geſchäftslebens unterordnen, iſt nichts 
hinzuzufügen. Die Entſch. iſt ſchöpferiſch in nationalſozialiſti⸗ 
ſchem Geiſte, der über den aus der Rechtsidee geborenen 
Wortlaut des Tages hinaus den gültigen Sinn im Wege 
ausdehnender Auslegung als Willen des Geſetzgebers feſtſtellt. 


Mit dieſer Entſch., die auf Wahrheit und Klarheit der Mi 


Außenfirmierung dringt, ift der Tarnung hinter Etabliſſe⸗ 
mentsnamen ein wirkſamer Riegel vorgeſchoben. Es wäre 
zu wünſchen, daß auch die Regiſtergerichte ſich dem Vor 
gehen des VerwGer. anſchließen und jede Abweichung vom 
eingetragenen Wortlaut der Firma als Firmenmißbrauch nach 
837 HGB. behandeln, ſofern nicht der Vorſchrift des 8 152 
GewO. in der von obiger Entfch. gegebenen Auslegung außer 
dem genügt iſt. Die Neigung, aus liberalem Entgegenkommen 
ohne Zuſammenhang mit der Erfüllung der gewerbepolizei⸗ 
lichen Vorſchrift Außenanſchriften als Etabliſſementsnamen, 
Reklame u. dgl. zu werten, gegen die ein Einſchreiten aus 
8 37 HGB. nicht gegeben ſei, gefährdet die Verkehrsſicherheit 
(ogl. Peus: JW. 1936, 431). Man mag dieſe Surrogate 
zulaſſen neben, nicht aber ſtatt 8 15a Send. 

Die weiteren Forderungen neuerer Zeit, in Anlehnung 
an engliſches Recht auch Vor- und Zunamen der Ser 
ichäftsführer (Vorſtands⸗, Aufſichtsratsmitglieder) auf Druck“ 
ſachen anzugeben, kann nur der Geſetzgeber erfüllen, da 
8 15a GewO. nur Außenauſchriften betrifft (vgl. C riſolli⸗ 
Entwurf eines Geſetzes zur Vereinheitlichung uſw. 
Handelsregiſters, S. 24 ff., 34 Nr. 22, S. 41 Nr. 92). Das 
gleiche gilt von Unternehmungen, die keinen offenen ze 
den haben. 

AR. Groſchuff, Berlin. 
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